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Einführung: 
Folge dem Geld

Kann der Westen(1) jemals wieder zu alter Größe gelangen? Und sollte er es überhaupt versuchen?
Zwischen dem Jahr 1800 und der Jahrtausendwende entwickelte sich der Westen(2) zur vorherrschenden Macht auf dem Planeten. Zunächst nur einer von mehreren gleichrangigen Akteuren war er schließlich für 80 Prozent der Weltwirtschaftsleistung verantwortlich. Gleichzeitig stiegen die Durchschnittseinkommen in den westlichen Industriestaaten auf das Fünfzigfache der übrigen Welt.
Diese überwältigende wirtschaftliche Dominanz führte zu einer politischen, kulturellen, sprachlichen und sozialen Neuordnung des Planeten nach westlichem Vorbild. Fast überall auf der Welt wurde der Nationalstaat(1), ein Produkt innereuropäischer Entwicklungen, zur politischen Norm und ersetzte die enorme Vielfalt aus Stadtstaaten, Königreichen, Kalifaten, Bistümern, Scheichtümern, Stammesfürstentümern, Imperien und Feudalregimen, die den Globus zuvor geprägt hatten. Englisch wurde die Sprache des Welthandels, Französisch (und später wiederum Englisch) die Sprache der Diplomatie. Die Welt deponierte ihre Überschüsse auf westlichen Banken, wobei das Pfund(1) und später der Dollar(1) Gold als Schmiermittel des internationalen Handels ersetzten. Aufstrebende Intellektuelle aus aller Welt studierten an westlichen Universitäten, und Ende des 20. Jahrhunderts vergnügte sich die Menschheit mit Hollywoodfilmen und europäischem Fußball.
Doch dann legte die Geschichte plötzlich den Rückwärtsgang ein.
Durch die Große Stagnation(1) nach der Großen Rezession(1) infolge der globalen Finanzkrise von 2008 sank der Anteil des Westens(3) an der Weltwirtschaftsleistung von 80 Prozent auf 60 Prozent, und seitdem nimmt er langsam, aber stetig weiter ab. Die Reallöhne gingen zurück und die Jugendarbeitslosigkeit stieg sprunghaft an, während es gleichzeitig bei den öffentlichen Dienstleistungen zu Kürzungen kam und die öffentliche und private Verschuldung(1) dramatisch zunahm. Das in den 1990er Jahren noch so unerschütterliche Selbstbewusstsein des Westens war dahin, Selbstzweifel und innere Spaltung prägten von nun an den liberal-demokratischen politischen Diskurs. Gleichzeitig gewannen andere Wirtschaftsmodelle an Bedeutung, allen voran die autoritäre, zentral gelenkte Planung des chinesischen Staates, die in den letzten vier Jahrzehnten mit einem erstaunlichen Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens von durchschnittlich über 8 Prozent pro Jahr aufwarten kann. Mit anderen Worten, das tatsächliche chinesische Einkommen(1) verdoppelt sich alle zehn Jahre. Wie konnte sich das Gleichgewicht der Weltwirtschaft so sehr zuungunsten des Westens verschieben? Und handelt es sich dabei um etwas, das rückgängig gemacht werden kann, oder ist es schlicht der natürliche Lauf der Dinge, an den sich der Westen eben besser anpassen sollte?   
[image: ]
Es ist nicht das erste Mal, dass die Welt einen so dramatischen Aufstieg und Niedergang erlebt. Roms(1) Aufstieg zur Weltmacht der Antike begann im zweiten Jahrhundert v. Chr. und dauerte fast 500 Jahre an, bevor das Reich Mitte des ersten nachchristlichen Jahrtausends kollabierte. Obwohl er sich vor 1500 Jahren ereignete, lassen sich aus dem Untergang Roms immer noch wichtige Lehren für die Gegenwart ziehen. Tatsächlich kann uns ein Vergleich mit der Geschichte des Römisches Reiches und seiner Welt dabei helfen, die Geschichte und Gegenwart des modernen Westens(4) neu zu bewerten. Wir sind beileibe nicht die Ersten, die das Schicksal Roms auch heute noch für lehrreich halten, aber bisher wurde es vor allem als Ausgangspunkt für eine vorwiegend westlich geprägte Diagnose der aktuellen Situation genutzt. In seinem viel beachteten Kommentar zum Bataclan-Massaker(1) im Jahr 2015 in Paris, der in führenden Zeitungen auf beiden Seiten des Atlantiks (nicht zuletzt in der Sunday Times und im Boston Globe) veröffentlicht wurde, schrieb der Historiker Niall Ferguson(1), dass Europa »in seinen Einkaufszentren und Sportstadien dekadent geworden ist«, während man gleichzeitig »Fremde hereinließ, die seinen Reichtum begehrten, ohne jedoch ihren angestammten Glauben abzulegen … Wie das Römische Reich im frühen fünften Jahrhundert hat Europa zugelassen (unsere Hervorhebung), dass seine Verteidigungsanlagen verfallen«. Ferguson schließt: »Genau so gehen Zivilisationen unter.« Inspiriert ist er hierin von Edward Gibbons(1) berühmtem Meisterwerk Verfall und Untergang des römischen Imperiums. Darin argumentiert Gibbon, dass Rom langsam von innen heraus erodierte, nachdem es begonnen hatte, Fremde – eine seltsame Mischung aus Christen und Barbaren(1) wie Goten(1) und Vandalen(1) – innerhalb seiner Grenzen zu dulden. Als hätte es sich einen Virus eingefangen, der seinen Wirt sukzessive aller Kraft beraubt, verfiel das Reich nach seinem Goldenen Zeitalter langsam bis zu dem Punkt, an dem es seinen Lebenswillen verlor. Gibbons Grundannahme, dass Rom sein Schicksal selbst in der Hand gehabt habe, wirkt bis heute nach, und für Ferguson und andere ist die Lektion, die uns der Untergang Roms erteilt, offensichtlich. Die Therapie für den Niedergang eines Imperiums besteht darin, die Grenzen zu kontrollieren, »Fremde« fernzuhalten, Mauern zu bauen und sich auf den eigenen, angestammten Glauben zu besinnen, während man gleichzeitig die nationalistischen Muskeln spielen lässt und internationale Handelsabkommen auf den Prüfstand stellt.[1]
Doch so wirkmächtig die Tropen von einfallenden Barbaren(2) und innerer Dekadenz auch sein mögen – Gibbon(2) hat vor sehr langer Zeit geschrieben. Den ersten Band seines Werkes veröffentlichte er 1776 – im selben Jahr, als Amerika(1) seine Unabhängigkeit erklärte. In den letzten zweieinhalb Jahrhunderten hat sich unser Verständnis von der römischen Geschichte weiterentwickelt, was uns eine grundlegend andere Perspektive auf den gegenwärtigen Zustand des Westens(5) und seine voraussichtliche Entwicklung in den nächsten Jahrzehnten eröffnet.
Dass eine überarbeitete römische Geschichte zu einem alternativen, dekolonisierten Verständnis der gegenwärtigen Lage des Westens(6) beitragen kann, ist den beiden Autoren bereits in einem Gespräch klar geworden, das sie vor über einem Jahrzehnt führten. Peter Heather ist ein auf die römische und nachrömische Zeit spezialisierter Historiker, der sich besonders für die Frage interessiert, wie das Leben in den Randgebieten eines Weltreichs die betreffenden Gesellschaften verändert. John Rapley ist ein Volkswirtschaftler, der sich schwerpunktmäßig mit der Globalisierung(1) und ihren Folgen für die Entwicklungsländer befasst. Eine Diskussion im Verlauf eines langen Nachmittags machte uns deutlich, dass wir beide uns zwar mit unterschiedlichen Reichen beschäftigen, aber in Bezug auf die Gründe für ihr Vergehen zu sehr ähnlichen Schlussfolgerungen kommen.
Wir waren beide der Ansicht, dass für die Zukunft und das Schicksal »unserer« Reiche nicht ausschließlich Entscheidungen und Ereignisse innerhalb ihres Herrschaftsbereichs bestimmend waren. Für das Ende ihrer Vorherrschaft war vielmehr die Art von Veränderungen verantwortlich, die sie jenseits ihrer Grenzen auslösten. Trotz – und bisweilen auch gerade wegen – der tiefgreifenden Unterschiede zwischen dem alten Rom und dem modernen Westen ist beider Geschichte für den jeweils anderen aufschlussreich. Denn es gibt so etwas wie einen imperialen Lebenszyklus(1), an dessen Anfang wirtschaftliche Entwicklungen stehen. Reiche entstehen, um neue Wohlstandsströme für den dominierenden imperialen Kern zu generieren. Dieser Prozess erzeugt allerdings auch neuen Wohlstand(1) in den eroberten Gebieten und einigen peripheren Regionen, die zwar formell nicht kolonisiert wurden, aber durch untergeordnete Wirtschaftsbeziehungen mit dem imperialen Kern verbunden sind. Solche wirtschaftlichen Veränderungen bleiben nicht ohne politische Folgen. Jede Konzentration oder jeder Fluss von Reichtum ist ein potenzieller Baustein für neue politische Macht, die sich entschlossene Akteure zunutze machen können. In unmittelbarer Folge kurbelt eine großflächige wirtschaftliche Entwicklung in der Peripherie einen politischen Prozess an, der irgendwann die Vorherrschaft der imperialen Macht herausfordert, die den Kreislauf ursprünglich in Gang gesetzt hatte.
Dieses grundlegende ökonomisch-politische Prinzip ist so wirkmächtig, dass es einen gewissen relativen Niedergang des imperialen Kernes unvermeidlich macht(2). Man kann nicht einfach »Amerika(2) wieder großartig machen« (oder das Vereinigte Königreich oder die EU), denn durch die Ausübung seiner Vorherrschaft hat der Westen(7) in den letzten Jahrhunderten die globalen strategischen Machtbausteine, auf denen seine »Großartigkeit« beruhte, neu angeordnet. Das bedeutet auch, dass schlecht informierte Versuche, den relativen Niedergang direkt umzukehren – wie die »MAGA«-Kampagne in den USA oder der Brexit(1) in Großbritannien(1) –, den Prozess nur beschleunigen und vertiefen. Dennoch muss das Endergebnis nicht zwangsläufig ein vollkommener zivilisatorischer Kollaps in Form eines umfassenden, absoluten wirtschaftlichen Niedergangs mitsamt flächendeckender politischer, sozialer und sogar kultureller Verwerfungen sein.
Die römische Geschichte zeigt auch, dass Reiche mit einer ganzen Reihe von zerstörerischen oder kreativen Maßnahmen auf Veränderungen reagieren können. Der moderne Westen(8) steht derzeit am Beginn seines eigenen Anpassungsprozesses. Da das Römische Reich den seinen schon vor langer Zeit durchlaufen hat und wir das Ergebnis kennen, verspricht ein nachhaltiger Vergleich wichtige Erkenntnisse. Die gegenwärtig im Westen erkennbaren Entwicklungen befinden sich zwar noch im Anfangsstadium, aber ihre Tragweite wird sichtbar, wenn man sie den langfristigen Veränderungen gegenüberstellt, die sich in der Entwicklung und beim Verfall des Römischen Reiches in dem halben Jahrtausend nach Christi Geburt beobachten lassen.
Um das Potenzial dieses Vergleichs voll auszuschöpfen, ist das Buch in zwei Teile gegliedert. Im ersten Teil versuchen wir, mit Hilfe der römischen Geschichte den Aufstieg des Westens(9) zu verstehen. Es zeigt, in welch verblüffendem Ausmaß die wirtschaftliche und politische Entwicklung in den letzten Jahrhunderten diejenige des Römischen Reiches widerspiegelt. Außerdem untersuchen wir, warum die wirtschaftliche Vorherrschaft des Westens so eklatant nachgelassen hat und wohl auch weiterhin nachlassen wird. Während der Westen jedoch erst seit kurzem von einer aufstrebenden Peripherie herausgefordert wird, kann deren Rolle bei der Unterminierung des Römischen Reiches und der Entstehung neuer Machtstrukturen nach seinem Zusammenbruch umfassend analysiert werden. Da die beiden imperialen Narrative in diesem Stadium also nicht nebeneinander betrachtet werden können, verfolgen wir im zweiten Teil einen etwas anderen Ansatz. Zunächst ermitteln wir die Schlüsselfaktoren, die den Zusammenbruch des Römischen Reichs bewirkten, um anschließend die Relevanz jedes dieser Faktoren für den modernen Westen zu untersuchen. Dabei werden auf Basis der antiken Zeugnisse die sich bereits jetzt abzeichnenden langfristigen, teils positiven und teils negativen Auswirkungen betrachtet. Der Westen wird zwar niemals wieder zu seiner alten Größe im Sinne einer unangefochtenen globalen Vorherrschaft gelangen, aber der notwendige Anpassungsprozess kann entweder das Beste der westlichen Zivilisation innerhalb einer neuen Weltordnung zum Vorschein bringen oder jede Hoffnung auf einen anhaltenden Wohlstand(2) der westlichen Bevölkerungen zunichtemachen. Wie das Beispiel der römischen Geschichte zeigt, wird die Zukunft des Westens letztlich davon abhängen, welche politischen und wirtschaftlichen Entscheidungen seine Bürger und Politiker in den nächsten Jahren treffen.
Teil Eins

1. 
Feiern wie im Jahr 399

Washington DC, 1999

Unsere Zeit ist von gesellschaftlicher Spaltung, wachsender ökonomischer Ungleichheit und stagnierenden Lebensstandards geprägt. Gleichzeitig verschuldet sich der Staat immer mehr, und wir müssen mitansehen, wie unsere einst so starken öffentlichen Dienste dahinsiechen. In diesem aufgeheizten politischen Klima erinnert man sich kaum noch daran, wie rosig die Zukunft des Westens(10) vor gut zwanzig Jahren noch aussah. Als das 20. Jahrhundert auf sein Ende zuging, waren die Vereinigten Staaten(2) das Zentrum der modernen Welt. Die Arbeitslosigkeit hatte einen historischen Tiefstand erreicht, und die US-Wirtschaft – die mit Abstand größte der Welt – erlebte den längsten Wachstumsschub ihrer Geschichte, wobei der Aktienmarkt Jahr für Jahr zweistellig zulegte. Während des Dotcom(1)-Booms wurden Millionen Aktien besitzender Amerikaner von Tag zu Tag immer reicher und gaben ihre Gewinne mit vollen Händen aus, was das Wirtschaftswachstum noch weiter befeuerte. Und nicht nur Amerika(3), der gesamte Westen boomte – also die reichen, industrialisierten, mit den USA befreundeten oder zumindest verbündeten Volkswirtschaften in Westeuropa, Kanada(1) und Asien (Australien(1), Neuseeland(1) und zuletzt Japan(1)). Er umspannte den Planeten wie ein Koloss, sein Wohlstand(3) und seine Werte – individuelle Freiheit(1), Demokratie(1) und freie Märkte – schienen für alle Zeiten unverrückbar.
Zehn Jahre zuvor, in einem gefühlt das 20. Jahrhundert prägenden historischen Moment, hatten osteuropäische Demonstranten ihre kommunistischen Machthaber(1) gestürzt. Zwei Jahre später schaffte sich die Sowjetunion(1) selbst ab, und amerikanische Wirtschaftsexperten bereisten die Welt, um Regierungen bei der Umgestaltung ihrer Wirtschaft und ihrer politischen Institutionen nach westlichem Vorbild zu beraten. Selbst die Kommunistische(1) Partei Chinas(1) entdeckte den Markt für sich. Deutschland(1) wurde wiedervereinigt, Europa überwand die Rezession, Großbritannien(2) war cooler denn je, und die USA erlebten einen Aufschwung. Bis 1999 erreichte der Anteil des Westens(11) an der konsumierten Weltwirtschaftsleistung den höchsten jemals gemessenen Wert: Ein Sechstel der Weltbevölkerung verbrauchte unfassbare vier Fünftel der weltweit erzeugten Waren- und Dienstleistungen.
1999 erklärte US-(4)Präsident Bill Clinton(1) in seiner Rede zur Lage der Nation voller Optimismus, dass die guten Tage niemals enden würden und »die Verheißungen unserer Zukunft grenzenlos sind.« Da Wirtschaftswissenschaftler ihm versicherten, dass eine »Great Moderation(1)« angebrochen sei, eine Ära fortwährender wirtschaftlicher Stabilität mit endlosem Wachstum, kam seine Administration zu dem Schluss, dass die staatlichen Überschüsse bald in die Billionen gehen würden. Während Clinton den Kongress drängte, einen Teil der zu erwartenden Mittel in die Renten- und Gesundheitsversorgung zu investieren, kündigte sein Finanzminister an, dass die USA nach Jahrzehnten steigender Defizite endlich damit beginnen würden, alle Schulden(2) zu tilgen, die amerikanische Regierungen in den vergangenen 200 Jahren angehäuft hatten – was noch mehr Geld in die Taschen der einfachen Amerikaner spülen würde. Auf der anderen Seite des Atlantiks leitete Tony Blairs(1) New-Labour-Regierung derweil, ganz im Geist dieser Zeit, eine äußerst ambitionierte Ausweitung öffentlicher Dienstleistungen ein, während sich die Europäische Union(2) voller Selbstbewusstsein darauf vorbereitete, große Teile des alten Ostblocks in den elitären Club der westlichen Demokratien aufzunehmen.
Nur wenige Jahre später war aller Optimismus verflogen. Auf die globale Finanzkrise im Jahr 2008 folgten eine Große Rezession(2) und eine Große Stagnation(2). Ein knappes Jahrzehnt nach dem Höchststand von 1999 lag der Anteil des Westens(12) an der Weltwirtschaftsleistung um ein Viertel niedriger, denn aus 80 Prozent des globalen Bruttosozialprodukts waren 60 Prozent geworden. Und obwohl die schlimmsten Auswirkungen des Zusammenbruchs rasch eingedämmt werden konnten, indem Regierungen und Zentralbanken ihre Volkswirtschaften mit Geld fluteten, ist es den westlichen Ländern seither nicht gelungen, das alte Wachstumsniveau wieder zu erreichen, während die Wachstumsraten(1) bei vielen wichtigen Entwicklungsländern hoch blieben. Also sinkt der Anteil des Westens am weltweiten Bruttosozialprodukt weiter. Und nicht nur auf wirtschaftlichem Sektor hat der Westen an Boden verloren. Die einst so strahlende »Marke« Westen hat einen Großteil ihres Glanzes eingebüßt. Von außen betrachtet wirken seine Gesellschaften oftmals tief gespalten und unentschlossen, während ihre demokratische Ordnung immer weniger Bürgern Vorteile zu bringen scheint. Das verschafft autoritären Regimen und Ein-Parteien-Modellen wirtschaftlicher und politischer Führung neue Glaubwürdigkeit.
Für einige westliche Kommentatoren bietet Gibbons(3) Diagnose vom Ende des Römischen Reiches die offensichtliche Lösung. Der Westen(13), so meinen sie, verliere seine Identität durch eine Flut fremder, vor allem muslimischer Einwanderer. Er müsse dem Einhalt gebieten und sich seiner grundlegenden kulturellen Werte besinnen – oder er sei ebenfalls zum Untergang verurteilt. So wie man sie im 21. Jahrhundert versteht, hält die römische Geschichte allerdings überraschend andersartige Lektionen für den modernen Westen bereit.
Rom, 399 n. Chr.

Fast auf den Tag genau 1600 Jahre bevor Bill Clinton(2) seine verheißungsvolle Zukunft beschwor, stand ein Sprecher des Kaiserhauses vor dem Senat von Rom(2) und hielt eine Rede zur Lage der westlichen Hälfte der römischen Nation. Man schrieb den 1. Januar 399, an dem die jüngsten in einer tausendjährigen Reihe von Konsuln ihr Amt antreten sollten. Es war das prestigeträchtigste Amt der römischen Welt, denn es garantierte den Inhabern ewiges Leben, wurde das betreffende Jahr doch nach ihnen benannt. Der glückliche Anwärter auf die Unsterblichkeit hieß in diesem Jahr Flavius Mallius Theodorus(1), ein Jurist und Philosoph, der seine administrativen Fähigkeiten bereits unter Beweis gestellt hatte. Die Rede war triumphal und kündigte den Anbruch eines neuen Goldenen Zeitalters an. Nach einer kurzen, schmeichlerischen Bemerkung an das Publikum – »An diesem Rat kann ich den versammelten Erdkreis ermessen; an dieser Versammlung sehe ich alles, was überall Glanz hat« (ein Kompliment, zu dem sich heutzutage wohl nicht einmal der kühnste Spindoctor versteigen würde) – kam der Sprecher, ein Dichter namens Claudian(1), zur Sache.
Seine Rede drehte sich um zwei Themen: erstens die Genialität der Regierung, die einen Mann wie Theodorus(2) ins Amt berufen hatte. »Wer aber wollte ein renommiertes Ressort unter einem so bedeutenden Kaiser ablehnen? Wann wird je für Verdienste größerer Gewinn in Aussicht sein? … Welche Epoche hat einen Mann hervorgebracht, der in Ratschluss und Kriegskunst vergleichbar wäre? Heutzutage würde sogar ein Brutus [der Caesar-Mörder] gern unter der Königsherrschaft leben.« Zweitens den fest im Reich implementierten Wohlstand(4). »Das Feld hat sich [den geistigen Leistungen] geöffnet, und dem verdienten Mann ist die Gunst gewiss. Rastloser Einsatz wird mit gebührenden Gaben ausgezeichnet.«
Auf den ersten Blick sieht die Rede nach selbstgefälligem Bockmist der übelsten Sorte aus, wie er bei scheiternden Regimen schon zu allen Zeiten hoch im Kurs stand. Der damalige Westkaiser Honorius(1) war ein fünfzehnjähriger Knabe, während die wahre Macht in den Händen eines Generals namens Stilicho(1) lag, einem Militärdiktator barbarischer Herkunft. Er war umgeben von einer Funktionärsclique, die es kaum erwarten konnte, ihm – im wahrsten Sinne des Wortes – den Dolch in den Rücken zu stoßen.[2] Nur ein gutes Jahrzehnt nach Claudians(2) Rede sollte Rom(3) von einer erst kurz zuvor ins Römische Reich eingewanderten Gruppe barbarischer Krieger geplündert werden, die von einem eigenen gotischen König namens Alarich(1) angeführt wurden. Der endgültige Zusammenbruch des Reiches des Honorius erfolgte innerhalb weniger Generationen: Der römische Westen wurde unter einer Reihe von barbarischen Herrschern aufgeteilt. Dabei fiel den gotischen Nachfahren Alarichs ein Großteil Spaniens(1) und Südgalliens(1) zu, den burgundischen Königen das südöstliche Gallien, fränkischen(1) Königen der Norden, den Vandalen(2) Nordafrika(1), und angelsächsische(1) Kriegerbanden trieben ihr Unwesen jenseits des Ärmelkanals. Aber gaben sich Konsul, Kaiser, Redner und Senat wirklich sehenden Auges einer kollektiven Selbsttäuschung hin? Gibbon(4) scheint davon überzeugt gewesen zu sein. Seiner Ansicht nach war Rom im Jahr 399 in wirtschaftlicher, kultureller und politischer Hinsicht nur mehr ein Schatten des goldenen antoninischen Zeitalters im zweiten Jahrhundert n. Chr., und sein Untergang stand direkt vor der Tür.
Nachfolgende Historikergenerationen entwickelten Gibbons(5) Modell weiter, bis Mitte des 20. Jahrhunderts ein Faktorenkatalog des Niedergangs zusammengestellt war, an dem sich scheinbar nicht rütteln ließ. Zunächst waren da die agri deserti(1), die »brachliegenden Felder«, von denen in kaiserlichen Edikten des vierten Jahrhunderts die Rede ist. Die Bevölkerung des Reiches bestand zu 85–90 Prozent aus Bauern. In einer so stark landwirtschaftlich geprägten Gesellschaft schienen unbewirtschaftete Felder klar auf eine wirtschaftliche Katastrophe hinzuweisen, die man auf das restriktive Steuersystem zurückführte, das in zeitgenössischen Quellen immer wieder beklagt wird. Zweitens hatte die innere Fäule längst alle Gesellschaftsschichten durchdrungen. In Gibbons Goldenem Zeitalter war es üblich gewesen, dass Angehörige der römischen Mittel- und Oberschicht ihre Lebensleistungen in datierten Steininschriften(1) verewigten. Darin werden ihre Ehrungen, Ämter und Stiftungen aufgezählt – in der Regel Bauten und andere Annehmlichkeiten, die ihren örtlichen städtischen Gemeinwesen zugutekamen, denn bürgerliche Tugenden wurden in der römischen Welt hochgeschätzt. Doch dank zweier Großprojekte des 19. Jahrhunderts, die alle bekannten lateinischen und griechischen Inschriften sammelten, wurde schnell ein markanter, übergreifender Punkt deutlich: In der Mitte des dritten Jahrhunderts n. Chr. ging die jährliche Häufigkeit dieser Inschriften(2) auf etwa ein Fünftel zurück. Dieser dramatische Einbruch bei den Selbstdarstellungsbemühungen der wohlhabenden Schichten der römischen Welt wirkte wie brachliegende Felder, wie ein klares Indiz für eine wirtschaftliche Implosion. Und zum dritten unterstützte die Untersuchung ägyptischer Papyri und kaiserlicher Münzprägungen aus derselben Zeit diese These. Danach sah sich die Bevölkerung des Reiches in der zweiten Hälfte des dritten Jahrhunderts mit einer Hyperinflation(1) nicht unähnlich derjenigen in Deutschland(2) nach dem Ersten Weltkrieg konfrontiert, die durch die fortschreitende Entwertung des Silberdenars angeheizt wurde. Angesichts von Geldentwertung, Hyperinflation, Vertrauensverlust in der Oberschicht und nicht bestellten Feldern konnte es nur eine Schlussfolgerung geben. Bereits ein Jahrhundert bevor Theodorus(3) sein Konsulat antrat, lag das Reich wirtschaftlich in Trümmern und der Aufstieg des Christentums(1) fügte diesem Chaos nur noch ein viertes Element hinzu.
Auf Gibbon(6) geht auch die Auffassung zurück, dass die neue Religion des Reiches(2) eine äußerst negative Entwicklung darstellte. Die christlichen Kleriker und Asketen wuchsen seiner Ansicht nach zu einer Heerschar von »untätigen Mäulern« an, deren Versorgungsabhängigkeit die wirtschaftliche Vitalität des Reiches schwächte. Außerdem habe, so Gibbon weiter, die christliche Botschaft der Liebe – mit ihrer Aufforderung, »die andere Wange hinzuhalten« – die kriegerischen Bürgertugenden untergraben, die das Römische Reich groß gemacht hatten. Und er verabscheute die Neigung christlicher Führer, sich – ganz entgegen der Lehren ihres Gründers – untereinander zu zerstreiten, womit sie die alte Einheit des Reiches aushöhlten. Im Ergebnis war der allgemeine historische Konsens in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts, dass das römische Reichskonstrukt um 399 n. Chr. nur noch von einer totalitären, aufgeblähten Bürokratie an der Spitze einer zentralisierten Kommandowirtschaft zusammengehalten wurde, der es gerade so noch gelang, die verbliebenen Soldaten zu ernähren. Die nach dem Ersten Weltkrieg herangereifte Historikergeneration hatte nicht nur das Chaos der Hyperinflation(2) der Weimarer Republik(1) aus erster Hand verfolgt, sondern war auch mit den totalitären Regimen Sowjetrusslands und Nazideutschlands konfrontiert gewesen. Da auch im späten Römischen Reich so viel schiefgelaufen war, bedurfte es laut dieser weitverbreiteten Vorstellung von der römischen Vergangenheit letztlich nur noch einer Handvoll Barbaren(3), um das bereits wankende Imperium endgültig zum Einsturz zu bringen. Was dann ja auch nur wenige Jahrzehnte nach dem Anbruch des vermeintlichen, von Claudian(3) postulierten Goldenen Zeitalters geschah.
Dieses Narrativ von der wirtschaftlichen und moralischen Fäule im imperialen Zentrum, das die Verantwortung für den Untergang des Römischen Reiches seinen Führern in die Schuhe schiebt, wirkt auf kaum zu überschätzende Weise bis in die Gegenwart fort. Es erfreut sich nicht nur bei führenden konservativen westlichen Kommentatoren großer Beliebtheit, sondern findet auch in den Sozialwissenschaften Gehör, wo es auf einflussreiche Denkschulen im Gebiet der Internationalen Beziehungen maßgeblich einwirkt. Sogar ins Weiße Haus hat sich diese Sichtweise gelegentlich eingeschlichen. So zitierte Steve Bannon(1) in seiner Zeit als Donald Trumps(1) Berater regelmäßig Gibbon(7), wenn er darüber schwadronierte, wie die Abkehr Amerikas(4) von seinem religiösen Erbe das Land in die Dekadenz geführt habe. In seiner Antrittsrede nahm Trump ausdrücklich auf diese Weltsicht Bezug, indem er den gegenwärtigen Zustand des Landes als »American carnage« (amerikanisches Gemetzel) bezeichnete. Auch der Schriftsteller und Publizist Robert Kaplan(1), der die Außenpolitik Bill Clintons(3) maßgeblich mitprägte, zeigte sich begeistert von der Lektüre Gibbons, auf den er sich insbesondere bei seiner Vorhersage einer »kommenden Anarchie« in der globalen Peripherie berief. Auf dem Gebiet der Wirtschaftstheorie vertreten Daron Acemoglu(1) und James Robinson(1) in Warum Nationen scheitern die Ansicht, dass erst liberale Institutionen den triumphalen wirtschaftlichen Aufstieg des Westens(14) ermöglichten, während autokratische Institutionen unweigerlich in den Niedergang führen. Als Beleg für ihre Theorie zitieren sie Gibbon, für den Roms(4) Schicksal besiegelt war, sobald es aufhörte, eine Republik zu sein, denn an diesem Tag begann der lange Weg des Abstiegs, an dessen Ende zwangsläufig der Zusammenbruch stand.
Es ist nicht weiter verwunderlich, dass Gibbons(8) Verfall und Untergang ausgerechnet in den Vereinigten Staaten(5) so großen Anklang gefunden hat. Seit der Gründung des Landes haben sich amerikanische Intellektuelle immer wieder als Erben Roms(5) gesehen und dessen Geschichte als Leitfaden für die eigene Zukunft gelesen. Mittlerweile gründet eine ganze Industrie auf den unterschiedlichen Elementen von Gibbons Verfallsmodell. Je nach ihrer politischen Agenda fokussieren sich manche Kommentatoren auf den wirtschaftlichen Niedergang, während andere das moralische Scheitern in den Vordergrund stellen, aber stets werden innere Faktoren für den imperialen Zusammenbruch verantwortlich gemacht. Es ist eine tolle und vor allem wunderschön erzählte Geschichte: Gibbon wird bis heute nicht zuletzt wegen seiner literarischen Qualität geschätzt. Die nachhaltige Wirkung seiner Darstellung hat natürlich auch viel damit zu tun, dass sie schon so alt ist. Wie jeder Lehrer weiß, lässt sich ein Gedanke, wenn er sich erst einmal in den Gehirnen der Schüler festsetzt hat, nur schwer wieder korrigieren. Aber genau das muss passieren. In den letzten fünfzig Jahren ist eine ganz andersartige römische Vergangenheit ins Blickfeld gerückt.
Pflüge und Scherben

In den 1950er Jahren machte dann ein französischer Archäologe in Nordsyrien eine verblüffende Entdeckung. Was er fand, waren die Überreste einer offenkundig wohlhabenden Landbevölkerung aus dem vierten bis sechsten Jahrhundert n. Chr. Das natürliche Baumaterial in dieser Region war der dort vorkommende Kalkstein, was dazu führte, dass die teils mit datierten Inschriften versehenen Häuser noch weitgehend erhalten waren. Das war eine einzigartige Entdeckung, da überall sonst im Reich Bauern ihre Häuser mit Holz oder Lehmziegeln bauten, was keine Spuren an der Oberfläche hinterlässt. Nach Gibbons(9) Standardmodell hätte es eine solche wohlhabende spätrömische Landbevölkerung nicht geben dürfen. Denn wurden die Bauern nicht durch Überbesteuerung ruiniert und lagen ihre Felder nicht brach, so dass kein Raum für diese Art bäuerlichen Wohlstands(5) blieb?
Im selben Jahrzehnt begannen auch Kulturhistoriker, einen Großteil von Gibbons(10) Anklageschrift gegen die christliche Religion(3) zu entkräften. Ein Teil der Kritik war ohnehin nicht wirklich ernstzunehmen. Hält man sich die Geschichte des Christentums als organisierte Religion seit Kaiser Konstantin(1) – mit Kreuzzügen, Inquisition und Zwangskonvertierungen – vor Augen, dann ist die Vorstellung, es habe die Strukturen des Römischen Reiches durch ein Zuviel an Pazifismus untergraben, ein Produkt von Gibbons schrägem Sinn für Humor. Die detailliertere und ausgewogenere Forschung seit den 1950er Jahren zeigt auch, dass das Christentum nicht etwa der kulturellen Einheit der Antike geschadet, sondern ihr vielmehr eine aufregende neue Richtung gegeben hat. Das Christentum, wie es sich im vierten und fünften Jahrhundert entwickelte, war eine kraftvolle, innovative Synthese aus biblischen und klassischen Kulturelementen, und die aus religiöser Spaltung erwachsenden Probleme sind massiv überbewertet worden. Sowohl nach der Theorie als auch in der Praxis fungierten die Kaiser bald als Oberhäupter einer Kirchenstruktur, die erfolgreich eine neue Art von kultureller Einheit in den Weiten des imperialen Herrschaftsraums förderte. Auch die Charakterisierung des christlichen Klerus als »untätige Mäuler« ist wenig überzeugend. Schon bald wurden hochrangige christliche Ämter von Angehörigen des provinzialen Landadels übernommen, die nicht nur Gottesdienste leiteten, sondern auch die bestehende soziale und politische Ordnung aufrechterhielten. Damit waren sie im weiteren Sinne nicht mehr oder weniger »untätig«, als es die römische Grundbesitzerelite seit jeher gewesen war. In der Praxis agierten Kleriker aller Art im Wesentlichen als Staatsfunktionäre und nicht als subversive Vertreter einer feindlichen Kultur(4).
Auch das Bild eines scheiternden autoritären spätrömischen Staates ist durch neuere Forschungen untergraben worden. Im Jahr 1964 veröffentlichte der Althistoriker und ehemalige britische Verwaltungsbeamte A. H. M. Jones(1) eine umfassende Studie über die Betriebsabläufe im Römischen Reich und legte darin zahlreiche Unstimmigkeiten in der vorherrschenden Lehrmeinung offen. Der kaiserliche Bürokratieapparat dehnte sich im vierten Jahrhundert zwar aus, erreichte aber niemals auch nur annähernd ein Ausmaß, das es ihm erlaubt hätte, eine straffe Kontrolle über die riesige von Schottland(1) bis in den Irak(1) reichende römische Welt auszuüben. Hinzu kommt, dass dieser Prozess nicht vom imperialen Zentrum gesteuert wurde. Wie wir in Kapitel 2 sehen werden, trieben vielmehr die provinzialen römischen Eliten die Bürokratisierung voran, indem sie für sich neue Posten innerhalb der Verwaltungsstrukturen forderten. Was auf den ersten Blick wie autoritäres Regierungshandeln anmutet, ist in Wahrheit also nichts anderes als das traditionelle Ringen der herrschenden Klassen des Reiches um Gunst und Einfluss, das sich in einen neuen soziopolitischen Kontext verlagerte. Und so bedeutend diese Entwicklung auch gewesen sein mag, den Untergang des Reiches hat sie wohl kaum eingeläutet. All diese Erkenntnisse boten zwar wesentliche Korrekturen am Paradigma des Niedergangs von Rom(6), doch sie blieben isolierte Eindrücke von einem möglichen alternativen Bild der römischen Geschichte. In den 1970er Jahren bündelte dann eine revolutionäre Neuentdeckung diese Einzelbeobachtungen zu einem fundamentalen Paradigmenwechsel – der ein prägnantes Zeugnis für die Allgegenwart menschlicher Ungeschicklichkeit ist.
Zerbrochene Töpferwaren besitzen zwei grundlegende Merkmale. Einmal dahin, sind sie weitgehend unbrauchbar. Aber die einzelnen Scherben sind praktisch unvergänglich. Deshalb bleibt zerbrochenes Geschirr häufig dort liegen, wo es fallen gelassen wurde. Dadurch liefert es uns Hinweise auf die Lage von Dörfern und Häusern, auch lange, nachdem das Holz verrottet und die Lehmziegel zu Staub verfallen sind. Es bedurfte jedoch zweier technischer Durchbrüche, damit die menschliche Tollpatschigkeit maßgeblich zur Entschlüsselung der Makrohistorie der römischen Wirtschaftsentwicklung beitragen konnte. Zunächst einmal mussten die Scherben datiert werden. Es war seit langem bekannt, dass sich die Formgebung von Tafelgeschirr (von den Archäologen »Feinkeramik« genannt) und Vorratsgefäßen (amphorae) im Laufe der Zeit verändert hatte, aber die Archäologen mussten genug davon an datierbaren Orten finden, um sich ein chronologisch zuverlässiges Bild von der Formentwicklung machen zu können. Außerdem galt es die Frage zu beantworten, welche Dichte an Oberflächenkeramik auf das unterirdische Vorhandensein einer antiken Siedlung hindeutet. In den 1970er Jahren waren beide Probleme gelöst, da moderne Pflügtechniken tief genug in den Untergrund eindringen, um darin verborgene Materialien wieder an die Oberfläche zu holen.
Was dann geschah, verdeutlicht, wie wenig echte archäologische Arbeit mit Abenteuern à la Indiana Jones(2) zu tun hat. In den folgenden zwanzig Jahren stellten sich kleine Armeen von Studenten unter Führung ihrer Dozenten in der ehemals römischen Landschaft in Reihen auf, um Quadratmeter für Quadratmeter alle Keramikfragmente einzusammeln, die sie nur finden konnten. Alle Funde wanderten in beschriftete Plastiktüten. Dann trat die Reihe einen Meter vor und wiederholte den Vorgang – so lange, bis das gesamte Zielgebiet abgesucht oder die Zeit für die Kampagne abgelaufen war. Die Winter verbrachten die Teams damit, den Inhalt der Tüten zu analysieren. Es überrascht nicht, dass groß angelegte Umlandsurveys über ein Jahrzehnt in Anspruch nehmen konnten. Aber Archäologen sind eine beharrliche Spezies, und so schritten sie in den 1970er und 1980er Jahren mit Plastiktüten in der Hand weite Gebiete der alten römischen Welt ab.
Das alles klingt nicht gerade spannend, aber die Ergebnisse waren spektakulär. Das Römische Reich umfasste ein enormes Gebiet. Es sieht schon auf einer Karte riesig aus, aber man muss zusätzlich bedenken, dass sich die Menschen der Antike – zumindest auf dem Landweg – etwa zwanzigmal langsamer bewegten als heutzutage. Man ging zu Fuß, fuhr in Karren oder ritt auf Pferden. Der eigentliche Maßstab für Entfernungen ist die Zeitspanne, die man benötigt, um von A nach B zu gelangen, und nicht ein willkürliches Längenmaß. Daher lagen Orte im Römischen Reich in der Praxis zwanzigmal weiter voneinander entfernt, als sie uns heute erscheinen, und das Reich war entsprechend zwanzigmal größer. Aber ungeachtet dieser enormen Ausdehnung zeigten die Resultate, dass die ländliche Besiedlung so gut wie überall im Römischen Reich im vierten Jahrhundert ihren Höhepunkt erreichte, und nicht nur in den Kalksteinhügeln Nordsyriens. Ob das südliche Britannien(1), Nord- und Südgallien(2), Spanien(2), Nordafrika(2), Griechenland(1), die Türkei(1) oder der Nahe Osten(1): Unerwarteterweise zeigten alle Regionen ähnliche Ergebnisse. Die ländliche Besiedelungsdichte, und damit die landwirtschaftliche Gesamtproduktion, erreichte ihren Höchststand in der späten Kaiserzeit. Und da die römische Wirtschaft vor allem landwirtschaftsbasiert war, muss auch das Bruttoinlandsprodukt – also die Gesamtwirtschaftsleistung der römischen Welt – im vierten Jahrhundert einen Spitzenwert erreicht haben, der höher lag als zu jedem anderen Zeitpunkt der römischen Geschichte.
Das ist eine verblüffende Entdeckung. Ein riesiger und ständig wachsender Datensatz – die Zahl der im Boden verborgenen Keramikscherben ist unzählbar – hat bewiesen, dass die Kurve der makroökonomischen Entwicklungen des Römischen Reiches dem traditionellen Narrativ des Niedergangs diametral entgegengesetzt war. Daher machte diese angehäufte Masse an neuem Beweismaterial es zwingend erforderlich, die wesentlich eingeschränktere Checkliste, auf der die alte Orthodoxie beruhte, einer Revision zu unterziehen.
Die agri deserti(2) entpuppten sich bei näherer Betrachtung als Terminus technicus für Land, das nicht produktiv genug war, um besteuert zu werden. Insbesondere sagt der Begriff nichts darüber aus, ob die betreffenden Felder überhaupt jemals bewirtschaftet worden waren. Das Ende der Steininschriften(3) ist ein bedeutenderes historisches Phänomen, aber bei genauerer Betrachtung kein zwingendes Indiz für einen wirtschaftlichen Niedergang. Bis zur Mitte des dritten Jahrhunderts verbrachten die lokalen Oberschichten des Reiches ihre Zeit vor allem damit, miteinander um die Vorrangstellung in ihren Heimatstädten zu konkurrieren, wo sie über beträchtliche Haushaltsmittel verfügen konnten. Stiftungen, derer man sich in öffentlich aufgestellten Inschriften rühmen konnte, waren eine wichtige Waffe in diesem politischen Wettbewerb. Doch in der Mitte des Jahrhunderts beschlagnahmte die kaiserliche Zentralverwaltung diese Haushaltsmittel (aus Gründen, auf die wir noch zurückkommen werden), so dass der wesentliche Grund für den politischen Wettbewerb auf lokaler Ebene wegfiel. Um ihren politischen Ehrgeiz zu befriedigen, brauchten die landbesitzenden Provinzeliten ein neues Betätigungsfeld, das sie in der rasch expandierenden Reichsbürokratie fanden, in der nun die finanziellen Fäden zusammenliefen. Die Grundbesitzer richteten ihre Lebensplanung darauf aus, und eine kostspielige juristische Ausbildung, nicht mehr die lokale Freigebigkeit, war jetzt der Schlüssel zum Erfolg – unser Anwalt Theodorus(4), der Konsul des Jahres 399, ist ein Beispiel dafür. In diesem neuen Umfeld war der Anreiz längst nicht mehr so groß, die eigene Großzügigkeit in Form einer kostspieligen Inschrift(4) zu dokumentieren. Was die Steuerlast betrifft, muss man sich zunächst vor Augen halten, dass die Geschichtsforschung – trotz intensiver Suche – noch keine Gesellschaft ausmachen konnte, die sich über eine zu niedrige Besteuerung(1) beschwert hätte. Die Klagen spätrömischer Steuerzahler sind nicht sonderlich gut begründet, und die neuen archäologischen Belege für ländlichen Wohlstand(6) verdeutlichen, dass man dort nicht unter einem allzu restriktiven Steuersystem gelitten haben kann. Die Hyperinflation(3) war fraglos real, aber ihre Auswirkungen waren nicht so gravierend, wie lange Zeit angenommen. Der allgemeine Preisanstieg angesichts des immer schlechter bewerteten Silbergelds war zwar enorm, doch der größte Teil des Reichtums römischer Grundbesitzer beruhte auf Reserven an reinem Edelmetall und vor allem auf ihrem Land und den daraus gewonnenen Erzeugnissen. Nichts davon wurde von der fortschreitenden Silbergeldentwertung berührt, so dass, anders als in der Weimarer Republik,(2) die römische Hyperinflation den realen Reichtum der landbesitzenden Reichseliten nicht schmälerte.
Was einmal als eindeutiger Beweis für den wirtschaftlichen Niedergang galt, ist also gar keiner. Gibbon(11) hat sich geirrt. Das Römische Reich siechte nach seinem Goldenen Zeitalter im zweiten Jahrhundert nicht langsam dahin, bis schließlich im fünften Jahrhundert der unvermeidliche Zusammenbruch kam.[3] Tatsächlich stand es unmittelbar vor seinem Ende noch in voller Blüte. Natürlich äußerte sich der Lobredner des Jahres 399 schon aus Eigeninteresse im Sinne des Regimes, das ihn beauftragt hatte, aber er war weder dumm noch verlogen, als er ein neues Goldenes Zeitalter ankündigte. Ende des vierten Jahrhunderts währte die Pax Romana(1) – jene Ära der politischen und rechtlichen Stabilität, die durch die Eroberungen der Legionen errungen worden war – bereits fast ein halbes Jahrtausend und hatte die makroökonomischen Voraussetzungen für den über Jahrhunderte wachsenden Wohlstand(7) der Provinzen(1) geschaffen.
Diese Revolution im Verständnis der spätrömischen Geschichte hat potenziell bedeutsame Auswirkungen, wenn wir den krassen Gegensatz zwischen dem westlichen Triumphalismus der 1990er Jahre und der aktuellen Untergangsstimmung ins Auge fassen. Die erste Lehre aus der römischen Geschichte ist klar: Dem Zusammenbruch eines Imperiums muss nicht zwingend ein schleichender wirtschaftlicher Niedergang vorausgehen. Kein Staatsgebilde im westlichen Eurasien war jemals größer oder hat länger existiert als das Römische Reich. Und doch ging seine westliche Hälfte nur wenige Jahrzehnte nach einem wirtschaftlichen Allzeithoch unter. Isoliert betrachtet erscheint es wie Zufall, doch eine tiefer gehende Untersuchung der langfristigen historischen Entwicklung Roms und des modernen Westens offenbart erstaunliche Muster.
2. 
Imperium und Bereicherung

Im Jahr 371 pries ein christlicher Dichter namens Decimius Magnus Ausonius(1) aus dem heutigen Bordeaux(1) in 483 lateinischen Hexametern die Schönheiten des Moseltals(1) in der Nordwestecke des Römischen Reiches. Ihm fielen die gepflegten Landschaften mit ihren Reichtümern und kulturellen Errungenschaften ins Auge:
Die Giebel der Landhäuser, erbaut hoch über ragenden Ufern, rebengrüne Hügel, die lieblichen Fluten der Mosel, die murmelnd unten dahinströmt.

Ausonius(2) äußert sich ausführlich über den Fischreichtum des Flusses (die Fischnamen nutzt er, um seine meisterhafte Beherrschung des lateinischen Metrums zu demonstrieren), die einfachen Freuden des Landlebens und die Pracht der Herrenhäuser, an denen er vorüberkommt:
Wer vermag es, die unendliche Fülle prächtiger Formen zu beschreiben und die architektonische Schönheit eines jeden der Güter zu schildern?

Die Mosella(1) gehört zu einer alten lateinischen Literaturgattung – der Ekphrasis, der ausführlichen Beschreibung – und hat einen radikalen Subtext. Ausonius(3) bringt damit zum Ausdruck, dass sich das Leben an den Ufern der Mosel(2) selbst mit dem in der Hauptstadt messen kann. »Und selbst der Tiber(1) wagte es nicht, seinen Ruhm über den deinen zu stellen«, sagt er, rudert allerdings am Ende spielerisch zurück, um sich nicht der Hybris verdächtig zu machen. Aber das Gedicht lässt keinen Zweifel an den wirklichen Überzeugungen seines Verfassers. Man ist versucht, Ausonius’ Anspruch als wildgewordene dichterische Freiheit abzutun, doch tatsächlich harmoniert er mit einer bemerkenswerten Anomalie, die sich aus zerbrochenen Keramikscherben ergibt.
Beweglicher Reichtum

Obwohl das Reich insgesamt ein goldenes viertes Jahrhundert erlebte – einschließlich des von Ausonius(4) gepriesenen Moseltals, in dem es tatsächlich viele prächtige spätrömische Villen gab –, haben Keramiksurveys einige spezifische Regionen des Niedergangs identifiziert. Im Fall des nördlichen Britannien(2) und des heutigen Belgien(1) ist das leicht zu erklären, denn dort hatte sich die ländliche Besiedlung nie von den schweren Barbarenüberfällen im dritten Jahrhundert erholt (dazu später mehr). Sehr viel rätselhafter ist das Geschehen in den italischen Kerngebieten des Reiches. Italien(1) war von den Wirren des dritten Jahrhunderts längst nicht so stark betroffen wie die Grenzregionen. Dennoch hatten dort Besiedlungsdichte und landwirtschaftliche Produktion ihren Höhepunkt in den beiden Jahrhunderten diesseits und jenseits von Christi Geburt erreicht, bevor sie im dritten und vierten Jahrhundert auf ein deutlich niedrigeres Niveau zurückgingen. Warum schrumpfte das ursprüngliche imperiale Zentrum, während die entferntesten Regionen seines Reiches einen Aufschwung erlebten? Die Antwort schält sich heraus, wenn wir tausend Jahre nach vorn spulen und den Aufstieg jener Gebiete analysieren, aus denen schließlich der moderne Westen(15) werden sollte.
Zu Beginn des zweiten nachchristlichen Jahrtausends war der spätere moderne Westen(16) alles andere als ein wirtschaftliches Kraftzentrum. Ein paar Wikinger(1) hatten es über den Atlantik geschafft, aber zu diesem Zeitpunkt spielte Nordamerika keine Rolle in den größeren wirtschaftlichen und politischen Netzwerken. Muslimische Armeen aus Nordafrika(3) und dem Nahen Osten(2) beherrschten Südspanien(3) und hatten das Byzantinische Reich(1) mit seiner Hauptstadt Konstantinopel(1) zu einem kleinen Nachfolgestaat degradiert, der einen Großteil seiner Gebiete im südlichen und östlichen Mittelmeerraum verloren hatte. Dazwischen gequetscht lag eine verarmte, technologisch rückständige, politisch zersplitterte und von Seuchen heimgesuchte Ecke der Welt. Doch im Laufe des nächsten Jahrtausends sollte diese rustikale kleine Region zur Vormacht des Planeten aufsteigen.
Was diese dramatische Kehrtwende einleitete, ist bis heute heiß umstritten. Politische Faktoren spielten sicher eine Rolle. Die europäischen Staaten waren weder zu mächtig noch zu schwach, so dass Unternehmer sowohl die Freiheit als auch die Stabilität hatten, die sie für riskante Vorhaben brauchten. Hinzu kamen die natürlichen Ressourcen. Europa verfügte über ein breites Spektrum an domestizierbaren Tierarten (eine frühe Form von Kapital), zahlreiche Wasserwege für den kostengünstigen Verkehr und eine abwechslungsreiche Landschaft mit einer breiten Palette an Nutzpflanzen. Das alles förderte und erleichterte den Austausch. Auch kulturelle Aspekte dürften eine Rolle gespielt haben. Die Propagierung der einvernehmlichen Ehe durch das westliche Christentum(5) etwa brachte Kernfamilien hervor, die Anreize zum Sparen boten, während gleichzeitig seine universalistische Moral und auf Vertrauen basierende Wirtschaft Vertragsabschlüsse mit Fremden erleichterten, was wesentlich dem Fernhandel zugutekam. Andere sehen als zentrales Element dieses Prozesses die Entstehung einer voll entwickelten Rechtsauffassung von Privateigentum, die (auf der Grundlage römischer Präzedenzfälle) ein Produkt der mittelalterlichen Universitäten Europas war.
Über das weitere Geschehen ist man sich in der Forschung weitgehend einig. Technologische Fortschritte wie die Einführung schwererer Pflüge, die es den Bauern ermöglichten, das Optimum aus den schweren Lehmböden herauszuholen, und ausgefeiltere Fruchtfolgepläne führten zu größeren Überschüssen. In der Folge stieg der Bedarf der europäischen Eliten an Luxusgütern wie Zucker, Gewürzen und Seidenkleidung, der durch die Erfahrungen der Kreuzzüge noch weiter befeuert wurde. Im Gegenzug begann die sich entwickelnde europäische Wirtschaft mit der Herstellung feinerer Wollstoffe, die im Osten reißenden Absatz fanden. Dieser wachsende Fernhandel wiederum sorgte für ein immer dichteres Netz aus Märkten und Messen.
Die ältesten und bedeutendsten davon entwickelten sich in Mittel- und Norditalien, wo die geografischen Gegebenheiten – insbesondere der einfache Zugang zum Mittelmeer für den Fernhandel – besonders günstig waren. Hinzu kam die relative Schwäche der grundbesitzenden Eliten, die es reichen Kaufleuten ermöglichte, die Politik in ihren heimatlichen Gemeinschaften zu dominieren. Die entstehenden Stadtstaaten entwickelten soziale, politische und rechtliche Strukturen, die eine Ausweitung des Handels begünstigten: Kredit- und Finanzmärkte, Mechanismen zur Durchsetzung von Verträgen, sichere Seewege und Außenhandelsabkommen. An der Schnittstelle zwischen Europa und dem Orient agierend, kontrollierten italienische Kaufleute den Austausch europäischer Produkte (besonders Tuch und Weizen) gegen Waren aus dem Osten. Dadurch stiegen die italienischen(2) Stadtstaaten mit Florenz(1), Venedig(1) und Genua(1) an der Spitze seit dem 11. Jahrhundert zu den vorherrschenden Handelsmächten Europas auf.
Aber der Wohlstand(8) dieses anfänglichen Kernes in Italien(3) beförderte schnell auch andernorts die Entwicklung. Obwohl die italienischen Stadtstaaten europäisches Tuch in den Osten verhandelten, kam die beste Ware aus den Niederlanden(1), die wiederum einen großen Teil ihrer Rohwolle aus England(1) bezogen. Auf der Grundlage der italienischen Handelsnetze begannen daher auch weiter im Norden gelegene europäische Volkswirtschaften zu wachsen und sich zu diversifizieren. Einige nördliche Städte, vor allem in Flandern(1), wo bereits im 12. und 13. Jahrhundert Textilmanufakturen entstanden waren, begannen seit dem ausgehenden 15. Jahrhundert, mit den italienischen Handelszentren zu konkurrieren. Ganz grundsätzlich veranlassten die enormen Gewinne der italienischen Stadtstaaten auch andere europäische Regierungen, auf den Zug aufzuspringen. Anstatt die Vorherrschaft der Italiener im östlichen Mittelmeer anzufechten, wandten sich die Atlantikanrainer lieber nach Westen, um einen alternativen Seeweg in den Osten zu finden. Angeführt von Portugiesen(1) und Spaniern(4) verbesserten die Europäer ihre Fähigkeiten in Navigation und Schiffsbau so weit, dass sie die Hochsee befahren konnten. Als sie unterwegs zufällig Amerika(5) entdeckten, ahnten sie nicht, wie sehr diese (für sie) neuen Gebiete den alten Kontinent verändern sollten, und zunächst konzentrierte sich der europäische Handel(1) noch viele Jahrzehnte lang weiter auf den Osten und wurde über das Mittelmeer abgewickelt. Auf lange Sicht jedoch, als Gold und Silber aus Amerika die Schatzkammern Spaniens(5) und Portugals(2) füllten und Kaufleute aus dem nördlichen Europa(1) neue Seewege in den Osten erschlossen, verlagerte sich der Schwerpunkt des europäischen Kapitalismus zunehmend von Italien an die Ränder des Kontinents.
Prall gefüllt von Reichtümern aus Amerika(6) neigten Spanier und Portugiesen jedoch dazu, Luxusgüter aus den entwickelten europäischen Industrieregionen zu importieren und ihre Überschüsse zu investieren (vor allem in Deutschland(3)), anstatt ihre eigene Wirtschaft zu transformieren. Das erzeugte weiteres Wachstum im Norden. Insbesondere die steigende Nachfrage nach englischen Textilien löste dann nördlich des Ärmelkanals eine dramatische wirtschaftliche Revolution aus, nicht zuletzt weil das englische Parlament die Macht hatte, die Regeln für den Landbesitz zu verändern. Gutsbesitzer mit einer Nase für die neuen Möglichkeiten beantragten die Einfriedung ihrer Ländereien und vertrieben ihre Pächter, um Schafe für den aufblühenden Textilsektor zu züchten. Während die Grundherren immer reicher wurden und neue Kapitalquellen für Investitionen schufen, schufen die Einfriedungen gleichzeitig ein Heer von Landlosen, die verzweifelt nach Arbeit suchten. Damit stand dem rasch wachsenden industriellen Sektor Großbritanniens(3) früher als bei jedem seiner Konkurrenten ein reichhaltiges Reservoir an billigen Arbeitskräften zur Verfügung. Im späten 18. Jahrhundert hatten sich Produktionsbetriebe im ganzen Land ausgebreitet, um von dieser neuen Situation zu profitieren. Gleichzeitig hatten Niederländer und Briten, gemeinsam mit den Franzosen, mit ihren Flottenkapazitäten zu Spaniern und Portugiesen aufgeschlossen und sie schließlich überholt, was auch ihnen den Zugang zu überseeischen Vermögenswerten eröffnete.
Der unersättliche Rohstoffhunger des wachsenden produzierenden Sektors veranlasste Großbritannien(4) zu einer aggressiven Ausbeutung seiner Kolonien, deren wichtigste bald in Nordamerika lagen. Und obwohl die Vereinigten Staaten(6) schließlich unabhängig wurden, spielten sie weiterhin eine Schlüsselrolle als Rohstofflieferant und Absatzmarkt für britische Industriegüter. Amerikanische Baumwolle(1) wurde für die wachsende britische Textilproduktion sogar noch wichtiger als die indische. Im 19. Jahrhundert hatte sich die Industrie zunehmend in die britischen Städte verlagert. Der dort herrschende Überfluss an Arbeitskräften ermöglichte Geschäftsinhabern den Betrieb sehr viel größerer Fabriken, in denen ganze Heerscharen von Arbeitern die neuen Maschinen bedienten, die in rasantem Tempo erfunden wurden. Im weiteren Verlauf des 19. Jahrhunderts griffen die USA, wie zuvor schon Großbritanniens europäische Konkurrenten, vor allem Frankreich(1) und Deutschland(4), zu staatlichen Fördermaßnahmen, um die Entwicklung ihrer eigenen Fertigungsindustrie zu fördern – anders als die Briten, die das dem freien Markt überlassen hatten.
Gegen Ende des 19. Jahrhunderts lebte bereits die Mehrheit der britischen Bevölkerung in Städten, während es in Frankreich(2) nur etwa ein Viertel war. Zu diesem Zeitpunkt waren jedoch die Amerikaner bereits dabei, ihre ehemalige Kolonialmacht zu überflügeln, nachdem sie durch die Enteignung der indigenen Bevölkerung im Westen des Landes riesige neue Gebiete für die Besiedlung erschlossen hatten. Daher begrüßten die Vereinigten Staaten(7) die massive Einwanderung im 19. und frühen 20. Jahrhundert, durch die sich die Bevölkerung alle paar Jahre verdoppelte – eine Wachstumsrate, mit der kein europäischer Rivale mithalten konnte. Die Folge war nicht nur ein gewaltiger Produktionsschub, sondern auch die Entstehung riesiger neuer Märkte für den wachsenden Industriesektor. Die massive Ausbeutung und die daraus resultierenden Proteste führten irgendwann zu steigenden Löhnen. Aber auch in Amerika(7) gab es die gleiche Art von Unruhen und sozialistischer Agitation, wie sie sich zu dieser Zeit in den europäischen Städten ausbreiteten, verfügte das Land doch über ein wichtiges Sicherheitsventil, das die Arbeitskosten deckelte. Unzufriedene konnten ihr Glück im Westen versuchen, während in Ellis Island, dem Eingangstor zu den Vereinigten Staaten, bereits neue Einwanderer Schlange standen, um die frei gewordenen Arbeitsplätze zu besetzen. Durch unerbittliches Wachstum übertraf die amerikanische Gesamtwirtschaftsleistung Ende des 19. Jahrhunderts diejenige Großbritanniens(5), und die USA traten in ihr Vergoldetes Zeitalter ein.
Das Jahrtausend wirtschaftlicher Entwicklung in der westlichen Hemisphäre war also von periodischen geografischen Verschiebungen des Epizentrums mit dem größten Wohlstand(9) geprägt. Das Anwachsen des Kapitalismus forcierte ein unaufhörliches Verlangen nach immer neuen Märkten, Produkten und Versorgungsquellen, das sein Zentrum von seinem norditalienischen Ursprungsgebiet immer weiter nach außen trieb. Auf diese Weise bescherte eine einfache, auf der Verfügbarkeit von Arbeitskräften und Rohstoffen basierende Logik dem ganzen aufstrebenden Westen(17) ein erstaunliches allgemeines Wirtschaftswachstum, das im Spätmittelalter seinen Anfang nahm. Zunächst Norditalien(4), dann Spanien(6) und Portugal(3), Holland(1), Frankreich(3) und Großbritannien(6) und schließlich die Vereinigten Staaten(8) stiegen zur wirtschaftlichen Vormacht auf. Immer wieder wirkten neue Möglichkeiten mit der Erschließung neuer Quellen für Rohstoffe und Arbeitskräfte zusammen, so dass jedes neue Zentrum seinerseits wertvolle Formen des Außenhandels dominieren konnte. Bei jedem Übergang wurde der Großteil der produzierten Güter lokal oder höchstens regional verbraucht, selbst wenn verbesserte Transportmöglichkeiten die Entstehung neuer Handelsnetze erleichterten.[4] Die entscheidende Variable, die letztlich zur Verschiebung des Wohlstandszentrums führte, war dennoch der zusätzliche Reichtum, der in den verschiedenen Regionen durch den Exporthandel generiert wurde.
Auf das alte Rom(7) bezogen, kann der Aufstieg des modernen Westens den anfangs rätselhaft anmutenden Niedergang des italischen Kernlands erklären. Auch hier sorgte eine schlichte ökonomische Logik für die Verlagerung der wirtschaftlichen Vorherrschaft aus dem imperialen Zentrum an die Peripherie. In diesem Fall spielte die industrielle Produktion fast keine Rolle beim Wechsel der Wohlstandsmuster des Reiches, dessen Wirtschaft ganz vorwiegend landwirtschaftlich geprägt blieb. In den ersten Jahrhunderten vor und nach Christi Geburt exportierte Italien(5) große Mengen an Wein und Olivenöl – sowie in gewissem Umfang auch Töpferwaren und möglicherweise Getreide, auch wenn sich letzteres archäologisch nicht nachweisen lässt – insbesondere in die neu eroberten europäischen Besitzungen. Unter den makroökonomischen Bedingungen der Pax Romana(2) erreichte die landwirtschaftliche Produktion in diesen Gebieten jedoch schließlich ein Niveau, das diese frühe wirtschaftliche Dominanz Italiens schließlich verdrängte. Ein wichtiger Grund dafür waren die eingeschränkten Transportmöglichkeiten vor allem zu Lande, denn mit Karren, die maximal 40 Kilometer am Tag zurücklegten, konnte es Wochen dauern, Waren von einer Provinz(2) in die andere zu befördern – weit entfernt von den Güterzügen und Frachtschiffen, welche die neuzeitlichen Imperien vernetzen sollten. Doch damit nicht genug, denn wie dem Höchstpreisedikt Diokletians aus dem Jahr 301 zu entnehmen ist, verdoppelte sich der Preis für eine Wagenfuhre Weizen etwa alle 80 Kilometer, weil Ochsen gefüttert und allenthalben interne Zölle entrichtet werden mussten.
In der späteren Kaiserzeit wurde Fernhandel nur noch praktiziert, wenn es tatsächlich unmöglich war, Handelswaren lokal zu produzieren (so wie bei Wein und Olivenöl in Gegenden weit jenseits des Mittelmeers). Eine Ausnahme bildeten besonders hochpreisige Produkte wie seltene Marmorsorten oder Spitzenweine. Hinzu kamen Waren, die sich in die staatlich subventionierten Transportstrukturen für die Versorgung der imperialen Hauptstädte und den militärischen Nachschub integrieren ließen. So scheinen Schiffseigner, die im Staatsauftrag Getreide, Wein und Öl über das Mittelmeer transportierten, mit Beiladungen aus anderen Gütern Schwarzhandel getrieben zu haben. Doch derartige Initiativen waren selten, und die Logik der Transportkosten hatte schon längst die wirtschaftliche Entwicklung der römischen Provinzen(3) auf Kosten des alten italischen(6) Kerngebiets vorangetrieben. Die aufgeblähte Hauptstadt Rom(8) importierte seit langem schon riesige Mengen an Wein, Öl und anderen lebensnotwendigen Gütern aus Spanien(7), Nordafrika(4) und den übrigen Mittelmeerregionen.[5]
Die Provinzialen

Hinter diesen makroökonomischen Verschiebungen lagen Millionen Einzelschicksale, die sie vorantrieben. Das des Ausonius(5) war eines von ihnen. Er selbst stammte nicht aus dem Moseltal, was er den Leser in einer Anwandlung von gallischem Lokalpatriotismus zu Beginn des Gedichts auch wissen lässt:
Dieser reizende Anblick [des Moseltals] zauberte mir das Bild meiner Heimat, der reizenden und wohlbebauten Flur von Bordeaux(2) vor Augen.

Über die tiefsten Wurzeln seiner Familie ist nichts bekannt, aber er gehörte dem Stamm der Bituriges Vivisci an, die einst von Julius Caesar(1) unterworfen worden waren, 400 Jahre bevor Ausonius(6) nach Trier(1) im Moseltal kam. Nach der Eroberung wurde die keltische Hügelfestung Burgidala als römische Stadt neu gegründet, mit einem Rat an der Spitze, der sich aus dem lokalen Stammesadel zusammensetzte. Dessen Angehörige eigneten sich rasch alle notwendigen Insignien der römischen Kultur an – sie lernten Latein, bauten Villen, Bäder und Tempel – und nutzten die örtliche Ämterlaufbahn, um das römische Bürgerrecht zu erlangen. Ausonius’ Vater stammte aus diesem Hintergrund und wurde ein bekannter Hochschullehrer in Konstantinopel(2), der neuen östlichen Reichshauptstadt. Ausonius wurde nach einer Hochschulausbildung Privatlehrer des Sohnes des amtierenden Kaisers, und nachdem sein Schüler den Thron bestiegen hatte, bekleidete er mehrere der höchsten Staatsämter und brachte es schließlich sogar zum Konsul.
Grundlage dieser familiären Erfolgsgeschichte über zwei Generationen hinweg war ein solider und wachsender landwirtschaftlicher Wohlstand(10). Die Region um Bordeaux(3) war schon in römischer Zeit ein Zentrum der Weinproduktion, und sie wurde dank der politischen und wirtschaftlichen Stabilität unter der Pax Romana(3) immer reicher. Die Familie verknüpfte dies mit einer intensiven Beschäftigung mit den kulturellen Anforderungen eines Lebens in der römischen Öffentlichkeit und einem guten Riecher für den besten Weg zu noch größerem Wohlstand. Im vierten Jahrhundert war die Aktivität im eigenen Stadtrat nicht mehr so attraktiv, weil, wie wir im ersten Kapitel gesehen haben, das Reich die zuvor von den Räten kontrollierten öffentlichen Einkünfte konfisziert hatte. Viel besser war es, sich wie Ausonius(7) Vater und Sohn in das entstehende imperiale System einzubringen, in dem sich nun Geld und Einfluss konzentrierten. Zahlreiche Standesgenossen des Ausonius verlangten und erhielten Positionen auf verschiedenen Ebenen der expandierenden Reichsbürokratie, andere wie Theodorus(5) wurden Anwälte, während die Ausonii auf den wohlbekannten Pfad von Kultur und Bildung zum weltlichen Erfolg setzten. Aus Sicht der römischen Eliten war es ihre gemeinsame und unverwechselbare, auf einem intensiven Studium von Sprache und Literatur basierende Kultur, die sie zu einer einzigartig zivilisierten und rationalen Gesellschaft machte. Daher war Bildung ein wichtiger Trumpf im Spiel um den eigenen Aufstieg.[6] Aber in jedem Fall wurden die Profite aus dem Engagement in den Reichsstrukturen in eine Ausweitung des Grundbesitzes in der Heimat investiert. Ausonius’ akademisch-politische Karriere am Kaiserhof bildete in dieser Hinsicht keine Ausnahme. Wenn es hart auf hart kam, war Landbesitz die einzige solide Investition in der vor allem auf Landwirtschaft basierenden Ökonomie Roms(9).
Vergleichbare persönliche Erfolgsgeschichten trieben auch die Entwicklung des modernen westlichen Imperiums voran. Wie bei den antiken Ausonii liegen auch die Ursprünge der Familie Vanderbilt(1) im Dunkeln. Im 17. Jahrhundert, als europäische Handelsgesellschaften eifrig Kolonien in Übersee erwarben, wurde auch die Niederländische Westindien(1)-Kompanie(1) gegründet. Eine ihrer ersten Unternehmungen bestand in der Errichtung des befestigten Handelspostens Neu-Amsterdam(1) an der Südspitze der Insel Manhattan(1). Um das Fort zu versorgen, wurden Bauern aus Holland(2) ins Land geholt, die schnell erkannten, dass der Boden auf der langen Insel östlich von Manhattan fruchtbarer war: Breuckelen (später anglisiert zu Brooklyn(1)).
Einer dieser Bauern war Jan Aertsen(1) (»Sohn des Aert«), der aus dem Dorf Bilt bei Utrecht(1) stammte und sich deshalb auch Vanderbilt(2) (»aus Bilt«) nannte. Bei seiner Ankunft im Jahr 1640 war er gerade einmal dreizehn Jahre alt und völlig mittellos, so dass er sich drei Jahre lang bei einem niederländischen(2) Siedler verdingen musste, bevor er seinen eigenen Hof gründen konnte. Ab 1661 erscheint sein Name in den Aufzeichnungen der Kolonie, und bis zum Ende des Jahrhunderts war die Familie Vanderbilt auf Long Island(1) fest etabliert. Zu diesem Zeitpunkt hatten die Briten schon die Kolonie übernommen und in New York(1) umbenannt, doch die Vanderbilts hatten wie die meisten niederländischen Siedler keinerlei Probleme mit dem neuen Regime. Sie lernten Englisch, um mit der neuen Verwaltung und einer wachsenden Anzahl britischer Kolonisten kommunizieren zu können, führten ansonsten jedoch ihr gewohntes Leben weiter. Noch im späten 18. Jahrhundert wickelten die meisten niederländischen Familien ihre geschäftlichen Transaktionen und gesellschaftlichen Angelegenheiten überwiegend in ihrer Muttersprache ab.
Flexibel und pragmatisch passten sie sich schnell auch einem anderen neuen Regime an, als die Vereinigten Staaten(9) 1776 ihre Unabhängigkeit erklärten. Mit dem wachsenden Wohlstand(11) der neuen Nation weitete sich auch der Handel(2) aus. Der erste Cornelius Vanderbilt(1), ein Ur-Ur-Ur-Enkel von Jan(2), war 1776 zwölf Jahre alt und begann damit, sein landwirtschaftliches Einkommen(2) mit einem kleinen Boot aufzubessern, in dem er Waren in die Stadt transportierte. Sein 1794 geborener gleichnamiger Sohn(1) gab die Landwirtschaft schließlich ganz auf und erwarb mit dem Geld der Familie ein größeres Boot, um Waren und Menschen in die Stadt und wieder zurück zu befördern. Das Unternehmen war so erfolgreich, dass er bald weitere Boote anschaffte. Und als 1812 ein neuer Krieg mit Großbritannien(7) ausbrach, wurden noch mehr benötigt, um Amerikas(8) Küstenhäfen zu versorgen. Später investierte der »Commodore« in Dampftechnologie und betrieb transatlantische Linienschiffe. Nach dem Amerikanischen Bürgerkrieg diversifizierte er seine Aktivitäten in den Ausbau des Eisenbahnnetzes und verdiente prächtig, nachdem die US-Regierung den Westen für die Besiedlung durch Europäer freigegeben hatte. Während Unmengen an Präriegetreide nach Europa verschifft wurden und Millionen Europäer ihr Auskommen in der amerikanischen Landwirtschaft suchten, explodierten Vanderbilts(2) Schifffahrts- und Eisenbahnimperien geradezu.
In verschiedenen wichtigen Punkten weisen die beiden Familiengeschichten kaum Ähnlichkeiten miteinander auf. Ausonius(8) gelang der soziale Aufstieg in einer wirtschaftlich und technologisch stagnierenden Epoche. Produktivitätsmuster innerhalb des römischen Systems zeigten im Jahresvergleich nur geringe Schwankungen, was die Aufstiegsmöglichkeiten begrenzte: Man musste zunächst mit Wein und anderen landwirtschaftlichen Produkten ein gewisses Vermögen erwirtschaften und sich auf dieser Grundlage das notwendige kulturelle Kapital aneignen, um in den gesellschaftlichen und politischen Netzwerken des Imperiums aufsteigen zu können. Die Gewinne aus dieser Tätigkeit investierte man dann wieder in Landbesitz. Die Vanderbilts(3) dagegen, vor allem die beiden Cornelii, lebten in einer der dramatischsten Epochen technologischer und wirtschaftlicher Umwälzungen in der Menschheitsgeschichte. Das bot der Familie ganz neue Möglichkeiten, während sich Handel(3) und Produktion um sie herum in einem steten Wandel befanden. Aber in anderer, grundlegenderer Hinsicht wiederholt sich in beiden Erfolgsgeschichten dasselbe Grundmuster: Ehrgeizige Provinzclans ergreifen die Möglichkeiten, die das Imperium bietet, um das Fortkommen ihrer Familien zu revolutionieren.
In ihren verschiedenen Kontexten, wenn auch nicht immer mit dem gleichen enormen Erfolg, wiederholten sich die Geschichten der Vanderbilts(4) und Ausonii millionenfach, als die Handlungsbögen ihre jeweiligen imperialen Geschichten entfalteten. Von Britannien bis Syrien bemühten sich tausende Angehörige der (in der Regel schon bestehenden) vorrömischen lokalen Eliten, ihren Status zu verbessern, um anerkannte und wohlhabende Bürger des Reiches zu werden. Vervollständigt wurde der gesellschaftliche Mix in den Provinzen(4) durch römische Legionsveteranen und niederrangige Administratoren aus dem italischen(7) Kernland. Es war natürlich der stetig wachsende Reichtum dieser Familien, der den wirtschaftlichen Aufstieg dieser ehemals randständig gelegenen Regionen und den relativen Niedergang der alten italischen Kerngebiete bewirkte. Die Ränder des Römischen Reiches bildeten sich dort, wo die Legionen zum Stillstand kamen, und innerhalb dieser Grenzen schuf eine Mischung aus Einwanderern und romanisierten Einheimischen den landwirtschaftlichen Wohlstand(12), der das imperiale Gebilde stützte.
Auch das moderne westliche Imperium wurde von Eroberern und Siedlern geschaffen, welche die neuen Möglichkeiten nutzten, die hinzugewonnene Gebiete, Arbeitskräfte und natürliche Ressourcen eröffneten. Das Ausmaß der modernen Migration(1) war unvergleichlich größer als alle Folgen des römischen Imperialismus. Auf dem Höhepunkt der Migrationsbewegung, in den Jahrzehnten an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert, zog es rund 55 Millionen Europäer in die »Neue Welt«. Dabei wirkten zwei Kräfte zusammen. Zum einen übten die neuen, von den europäischen Staaten erschlossenen Gebiete eine ungeheure Anziehungskraft auf die Menschen aus, für die es zum anderen in Europa keinen Platz mehr gab, weil ein Überangebot an Arbeitskräften zusammen mit technologischem Fortschritt die Menschen aus ihrer Heimat verdrängte.
Fortschritte in der Medizin, namentlich die Verbreitung von Schutzimpfungen und die Verbesserung der öffentlichen Hygiene, führten zu einem erstaunlichen Anstieg der Lebenserwartung(1) in der westlichen Welt, vor allem als etwa 1870 die Kindersterblichkeitsrate drastisch zu sinken begann (S. 51). In Deutschland(5) lag sie Mitte des 19. Jahrhunderts noch bei 50 Prozent, bevor sie in den folgenden Jahrzehnten rapide zurückging. Ähnlich verhielt es sich in anderen europäischen Ländern, deren Ausgangswert etwas niedriger, aber immer noch bei entsetzlichen 30 Prozent lag. Während nun aber immer mehr Kinder überlebten, dauerte es mehrere Generationen, bis sich die durchschnittliche Familiengröße nach unten anpasste. Das hatte dramatische Auswirkungen auf die demografische Entwicklung in Form eines massiven Anstiegs des relativen Anteils der Europäer an der Weltbevölkerung. Hatte das historische Niveau bei etwa 15 Prozent gelegen – ein Wert, auf den es sich mittlerweile wieder eingependelt hat –, so war zur Zeit des Ersten Weltkriegs jeder vierte Mensch auf der Welt ein Europäer. Zur selben Zeit ermöglichte die Verbesserung landwirtschaftlicher Methoden eine immer intensivere Bewirtschaftung des Bodens, was zu einem dramatisch sinkenden Bedarf an landwirtschaftlichen Arbeitskräften führte. Außerdem sanken dort, wo sich wie in Südeuropa die traditionellen landwirtschaftlichen Strukturen neben den neuen Großbetrieben behaupten konnten, die durchschnittlichen Betriebsgrößen stetig, weil das Land mit jeder Generation immer weiter aufgeteilt wurde. Schließlich konnten selbst diejenigen, die auf dem Land blieben, nicht mehr von der Landwirtschaft leben. Die Anziehungskraft der Kolonien wurde für viele unwiderstehlich.
In nun unabhängigen, aber wirtschaftlich vergleichsweise rückständigen Ländern wie den Vereinigten Staaten(10) und Kanada(2) setzten die Regierungen alles daran, die Entwicklung zu beschleunigen. Dabei beschränkten sie ihre Suche nach Arbeitskräften nicht auf die alten Kernländer des Imperiums, sondern streckten ihre Fühler in alle Regionen des Kontinents mit einem Überschuss an Arbeitskräften aus, besonders nach Süd- und Osteuropa. Manche dieser Einwanderer, wie die Oppenheimers, Carnegies, Rockefellers und Bronfmans, eiferten den Vanderbilts nach und begannen als arme Siedler, um schließlich ein großes Vermögen aufzubauen. Als Folge davon waren Ende des 19. Jahrhunderts die reichsten Familien der Welt nicht mehr europäische Königshäuser oder britische Industrielle, sondern neue Tycoons, die ihr Glück auf der anderen Seite des Atlantiks gemacht hatten. Und ähnlich wie die Ausonii in der Antike zementierten auch diese neuen großen Familien ihren Aufstieg oftmals dadurch, dass sie triumphal in das alte imperiale Zentrum zurückkehrten und in europäische Adelshäuser einheirateten (wie die Vanderbilts), um nun auch einer Klasse anzugehören, die ihrem Reichtum entsprach. Da die europäischen Aristokratien mit ihren größtenteils landwirtschaftlichen Einkünften damals häufig einen zumindest relativen wirtschaftlichen Niedergang erlebten, kam dieses Arrangement beiden Seiten entgegen.
Die meisten Migranten konnten keinen annähernd vergleichbaren wirtschaftlichen und sozialen Aufstieg erreichen. Und viele andere spielten eine völlig unfreiwillige Rolle in diesem Prozess(1). Zwischen dem 16. und dem 19. Jahrhundert wurden im Rahmen des atlantischen Sklavenhandels schätzungsweise zwölf Millionen Afrikaner(1) auf Schiffe verfrachtet, um in amerikanischen Zucker- und Baumwollplantagen zu schuften. Unzählige starben, lange bevor sie überhaupt dort ankamen.   
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Diese entsetzliche, langanhaltende Verschleppung von Menschen sollte sich in weltverändernder Weise auf die wirtschaftliche Entwicklung des amerikanischen Kontinents auswirken. Ob sie nun als Siedler freiwillig kamen oder als Sklaven dazu gezwungen wurden, es waren diese großen, in Bewegung geratenen Menschenmassen, die dafür sorgten, dass die ehemaligen provinziellen Randgebiete des Imperiums schließlich die ursprünglichen Kernländer an Wohlstand(13) überflügelten. Die Geschichten einzelner Familien ermöglichen ein tieferes Verständnis dafür, warum sich die Epizentren des imperialen Wohlstands über die Jahrhunderte verschoben. Gleichzeitig lässt uns eine weitere Dimension der Mosella(2) des Ausonius(9) den zugrunde liegenden Prozess noch besser verstehen.
Zwei westliche Imperien

Nur äußerst selten gibt es Quellenbelege dafür, wie die zeitgenössische antike Leserschaft auf das Erscheinen eines literarischen Werkes reagierte, aber die Mosella(3) stellt eine faszinierende Ausnahme von dieser Regel dar. Sie veranlasste einen blaublütigen römischen Senator namens Quintus Aurelius Symmachus(1) dazu, umgehend einen Beschwerdebrief zu verfassen. Das Problem: Ausonius(10) hatte ihm kein Exemplar zukommen lassen. Symmachus schrieb, er bewundere das Werk, auch wenn er sich ein wenig über die von Ausonius erwähnten Fische lustig macht: »Ich habe ja oft an deiner Tafel viele andere kostbare Speisen aufgetragen gesehen und bewundert, niemals aber jene Vielfalt von Fischen entdeckt.« Der Senator hatte sich genötigt gesehen, dafür einen Blick in eines der in Rom(10) kursierenden Exemplare zu werfen. Wenn man ein wenig tiefer gräbt, wird klar, dass Ausonius ihn nicht aus Versehen vergessen hatte.
Zwei Jahre zuvor hatte Symmachus(2) eine senatorische Gesandtschaft nach Trier(2) geleitet, wo der Westkaiser Valentinian(1) I. mit seinem Hof residierte. Bei dieser Gelegenheit lernte der Senator auch Ausonius(11) kennen und aß mit ihm zu Abend – vielleicht war er vom aufgetischten Fischgang enttäuscht. Während seines Aufenthalts hielt Symmachus mehrere Lobreden am Hof, die nur bruchstückhaft erhalten sind. Eine von ihnen ist dennoch sehr aufschlussreich. Symmachus’ Sicht auf die Nordwestgrenze des Reiches unterschied sich auffällig von Ausonius’ Mosella(4). Symmachus konzentrierte sich nicht auf den durch und durch römischen Charakter der Region, sondern auf die heroische Rolle des »halbbarbarischen Rheins(1)« beim Schutz des Tibers(2) (sprich »Roms(11)«): dem Zentrum der imperialen Zivilisation. Das beleuchtet schlaglichtartig die wahre Bedeutung von Ausonius’ Gedicht: Die Mosella war die Antwort eines stolzen Provinzialen auf die herablassende Haltung eines stadtrömischen Aristokraten. Wie nicht anders zu erwarten, kam Ausonius’ Sichtweise am Trierer Hof deutlich besser an als die Reden des Symmachus. Der Senator erhielt den wenig schmeichelhaften Ehrenrang eines »comes dritter Klasse«. Das war so schlecht, wie es klingt, und um das Maß vollzumachen, wäre es ein Akt des Verrats gewesen, einen einmal gewährten kaiserlichen Ehrentitel nicht zu führen. Symmachus war also gezwungen, auf diese Weise dauerhaft seinen Misserfolg zu verkünden, während Ausonius Mitte der 370er Jahre vom kaiserlichen Lehrer in hohe Staatsämter aufstieg und im Jahr 379 schließlich sogar das Konsulat bekleidete. Das unterhaltsame Geplänkel zwischen Ausonius(12) und Symmachus(3) verweist uns auf eine weitere Schlüsselerkenntnis aus dem Vergleich zwischen Rom und dem modernen Westen: die Frage nach der politischen Entwicklung.
Wie andere Imperien auch begann das Römische Reich sein Leben als Eroberungsstaat. Die meisten Provinzen(5), die Rom(12) mit Waffengewalt in seinen Herrschaftsverband eingliederte, erlebten nicht nur die anfänglichen Grausamkeiten der Unterwerfung, sondern danach auch wenigstens eine große Rebellion. Erinnert sei hier nur an den Boudicca(1)-Aufstand in Britannien(3), der im Jahr 60 n. Chr. zur Zerstörung von Colchester, St. Albans und London(1) sowie zur teilweisen Vernichtung der 9. Legion führte. Aber diese Aufstände ereigneten sich üblicherweise in den ersten Jahrzehnten der römischen Herrschaft, und mit der Zeit änderte sich der politische Status der Provinzen und der provinzialen Eliten wie der Ausonii bis zur Unkenntlichkeit. Die wirtschaftliche Dominanz der ehemals eroberten Gebiete ging – wie die Reiberei zwischen Ausonius(13) und Symmachus(4) belegt – mit einem tiefgreifenden politischen Wandel einher. Vom zweiten nachchristlichen Jahrhundert an blieb das Imperium zwar nominell eine von Rom aus gelenkte Einheit, doch aufgrund seiner schieren Größe und der primitiven Kommunikationsmittel war eine direkte Machtausübung seitens der Hauptstadt in abgelegenen Regionen immer weniger möglich. In der späten Kaiserzeit wurde das imperiale Konstrukt nicht mehr von einem beherrschenden Zentrum zusammengehalten, sondern durch etwas sehr viel Mächtigeres: gemeinsame Finanz- und Rechtsstrukturen, die sich auf tief verwurzelte kulturelle Werte stützten, die von einer nun sehr viel breiter definierten römischen Herrscherklasse aus provinzialen Grundbesitzern geteilt wurden.
Im Jahr 399, nach 400 Jahren römischer Herrschaft, hatten sich Roms(13) ehemalige unterworfene Untertanen längst mit der schönen neuen Welt arrangiert, die einst von den Legionen herausgemeißelt worden war. Wer es in der Frühzeit des Imperiums innerhalb dieser kolossalen Struktur zu etwas bringen wollte, musste das römische Bürgerrecht erwerben und am Kaiserkult teilnehmen. Beides erforderte, dass sie provinzialen Eliten ihre eigenen Annäherungen an die hohe imperiale Kultur finden mussten. Im vierten Jahrhundert konnte man, wie der Werdegang des Ausonius(14) zeigt, die profitabelsten Karrieren im Reichsdienst machen. Das enorme Anwachsen des bürokratischen Apparats war daher das Ergebnis einer provinzialen Nachfrage, und nicht eines totalitären bürokratischen Plans. Um erfolgreich zu sein, mussten die Provinzeliten vorbehaltlos ideell und finanziell in die geltenden griechisch-römischen Kulturnormen investieren. Das führte dazu, dass die Provinzialen im vierten Jahrhundert vom Hadrianswall bis an den Euphrat das Latein, die Städte, die Togen und die Lebensphilosophie ihrer Eroberer mit Inbrunst übernommen hatten. Sogar das Christentum(6) verbreitete sich dank seiner Übernahme in die Kultur der herrschenden Klasse. Und wie die Reiberei zwischen Ausonius und Symmachus(5) verdeutlicht, konnte ein Provinzbeamter aus Bordeaux(4) einem blaublütigen Senator nun mit Hilfe der lateinischen Literatur eine scharfe – wenngleich zivilisierte – Lektion erteilen.
Der ursprüngliche, von Rom(14) aus geführte Eroberungsstaat hatte sich in ein riesiges westeurasisches Gemeinwesen mit einem einheitlichen Steuersystem verwandelt, das dem Unterhalt der Armee diente. Die Armee wiederum schützte das imperiale Konstrukt, eine Rechtsstruktur, die nicht nur den Wohlstand(14) der provinzialen Eliten definierte und schützte, sondern auch ihr gemeinsames Gefühl moralischer und ethischer Überlegenheit, das ihnen durch ihre Bildung eingetrichtert worden war. Das Reich wurde nicht einmal mehr von Rom aus regiert, das viel zu weit von den entscheidenden Grenzen entfernt lag: an Rhein(2) und Donau(1) in Europa und am Euphrat mit Blick auf Persien(1). Es war die Zeit des »Inside-out-Imperiums«, das von neuen politischen und wirtschaftlichen Zentren aus regiert wurde, die viel näher an den Grenzen lagen. Selbst als es aus praktischen Gründen notwendig wurde, das Reich politisch aufzuteilen – in eine Osthälfte, die von Konstantinopel(3) regiert wurde, und ein westliches Gegenstück mit den Hauptstädten Trier(3) an der Rheingrenze bzw. Mailand(1) in Norditalien(8) –, überlebte die rechtliche und kulturelle Einheit des Reiches. Als Theodorus(6) sein Konsulat erhielt, war Rom nur mehr ein symbolträchtiges Bildungs- und Kulturzentrum, »ein heiliger Bezirk«, wie es ein Kommentator aus dem vierten Jahrhundert formulierte, »fern aller Hauptverkehrswege«.
Die zweite Lektion, die uns die Geschichte des Römischen Reiches erteilt, ist nüchtern, aber tiefgründig. Imperien sind keine statischen Gebilde oder »Dinge«. Sie sind dynamische Systeme, in denen wirtschaftliche und politische Kräfte zusammenwirken. Jedes langlebige Imperium durchläuft daher einen Entwicklungsprozess, in dem einzelne Elemente des Systems sich in ihren Beziehungen zueinander wandeln und dabei die Strukturen des Systems insgesamt transformieren. Folgerichtig ziehen größere Änderungen in der Verortung wirtschaftlicher Macht schnell einen entsprechenden Wandel im politischen Einfluss nach sich.
Das eröffnet uns eine weitere Perspektive auf die Entwicklung des modernen westlichen Imperiums. Auch diejenigen, die vielleicht seine Existenz grundlegend verneinen – mit dem berechtigten Argument, dass wir es nicht mit einem einheitlichen Gebilde zu tun haben, das durch eine Reihe von Eroberungen entstanden ist oder von einem einzigen metropolitanen Zentrum aus gelenkt würde –, können die allgemeine Kontinuität des westlichen Wirtschaftswachstums nicht leugnen, das 1999 in seinem unfassbaren Anteil am globalen Bruttosozialprodukt gipfelte. Trotz ihrer manchmal konfliktreichen Ursprünge – der erste wirklich globale Konflikt der Menschheitsgeschichte wurde im 18. Jahrhundert in einer Reihe von Kriegen zwischen Großbritannien(8) und Frankreich(4) ausgefochten – beruhte die Vormachtstellung des westlichen Blocks zu diesem Zeitpunkt auf einer tiefgreifenden wirtschaftlichen Integration in Bezug auf Handel(4), Kapitalflüsse und Migration(2). Eine riesige Zahl von Einwanderern aus den alten europäischen Zentren half bei der Entstehung seines Nachfolgers – der modernen Vereinigten Staaten(11). Daher überrascht es nicht, dass es viele gemeinsame Verbindungen und Werte gibt, die sich unter anderem in den Heiratsverbindungen zwischen amerikanischen und europäischen Eliten ausdrücken oder in der amerikanischen Nachahmung europäischer Kulturmodelle. Als Vanderbilt(5) den Gipfel der europäischen Hochkultur, die Universität, in die Vereinigten Staaten übertrug, indem er ein College stiftete, das später seinen Namen tragen sollte, wurde von den Bewerbern erwartet, dass sie Latein und Altgriechisch fließend beherrschten.
Schließlich fand diese gemeinsame Kultur des Imperiums, die moderne Entsprechung zu Latein, Städten und Toga, auch einen formalen rechtlichen, finanziellen und institutionellen Ausdruck: ein modernes Gegenstück zum Aufstieg der Provinzen(6) zur wirtschaftlichen und politischen Vormachtstellung innerhalb des römischen »Inside-out-Imperiums« des vierten Jahrhunderts. Als sich die Vereinigten Staaten(12) nach dem Zweiten Weltkrieg einer so umfassenden Hegemonie erfreuten, dass sie ihre zankenden Verbündeten disziplinieren konnten, führte das zur Schaffung einer Reihe internationaler Institutionen: der Vereinten Nationen(1), der Weltbank(1), des Internationalen Währungsfonds(1), der NATO, des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens, der OECD, der G7(1). Diese Institutionen verankerten die globale Vorherrschaft der westlichen Regierungen und der von ihnen verfochtenen Prinzipien: Marktwirtschaft(1), Freiheit, Demokratie(2), nationale Souveränität und eine multilaterale Weltordnung. Auch wenn sie über die Details ihrer jeweiligen staatlichen Modelle uneins waren (insbesondere über das Ausmaß staatlicher Dienstleistungen und die Außenpolitik), einigten sich die westlichen Länder auf eine Reihe gemeinsamer Werte, die ein hohes Maß an zwischenstaatlicher Zusammenarbeit ermöglichten. Über dies alles wachte – wie einst im alten Rom(15) – eine dominante Militärmacht, die Vereinigten Staaten, die dazu in der Lage war, ein gewisses Maß an Kontinuität und Stabilität auch in den entlegensten Gebieten des Imperiums zu gewährleisten.
Begreift man diese beiden westlichen Imperien als langlebige, sich entwickelnde imperiale Systeme, dann ist ihre politische Entwicklung gar nicht so unterschiedlich, wie es auf den ersten Blick erscheint. Das Römische Reich entstand durch Eroberung, entfaltete sich aber zu einem – im damaligen geopolitischen Kontext – weltweit dominierenden Gemeinwesen, dessen feste Basis gemeinsame Kultur-, Finanz- und Rechtsstrukturen waren. Sein modernes Pendant ging aus heftigen zwischenstaatlichen Konflikten der späteren Partner hervor, war 1999 allerdings an einem ähnlichen Punkt angelangt: bei einem sich selbst identifizierenden Gebilde mit wichtigen gemeinsamen Werten, das über eine Reihe gemeinsamer Rechts- und Finanzinstitutionen funktionierte.
Zwei starke Parallelen in der Geschichte Roms(16) und des modernen Westens haben sich gezeigt. Beide Systeme wurden zum Zeitpunkt ihres vermeintlichen Wohlstandsmaximums(3) von Krisen heimgesucht, und auf lange Sicht kam es in beiden zu periodischen Verschiebungen der Epizentren wirtschaftlicher und politischer Dominanz. Diese Parallelen sind keineswegs zufällig. Der Grund, warum tief verwurzelte imperiale Systeme auf dem Höhepunkt ihrer wirtschaftlichen Entwicklung in die Krise geraten, tritt deutlich hervor, wenn wir unseren Blick nach außen richten, denn die Wirkung von imperialen Systemen endet nicht an ihren formalen Grenzen. Während ihres Aufstiegs bereicherten sich beide Imperien an der außerhalb liegenden Welt. Aber dadurch veränderten sie ungewollt den geostrategischen Kontext, in dem sie operierten. Und darin liegt der Keim ihres eigenen Niedergangs.
3. 
Östlich des Rheins,
nördlich der Donau

Um das Jahr 30 n. Chr. erwarb ein römischer Händler namens Gargilius(1) Secundus eine Kuh von einem Mann namens Stelos(1). Stelos stammte von jenseits der Grenze, war also in den Augen der Römer ein Barbar und deshalb schon per definitionem minderwertig. Er lebte östlich des Rheins(3), unweit der heutigen Stadt Franeker in den Niederlanden(3). Die Transaktion kostete Secundus 115 Silbernummi; wir wissen von ihr, weil sie auf einem Stück Holz aufgezeichnet wurde, das aus einem Fluss in den Niederlanden(4) geborgen wurde. Es war ein kleiner, ganz normaler Handel(5), wie er an der Nordwestgrenze des Reiches unzählige Male abgewickelt wurde. In den beiden Jahrhunderten um Christi Geburt waren entlang der Rheingrenze zahlreiche römische Soldaten stationiert, die einen gewaltigen, nie dagewesenen Faktor wirtschaftlicher Nachfrage darstellten. Im äußersten Nordwesten, an der Rheinmündung etwa, kamen 22 000 römische Soldaten auf wahrscheinlich nur etwa 14 000 erst kürzlich unterworfene einheimische Bewohner, die Cananefaten(1). Letztere konnten den Bedarf der Soldaten an Nahrungsmitteln und Tierfutter sowie anderen Naturmaterialien wie Bau- und Feuerholz oder Leder selbstverständlich bei weitem nicht decken. Eine aus 5000 Mann bestehende Legion benötigte etwa 7500 Kilogramm Getreide und 450 Kilogramm Tierfutter pro Tag, also 225 bzw. 13,5 Tonnen pro Monat. Ein Teil der Versorgungsgüter wurde direkt aus dem Zentrum des Reiches herbeigeschafft, aber das war schwerfällig und logistisch problematisch in einer Welt, in der sich der Preis für eine Wagenladung Weizen alle 80 Kilometer verdoppelte. Wo immer möglich wandte man sich deshalb an lokale Lieferanten. Der Umstand, dass zwei Zenturionen den Handel des Secundus bezeugten, lässt darauf schließen, dass er das Militär belieferte.
Nach dem Verlust des römischen Generals Varus(1) und seiner drei Legionen im Teutoburger Wald(1) im Jahr 9 n. Chr. – wo ein Bündnis schon teilweise unterworfener barbarischer Germani unter Führung des Arminius(1) ihre politische Unabhängigkeit zurückgewinnen konnte – kam Roms(17) Expansion in die Gebiete östlich des Rheins(4) langsam zum Stillstand. Weiter südlich entwickelte sich der west-östliche Verlauf der Donau(2) schnell zu einer ähnlichen Grenzlinie, und seit der Mitte des ersten Jahrhunderts n. Chr. markierte der Bogen der beiden Flüsse die grobe geografische Begrenzung der intensiven wirtschaftlichen und kulturellen provinzialen Entwicklung, die schließlich Ausonius(15) und seine Standesgenossen hervorbringen sollte. Aber auch wenn die Auswirkungen der umwälzenden wirtschaftlichen Effekte des riesigen imperialen Systems jenseits der Grenzen geringer waren, so machten sie doch nicht an ihnen Halt.
Innerhalb des weiteren römischen imperialen Systems nahmen die Möglichkeiten für benachbarte Bevölkerungen zwei grundlegende Formen an: Eine ergab sich in Grenznähe, und zwar auf beiden Seiten: die Versorgung der Legionen, an die uns das zufällige Überleben des Kaufvertrags über die Kuh des Stelos(2) erinnert. Die zweite betraf Fernhandelsnetzwerke, die sich sehr viel weiter nach Mitteleuropa hinein erstreckten. Am bekanntesten ist der Handel(6) mit Bernstein(1), fossilem Harz prähistorischer Wälder, einem in der Mittelmeerwelt hochgeschätzten Schmuckstein. Er wurde am Südufer der Ostsee(1) angespült und auf bestimmten Routen nach Süden zu verschiedenen Punkten an Roms(18) Donaugrenze transportiert. Außerdem gab es einen stetigen Bedarf an menschlicher Arbeitskraft. Während in den Legionen römische Bürger dienten, bestand die Hälfte der Armee aus Hilfstruppen, die auf beiden Seiten der Grenze rekrutiert werden konnten. Aus Inschriften(5) wissen wir, dass viele Rekruten von jenseits der Grenze lange und erfolgreich in der römischen Welt lebten, auch wenn viele andere es vorzogen, nach ihrer Dienstzeit wieder in die Heimat zurückzukehren. Neben dieser freiwilligen Migration(3) gab es noch etablierte Netzwerke für den Sklavenhandel. Anders als beim gut dokumentierten, von den Wikingern(2) dominierten Sklavenhandel am anderen Ende des ersten Jahrtausends sind die Quellen aus der römischen Zeit nicht sehr auskunftsfreudig hinsichtlich der Frage, wer die Versklavungen durchführte und aus welchen Teilen Europas normalerweise ihre Opfer stammten. Aber angesichts der hohen Kindersterblichkeit im Reich (die Hälfte aller Kinder starb vor dem sechsten Lebensjahr) existierte eine stetige Nachfrage nach Haussklaven und zusätzlichen Arbeitskräften für die Feldarbeit.
Die Beschränkungen in der Zahl und Aussagekraft der uns zur Verfügung stehenden Quellen machen es schwierig, die Auswirkungen der wirtschaftlichen Impulse des Reiches auf einzelne Menschen zu untersuchen, die jenseits seiner Grenzen lebten, so wie wir das für die jüngere Vergangenheit im Fall des modernen Westens(18) können. Aber das breitere Bild, das die archäologischen Ergebnisse der vergangenen Jahrzehnte zeichnen, ist markant. Zu Beginn des ersten nachchristlichen Jahrtausends war Europa in drei große Zonen unterteilt, deren Entwicklungsstand sich deutlich unterschied. Die höchste Bevölkerungsdichte und die größten Siedlungen, die produktivere landwirtschaftliche Technologien und komplexere Austauschnetzwerke widerspiegeln, finden sich westlich des Rheins(5) und südlich der Donau(3). Weiter östlich war die zweite Zone, die im nördlichen Mitteleuropa bis zur Weichsel(1) im heutigen Polen(1) reichte, von landwirtschaftlicher Subsistenzwirtschaft und einer deutlich geringeren Bevölkerungsdichte geprägt. Die Siedlungen waren deutlich kleiner und weniger auf Dauer angelegt, und es gibt nur wenige Zeugnisse für jedwede Art von Austausch. In Teilen dieser Region waren Friedhöfe die einzigen von Menschen gemachten Strukturen, die länger als ein oder zwei Generationen überdauerten. Sie wurden über Jahrhunderte kontinuierlich und für eine Vielzahl von Zwecken genutzt, darunter auch für soziale Zusammenkünfte unterschiedlicher Art. Die vorherrschende Form des Ackerbaus konnte die Fruchtbarkeit des Bodens nicht lange genug aufrechterhalten, um langfristige Ansiedlungen zu ermöglichen, weshalb die Begräbnisplätze der Gemeinschaften die dauerhaftesten Versammlungsplätze darstellten. Jenseits der Weichsel und des äußeren Karpatenbogens schließlich lag die dritte – äußere – Zone Europas. Sie war dicht bewaldet und hatte eine noch einfachere Landwirtschaft, eine geringere Bevölkerungsdichte und keinerlei Anzeichen für einen Austausch jenseits der lokalen Ebene.
Die Entdeckung dieses größeren Musters ermöglichte zwei weitere Schlussfolgerungen. Zunächst erklärt es, warum die römische Expansion dort endete, wo sie endete. Wie es auch im Fall des alten China(2) beobachtet wurde, neigen auf Landwirtschaft basierende Imperien dazu, sich nur bis kurz hinter den Punkt auszudehnen, an dem die Kosten für die Eroberung das produktive Potenzial der neuen Gebiete übersteigen. Die zugrunde liegende Kosten-Nutzen-Rechnung gilt im Großen und Ganzen, aber imperialer Ehrgeiz kann Armeen auch schon mal ein wenig über die Grenzen des Nettogewinns hinaustreiben. Im Fall von Rom(19) sagen einige unserer Quellen, dass Britannien(4) nicht wirklich eine Eroberung wert war, als Claudius(1) im Jahr 43 n. Chr. vier Legionen über den Kanal schickte. Und es war auch nicht so sehr die – im folgenden Jahrzehnt vollständig gerächte – Niederlage des Varus(2), sondern die relative Armut der Gebiete zwischen Rhein(6) und Elbe(1), welche die Legionen dort tatsächlich zum Stillstand brachte. Zweitens – und das ist für unsere Frage sogar noch wichtiger – erlaubt uns dieses Muster, das Ausmaß der wirtschaftlichen Revolution abzuschätzen, die von der gut 400 Jahre anhaltenden römischen Nachfrage im unmittelbaren Hinterland des Imperiums ausgelöst wurde.
Auch wenn die Römer alle ihre Nachbarn weiterhin als Barbaren(4) betrachteten, nahmen in den grenznahen Gebieten der zweiten, im nördlichen Mitteleuropa gelegenen Zone tiefgreifende Veränderungen Fahrt auf. Die dort vorherrschenden, gerade einmal für die Subsistenz ausreichenden Formen der Landwirtschaft wurden bis zum vierten Jahrhundert durch produktivere Wirtschaftsweisen verdrängt. Der Schwerpunkt lag nun auf dem Getreideanbau, mit dem sich in der Regel deutlich höhere Hektarerträge erwirtschaften lassen als mit der Viehzucht. Diese kleine landwirtschaftliche Revolution wiederum ermöglichte eine höhere Bevölkerungsdichte und die Entstehung von größeren und langlebigeren Siedlungen. Die erzielten Überschüsse konnten an der Reichsgrenze gegen Geld und römische Waren eingetauscht werden. Große, dauerhaft bewohnte Dörfer finden sich in diesem Teil des eisenzeitlichen Mitteleuropa erstmals ab dem späten ersten Jahrhundert n. Chr. In der Folgezeit wurden die Wirtschaftsbeziehungen zum Römischen Reich so eng, dass römische Münzen im vierten Jahrhundert in vielen Grenzregionen alltägliches Tauschmittel waren, zum Beispiel bei germanischen Stämmen wie den gotischen Terwingen(1) an der Unteren Donau(4) oder den Alamannen(1) am Oberrhein. Hinweise auf römische Importe – vor allem von Wein und Olivenöl, aber auch anderen Gütern – sind aus dieser Zeit im selben, bis über hundert Kilometer breiten Gürtel jenseits der befestigten römischen Grenze reichlich vorhanden. In Teilen dieses Gebiets kam es sogar zu einer bescheidenen, aber messbaren Ausweitung der Handwerksproduktion und des Handels. Mancherorts entstand eine einheimische Keramikindustrie, gekennzeichnet durch die Einführung der Töpferscheibe, und auch eine brandneue nichtrömische Glasproduktion bediente die Nachfrage jenseits der Grenze. Beide Handwerkszweige orientierten sich eindeutig am römischen Vorbild und griffen vielleicht sogar direkt auf römisches Fachwissen zurück. Historische Zeugnisse belegen zudem, dass bis ins vierte Jahrhundert hinein archäologisch unsichtbare Exporte – Nahrungsmittel, Tiere und Arbeitskräfte – in die andere Richtung fortgesetzt wurden. Auch die Eisenerzgewinnung erhöhte sich in bestimmten Regionen des barbarischen Europa drastisch – nicht zuletzt, um die römische Nachfrage zu befriedigen.
Getragen wurde dieser makroökonomische Wandel von unzähligen kleinen Innovationsträgern und Unternehmern wie Stelos(3), die es verstanden, die ökonomischen Möglichkeiten zu nutzen, die sich aus der noch nie dagewesenen Nachfrage der Legionäre ergaben, indem sie Pionierarbeit bei der Intensivierung der Landwirtschaft auf beiden Seiten der Grenze leisteten. Weil individuelle Transaktionen vor allem auf vergänglichen Materialien wie Holz oder Papyrus festgehalten wurden, lassen sich diese persönlichen Erfolgsgeschichten nicht nachzeichnen. Dafür zeugt der archäologische Befund mit seiner Fülle an Materialien umso eindrucksvoller vom neuen Wohlstand(15), der von außen in die einheimischen Gesellschaften jenseits der Grenze floss und gleichzeitig von ihnen selbst generiert wurde. Es ist auch deutlich, dass sich dieser neue Wohlstand nicht gleichmäßig verteilte. Es ist nichts weiter als ein alter nationalistischer Mythos, dass die Germanisch sprechenden Bevölkerungsgruppen, die weite Teile von Europas zweiter Zone zu Beginn des ersten Jahrtausends dominierten, durch weitverbreitete soziale Gleichheit gekennzeichnet waren. Der Gesamteffekt des neuen Wohlstands sollte die bestehenden Unterschiede nicht nur verstärken, sondern wahrscheinlich auch einige neue schaffen. Die sozialen Eliten der Grenzregion wurden üblicherweise mit dem Schmuck und den Kleidungsaccessoires bestattet, die sie zu Lebzeiten getragen hatten. Und diese wurden im Laufe der Zeit immer häufiger aus umgearbeiteten römischen Silberdenaren hergestellt.
Die umwälzenden Auswirkungen der Wirtschaftskontakte mit dem römischen Imperialismus waren auch nicht annähernd gleich, wenn man die geografische Dimension betrachtet. Die nördlich und östlich von Weichsel(2) und Karpaten(1) gelegene dritte europäische Zone war, soweit wir das sehen können, so weit entfernt von den römischen Grenzen, dass sie von diesen Transformationsprozessen ganz unberührt blieb. Dort wurden so gut wie keine römischen Importe gefunden, und auch die Bevölkerung dieser Gebiete erscheint niemals als Akteur in den Narrativen der historischen Quellen (auch wenn möglich ist, dass sich Netzwerke zur Sklavenbeschaffung auf der Suche nach neuen Opfern so weit jenseits der Grenzen ausdehnten). Hinzu kommt, dass sich die Funde aus der Region oft nur mit großem technologischem Aufwand datieren lassen, denn in der Zeit zwischen 500 v. Chr. und 500 n. Chr. weisen sie kaum Unterschiede auf. Während des ganzen Jahrtausends, das der Aufstieg und Fall von Rom(20) andauerte, änderte sich also in dieser dritten Zone nichts oder zumindest nichts Wesentliches.
Innerhalb der großen Linien der Entwicklung jenseits von Roms(21) Grenzen war die Nähe zum Zentrum der entscheidende Faktor. Bis zum vierten Jahrhundert n. Chr. finden sich die deutlichsten Belege für den sozioökonomischen Wandel innerhalb von Zone 2 – wie man das in einer Welt, in der Transport langsam und teuer war, auch erwartet – deshalb in einer inneren imperialen Peripherie. Hierbei handelt es sich um einen etwa 100 Kilometer breiten Streifen, in dem die einheimische Bevölkerung effektiv auf die vom Imperium gebotenen wirtschaftlichen Möglichkeiten reagieren konnte. Zwischen dieser inneren Peripherie und der unberührten Welt von Zone 3 entwickelte sich eine äußere Peripherie, die sich über einige hundert Kilometer von der Reichsgrenze entfernt erstreckte. Hier gibt es römische Importe, aber in deutlich geringeren Mengen als in der inneren Peripherie, und diese Region war wahrscheinlich nur eine Quelle für Luxusgüter wie Bernstein(2) und Sklaven, die es wert waren, über größere Entfernungen transportiert zu werden. Denn sie lag viel zu weit von der Grenze entfernt, um sich an den Versorgungsnetzwerken der Legionen zu beteiligen. Dennoch waren die Kontakte zum Imperium wichtig genug, um auch hier sichtbare Auswirkungen zu haben. Einen faszinierenden Einblick bieten jüngst identifizierte mehrere hundert Kilometer an Dammwegen und Straßen im südlichen baltischen Hinterland, die in den ersten nachchristlichen Jahrhunderten angelegt wurden. Sie dienten vermutlich dazu, den florierenden Bernsteinhandel zu erleichtern und zu überwachen (und wohl auch dem Sklavenhandel, auch wenn sich das nicht nachweisen lässt). Ursprünglich hatte man angenommen, dass es sich um slawische Konstruktionen aus dem späten ersten Jahrtausend handelte, aber durch dendrochronologische Untersuchungen ist die Datierung in römische Zeit gesichert. Der ungeheure Aufwand, der hier betrieben wurde, zeigt den umfassenden Wert des Austauschnetzwerks, dem diese Verbindungen dienten.
Die Macht des Römischen Reiches verbreitete sich vom Mittelmeerraum aus über den Landweg, weil ihm die Möglichkeit fehlte, seine Legionen in entlegenere Teile der Welt zu transportieren. Die gleiche Einschränkung führte auch dazu, dass die langfristigen Aktivitäten des römischen imperialen Systems, das durch diese Eroberungen geschaffen wurde, relativ einfache geografische Muster erzeugten. Eroberung und Eingliederung ins Reich strahlten in den Jahrhunderten vor und nach Christi Geburt von Rom(22) nach außen aus, bis es schließlich keine Gebiete mehr gab, welche die Kosten einer Annexion gerechtfertigt hätten. Gebiete innerhalb dieses Radius beschritten den langsamen Weg bis zur vollwertigen Provinz(7), während sich jenseits davon eine innere Peripherie herausbildete, deren Bevölkerung ausreichende Verbindungen zum Reich hatten, um intensivere Netzwerke des wirtschaftlichen Austauschs entstehen zu lassen. Jenseits davon lag wiederum eine äußere Peripherie, die zu weit entfernt war, um eine wirtschaftliche Nachfrage des Reiches zu befriedigen, die über Luxusgüter hinausging, die den Aufwand und die Kosten der langen Transportwege wert waren. Die noch weiter entfernte Welt jenseits der Weichsel(3) hatte keinerlei sichtbare Interaktionen mit Rom.
Der moderne westliche Imperialismus dagegen erfasste den gesamten Globus. Die Mächte, die ihn begründeten, verfügten über die Kapazitäten für den Bau von Flotten und Eisenbahnen, mit denen sich weltumspannende imperiale Netze erschaffen ließen. Das macht seine geografischen Strukturen auf den ersten Blick komplizierter, doch bei näherer Betrachtung greifen die wirtschaftlichen Mechanismen hier genauso ineinander wie einst im Römischen Reich.
»Wir herrschen über ein größeres Reich, als es jemals eines gab«

Im Jahr 1853 verließ ein Teenager die Gujarati-Stadt Navsari, um zu seinem Vater nach Bombay(1) zu ziehen. Generationen lang waren die Tatas(1) parsische(1) Priester in Navsari(1) gewesen, doch in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts brach Nusserwanji(1) Tata mit der Familientradition und gründete in Bombay ein kleines Exportunternehmen. Sein Sohn Jamshedji(1) sollte dort an einer neuen Schule, dem späteren Elphinstone College, eine englische Ausbildung erhalten. Die damals unter britischer Kontrolle stehende Stadt erlebte gerade einen Boom. Da die Bombay Presidency, der regionale Hauptsitz der Britischen Ostindien-Kompanie(1), dort angesiedelt war und sich eifrig um den Ausbau der Verkehrsverbindungen in der Region bemühte, entwickelte sich der Hafen schnell zu einem wichtigen Handelszentrum des Britischen Empire. Nachdem Großbritannien(9) im Ersten Opiumkrieg (1839–1842) die Kontrolle über mehrere chinesische Häfen erlangt hatte, ergriff Tata senior die Gelegenheit, um Opium(1) aus der indischen Region Malwa auf den chinesischen Markt zu verschiffen.
1859, zwei Jahre nach dem Sepoy-Aufstand(1) gegen die britische Herrschaft und ein Jahr, nachdem die britische Regierung die Kontrolle über die Vermögenswerte der Ostindien-Kompanie(2) übernommen hatte, wurde Jamshedji(2) zwanzig Jahre alt. Nach Abschluss seiner Ausbildung wurde er nach Hongkong(1) geschickt, wo er schnell herausfand, dass sich mit Baumwolle(2) mehr verdienen ließ als mit Opium(2). Also überzeugte er seinen Vater, das Geschäftsfeld zu wechseln. Diese Entscheidung sollte sich als profitabler erweisen, als sich die beiden hätten vorstellen können, denn 1861 brach der Amerikanische Bürgerkrieg aus, und die Union blockierte die Häfen der Konföderation. Da die amerikanischen Baumwolllieferungen an die britischen Fabriken ausblieben, explodierten die Preise für indische Baumwoll- und Textilexporte, und die Gewinne in Bombay(2) verdreifachten sich. Dieser plötzliche massive Zufluss an Kapital trieb die Aktienkurse der indischen Textilunternehmen in die Höhe und löste eine Welle von spekulativen Investitionen aus.
Wieder wurde Jamshedji(3) in den Dienst der Familie gestellt. Auf mit Rohbaumwolle beladenen Schiffen reiste er nach Großbritannien(10), wo er schnell enge Beziehungen zu einigen Besitzern von Baumwollspinnereien in Lancashire(1) aufbaute. Auf diese Weise gewann er ein tieferes Verständnis für die verarbeitende Seite der Baumwollindustrie. Sein angeborener Geschäftssinn war davon stark gefördert worden, dass die Business Clubs in Bombay(3) anders als in Kalkutta(1) auch indischen Geschäftsleuten offenstanden, was den Wissenstransfer über ethnische Grenzen hinweg erleichterte. Die parsische(2) Gemeinde in London(2) hatte es sich zudem zur Gewohnheit gemacht, sich in einer Art informellem Club im Haus von Dadabhai Naoroji(1) zu treffen, einem der führenden nationalistischen Intellektuellen Indiens(1) und späteren Gründungsmitglied des Indischen Nationalkongresses(1). Zwischen diesen zwei kulturellen Einflüssen lernte Jamshedji, wie wichtig persönliche Netzwerke und gute politische Verbindungen für den geschäftlichen Erfolg sind. Zurück in Bombay gründete er dann seinen eigenen Club, eine Praxis, die später von seinem Sohn fortgeführt wurde.
Im Jahr 1869 fühlte sich Jamshedji(4) Tata sicher genug in seinem allgemeinen Verständnis vom Textilgeschäft, um in Chinchpokli(1), südlich von Bombay(4), eine bankrotte Ölmühle zu erwerben, die er auf die Verarbeitung von Baumwolle(3) umstellte und mit großem Gewinn weiterverkaufte. Damit begann das lange und äußerst erfolgreiche Engagement der Familie Tata in der Textilproduktion. Als Nächstes gründete Jamshedji mit den Profiten aus seinen vielen erfolgreichen Unternehmungen einen riesigen Spinnereikomplex in Nagpur(1), wobei ihm erneut seine Kenntnisse über Fertigungstechnologien zustatten kamen, die er in Lancashire(2) erworben hatte und die durch seine Praxis, eine gemischte indisch-englische Belegschaft zu beschäftigen, noch wesentlich vertieft und erweitert wurden. Den Standort wählte er wegen der leichten Verfügbarkeit von Baumwolle und Kohle, der günstigen Grundstückspreise und der Eisenbahnverbindung nach Bombay. Das Familienunternehmen der Tatas(2) blühte auf und verkaufte seine Produkte im gesamten Empire, wobei es jährliche Durchschnittsgewinne von 20 Prozent erwirtschaftete. Im Laufe der nächsten zwei Generationen diversifizierte sich das Unternehmen in weitere Industriebereiche: Eisen- und Stahlproduktion, Maschinen- und Lokomotivbau, Wasserkraft, Petrochemie, Hotels, Druckereien, Zementherstellung, Versicherungen und Lufttransport (aus der gegründeten Fluggesellschaft wurde später die Air India).
Als sich die europäischen Imperien von der frühen Neuzeit an über den Planeten ausbreiteten, folgten in ihrem Kielwasser wirtschaftliche Chancen, die von vielen Einzelpersonen und Familien wie den Tatas(3) genutzt wurden. Von diesen Imperien war das Britische Empire zweifellos das größte. Bei seiner größten Ausdehnung beherrschte es, wie die roten Farbtupfer auf einer berühmten kanadischen Weihnachtsbriefmarke aus dem Jahr 1898 so anschaulich zeigen (siehe unten, hier nur in Grautönen wiedergegeben), nahezu ein Viertel der globalen Landmasse. Eine französische Briefmarke aus derselben Zeit hätte jedoch mit einer fast genauso großen blauen Fläche aufwarten können – gar nicht zu reden von den älteren Kolonialreichen der Spanier, Portugiesen und Niederländer oder den jüngst erworbenen Gebieten der Neueinsteiger wie Amerika(9), Deutschland(6), Belgien(2) und Italien(9).
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Der Aufstieg der Tatas(4) erinnert an ähnliche Erfolgsgeschichten von Nichtrömern in der Peripherie des Römischen Reiches, aber es springen auch signifikante Unterschiede ins Auge, wenn man das moderne westliche Imperium mit seinem römischen Vorgänger vergleicht. Der offensichtlichste von diesen wird von der Briefmarke überdeutlich illustriert: der Maßstab. Der moderne westliche Imperialismus war im wahrsten Sinne des Wortes global, indem er einen Großteil der Welt unter seine direkte Herrschaft brachte und fast den gesamten Planeten in irgendeiner Form seinen wirtschaftlichen Netzwerken einverleibte. Einige Weltgegenden, wie das innere Amazonasgebiet, das Hochland von Papua-Neuguinea(1) und Teile Zentralasiens(1), lagen zwar auch im 20. Jahrhundert noch in jeder Hinsicht außerhalb dieses Geflechts, aber die Ranken der westlichen Wirtschaftsmacht bedeckten einen nie dagewesenen Prozentsatz der Erdoberfläche. Der römische Imperialismus war im Vergleich dazu ein regionales Phänomen. Nur der Mittelmeerraum und sein Hinterland standen unter seiner direkten Kontrolle, und Gebiete des nördlichen Mittel- und Osteuropa bis zur heutigen Ukraine(1) waren mehr oder weniger stark in seine Handelsnetzwerke eingebunden. Hält man sich jedoch die damaligen Bewegungsgeschwindigkeiten vor Augen, relativieren sich diese scheinbaren Unterschiede. Auf ihrer längsten Diagonale, von Britannien bis an den Euphrat, erstreckte sich die direkte römische Herrschaft über eine Distanz von fast 5000 Kilometern. Da man sich in der Antike zu Lande etwa zwanzigmal langsamer bewegte, als es heutzutage möglich ist (S. 30), müsste ein entsprechender moderner Staat über 100 000 Kilometer groß sein, was dem Zweieinhalbfachen des Erdumfangs entspräche. In seinem historischen Kontext war das Römische Reich ebenso eine Globalmacht wie die Imperien des modernen Westens.
Ein zweiter augenscheinlicher Unterschied besteht darin, dass das Römische Reich einen zusammenhängenden Territorialblock aus den verschiedenen Hinterländern des Mittelmeerbeckens bildete, während die Besitztümer der modernen Westmächte wie ein Flickenteppich über den gesamten Planeten verstreut waren. Wiederum gibt es aber tiefergreifende Ähnlichkeiten in Bezug darauf, wie die beiden Systeme in der Praxis funktionierten. Die großen roten und blauen Kleckse auf alten Kolonialkarten (und Briefmarken) sind in einem wichtigen Punkt irreführend. Auf den ersten Blick scheinen sich die Geschichten der Tatas(5) und der Vanderbilts(6) zu gleichen, wenn man einmal davon absieht, dass letztere einen Vorsprung hatten. Denn Cornelius Vanderbilt(3) war bereits einer der reichsten Männer der Welt, als sich Jamshedji(5) Tata gerade anschickte, das Potenzial des Baumwollhandels zu entdecken. Es gibt jedoch Unterschiede zwischen den Familiengeschichten, die weit über das Chronologische hinausgehen.
Karten und Briefmarken vermitteln den Eindruck, als wären alle Teilgebiete des Imperiums gleichrangig gewesen. Weil die britischen Territorien ausnahmslos rot dargestellt sind, müssen sie auch alle denselben Status gehabt haben; Gleiches gilt für die blauen Territorien der Franzosen. Das war jedoch nicht der Fall. Die Muster bei der Eingliederung von Provinzen(8) und Peripherien in das moderne westliche Imperium, wie sie bis zum Vorabend des Zweiten Weltkriegs entstanden waren, ähnelten sehr denjenigen, die sich in und jenseits der römischen Welt in den ersten drei Jahrhunderten nach Christi Geburt entwickelten. Wenn man über die roten und blauen Kartenmarkierungen hinausblickt, zeigt sich ein ähnliches dreifach gegliedertes imperiales System mit vollständig integrierten Provinzen, einer wirtschaftlich substanziell integrierten inneren Peripherie und einer deutlich weniger integrierten äußeren Peripherie.
Provinzen und Peripherien

Das moderne Äquivalent zu den römischen Provinzen(9) – jenen Gebieten, in denen Menschen wie die Ausonius(16)-Familie mit der Zeit zum vollwertigen Bestandteil der wirtschaftlichen, kulturellen und politischen Strukturen des Reiches wurden – waren die Siedlerkolonien. In diesen Gebieten bildeten die Siedler – durch eine Kombination aus Gewaltanwendung, Verhandlungen und eingeschleppten Krankheiten – die Mehrheit der Bevölkerung, und sie etablierten dort allmählich so viele europäische kulturelle und institutionelle Strukturen, dass sie praktisch Teil eines erweiterten Kernes des westlichen Imperiums wurden, ganz gleich in welchem Teil der Welt diese Gebiete liegen mochten. Die nordamerikanische Heimat der Vanderbilts(7) ist das augenfälligste Beispiel für diesen Vorgang, und dort war der Aufstieg der ursprünglichen Provinzialgesellschaft so dramatisch, dass sie bereits zu Beginn des 20. Jahrhunderts zur dominierenden Wirtschaftskraft des gesamten westlichen Imperiums geworden war. Aber auch die sogenannten White Dominions(1) des Britischen Empire – zu denen Amerika(10) ursprünglich gehörte – fallen in diese Kategorie: Kanada(3), Australien(2) und Neuseeland(2). Bereits Anfang des 20. Jahrhunderts übertraf das Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt in diesen nun selbstverwalteten Gebieten dasjenige des britischen Mutterlands. Keine andere europäische Macht konnte genug Menschen aus der eigenen Bevölkerung zur Auswanderung in eine ihrer Kolonien bewegen oder dort genügend Wohlstand(16) generieren, um dort eine ähnliche langfristige Entwicklung hin zur Mitgliedschaft im imperialen Kern des 20. Jahrhunderts anzustoßen. Frankreich(5) hätte hierzu im Fall von Neufrankreich(1), Akadien(1) und Louisiana(1) die Möglichkeit gehabt, aber die meisten dieser Gebiete kamen im 18. Jahrhundert unter britische Herrschaft und alle drei entwickelten sich weiter als Teile Kanadas(4) und der Vereinigten Staaten(13).[7]
Jenseits dieses erweiterten imperialen Kernreichs lag im 20. Jahrhundert die imperiale Peripherie. Wie in der Antike lassen sich ihre Bestandteile in innere und äußere Bereiche untergliedern, je nach dem relativen Wert ihrer direkten Handelsverbindungen mit dem Imperium. Im Fall Roms(23), wo der Warenaustausch überwiegend auf dem Landweg erfolgte, sind die Begriffe »innen« und »außen« zugleich geografische Indikatoren. Die innere Peripherie lag schlicht in der Luftlinie näher am Imperium: Sie umfasste den gut 100 Kilometer breiten Streifen entlang der Grenze, der zur Versorgung der Legionen beitrug und im Gegenzug eine Vielzahl von Gütern des täglichen Bedarfs erhielt. Auf den ersten Blick wirken die imperialen Systeme des modernen Westens(19) ganz anders. Weil ihre Territorien durch eine Kombination aus Seewegen und (zunehmend) Eisenbahnnetzen miteinander verbunden waren, waren viele Handelspartner(7), die aus ökonomischen Gründen zur inneren Peripherie gehörten, vom imperialen Kernland des Westens geografisch weiter entfernt als manche ihrer Pendants in der äußeren Peripherie. So spielten Teile des indischen Subkontinents und des Fernen Ostens(1) eine wesentlich wichtigere Rolle in den Handelsnetzwerken des Britischen Empire als ein Großteil Afrikas(2), das geografisch näher an Europa liegt. Man sollte aber einen genaueren Blick auf die imperialen Karten werfen und – wie es immer angeraten ist – die Entfernungen nicht in Kilometern messen, sondern anhand der Zeit, die man benötigte, um sie zurückzulegen. Dann stellt man rasch fest, dass die Peripherie des modernen Westens, wie sie sich bis zu den 1920er und 1930er Jahren entwickelt hatte, praktisch ein Gegenstück der römischen war. Denn dank der Schiffs- und Zugverbindungen war die innere imperiale Peripherie trotz größerer Entfernungen von den europäischen Kernländern aus schneller zu erreichen als die äußere.
Tatsächlich verraten daher die Fahrpläne der imperialen Schifffahrtsrouten und Eisenbahnlinien des frühen 20. Jahrhunderts sehr viel mehr über die Identität der inneren Peripherie als rote und blaue Kleckse auf einer Landkarte. Die innere Peripherie bestand zum Teil aus formal konstituierten Kolonien, oder genauer gesagt: aus bestimmten Regionen innerhalb solcher Kolonien. Baumwolle(4) aus Indien(2), Gold aus Südafrika(1), Tee und Kaffee aus Britisch-Ostafrika(1), Kautschuk aus dem Fernen Osten und Zucker aus der Karibik(1) waren im Westen(20) gefragte Güter, und viele von ihnen wurden in Gebieten unter formaler imperialer Kontrolle produziert. Andere Teile der inneren Peripherie blieben zwar politisch unabhängig, richteten einen erheblichen Teil ihrer Wirtschaft jedoch dezidiert an der imperialen Nachfrage aus. In manchen Teilen der Welt wurde diese wirtschaftliche Integration mit Waffengewalt erzwungen. Formal waren Japan(2) und China(3) nie Kolonien, aber im 19. Jahrhundert wurden ihre Märkte und natürlichen Ressourcen mit Gewalt – »Kanonenbootpolitik(1)« – erschlossen. Westliche imperiale Mächte nutzten regelmäßig rohe Gewalt, um militärisch schwächeren Staaten ihren Willen aufzuzwingen.
Ob eines von diesen beiden Arten von Territorien zur inneren Peripherie gehörte, wurde von Schiffs- und Eisenbahnrouten bestimmt. Bis zu den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts war ein weltumspannendes Netz aus Häfen entstanden, die jeweils strategisch günstig positioniert waren, um ein Hinterland mit begehrten Waren und Rohstoffen zu erschließen. Ursprünglich waren diese Häfen über Flusssysteme mit ihrem Hinterland verbunden, doch ab der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts entstand ein immer dichteres Netz aus Eisenbahnlinien, auf die ein immer größerer Anteil des Verkehrsaufkommens entfiel. Eine von ihnen ermöglichte es Jamshedji(6) Tata, seine Baumwollspinnerei außerhalb von Bombay(5) zu errichten.
Wie schon bei den Römern überstieg auch der Gesamtwert des Warenaustauschs der modernen inneren Peripherie mit dem Kernland das Handelsaufkommen mit der äußeren Peripherie und generierte genügend Wohlstand(17), um grundlegende sozioökonomische Veränderungsprozesse anzustoßen. Diese Entwicklung wurde nicht zuletzt von europäischen Migranten vorangetrieben. Angelockt von den vielfältigen Möglichkeiten, rasch zu Reichtum zu gelangen, zog es sie vor allem in die Handels- und Verwaltungszentren der Städte und solche Gebiete, die für eine europäische Besiedlung vorgesehen waren, wie etwa die White Highlands(1) in Kenia(1) oder die Plantagen in Westindien(2) und Niederländisch-Ostindien(1). Doch anders als in Kolonien, Gebieten die auf dem Weg zu vollwertigen Provinzen(10) waren, blieb der Anteil von europäischen Einwanderern an der Gesamtbevölkerung stets gering.
Deshalb lag der Großteil der Produktion in der inneren Peripherie auch in den Händen von indigenen Akteuren, denen die imperiale Exportwirtschaft durch Preisanreize und kommerzielle Angebote schmackhaft gemacht wurde. Dabei gehörten zu den modernen Äquivalenten eines Stelos(4) nicht nur die ganz Großen wie Nusserwanji(2) und Jamshedji(7) Tata, sondern auch unzählige, heute außerhalb ihrer Familien vergessene Einzelpersonen, die auf der Suche nach neuen Chancen in die innere Peripherie wanderten. Die weniger glücklichen Teile der einheimischen Bevölkerung hatten gar keine andere Wahl. Viele Kolonialregime erließen Gesetze zur Zwangsarbeit, die Einheimische dazu verpflichteten, bei öffentlichen Bauprojekten – wie der Errichtung von Eisenbahnen und Straßen – mitzuwirken oder (wie in Französisch-Westafrika) auf Farmen von Europäern zu arbeiten. Sklavenarbeit wurde selbstverständlich lange Zeit für die Plantagenwirtschaft in Amerika(11) genutzt, und auch nach ihrer formellen Abschaffung wurden Arten von verkappter Sklaverei(2) weiter betrieben, insbesondere auf den Kautschukplantagen in Belgisch-Kongo(1). Auch koloniale Steuersysteme, die eine Zahlung in der Währung der jeweiligen Kolonialmacht vorschrieben, konnten Produzenten dazu zwingen, ihre Produktion auf die imperialen Märkte auszurichten. Dieser Mechanismus wurde zum Aufbau der Plantagenwirtschaft in Niederländisch-Ostindien(2) eingesetzt, während in Britisch- und Französisch-Afrika(3) Hütten- und Kopfsteuer dazu dienten, die Kosten der Kolonialverwaltung zu decken und gleichzeitig die imperiale Währung zu stützen (da alle Steuereinnahmen in den Zentralbanken der Mutterländer hinterlegt wurden).
Im Laufe der Zeit veränderten sich durch diese machtvolle Kombination aus freiwilliger und unfreiwilliger ökonomischer Partizipation sowohl die Bevölkerungs- als auch die Vermögensverteilung in der inneren Peripherie. Abgesehen davon, dass sie viele Europäer und manche einheimischen Geschäftsleute wie die Tatas(6) sehr reich machte, löste die wirtschaftliche Entwicklung vielerorts eine Binnenmigration aus, deren strukturelle Effekte spätestens in der Zwischenkriegszeit erkennbar wurden. In Indien(3) verdoppelte sich die Einwohnerzahl von Städten wie Bombay(6) bereits ab Mitte des 19. Jahrhunderts in jedem Jahrzehnt, während auch das opium- und baumwollproduzierende Hinterland massenhaft Arbeitskräfte anlockte. Vorgänge wie diese lassen sich überall in der inneren Peripherie beobachten. Ob im Umfeld der Vertragshäfen in China(4) und Japan(3), in den französischen Siedlungsgebieten Algeriens(1) oder den Plantagenkolonien der Karibik(2), überall zog es immer mehr Menschen in die Nähe von Hafenstädten oder den Fluss- und Eisenbahnnetzwerken, die sie mit den Produktionszonen im Landesinneren verbanden.
Für die äußere Peripherie dagegen war eine deutlich geringere Verflechtung mit der Kolonialwirtschaft kennzeichnend. Diesen Gebieten mangelte es an Rohstoffen, Märkten und begehrten Waren oder an den klimatischen Bedingungen, die es imperialen Verwaltern ermöglicht hätten, in großem Maßstab eine exportorientierte Landwirtschaft aufzubauen. Solche Regionen waren selbst dann für Investitionen in die Infrastruktur(1) unattraktiv, wenn sie formal unter kolonialer Herrschaft standen, und blieben deshalb geografisch vergleichsweise isoliert. In weiten Teilen der äußeren Peripherie begegneten die Einheimischen nur selten einem Weißen, ganz gleich, ob sie nun im Bereich eines farbigen Kleckses auf der Landkarte lebten oder nicht. Dessen ungeachtet führte der Ausbau der imperialen Handelsnetze auch im Leben vieler Menschen in der äußeren Peripherie zu tiefgreifenden Veränderungen.
Städte im Landesinneren siechten oftmals dahin, weil ihnen ein einfacher Zugang zum Exporthandel nach Europa und Nordamerika fehlte. Ein besonders extremes Beispiel für diese Entwicklung ist Timbuktu(1). Der einst so wohlhabende und bevölkerungsreiche Handelsplatz an einer alten Transsaharahandelsroute versank in völliger Bedeutungslosigkeit, nachdem man mit französischen Straßen und Eisenbahnen den Handel(8) entlang der Küste neu ausgerichtet hatte. Aber auch wenn Timbuktu heute im Westen sprichwörtlich für einen abgelegenen Ort schlechthin steht, so war die Stadt einst das reiche Zentrum eines riesigen Handelsnetzes. Ganz allgemein trugen Produzenten in der äußeren Peripherie gelegentlich zur Versorgung der inneren Peripherie bei, obgleich sie selbst nicht physisch dorthin migrierten. Das kam besonders dann vor, wenn Letztere durch die Umstellung ihrer Wirtschaft auf den Export nicht mehr ausreichend Nahrungsmittel für den Eigenbedarf produzieren konnte. Kolonien wie Obervolta(1) oder Mali(1), nominell unabhängige Staaten wie Bhutan(1) oder Lesotho(1) und sogar weite Gebiete im Inneren Indiens(4) oder Chinas(5), deren Wirtschafts- und Sozialstruktur sich bis zum Zweiten Weltkrieg kaum verändert hatten, gehörten zur äußeren Peripherie. Es gab einen gewissen Austausch zwischen Bhutan und Britisch-Indien,(1) und zahlreiche Menschen verließen Obervolta, Mali oder Lesotho, um auf Farmen und in den Minen von Nachbargebieten mit Anbindung an die Weltwirtschaft zu arbeiten. Die Bruttoleistung und das Pro-Kopf-Einkommen(3) der äußeren Peripherie konnten daraufhin zwar steigen, aber im Allgemeinen längst nicht so stark wie in der inneren Peripherie, die ihrerseits hinter den Steigerungsraten der Provinzen(11) zurückblieb.
Infolgedessen verliefen die wirtschaftlichen Transformationsprozesse in der inneren und äußeren Peripherie bis 1939 sehr viel langsamer als in den Provinzen(12) des westlichen Imperiums. In der Praxis konnten die Grenzen zwischen den drei Kategorien fluktuieren, und sie entsprachen zudem nicht immer genau den Grenzen, wie sie auf den Karten verzeichnet waren. Unterschiedliche Regionen innerhalb ein und desselben Staatsgebiets konnten zur inneren oder zur äußeren Peripherie gehören, was ganz sicher in China(6) und Indien(5) der Fall war. Südafrika(2) scheint sogar alle drei Kategorien in sich vereinigt zu haben: einen provinzialen Kern in Gegenden mit einer substanziellen weißen Besiedelung und den größten Städten, eine innere Peripherie in einigen Bergbauregionen, und mit seinen großen, von europäischen Einwanderern geprägten Küstenstädten verfügte das Land über so etwas wie einen Kern aus vollwertigen Provinzgebieten. Hinzu kamen eine innere Peripherie, bestehend aus einigen Bergbauregionen und Gebieten mit exportorientierter Landwirtschaft, und eine äußere Peripherie, die de facto als Arbeitskräftereservoir für das diente, was nach 1948 die Apartheid-Ökonomie werden sollte. Doch wie wir schon am Beispiel der Nachbarn Roms(24) sehen konnten, erwiesen sich die Folgen jeder Form der Eingliederung in das imperiale Wirtschaftssystem für alle Beteiligten als umwälzend.
In einigen Fällen wirkte sich die Eingliederung ausgesprochen negativ aus. Nach der erzwungenen Öffnung gegenüber dem Westen ging es mit der Wirtschaft Chinas(7) bergab. Während sich das Pro-Kopf-Einkommen(4) in Großbritannien(11) während des 19. Jahrhunderts mehr als verdoppelte, sank das chinesische um 10 Prozent. Zwar konnte man auch in China im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert ein Vermögen machen, doch der Gesamteffekt war ein Jahrhundert der Krise. Aber diese Art von absolutem Niedergang war weder in der inneren noch in der äußeren Peripherie das normale makroökonomische Ergebnis. Typischer war Indien(6). Seine Wirtschaft wuchs, wenn auch langsamer als in den Kernprovinzen des imperialen Systems. Das bot Chancen für diejenigen, die wie die Tatas(7) fähig und clever genug waren, sie zu ergreifen. Gegenüber der rasant wachsenden Wirtschaft des britischen Mutterlands geriet die Wirtschaft insgesamt dennoch immer weiter ins Hintertreffen, während die Granden der Britischen Ostindien-Kompanie(3) ihre neuen Besitzungen ausplünderten und ihrer Edelsteine und anderer Arten beweglichen Reichtums beraubten. Die riesigen Vermögen, die sie dabei anhäuften, investierten sie nicht zuletzt in ihre prachtvollen Landsitze in der britischen Heimat, die sie mit der Beute füllten. Auf lange Sicht löste die wirtschaftliche Entwicklung der Peripherien jedoch etwas aus, das weit über den begrenzten Aufstieg einer Klasse einheimischer Geschäftsleute oder die Umgestaltung vorherrschender Demografie- und Produktionsmuster hinausging. Es mag nicht immer auf den ersten Blick ersichtlich sein, aber jede größere wirtschaftliche Veränderung führt zu einer Umverteilung des Reichtums und damit zwangsläufig auch zu politischen Veränderungen.
4. 
Die Macht des Geldes

In den frühen Morgenstunden des 11. September 1973 raste ein Wagen durch die Straßen Santiagos(1). Kurz zuvor war der chilenische Präsident Salvador Allende(1) telefonisch über eine Meuterei der Marine in der Hafenstadt Valparaiso informiert worden. Als er seinen Armeekommandanten wegen weiterer Informationen anrief, versprach General Augusto Pinochet(1), er werde sich erkundigen und sich dann wieder melden. Der Präsident brauchte nur wenige Minuten, um zu erkennen, dass Pinochet nicht zurückrufen würde. Er eilte zum Präsidentenpalast, um seine Verbündeten zu warnen, dass ein Staatsstreich im Gange sei.
Der Versuch des Präsidenten, Chile(1) in ein sozialistisches Utopia zu verwandeln, war von Anfang an riskant gewesen. Er hatte die Wahlen des Jahres 1970 mit knapp einem Drittel der Stimmen gewonnen. Das reichte nach dem chilenischen Wahlsystem aus, um ihn zum Präsidenten zu machen, verschaffte ihm aber nur ein schwaches Mandat, und er wurde nur von einer Minderheit des ihm ansonsten nicht wohlgesonnenen Parlaments unterstützt. Die Wirtschaft, die er von seinem Vorgänger übernommen hatte, war zwar nicht regelrecht krank, bot aber nur wenig Spielraum für die Errichtung eines neuen lateinamerikanischen Jerusalems, denn einem stetigen, aber unspektakulären Wachstum stand eine anhaltend hohe Inflation gegenüber. Um den Umschwung anzukurbeln, erhöhte Allende(2) die Staatsausgaben, was einen kurzfristigen Wirtschaftsboom auslöste. Aber schon ab 1972 schlitterte das Land in eine schwere Wirtschaftskrise. Die Produktionsleistung ging zurück, die Inflationsrate schnellte in die Höhe, eine Streikwelle brach aus, und die Schlangen vor den Brotläden wurden immer länger. Trotz der besorgniserregenden Wirtschaftslage und der zunehmenden Unzufriedenheit im Land hielt das chilenische Militär an seinem traditionellen Professionalismus fest und scheute vor einer – für andere lateinamerikanische Generäle so typischen – politischen Intervention zurück. Was Pinochet(2) schließlich doch zum Eingreifen veranlasste, war die Unterstützung der USA.
Auch im Vergleich mit anderen amerikanischen Präsidenten war Richard Nixons(1) Abscheu vor allem, was auch nur entfernt mit dem Kommunismus(2) zu tun hatte, außergewöhnlich(1). In den späten 1960er Jahren hatte Allendes(3) Vorgängerregierung ein dramatisches soziales Reformprogramm eingeleitet, das eine Umverteilung von Land und die teilweise Verstaatlichung der Kupferindustrie vorsah, die sich in amerikanischer Hand befand. Das ließ bei Nixon zwar alle Alarmglocken läuten, aber solange Chile(2) mit dem Westen(21) verbündet blieb, nahm Washington(1) derlei noch halbwegs gelassen hin. Allende jedoch überreizte sein Blatt. Er setzte nicht nur den Verstaatlichungskurs fort, ohne die amerikanischen Unternehmen zu entschädigen, sondern drohte auch mit einer Annäherung Chiles an die Sowjetunion(2). Das brachte das Fass für Washington zum Überlaufen. Die Vereinigten Staaten(15) ärgerten sich noch immer darüber, dass Kuba(1) nach der Revolution von 1959 ins kommunistische Lager übergelaufen war, und wollten auf keinen Fall einen zweiten sozialistischen Staat in ihrem Hinterhof. Durch eine ganze Reihe verdeckter Aktivitäten machte das Weiße Haus deutlich, dass man einen Sturz Allendes begrüßen würde. Man gewährte Allende-feindlichen Politikern und Medien heimlich finanzielle Unterstützung und übte Druck auf das chilenische Militär aus (wo US-Geheimdienstagenten sympathisierende Offiziere ausfindig machten). Und mit ermunternden Reaktionen auf die ersten Gerüchte über einen Staatsstreich in den Machtetagen Santiagos(2) ließ das Weiße Haus keinen Zweifel daran, dass es den Fall Allendes gutheißen würde.
Am Ende des Tages hatte Allende(4) sich das Leben genommen, und Pinochet(3) stand an der Spitze einer Militärjunta. Er sollte Chile(3) für die nächsten siebzehn Jahre regieren. Auch wenn die Beteiligung der CIA an Allendes Sturz und de-facto-Exekution unter Liberalen weltweit Empörung auslösten, handelte die Nixon(2)-Regierung im Rahmen klar definierter Parameter westlicher Machtausübung. Nach dem Zweiten Weltkrieg war die Kanonenbootpolitik(2) des 19. und frühen 20. Jahrhunderts einer neuen Art der Vorherrschaft gewichen. Da so viele Entwicklungsländer wirtschaftlich vom neuen westlichen Imperium abhängig waren, konnten dessen Führer – allen voran die Vereinigten Staaten(16) – enormen Einfluss mit weniger offen invasiven Methoden ausüben. Das Instrumentarium für den Umgang mit aufmüpfigen Regierungen war umfänglich: die Kürzung von Hilfsleistungen, das Aussetzen von Handelsgesprächen, die Unterstützung von Feinden im eigenen Land, die Verhängung von Reisesanktionen gegen führende Politiker und das Einfrieren von Bankkonten. Und wenn das alles nicht ausreichte, konnten wie in Chile Geheimdienstaktionen für die Installation eines gefügigeren Regimes sorgen. Salvador Allende war nur einer in einer langen Liste von Führern in der Peripherie des westlichen Imperiums, die nach 1945 geschasst wurden, weil sie wie Irans(1) Mohammad Mossadegh(1) oder Guatemalas(1) Jacobo Árbenz(1) zu selbstbewusst wurden und die westliche Hegemonie bedrohten. Ihr Beispiel lehrte andere Führer, sich besser nicht mit dem Westen(22) anzulegen. Viele überdachten ihre anfangs feindselige Haltung oder warben sogar aktiv um die Gunst des Westens, indem sie sich – wie Ferdinand Marcos(1) auf den Philippinen oder Mobutu Sese Seko(1) in Zaire (heute Demokratische Republik Kongo(1)) – als verlässliche Verbündete oder Vertreter westlicher Interessen andienten. All das weist eine bemerkenswerte Ähnlichkeit damit auf, wie das spätrömische Imperium seine innere Peripherie kontrollierte.
Chnodomar und Makrian

In den ersten drei nachchristlichen Jahrhunderten nutzten die Bevölkerungen jenseits der römischen Grenze an Rhein(7) und Donau(5) einen Teil ihres neuen Wohlstands(18), um sich mit einer Vielzahl römischer Waren einzudecken. Handelsverbindungen waren eine Quelle dieses Wohlstands, aber nicht die einzige. Im Laufe der Jahrhunderte kehrten tausende Auxiliarsoldaten nach Ende ihres Militärdiensts mit ihren Ersparnissen und ihrer Entlassungsprämie im Gepäck in die Heimat zurück (S. 62). Weiter oben auf der sozialen Leiter nutzten römische Kaiser systematisch diplomatische Geldleistungen, um Klientelkönige(1) zu subventionieren, die bereit waren, ihre Gebiete in Übereinstimmung mit den römischen Interessen zu regieren. Diese in den Quellen als »Jahresgaben« bezeichneten Zuwendungen konnten in Form von edlen Kleidungsstücken und exotischen Nahrungsmitteln, aber auch als Bargeldzahlungen erfolgen, die von manchen Königen dann recycelt wurden, um sich Unterstützung im eigenen Land zu erkaufen. Auf dem Gebiet der weniger offiziellen Wirtschaft waren Raubzüge auf römisches Gebiet weit verbreitet (und wohl nicht selten von denselben Klientelkönigen geduldet, die vollauf dazu in der Lage waren, ein doppeltes Spiel zu spielen). Denn obwohl sich jenseits der Grenze wirtschaftlich eine Menge tat (Kapitel 3), blieb die römische Wirtschaft wesentlich weiter entwickelt als diejenige der barbarischen Peripherien. Und die riesige Bandbreite ihrer Produkte war eine ständige Versuchung, vor allem für die Bewohner der inneren Peripherie, von wo aus die Grenze leicht zu überschreiten war. Im Jahr 1967 kam bei Baggerarbeiten im Rhein(8) in der Nähe von Speyer(1) ein Hortfund mit über 1000 Objekten ans Licht. Ende des dritten Jahrhunderts hatten Plünderer eine Villa überfallen und die Karren mit der Beute auf Flöße verladen. Doch die Überfahrt misslang; wahrscheinlich wurden die Flöße von römischen Patrouillenbooten versenkt. Die Karren hatten gut 700 Kilogramm Diebesgut geladen, und die Plünderer hatten offenbar alles Metall eingesackt, was ihnen über den Weg lief: nicht nur Tafelsilber, sondern auch zahlreiche Küchenutensilien aus Kupferlegierungen und Eisengeräte, darunter 51 Kessel, 25 Schüsseln und Schalen und zwanzig eiserne Kellen, ganz zu schweigen von der kompletten Ausstattung der Villa an landwirtschaftlichen Gerätschaften. Jedwede Art von römischen Metallobjekten konnte auf der anderen Grenzseite wiederverwendet oder recycelt werden, wo sich für Plündergut immer eine Verwendung fand und eine konstante Nachfrage nach Metall bestand. In den 300 Jahren seit Etablierung der Rhein-Donau-Grenze hatte sich dieser teils friedliche und teils räuberische Grenzverkehr immer weiter intensiviert. Und er generierte einen Wohlstand, dessen revolutionäre Wirkung auf die Nachbarn Roms(25) im vierten Jahrhundert nicht länger zu übersehen war.
Im Jahr 357 stellten sich die bewaffneten Gefolgsleute eines alamannischen Bündnisses unter der Führung eines ehrgeizigen Oberkönigs namens Chnodomar(1) in der Nähe des heutigen Straßburg(1) den römischen Truppen des westlichen Caesars (Unterkaisers) Julian(1) entgegen. Die Alamannen(2) hielten Gebiete unmittelbar jenseits der römischen Grenze am Oberrhein(9) und der Oberen Donau(6) besetzt und wurden von lokalen Fürsten geführt, über die Chnodomar eine gewisse Hegemonie erlangt hatte. In den frühen 350er Jahren nutzte er einen Bürgerkrieg im Reich, um seine eigene imperialistische Agenda voranzubringen, indem er sich eines Landstreifens auf der römischen Seite der Grenze bemächtigte. Chnodomar führte 35 000 Mann in die Schlacht, Julian nur 13 000, aber die Alamannen erlitten eine vernichtende Niederlage. Ihr Anführer geriet mit seinem Gefolge in Gefangenschaft, während 6000 seiner Männer auf dem Schlachtfeld blieben, viele von ihnen niedergehauen, als sie versuchten, über den Rhein(10) zu fliehen. Die Römer verloren angeblich nur 247 Mann. Nimmt man die Namensähnlichkeit hinzu, könnte man meinen, dass sich in den 400 Jahren seit Julius Caesar(2) nichts geändert hätte. Dessen Augenzeugenbericht über die Eroberung Galliens aus der Mitte des ersten Jahrhunderts v. Chr., die Commentarii de bello Gallico, ist voll von Berichten über einseitige Konfrontationen mit ebenso katastrophalem Ausgang für die Feinde Roms. Die Geschehnisse nach der Schlacht des vierten Jahrhunderts verdeutlichen jedoch, wie sehr sich die Welt jenseits der römischen Grenzen seither verändert hatte.
Während des ersten Jahrhunderts v. Chr. oder auch n. Chr. hätte eine solche Niederlage zweifellos das Ende des feindlichen Bündnisses bedeutet. So erging es dem Suebenkönig Ariovist(1), einem vormaligen »Freund des römischen Volkes«, dessen Koalition sich nach der Niederlage gegen Julius Caesar(3) im Jahr 58 v. Chr. in Luft auflöste. Von Ariovist hörte man nie wieder etwas. Selbst wenn sie siegreich waren, hielten germanische Bündnisse dieser Epoche in der Regel nicht sehr lange. Im Jahr 9 n. Chr. gelang es dem Cheruskerfürsten Arminius(2) (»Hermann dem Cherusker«), eine Allianz aus mehreren Stämmen zu schmieden, die im Teutoburger Wald(2) drei römische Legionen mitsamt der sie unterstützenden Hilfstruppen – weit über 20 000 Mann – in einen Hinterhalt lockte und vernichtete (S. 61). Trotz dieses überwältigenden Sieges zerbrach das Bündnis schnell, und Arminius selbst wurde verraten und ermordet. Die politische Instabilität der frühen Germanisch sprechenden Welt zu erklären, ist alles andere als kompliziert. Ihr verhältnismäßig kleines Siedlungsgebiet im nördlichen Mitteleuropa (in Zone 2 um Christi Geburt: S. 63) wurde im ersten Jahrhundert n. Chr. von fünfzig bis zu sechzig politischen Einheiten bewohnt. Aus dieser Größenordnung folgt, dass jede dieser Einheiten für sich genommen also nicht besonders groß war, und viele von ihnen wurden nicht von zentralen Führern (»Königen«), sondern von locker organisierten Häuptlingsräten geführt. Darin spiegelte sich die fehlende wirtschaftliche Entwicklung der Region wider, und es bedeutet, dass das Entstehen von stabilen übergeordneten politischen Strukturen nahezu unmöglich war. Allianzen waren immer nur auf ein bestimmtes Ziel hin ausgerichtet und zerfielen wieder, sobald es erreicht oder eben nicht erreicht wurde.
Mitte des vierten Jahrhunderts bedeutete jedoch selbst eine so katastrophale Niederlage wie in der Schlacht von Straßburg(2) noch lange nicht das Ende des Alamannenbündnisses, das sich rasch politisch neu formierte und bald wieder kampfbereit war. Innerhalb nur eines Jahrzehnts sah sich eine andere römische Armee erneut einer großen alamannischen Streitmacht gegenüber, nämlich 364 in der Schlacht bei Solicinium(1). Die Römer siegten auch diesmal, hatten mit 1100 getöteten Soldaten jedoch wesentlich höhere Verluste zu beklagen. Das alamannische Bündnis hielt aber nicht nur, es brachte mit Makrian(1) einen weiteren herausragenden Oberkönig hervor, der rasch zum Ziel militärischen und diplomatischen Druckes von Seiten der Römer wurde. Und die Alamannen(3) waren in dieser Zeit kein Sonderfall. Weiter im Osten, an der Unteren Donau(7), sah es ganz genauso aus. Dort beherrschte ein anderes mächtiges Bündnis, dominiert von den gotischen Terwingen(2), das Gebiet unmittelbar jenseits der befestigten römischen Reichsgrenze. Die Terwingen waren in den 310er Jahren zu einem wichtigen Machtfaktor in der Region aufgestiegen, bevor sie im Jahr 332 gegen Kaiser Konstantin(2) eine empfindliche Niederlage hinnehmen mussten. Aber auch hier führte die Niederlage nicht zur sofortigen Auflösung. Unter einer Abfolge von Anführern aus demselben Herrschergeschlecht behielten die Terwingen ihre regionale Vormachtstellung. Die gleiche generelle Entwicklung lässt sich in spätrömischer Zeit in der gesamten inneren Peripherie beobachten (S. 64). Die in den beiden Jahrhunderten um Christi Geburt bezeugte verworrene Vielfalt aus Häuptlingen und Räten war von einer kleinen Zahl größerer und langlebiger politischer Verbände mit wesentlich machtvollerer zentraler Führung verdrängt worden.
Im weiteren Sinne war diese neue Stabilität ein Ergebnis des Wohlstands und der gestiegenen Bevölkerungszahlen in der inneren Peripherie – beides eine direkte Folge der jahrhundertelangen Interaktion mit dem Römischen Reich. Aber die Zeugnisse deuten darauf hin, dass der Kontakt mit dem Reich diesen politischen Wandel auch auf spezifischere Weise vorantrieb. Spätestens im vierten Jahrhundert n. Chr. waren in jedem Zweig der altgermanischen Sprachgruppe, deren Sprecher entlang des größten Teiles der europäischen Grenzen Roms vorherrschend waren, ältere Begrifflichkeiten einer eher konsensual angelegten Führungskultur durch neue Titel ersetzt worden, die aus dem Bereich der militärischen Befehlsgewalt stammten. Aus den »Volksführern« von einst waren nun durchwegs »Heerführer« geworden. Das war ganz sicher kein Zufall.
Beim Ausheben eines Entwässerungsgrabens stießen dänische Arbeiter 1955 in Ejsbøl Mose(1) (Nordschleswig) auf einen sensationellen Depotfund mit 600 Metallobjekten. Neun Jahre und 1700 Quadratmeter später hatten Archäologen mehrere unterschiedliche Niederlegungen in einem einstmals flachen See identifiziert. Die umfangreichste Deponierung enthielt die komplette Ausrüstung einer wohlgeordneten starken Streitmacht aus der Zeit um 300 n. Chr. Sie bestand aus ungefähr 200 Speerkämpfern (die Ausgräber fanden 193 mit Widerhaken versehene Wurfspeerspitzen und weitere 187 Spitzen von Stoßlanzen), von denen vielleicht ein Drittel auch mit Schwertern bewaffnet war (gefunden wurden 63 Gürtelgarnituren mit sechzig Schwertern und 62 Messern, die ursprünglich an diesen Gürteln getragen worden waren). Anfangs glaubten die Forscher, den weltweit größten Depotfund an römischen Schwertern vor sich zu haben, doch die Realität erwies sich als weitaus interessanter. Bei einigen Schwertern handelte es sich tatsächlich um Importstücke, aber die Mehrzahl entpuppte sich als das Werk lokaler Produzenten, die gezielt römische Vorbilder kopiert hatten.
Dieser und andere ähnliche Funde verdeutlichen, dass sich der neue Wohlstand(19), den der Kontakt mit dem Reich generierte, nicht gleichmäßig auf die Bewohner der Peripherie verteilte. Vielmehr führte die langfristige Interaktion mit Rom zu einer Konzentration des Wohlstands und des Zugangs zu fortschrittlicher Militärtechnologie auf bestimmte Gruppen. Ob nun diplomatische Zuwendungen, auf Handelsgüter erhobene Zölle, Sold für den Militärdienst, Gewinne aus dem Sklavenhandel (der die Ausübung von Gewalt erforderte) oder auch die Beute aus erfolgreichen Raubzügen: Das alles füllte vor allem die Taschen derjenigen, die über militärische Kapazitäten verfügten. Das galt in besonderem Maße für die innere Peripherie, bis zu einem gewissen Grad aber auch für die äußere. Der neue Reichtum versetzte sie in die Lage, ihr militärisches Potenzial noch weiter zu entwickeln, indem sie zusätzliche Krieger anwarben oder bessere Ausrüstung einkauften.
Diese Entwicklungen stärkten einige der schon vorhandenen Merkmale der Gesellschaften im nördlichen Mitteleuropa. Als Rom(26) an der Schwelle des Barbaricums auftauchte, war dieser Teil Europas bereits von Kriegergesellschaften geprägt, die alles andere als egalitär waren. Doch der neue Reichtum, der nun dank der Römer in die Peripherie strömte, ermöglichte einigen Anführern den Aufbau dauerhafter Machtstrukturen. So führten Aufrüstung und interner Wettbewerb schließlich zur Entstehung größerer stabiler Verbände, die Rom im vierten Jahrhundert mehr und mehr zu schaffen machten. Bisweilen hatte dieser Konkurrenzkampf brutale Auswirkungen. Die in Ejsbøl Mose(2) gefundenen Ausrüstungsgegenstände waren allesamt unbrauchbar gemacht worden, bevor man sie im See versenkte – ein rituelles Opfer, aus dem die Ausgräber (plausibel) geschlossen haben, dass den Vorbesitzern ein ähnliches Schicksal beschieden war. Aber bei anderen Gelegenheiten, wahrscheinlich häufiger, wird die kompetitive Konfrontation zur Bildung von neuen Allianzen geführt haben, bei denen schwächere Gruppen die Oberherrschaft eines klar stärkeren Nachbarn anerkannten.
Die Logik hierbei liegt auf der Hand. Alle dokumentierten neuen Verbände waren Bündnisse zwischen zuvor eigenständigen Militärführern. Diese Art von Beziehung machte viele zu Juniorpartnern in Positionen mit mittlerer Autorität, die aber die direkte Kontrolle über ihre eigenen Truppen behielten. Die politischen Auswirkungen waren indes dramatisch. Der transformative Kontakt mit dem Imperium hatte zu sich gegenseitig verstärkenden Prozessen von Militarisierung und politischer Zentralisierung geführt, die von denjenigen Gruppen in der Peripherie vorangetrieben wurden, die am besten dazu in der Lage waren, die Möglichkeiten auszuschöpfen, aus der römischen Welt neuen Reichtum und moderne Militärausrüstung zu erlangen. Als Folge davon veränderten sich die Beziehungen zwischen dem Römischen Reich und seiner inneren Peripherie im vierten Jahrhundert erheblich – weg von der Kanonenbootpolitik(3) der Legionen in der früheren Zeit.
Erstmals in Erscheinung traten die neuen Verbände Mitte des dritten Jahrhunderts, und sie fügten dem Reich mit ihren aggressiven Zielen und ihrer gesteigerten militärischen Macht gleich einige herbe Verluste zu. In dieser Zeit wurden das nördliche Britannien(5) und das heutige Belgien(3) so schwer verwüstet, dass diese Gebiete sich auch im Goldenen Zeitalter des vierten Jahrhunderts nicht davon erholten (S. 35). Römische Villen waren große, kaum oder gar nicht verteidigte Gutshöfe, was sie zu bevorzugten Angriffszielen für die Verbände machte, sobald die Sicherheit an einem Grenzabschnitt zusammenbrach. Das garantierte einen lokalen wirtschaftlichen Zusammenbruch, wenn diese Landgüter aufhörten zu funktionieren. Auf strategischer Ebene erzwang das größere militärische Potenzial der Verbände Anpassungen im Verlauf der römischen Grenzlinien in Europa. Einige Gebiete, die schon auf dem besten Wege zum vollen römischen Provinzstatus gewesen waren, wurden aufgegeben und fanden sich nach dem Abzug von Soldaten und Verwaltung unversehens in der inneren Peripherie wieder. Der größte einzelne Verlust war der des Transsilvanischen(1) Dakien jenseits der Donau(8). Aber auch die nördliche Spitze des römischen Britannien jenseits des Hadrianswalls wurde aufgegeben, ebenso wie das von den Alamannen(4) besetzte Dekumatland(1) (Agri decumates) zwischen Oberrhein und Donau. Diese Gebiete wurden im Angesicht eines insgesamt immer stärkeren militärischen Druckes durch die neuen Verbände fallen gelassen, aber der Schlussakt scheint in jedem einzelnen Fall ein geplanter Abzug der römischen Truppen und Verwaltung gewesen zu sein.
Andererseits erwiesen sich die neuen Verbände der inneren Peripherie als nützliches militärisches Werkzeug, dessen Rom(27) sich im vierten Jahrhundert regelmäßig bediente. So kämpften von gotischen Terwingen(3) gestellte Kontingente auf drei Feldzügen gegen Persien(2), und auch Westkaiser warben für Feldzüge Kriegergruppen der Alamannen(5) und Franken(2) am Rhein(11) an. Derartige Kontingente mussten bezahlt werden (was den Reichtum der herrschenden Militäreliten noch vergrößerte) und waren zahlenmäßig nicht besonders groß, aber sie kamen wesentlich billiger, als es die Rekrutierung zusätzlicher römischer Soldaten gewesen wäre, und sie gingen nach jedem Feldzug wieder nach Hause. Gleichwohl konnte Rom nach den notwendigen strategischen Anpassungen im vierten Jahrhundert seine Vorherrschaft wiederherstellen und dauerhaft behaupten, ungeachtet dessen, dass sich bei den neuen Verbänden ein höheres Maß an militärischer und politischer Organisation beobachten lässt.
Wie schon Chnodomar(2) hatte feststellen müssen, war keiner der neuen Verbände stark genug, um die römische Militärmacht direkt herauszufordern. Zwar kam es regelmäßig zu Spannungen mit Rom(28), wenn ein ehrgeiziger Kriegerkönig wieder einmal seine eigenen politischen Ziele verfolgte, aber militärische Konfrontationen wie in Straßburg(3) blieben die Ausnahme. Roms Partner jenseits der Grenzen waren sich des wahrscheinlichen Ausgangs nur allzu bewusst und ließen ihren Widerstand in der Regel nicht bis zur offenen Auseinandersetzung eskalieren – was sie freilich nicht an gelegentlichen Raubzügen hinderte. Im Großen und Ganzen folgte daher der Verlauf von Beziehungen an den europäischen Grenzen des späteren Reiches einem anderen Muster. Einmal in jeder politischen Generation – also etwa alle 25 Jahre – unternahmen die römischen Kaiser im späten dritten und im vierten Jahrhundert groß angelegte militärische Expeditionen an den vier Hauptabschnitten der Grenze (Niederrhein, Oberrhein, Mittlere und Untere Donau(9)). Wenn es soweit war, mussten die weniger glücklichen Nachbarn des Reiches erleben, wie ihre Häuser im Zuge von Terrorkampagnen niedergebrannt und die Bewohner zusammengetrieben und in die Sklaverei(3) verkauft wurden. Diese kleinen militärischen Machtdemonstrationen überzeugten die meisten lokalen Kriegsherren davon, dass es besser war, sich formell zu unterwerfen. Der Kaiser nutzte dann diese Momente des maximalen politischen Einflusses, um die Politik des örtlichen Verbands im Sinne der römischen Interessen neu zu ordnen. Die neuen Vereinbarungen waren durch hochrangige Geiseln abgesichert, die an den Kaiserhof verbracht wurden, um dort eine römische Ausbildung zu erhalten. Außerdem winkten den Fügsamen lukrative Handelsabkommen, diplomatische Jahresgaben und finanzielle Zuwendungen. Das gab den untergeordneten Partnern allen Grund, die Vereinbarungen einzuhalten. Diese Kombination aus Zuckerbrot und Peitsche reichte in der Regel aus, um den Frieden im betreffenden Grenzabschnitt für die nächsten Jahrzehnte zu sichern. Und sollte ein König in dieser Zeit allzu großen Ehrgeiz entwickeln, konnte es leicht passieren, dass er entführt wurde oder einem Mordanschlag zum Opfer fiel (was einen unweigerlich an Salvador Allende(5) erinnert).
Dennoch verlief längst nicht alles glatt. Auch durch Regelungen wie diese ließen sich Überfälle auf Reichsgebiet minimieren, aber nicht völlig unterbinden. Bisweilen änderten auch die Kaiser willkürlich die Maßnahmenkombination zugunsten ihrer eigenen politischen Agenda. Als Anfang der 360er Jahre Valentinian(2) I. glaubte, gegenüber den Barbaren(5) Härte zeigen zu müssen, reduzierte er einseitig die jährlichen Zuwendungen an die Alamannen(6) und ließ Festungen errichten, wo laut Vereinbarung keine sein sollten. Die Folge waren schwere Gewaltausbrüche an der Grenze, obwohl Julian(2) das oberrheinische Grenzgebiet erst wenige Jahre zuvor, nach der Schlacht von Straßburg(4), erfolgreich unterworfen hatte. Aber auch Ereignisse außerhalb der Grenzen konnten einen Kaiser zum Handeln zwingen. In den späten 360er Jahren war Valentinians Hauptsorge am Oberrhein, wie erwähnt, der Aufstieg eines neuen alamannischen Oberkönigs: Makrian(2). Der Kaiser plante zunächst, ihn ermorden zu lassen, und dann wollte er ihn von einem Spezialkommando entführen lassen, doch beides schlug fehl. Unruhen an einem anderen Grenzabschnitt zwangen Valentinian schließlich dazu, seine Haltung zu ändern. Makrian wurde zu einem Gipfeltreffen auf einem Schiff mitten auf dem Rhein(12) eingeladen, und die beiden einigten sich auf einen Deal: Valentinian erkannte Makrian als Oberkönig der Alamannen an und gewährte ihm einen Vertrag mit günstigen Bedingungen. Im Gegenzug verpflichtete sich Makrian zur Wahrung des Grenzfriedens und tobte seine Expansionsgelüste stattdessen an den Franken(3), den nördlichen Nachbarn der Alamannen, aus.
Aber das alles waren letztlich nur Kleinigkeiten. Die neuen militärisch-politischen Verbände bewirkten zwar einen generellen Paradigmenwechsel in der kaiserlichen Politik, die nun vermehrt auf eine manipulative Diplomatie setzte, aber Rom(29) behielt seine Vormachtstellung. Die Dynasten jenseits der Grenze stärkten zwar ihre Positionen, wo sie nur konnten, aber nur wenige wagten es, die Macht Roms offen herauszufordern. Die Entwicklung der Peripherie schränkte die Ausübung imperialer Vorherrschaft hier und da ein, konnte aber nicht grundlegend an ihr rütteln. Selbst der ehrgeizige Makrian(3) war mit seinem Deal so zufrieden, dass er bis an sein Lebensende ein zuverlässiger Verbündeter blieb. Dieser modifizierte Ansatz in der Ausübung imperialer Macht sollte schließlich im 20. Jahrhundert einen starken Widerhall finden.
Raus aus Indien (und Afrika …)

Im späten 18. und 19. Jahrhundert wurde die monarchische Herrschaft, die für das entstehende westliche Imperium charakteristisch gewesen war, von einer neuen Doktrin herausgefordert und teilweise gestürzt. Nach dieser Doktrin kam die Autorität nicht von oben, sondern von unten, also von den Menschen, die eine Nation bilden. Das ermächtigte viele amerikanische Kolonisten, sich der direkten Kontrolle durch die britischen (und spanischen und portugiesischen) Kolonialherren zu entziehen, und veranlasste die Bevölkerung Frankreichs(6) sogar dazu, sich gegen die einheimische Monarchie zu erheben. Im Laufe der Zeit lieferte der Nationalismus(1) die ideologische Rechtfertigung für immer wieder aufflackernde politische Unruhen in ganz Europa während des 19. und frühen 20. Jahrhunderts. Er sollte auch in vielen Bevölkerungen Fuß fassen, die in der Peripherie der europäischen Kolonialreiche lebten: nicht zuletzt im Juwel der Krone des Britischen Empire.
Der europäische Imperialismus stieß immer auf Widerstand, und seine massive Expansionsphase im 19. Jahrhundert bildete da keine Ausnahme. Die Zulukriege(1), der Mahdi-Aufstand(1), der Boxeraufstand(1), Diponegoros Rebellion gegen die Niederländer auf Java(1), die Kämpfe Samory Tourés(1) mit den Franzosen in Westafrika(4) – die Liste ließe sich endlos fortsetzen. Diese Aufstände fügten den Kolonialmächten zwar teilweise schwere Verluste zu, doch in der Regel nahmen sie das gleiche Ende wie Boudiccas Angriff auf die römische Herrschaft in Britannien(6). Auch die Gründe waren die gleichen: Die gegen die imperiale Expansion antretenden Kräfte waren im Vergleich klein, technologisch weniger entwickelt und schlecht organisiert. Nach der unvermeidlichen Niederlage versanken die vorkolonialen einheimischen Eliten zumeist in politischer Bedeutungslosigkeit und wurden durch neue Gruppen ersetzt, die sich erfolgreich an die Technologien und Praktiken des jeweiligen Imperiums anzupassen wussten. Das schloss nicht selten auch die Übernahme von Elementen aus der Kultur und Rhetorik seines europäischen Kerngebiets ein, wie den Ruf nach nationaler Unabhängigkeit.
Eine der frühesten nationalen Bewegungen in einer Kolonie entstand gegen Ende des 19. Jahrhunderts auf dem indischen Subkontinent(7). Wie das auch andernorts häufig der Fall war, hatte sie ihren Ursprung in den (teilweise nach kolonialen Vorbildern gegründeten) Clubs und Salons der einheimischen Mittelschicht. In Britisch-Indien(2) gab es, wie in vielen Gebieten der inneren Peripherie, zwar zahlenmäßig große Gemeinden europäischer Siedler und Verwaltungsbeamter. Aber bezogen auf die Gesamtbevölkerung stellten sie nur die winzige Spitze einer lokalen Machtpyramide dar, die sonst fast ausschließlich von Einheimischen gebildet wurde. Sowohl der finanzielle als auch der personelle Aufwand, die nötig gewesen wären, um einen kompletten kolonialen Verwaltungsapparat aus dem »Mutterland« zu importieren, hätten das Unternehmen wirtschaftlich untragbar gemacht. Großbritannien(12) entsandte nur die höchsten Beamten und Offiziere nach Indien(8) und rekrutierte ansonsten den Rest des notwendigen Personals, einschließlich der mittleren Führungsebene vor Ort, zu wesentlich geringeren Kosten. Auf diese Weise konnte Großbritannien 300 Millionen Inder mit gerade einmal 4000 Verwaltungsbeamten regieren. In Westafrika(5) waren sogar nur zehn französische Kolonialbeamte für mehrere Millionen Einheimische zuständig. Infolgedessen und um eine Vorrangstellung aufrechtzuerhalten, die sie ursprünglich durch Gewalt und Einschüchterung errungen hatten, funktionierte die britische Verwaltung, wie die meisten anderen imperialen Verwaltungen in den anderen Teilen der kolonisierten Peripherie auch, wie ein Kastensystem, dessen Gipfel an Status und Macht Europäern vorbehalten war. Diese importierten einige Institutionen aus ihrer Heimat, wie die zahlreichen Clubs und Schulen in Bombay(7), und nahmen bisweilen sogar Angehörige der lokalen Eliten in ihre Reihen auf. Doch in den kolonialen Gesellschaften bestand niemals auch nur der geringste Zweifel daran, wer die wahre Macht in Händen hielt.
Bombays(8) Geschäftsleute hielten sich zunächst von den nationalistischen Gesprächszirkeln fern, denen vor allem Intellektuelle aus der wachsenden indischen Mittelschicht angehörten, die sich zum Teil mit den höheren Rängen der einheimischen Verwaltung überlappten. Die indische Geschäftswelt blieb überwiegend pragmatisch und zeigte wenig Engagement für die nationalistische Sache, da sie ihren Wohlstand(20) den Handelsnetzwerken des Empire verdankte. Die Tatas(8), heute eine der dynamischsten und erfolgreichsten Familien Bombays, bildeten da keine Ausnahme. Obwohl Jamshedji(8) Tata einigen Vordenkern und Organisatoren des Indischen Nationalkongresses persönlich nahestand, blieb er selbst unter dem politischen Radar und arbeitete weiterhin mit der Kolonialverwaltung zusammen. Er war so erfolgreich in den imperialen Kreisen, dass ihm und seinen Söhnen sogar der triumphale Einzug ins Zentrum der Macht gelang: Dorabji(1) studierte in Cambridge(1) und wurde später ebenso wie sein Bruder Ratan(1) in den Ritterstand erhoben.
Auf lange Sicht jedoch ähnelt die politische Position der Tatas(9) eher derjenigen eines Klientelherrschers(2) der inneren Peripherie Roms(30) im vierten Jahrhundert, dessen Kinder häufig als Geiseln am römischen Kaiserhof aufwachsen mussten, als derjenigen der Ausonii oder Vanderbilts(8), die nahtlos mit der imperialen Führungsschicht verschmolzen. Die Kinder eines Klientelherrschers erhielten zwar eine römische Erziehung und wurden äußerst zuvorkommend behandelt, aber nur so lange, wie die aktuelle diplomatische Regelung Bestand hatte. Anders als bei Ausonius(17) oder den Vanderbilts war es undenkbar, dass ein Alamannenfürst oder ein Tata in die höheren Gesellschaftsschichten des Reiches einheirateten. Und die weiteren Entwicklungen machten deutlich, dass sie nur so lange im Schoß des Empire willkommen waren, wie sie die Interessen derjenigen nicht gefährdeten, die dem Zentrum der imperialen Macht noch viel näher standen.
Im späten 19. Jahrhundert fiel den Baumwollproduzenten in Lancashire(3) auf, dass die Spinnereibesitzer von Bombay(9) eine ernstzunehmende Konkurrenz darstellen könnten. Infolgedessen mussten Mitglieder der indischen Geschäftswelt, die sich für gleichberechtigte Untertanen innerhalb des imperialen Systems gehalten hatten, feststellen, dass ihnen einige wichtige Attribute der »Britishness« fehlten. Tata etwa überdachte seine Einstellung zum Nationalismus(2) erstmals 1894, als Großbritannien(13) einen Zoll auf indische Baumwolle(5) erhob. Daraufhin beklagte er sich bei Kollegen – wenn auch unter vier Augen – bitterlich über den »falschen Imperialismus, der nur die Interessen des Engländers im Auge hat«.
Dennoch fand nationalistisches Gedankengut in den folgenden Jahrzehnten vor allem bei indischen Intellektuellen und Verwaltungsbeamten Anklang, deren persönliche Ambitionen immer wieder sehr viel direkter ausgebremst wurden, weil die politische Macht weiterhin allein Funktionären aus dem Mutterland vorbehalten blieb. Nationalistischen Wortführern ohne nennenswerte Geschäftsinteressen fiel es leichter, sich auf radikale Ideologien einzulassen. Der Indische Nationalkongress(2) bildete diesbezüglich keine Ausnahme und wurde zu einem Sammelbecken für Sozialisten, die sich nach dem Ersten Weltkrieg vom türkischen(2) Staatskapitalismus und der sowjetischen(3) Planwirtschaft angezogen fühlten. Angesichts der zunehmenden Radikalisierung des Nationalkongresses reduzierte die Geschäftswelt Bombays(10) ihre Unterstützung, ermuntert durch eine Kolonialverwaltung, die für jede Hilfe dankbar war. Unter dem Einfluss von konservativeren Führern mit engeren Verbindungen zu prominenten indischen Unternehmerfamilien milderte der Nationalkongress seine sozialistische Rhetorik in den 1930er Jahren allerdings wieder ab – und das just zu dem Zeitpunkt, als die britische Regierung ihre protektionistische Politik zugunsten der Baumwollproduzenten(6) in Lancashire(4) verstärkte, die mit der Weltwirtschaftskrise(1) zu kämpfen hatten. Dieser Zufall markierte den Beginn einer wunderbaren Freundschaft zwischen dem Nationalkongress und der indischen Wirtschaft, welche die politischen Kampagnen des Kongresses finanziell unterstützte und es gar nicht erwarten konnte, endlich von der staatlich gelenkten Industriepolitik zu profitieren, die für die Zeit nach der Unabhängigkeit geplant war.
Indien(9) war eine uralte Zivilisation mit kraftvollen indigenen kulturellen Traditionen, was – zusammen mit den wirtschaftlichen Gewinnen aus der Interaktion mit dem Empire – das besonders frühe Entstehen einer Nationalbewegung(3) begünstigte. Ähnliche Grundmuster kennzeichnen allerdings auch die erneuerte antikoloniale Agitation, die Mitte des 20. Jahrhunderts weite Teile der alten europäischen Imperien beeinflusste. Ein guter Teil davon wurde vorangetrieben von einheimischen akademischen Schichten, die sich häufig aus gebildeten, aber strukturell untergeordneten Verwaltungsbeamten und Managern zusammensetzten, die versuchten, die gläserne Decke zu durchbrechen, die ihnen den Weg an die Spitze versperrte. Im Kontext der inneren Peripherie erwiesen sich zunehmend wohlhabende, aber immer noch teilweise marginalisierte Geschäftskreise als natürliche Bündnispartner. Denn diese erhofften sich nach der Unabhängigkeit Profite, die eine ihnen gewogene Regierungspolitik in ihre Richtung lenken könnten.
Langfristig gesehen erlebten also die inneren Peripherien sowohl des antiken römischen als auch des modernen westlichen imperialen Systems ähnliche Muster politischer Umwälzungen, und zwar Mitte des vierten Jahrhunderts bzw. in der Zwischenkriegszeit des 20. Jahrhunderts. Wenn auch bei weitem nicht im gleichen Maße wie in den voll berechtigten Provinzen(13), die früher oder später in den imperialen Kernbereich aufgenommen wurden, akkumulierte sich genügend Reichtum in den Händen bestimmter Gruppen der antiken ebenso wie der modernen inneren Peripherien, um die bestehenden Machtverhältnisse unumkehrbar zu verändern – und zwar sowohl innerhalb der Peripherien selbst als auch in dem übergreifenden Machtgefüge zwischen diesen Peripherien und dem imperialen Zentrum. Neuer Reichtum verändert stets bestehende Machtgefüge und bringt dabei neue Machtblöcke hervor, die den Drang und die Fähigkeit haben, ihre Interessen durchzusetzen.
In römischer Zeit war die Verbindung zwischen Reichtum und Macht sehr direkt, da hier die soziale Oberschicht in der Peripherie bereits stark militarisiert war. Die Aneignung eines wesentlichen Anteils des neuen Reichtums, der sich in der Peripherie akkumulierte, erforderte einerseits, bereits vorhandene Gewaltpotenziale anzuwenden, und erhöhte andererseits militärische Fähigkeiten, indem sie erfolgreichen Anführern ermöglichte, mehr Krieger zu unterhalten und sie mit der besseren Ausrüstung auszustatten, die ihnen römische Kontakte zur Verfügung stellten. Im 19. und frühen 20. Jahrhundert dagegen waren es weniger militärische Fähigkeiten als vielmehr eine Kombination aus Reichtum, durchsetzungsfähigen neuen Ideologien und administrativem Know-how, der die aufstrebenden einheimischen Eliten ihr Durchsetzungsvermögen verdankten.
Die übergreifende politische Auswirkung indes war vergleichbar: Sie brachte neue indigene Kräfte ans Ruder, die besser dazu in der Lage waren, der direkten Ausübung imperialer Macht etwas entgegenzusetzen. Und auch wenn militärische Fähigkeiten für den modernen Prozess der politischen Evolution in der Peripherie nicht so entscheidend waren wie für denjenigen der Antike, spielten zwei Weltkriege dennoch die Rolle direkter Katalysatoren für nationalistische Unabhängigkeitsbewegungen der modernen inneren Peripherie. In diesen Zeiten noch nie dagewesener Auseinandersetzungen konzentrierten sich die imperialen Regierungen vor allem auf das Kriegsgeschehen in Europa, während sie gleichzeitig ihre kolonialen Ressourcen stark beanspruchten. Frankreich(7) etwa schickte in beiden Weltkriegen mehrere Hunderttausend Untertanen aus seinen afrikanischen Kolonien aufs Schlachtfeld, und Großbritannien(14) rekrutierte allein in Indien(10) über zwei Millionen Soldaten. Die zeitweise Schwächung der imperialen Macht zwischen 1914 und 1918 ereignete sich zu einem Zeitpunkt, als die meisten Nationalbewegungen noch im Entstehen begriffen waren. Aber beim Ausbruch des Zweiten Weltkriegs(1) waren viele Nationalbewegungen ausreichend gefestigt, um die Probleme auszunutzen, mit denen sich das imperiale Zentrum konfrontiert sah – allen voran die indische. Bereits in den 1930er Jahren hatte insbesondere Mahatma Gandhi(1) dazu beigetragen, Indiens Nationalkongressbewegung(4) zu einer breit angelegten, einheitlichen und gut organisierten Kraft zu machen, die zu der Art von weitverbreiteten, aber friedlichen zivilen Protesten in der Lage war, wie sie den berühmten Salzmarsch(1) von 1930 kennzeichnete. Über 24 Tage und 385 Kilometer forderte der Salzmarsch das Monopol der imperialen Verwaltung über die Salzversorgung heraus. Verfehlte er seine unmittelbaren Ziele, so gelang es ihm letzten Endes doch, die Unabhängigkeitsbewegung breit im Volk zu verankern und auch große Sympathien im Ausland zu erwerben. Auch wenn Winston Churchill(1) Gandhi am liebsten ignoriert hätte und ihn abfällig einen »halbnackten Fakir« nannte, blieb ihm keine andere Wahl, als mit ihm und der von ihm angestoßenen Bewegung zu verhandeln.
Vor diesem Hintergrund einer bereits erstarkenden inneren Peripherie hatten die zusätzlichen durch den Zweiten Weltkrieg(2) verursachten Verwerfungen in der globalen imperialen Weltordnung erhebliche Auswirkungen auf die Unabhängigkeitsbestrebungen in den Kolonien. Nach dem zweiten Großkonflikt innerhalb einer Generation sahen sich die alten europäischen Imperien einer Staatsverschuldung(1) von nie dagewesenen Ausmaßen gegenüber. Sie brauchten gewaltige Rettungspakte, um den Wiederaufbau zu finanzieren, und mussten ihre laufenden Ausgaben reduzieren. Als Geldgeber kamen aber kurzfristig nur die Vereinigten Staaten(17) in Frage. Die USA waren grundsätzlich dazu bereit, Mittel zur Verfügung zu stellen, machten aber deutlich, dass sie – wie es ihrer Geschichte als erster Kolonie, die sich von der europäischen Kolonialherrschaft befreit hatte, angemessen war – keinesfalls irgendwelche überholten imperialen Ambitionen finanzieren würden. Wie ihr Rivale, die Sowjetunion(4), hatten sich auch die USA jahrzehntelang für das Prinzip der Selbstbestimmung eingesetzt und gegen das Eroberungsrecht Position bezogen, auf dem Europas koloniales Erbe fußte (außer natürlich die nach Selbstbestimmung strebenden Länder lagen in Amerikas(12) eigenem Hinterhof).
Briten, Franzosen und Niederländer wollten ihre Imperien selbstredend behalten und zogen teilweise sogar in den Krieg, um ihre nach Unabhängigkeit strebenden Kolonien in die Schranken zu weisen. Nach 1945 mussten sie jedoch feststellen, dass der Nutzen einer direkten Kontrolle über große Kolonialgebiete die Kosten bei weitem nicht mehr aufwog – und zwar weder finanziell noch ideologisch. Die gut organisierten Nationalbewegungen fanden breite Unterstützung in der einheimischen Bevölkerung und sahen sich durch ihren jüngsten Beitrag zu den imperialen Kriegsanstrengungen legitimiert. Das machte viele Kolonien des Westens(23) immer schwerer regierbar und daher auch immer kostspieliger. Außerdem brauchte Europa dringend das amerikanische Geld. Die fünfzehn Milliarden Dollar, die Amerika(18) im Rahmen des Marshall-Plans(1) verteilte (nach heutigem Wert etwa zehnmal so viel), die umfangreichen amerikanischen Privatinvestitionen und der ungehinderte Zugang zu den amerikanischen Märkten waren für die europäischen Länder mit ihren zerrütteten Volkswirtschaften unverzichtbar. Nimmt man hinzu, dass die Amerikaner sich beharrlich weigerten, imperiale Abenteuer wie den britischen und französischen Versuch(1), 1956 den Suezkanal(1) von Ägypten(1) zurückzuerobern, zu unterstützen, dann war das Ende des alten Imperialismus europäischer Prägung deutlich absehbar. Daher übergaben die Westmächte mehr oder weniger freiwillig und mehr oder weniger friedlich die direkte Kontrolle über ihre Kolonien in den Jahrzehnten nach 1945 an die lokalen Eliten, die in der imperialen Epoche erstarkt waren.
Dieser historische Fortschritt fügt sich auf den ersten Blick ganz wunderbar zum glücklichen Narrativ vom amerikanischen Exzeptionalismus. Die erste Nation(19), der es gelungen war, das Joch des britischen Imperialismus abzuschütteln, half nun anderen dabei, das Gleiche zu tun. Aber das ist nur die halbe Wahrheit. Tatsächlich bedeutet die formale Dekolonisation nicht etwa das Ende des westlichen Imperialismus, sondern seine Wiedererfindung in neuer und äußerst kreativer Form. So wie das römische imperiale System seine Vorgehensweise an die mächtigeren Verbände angepasst hatte, deren Entstehung es selbst herbeigeführt hatte, dabei aber weiterhin die ultimative Kontrolle behielt, so gelang es auch dem westlichen imperialen System sogar während der Dekolonisierung mit Hilfe neuer Mechanismen, einen Großteil seiner ehemaligen kolonialen Peripherie weiterhin zu dominieren. Die dieser Hochphase des westlichen Imperialismus zugrunde liegende institutionelle Struktur wurde im Sommer 1944 in zähen Verhandlungen unter amerikanischem Vorsitz in einer Kleinstadt in New Hampshire festgelegt.
Bretton Woods(1)

Im Juli 1944, als alliierte Streitkräfte versuchten, aus ihrem Brückenkopf an den Stränden der Normandie auszubrechen, und der Zweite Weltkrieg(3) in seinen letzten Akt eintrat, versammelte die US-Regierung ihre Verbündeten im Ferienort Bretton Woods(2). Ziel des Treffens war die Erschaffung eines globalen Finanzsystems für die Nachkriegszeit. Zwei Männer spielten dabei eine große Rolle: John Maynard Keynes(1) vertrat Großbritannien(15), Harry Dexter White(1) die Vereinigten Staaten(20). Sie hatten bereits zwei Jahre im Stillen zusammengearbeitet und waren sich in vielen Fragen einig geworden, an einem wichtigen Punkt allerdings steckten sie fest. Sie stimmten darin überein, dass es für die reibungslose Abwicklung des Welthandels einer einheitlichen Standardwährung bedurfte, um einen wesentlich flüssigeren Austausch als in der Weltwirtschaftskrise(2) vor dem Krieg sicherzustellen. Und diese Währung musste durch Gold gedeckt sein, um Stabilität und Vertrauen zu gewährleisten. Aber Keynes wollte den Status quo ante so weit wie möglich wiederherstellen. Wenn Großbritannien sein Empire behielte, würden seine Kolonien ihren Außenhandel in Pfund(2) Sterling abwickeln und ihre Reserven in London(3) anlegen, was dem Pfund helfen würde, seine traditionsreiche Rolle als eine der wichtigsten Leitwährungen der Welt zu bewahren. Ein weiterer Vorteil wäre, dass die Kosten für eine Kreditaufnahme im Vereinigten Königreich(1) durch die Aufstockung der Geldmenge im britischen Bankensystem niedrig gehalten würden. Auf diese Weise könnte Großbritannien den Wiederaufbau nach dem Krieg aus eigenen Mittel finanzieren. White hingegen wollte das Zentrum des globalen Finanzsystems in die Vereinigten Staaten verlagern und setzte auf die Vorzüge des US-Dollars(2). Als notwendige Sicherheit schlug er vor, den Dollarwechselkurs an das Gold in Fort Knox(1) zu binden, wo damals etwa vier Fünftel der weltweiten Goldreserven lagerten.[8]
Am Ende setzte sich White(2) durch. Und das lag nicht nur an Keynes(2) angeschlagener Gesundheit, denn der Brite hatte einfach die schlechteren Karten. Amerika(13) stand für einen Großteil der unmittelbaren Kriegsausgaben gerade und genoss zudem einen zwar nur vorübergehenden, aber gewaltigen strukturellen Vorteil. Angesichts der großflächigen Zerstörungen in Europa entfielen bei Kriegsende ein Drittel der weltweiten Gesamtproduktion und etwa die Hälfte der Industrieproduktion auf die USA. Deshalb waren alle auf amerikanische Waren und vor allem Investitionsgüter erpicht, die für den Wiederaufbau von Häusern, Fabriken und Infrastrukturen benötigt wurden. Dafür mussten sich die anderen Staaten so viele Dollars(3) beschaffen, dass es für sie am bequemsten war, auch ihre Geschäfte untereinander in dieser Währung abzuwickeln – selbst dann noch, als sich ihre eigenen Volkswirtschaften zu erholen begannen.
Das Bretton-Woods-Abkommen beinhaltete eine Reihe von Institutionen, die sicherstellen sollten, dass in der Weltwirtschaft nach dem Krieg Waren- und Kapitalströme möglichst ungehindert fließen konnten, während gleichzeitig die Dominanz der Westmächte gewahrt blieb. Erstens verpflichtete das Allgemeine Zoll- und Handelsabkommen (General Agreement on Tariffs and Trade: GATT) die Mitgliedstaaten zu einer schrittweisen Senkung der Einfuhrzölle, um eine Rückkehr zu den abgeschotteten Volkswirtschaften der Weltwirtschaftskrise(3) zu verhindern. Zweitens wurde der Internationale Währungsfonds(2) (IWF) gegründet, der durch jährliche Beiträge der Mitgliedstaaten finanziert wurde und im Notfall helfend eingreifen sollte – etwa bei kurzfristigen Zahlungsbilanzengpässen, wenn Länder mehr importierten als sie exportierten und ihnen daher die Dollars(4) ausgingen. Und sollten sich die Zahlungsschwierigkeiten als hartnäckiger erweisen, würde als letztes Mittel der IWF als Gläubiger einspringen und dem betreffenden Land unter bestimmten finanzpolitischen Auflagen auch deutlich höhere Darlehen gewähren. Selbstverständlich war der Währungsfonds nicht dazu gedacht, sozialistische Utopien zu finanzieren. Die letzte Erfindung der Konferenz war die Weltbank(2). Sie sollte ursprünglich den Wiederaufbau Europas finanzieren, richtete ihre Aufmerksamkeit aber rasch auf die kapitalistische Entwicklung in der Peripherie, als die neuen aus der Dekolonisierung der Nachkriegszeit hervorgehenden Staaten an ihre Tür klopften. Abgerundet wurde die neue Weltordnung durch die Vereinten Nationen(2). Ihre Gründung im Jahr 1945 erfolgte zwar unabhängig vom Bretton-Woods-Abkommen, festigte aber die Vorherrschaft der Westmächte. Und damit gar nicht erst irgendwelche Zweifel daran aufkamen, wo sich das neue Zentrum des Imperiums befand, wurde New York(2) als ihr Hauptsitz bestimmt.
Nur zwei Jahre nach Kriegsende erklärte Indien(11) seine Unabhängigkeit und leitete damit die Dekolonisation des britischen, französischen und niederländischen Imperiums ein. Und obwohl nur wenige dieser neuen postkolonialen Nationen an der Bretton-Woods-Konferenz teilgenommen hatten,[9] traten fast alle ihren Institutionen bei. Ein Sitz in den Vereinten Nationen(3) oder die Beteiligung am IWF und der Weltbank(3) legitimierte nicht nur ihre Regierungen, sondern es war auch so, dass der Großteil des Investitionskapitals, das sie zur Finanzierung ihrer ehrgeizigen Entwicklungsprojekte benötigten, aus dem Westen(24) stammte. Die Sowjetunion(5) gründete mit dem Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) zwar einen konkurrierenden kommunistischen Wirtschaftsblock, aber dieser war viel zu schwach finanziert, um seinen Mitgliedstaaten in der Praxis von großem Nutzen zu sein. Im Westen dagegen boomte die Wirtschaft, so dass die Staaten in den 1950er und 1960er Jahren auch wieder tiefer in die Taschen greifen konnten. Viele der neuen Regierungen lehnten das Erbe der imperialen Vorherrschaft natürlich ab und sangen das hohe Lied der Blockfreiheit. In der Praxis blieben sie aber aus ökonomischen Zwänge fest im westlichen Lager verwurzelt.
Westliche Staaten hatten schon individuell viele Möglichkeiten, um Einfluss auf diese neuen Staaten auszuüben – durch finanzielle Hilfe, diplomatische Initiativen, verdeckte Aktionen, mit denen eine Regierung unterstützt oder bekämpft werden konnte, und militärische Druckmittel wie Hafenblockaden. Aber im Kollektiv konnten die Westmächte noch sehr viel stärkeren Druck auf Entwicklungsländer ausüben, um sie auf Linie zu bringen. In der Vollversammlung der Vereinten Nationen(4) wurden Beschlüsse zwar nach dem Prinzip »ein Land, eine Stimme« gefasst, was die Vielzahl der neuen Staaten begünstigte. Doch bei Abstimmungen im Sicherheitsrat(1), der über die Anwendung von Gewalt bestimmte, hatten die fünf ständigen Mitglieder ein Vetorecht: die USA, die Sowjetunion(6), Frankreich(8), China(8) (bis 1971 durch die Regierung von Taiwan(1) repräsentiert) und Großbritannien(16). Noch wichtiger war, dass die Abstimmungen beim IWF und der Weltbank(4) wie bei Privatunternehmen durchgeführt wurden, bei denen die Größe des Anteilsbesitzes über das Gewicht des Einflusses bestimmt. Die Vereinigten Staaten(23) verfügten als größter Beitragszahler über fast ein Viertel der Stimmen und kontrollierten gemeinsam mit den anderen Westmächten alle wichtigen Entscheidungen. Sie waren sich zwar nicht immer einig – wie die Suezkrise(2) von 1956 bezeugt –, und auch die genaue Art der Beziehungen zu China oder der Sowjetunion variierte von einem westlichen Land zum anderen. Aber wenn es um die Grundprinzipien der Weltwirtschaftsordnung ging – Freihandel, Privateigentum und marktorientierte Wechselkurse –, fand man stets einen Konsens.
Im Wesentlichen institutionalisierte das Bretton-Woods-System eine dem Westen(25) genehme Weltwirtschaftsordnung, in der die Ressourcenströme aus der alten imperialen Peripherie der globalen Ökonomie weiterhin in die westlichen imperialen Zentren flossen. Der 1945 herrschende Entwicklungsstand bedeutete, dass die verarbeitende Industrie zunächst stark auf den entwickelten Westen konzentriert blieb. Ein Freihandelssystem für Industriegüter ermöglichte daher westlichen Firmen, die Weltmärkte zu dominieren, da neu gegründete Unternehmen in der Peripherie nur schwer mit den wesentlich entwickelteren und kapitalstärkeren Firmen konkurrieren konnten, die das Know-how in der verarbeitenden Industrie fest in ihren Händen behielten. Im Prinzip konnten Entwicklungsländer durch den Export landwirtschaftlicher Erzeugnisse in den Westen ihre eigene Wirtschaft aufbauen. Aber weil westliche Landwirte in ihren Ländern jedoch gerade nach den Hungererfahrungen im Zweiten Weltkrieg(4) eine so wichtige Wählergruppe darstellten, liberalisierte das ursprüngliche GATT-Abkommen den Handel(9) mit landwirtschaftlichen Produkten nicht im gleichen Maße. Während die Hersteller von Industrieprodukten in der Peripherie daher mit westlichen Importen zu kämpfen hatten, wurden den Landwirten dort gleichzeitig Steine in den Weg gelegt, wenn sie versuchten, sich mit ihren Erzeugnissen auf westlichen Märkten zu etablieren.
In derselben Zeit verlagerte sich das Zentrum der Weltwirtschaft durch die Umstellung auf den Dollar(5) als Verrechnungseinheit immer mehr aus Großbritannien(17) in die Vereinigten Staaten(24). London(4) blieb zwar eines der wichtigsten Finanzzentren der Welt, verlor seinen Spitzenplatz jedoch bald an New York(3).[10] Im Jahr 1945 waren noch fast 90 Prozent der weltweiten Devisenreserven in Pfund(3) Sterling angelegt und damit auf britischen Banken deponiert (weil nur in Großbritannien registrierte Banken Konten in britischer Währung anbieten konnten). Im Laufe der nächsten 25 Jahre sank dieser Anteil auf weniger als 10 Prozent, wobei das Pfund größtenteils durch den US-Dollar ersetzt wurde, der 1970 etwa drei Viertel der weltweiten Reserven ausmachte.
Wie die Währungsreserven der New Yorker Banken wuchsen auch die den USA zur Verfügung stehenden Rücklagen. All dieses Geld, das auf amerikanischen Bankkonten lag, musste eingesetzt werden, da den Regierungen, welche die Konten hielten, Zinsen gezahlt wurden. Einen Großteil lieh sich der amerikanische Staat. Und weil dessen Regierung keine besonders großzügigen Konditionen anbot, um ausreichend Mittel zu bekommen, blieben nicht nur die Zinssätze(1) im gesamten amerikanischen Bankensystem niedrig. Die amerikanische Wirtschaft kam darüber hinaus in den Genuss einer Art jährlicher Subvention durch den Rest der Welt. Zwar konnte im Prinzip jede Regierung, die US-Dollars(6) in ihren Reserven hielt, diese (zu einem festen Kurs von 35 Dollar pro Unze) in Gold aus Fort Knox(2) umtauschen, doch in der Praxis tat das so gut wie niemand. Selbst kommunistische Regierungen machten sich nur selten diese Mühe, denn es war wesentlich einfacher, seine Dollars auf den Bankkonten liegen zu lassen, als den Gegenwert in Gold quer durch die Welt zu transportieren und in eigenen Tresoren zu lagern, wo man es auch noch selbst bewachen musste. Wenn Regierungen miteinander Handel(10) trieben, verschoben sie zumeist nur Dollars über ihre jeweiligen Bankkonten in den USA – ein viel schnelleres und einfacheres Verfahren, als echtes Gold auszutauschen.
Das führte zu einer Situation, in der jedes andere Land, das US-Dollars(7) wollte, etwas produzieren musste, das es verkaufen konnte, während die USA bei Bedarf einfach Geld nachdrucken konnten – ein Privileg, das sie fleißig nutzten. Anfang der 1970er Jahre übertraf die Dollarmenge die verfügbaren Goldreserven um etwa das Dreifache.[11] Im Grunde gab das US-Finanzministerium Schuldscheine an andere Regierungen aus, die diese lieber behielten, als sie einzulösen. Als sich mit der Zeit herausstellte, dass alle damit zufrieden waren, diese virtuellen Schuldscheine anzuhäufen und untereinander auszutauschen und sie auf diese Weise in Umlauf zu bringen, verlor das Finanzministerium jede Notwendigkeit, sie zurückkaufen zu können, womit es sie einfach aus dem Nichts erschaffen konnte. Auch wenn sich andere Regierungen gelegentlich über dieses »außergewöhnliche Privileg« beklagten, erhob niemand ernsthafte Einwände. Die Regierungen der Peripherie konnten ohnehin nicht viel dagegen tun, denn sie brauchten Devisen weit dringender als die europäischen Länder, die weiterhin von den üppigen Investitionen amerikanischer Unternehmen in der Nachkriegszeit profitierten. Was andere westliche Länder den USA gaben, floss im Endeffekt direkt zu ihnen zurück. In der Peripherie dagegen waren die Amerikaner in den Nachkriegsjahrzehnten mit ihren Investitionen wesentlich zurückhaltender. Die Länder der Peripherie zogen damit den Kürzeren, denn sie gaben ihre Produkte praktisch umsonst nach Amerika(14) ab, von wo aus die dann wieder über das Zentrum der Weltwirtschaft in Umlauf gebracht wurden.
Ungeachtet dieser besonderen Vorteile für die USA profitierten alle ehemaligen Kolonialmächte nach 1945 von diesem einseitigen Nettofluss des Wohlstands(21) – und das sogar doppelt, denn sie konnten gleichzeitig die Kosten der politischen Kolonialverwaltung auf die neuen Staaten abwälzen. Die Maßnahmen, die viele der neuen Staaten zur Förderung ihrer wirtschaftlichen Entwicklung ergriffen, verstärkten dann ungewollt diesen Kapitalfluss. Viele Länder in der Peripherie setzten auf Industrialisierungsstrategien, um langfristig von westlichen Importen unabhängiger zu werden. Dazu bedurfte es jedoch zunächst einmal westlicher Technologie, für deren Finanzierung die Entwicklungsländer ihre Rohstoffexporte erhöhen mussten. Dadurch wuchs der Markt für westliche Exporte, und gleichzeitig sanken die Preise für importierte Lebensmittel und Rohstoffe. Auch wenn die formale imperiale politische Kontrolle verschwunden war, bestand ein imperiales (oft auch als neokolonial bezeichnetes) Wirtschaftssystem weiter, welches das Zentrum materiell bevorzugte. In der Folge stieg das Verhältnis des Pro-Kopf-Einkommens zwischen dem Westen(26) und dem Rest der Welt von etwa dreißig zu eins im Jahr 1950 auf etwa das Doppelte am Ende des Jahrhunderts. Die formale Dekolonisation hatte also nicht im Mindesten das Ende der westlichen Weltherrschaft eingeläutet. Die praktische Umsetzung des Bretton-Woods-Systems definierte das westliche Imperium nicht nur neu als einen Club privilegierter Nationen unter der Führung der Vereinigten Staaten(27), sondern erlaubte es letzteren, in der Nachkriegszeit noch reicher zu werden, indem sie weiterhin die Früchte einer nach wie vor zutiefst kolonialen Handels- und Finanzordnung ernteten.
Die politische Unabhängigkeit der neuen Staaten war aber keineswegs nur Fassade. Die langfristige wirtschaftliche und politische Entwicklung der Kolonialzeit hatten viele Länder an der Peripherie schließlich so weit gestärkt, dass sie sich selbst regieren und der direkten imperialen Kontrolle entziehen konnten. Mancherorts, wie in Vietnam(1), Algerien(2) und Indonesien(1), bedurfte es gewaltsamer Aufstände gegen die imperiale Herrschaft. Doch in den meisten Fällen war die Loslösung das Ergebnis von Verhandlungen, da die europäischen Imperien erkannt hatten, dass ihre Zeit vorbei war. Dabei genossen die durch diesen Prozess neu geschaffenen Staaten in der Zeit nach 1945 allmählich echte Freiheiten mit beträchtlichem Spielraum für die Regelung ihrer eigenen Angelegenheiten. Allerdings ging man stillschweigend davon aus, dass sie sich dabei im Rahmen eines globalen Wirtschaftssystems bewegten, das von den westlichen Mächten unter Führung der Vereinigten Staaten(28) dominiert wurde. Innerhalb des Systems gab es genügend Spielraum, dass Staaten einige ihrer eigenen Programme durchsetzen konnten, ohne westliche Repressalien zu provozieren, wie das Beispiel der früheren chilenischen Regierungen in den 1960er Jahren zeigte. Aber wenn sie die Beschränkungen ihrer Autorität überschritten und drohten, aus dem westlichen System auszubrechen, würde dieses das Gewicht seiner weiter bestehenden Hegemonie mit Entschlossenheit zur Geltung bringen, wie der chilenische Präsident Salvador Allende(6) und seine Anhänger auf die harte Tour erfahren mussten.
Allende(7) hatte den fatalen Fehler begangen, die Wirtschaftsmacht des Ostblocks zu überschätzen und die sozialistische Staatengemeinschaft für ein effektives Gegengewicht zum Westen(27) zu halten. Tatsächlich dominierte aber der Westen die Weltwirtschaft, indem er den Großteil der Produktion, des Einkommens und der Märkte stellte. Die sowjetische(7) Wirtschaft dagegen litt unter strukturellen Problemen, während die sowjetische Führung gleichzeitig auf Streitkräften in Supermachtgröße bestand. Das alles bremste das Wirtschaftswachstum und schränkte den finanziellen Spielraum bei der Umsetzung von diplomatischen Aktionen stark ein. Wissenschaftliche Errungenschaften wie der Sputnik-Erfolg oder Juri Gagarins(1) Erstflug ins All waren letztlich nur Fassade, denn die sowjetische Wirtschaft blieb von Rohstoffexporten wie Erdöl und Erdgas abhängig, weshalb der Wohlstand(22), den sie generieren konnte, eher dem eines Entwicklungslands glich. Insofern war die Sowjetunion bestenfalls ein Scheinrivale der USA und ihrer Verbündeten. Dieses »Obervolta(2) mit Raketen« war so knapp bei Kasse, dass die Unterstützung Kubas(2) nach der Revolution von 1959 einen Großteil der verfügbaren Ressourcen verschlang. Außerdem brauchten selbst die Sowjets US-Dollars(8), um Handelsgeschäfte außerhalb des RGW-Blocks abwickeln zu können. Neben dieser wirtschaftlichen Schwäche verhinderte auch die Spaltung zwischen China(9) und Russland(1) die Bildung eines globalen kommunistischen Blocks, der es mit dem Westen hätte aufnehmen können. Der auf historischen Spannungen beruhende Gegensatz war Mitte der 1950er Jahre wieder offen zutage getreten und eskalierte 1969 sogar zu einem regelrechten Grenzkrieg. Als Allende Moskau um Unterstützung bat, hatte man dort daher zwangsläufig kaum mehr als gute Worte für ihn.[12]
Wie schon das Römische Reich im vierten Jahrhundert hatte auch der Westen(28) nach 1945 seine robusteren Klienten in der inneren Peripherie noch unter Kontrolle, während sein innerer Wohlstand(23) aufblühte wie nie zuvor. In beiden Fällen bildete dieser glückliche Zustand allerdings nicht den Schlusspunkt in der Entwicklung des jeweiligen imperialen Systems. Die anfänglichen Ambitionen selbstbewusster Teile der inneren Peripherie waren zwar erfolgreich eingedämmt worden, aber sehr viel größere Herausforderungen für den Fortbestand imperialer Herrschaft würden bald von anderer Seite ausgehen.
Teil Zwei

5. 
Alles fällt auseinander

Imperiale Systeme zerfallen aus ganz unterschiedlichen Gründen. Manche werden erobert. Die Mongolen(1) kamen aus der eurasischen Steppe(1) und beendeten die Herrschaft der Song-Dynastie(1) über China(10) in fünfzig Jahren blutiger Feldzüge. Andere kollabieren aufgrund struktureller Schwächen. Das Karolingerreich(1) – mit seinem Zentrum in Frankreich(9), Westdeutschland und Italien(10) – war im Grunde eine drei Generationen andauernde Expansionsbewegung, die auf einem vorübergehenden militärischen Vorteil beruhte und ebenso schnell wieder in sich zusammenbrach, wie sie begonnen hatte. Der Untergang des Weströmischen Reiches fällt in keine dieser einfachen Kategorien.
Bewaffnete Außenseiter von jenseits der Grenzen – von den Römern abschätzig »Barbaren(6)« genannt – spielten dabei eine Rolle. Um 500 n. Chr. befanden sich die Gebiete des alten westlichen Imperiums größtenteils unter der Kontrolle von Kriegerverbänden, die im Laufe des vorangehenden Jahrhunderts die Grenzen überschritten hatten. Zentral- und Südbritannien(7) waren unter angelsächsischen(2) Kriegsherren von jenseits der Nordsee(1) aufgeteilt, Nordgallien wurde von den fränkischen(4) Merowingern(1) regiert, und Südostgallien(3) gehörte burgundischen Königen. Westgotische Könige herrschten über den Südwesten Galliens und weite Teile der Iberischen Halbinsel, ihre ostgotischen Pendants über Italien(11), Sizilien(1) und die dalmatinische Küste. Die große Stadt Karthago(1) und die reichsten Provinzen(14) Nordafrikas waren in Besitz der asdingischen(1) Dynastie an der Spitze einer Koalition vandalischer(3) und alanischer Krieger.
Aber viele dieser neuen Königreiche waren nicht einfach durch Eroberung geschaffen worden. Die fremden militärischen Verbände, auf denen zwei von ihnen – das Westgoten(1)- und das Vandalen-(4)/Alanenreich – beruhten, hatten sich bereits um 410 n. Chr. auf weströmischem Boden etabliert, aber der letzte Anwärter auf den weströmischen Kaiserthron sollte erst siebzig Jahre später gestürzt werden. Auch die Burgunden(1) hatte die weströmische Regierung selbst in den 430er Jahren auf Reichsgebiet angesiedelt, während die Königreiche der Franken(5) und Ostgoten(1) erst nach der Absetzung von Romulus Augustulus(1) im September 476 entstanden, der traditionell als der letzte römische Kaiser gilt. Das weströmische Imperium endete zwar in den Händen barbarischer Dynasten, aber nicht aufgrund einer Eroberung der mongolischen Art.
Der Untergang des Weströmischen Reiches war allerdings nur der erste Akt eines zweiteiligen Prozesses imperialen Zerfalls. Im Jahr 500 n. Chr. war die Osthälfte des römischen Staates – mit ihren wichtigen Einkommensquellen in den Zentren Kleinasiens(1), Syriens(1) und Ägyptens(2) – noch intakt und übte weiterhin die Hegemonie über weite Teile des nachrömischen Westens(29) aus. Während der ersten Jahrzehnte des sechsten Jahrhunderts erkannte das Königreich der Burgunden(2) die nominelle Vorherrschaft Konstantinopels(4) durchgehend an (jedenfalls soweit es seinen eigenen Interessen diente). Und seit den frühen 530er Jahren konnte der oströmische Kaiser Justinian(1) (527–565) das vandalisch/alanische(5) und das ostgotische(2) Reich zerstören und sogar in den frühen 550er Jahren Teile der südspanischen(8) Küste annektieren. Hundert Jahre später war jedoch auch die östliche Hälfte des Römischen Imperiums nur noch ein Schatten ihrer selbst.
Der Zerfall des Oströmischen Reiches(1) begann mit einem fast drei Jahrzehnte dauernden Krieg gegen seinen großen persischen Widersacher zu Beginn des siebten Jahrhunderts. Der daraus resultierende Bankrott beider Reiche bereitete den Boden für eine groß angelegte Expansion(1) der kürzlich islamisierten(1) arabischen Streitkräfte in den mittleren Jahrzehnten des Jahrhunderts, die das Sassanidenreich(3) vollständig zerstörte und Konstantinopel(5) seiner reichsten Provinzen(15) beraubte. In den 630er Jahren fielen Syrien(2) und Palästina(1) den Arabern in die Hände. Und es wurde noch schlimmer, als in den 650er Jahren auch noch Ägypten(3) erobert wurde, während die vormals so reiche Küste Kleinasiens(2) (mit einigen der berühmtesten Städten der Antike wie Ephesos und Sardeis) in ein verwüstetes Schlachtfeld verwandelt wurde: nicht länger ein Land des Überflusses, sondern eines, das durch Festungen und isolierte Dörfer charakterisiert war. Damit war der eigentliche Schaden bereits angerichtet, auch wenn es noch weitere arabische Eroberungen geben sollte (Nordafrika(5) sollte in den 690er Jahren fallen). Da Konstantinopel selbst nicht erobert wurde, wird gern übersehen, dass das siebte Jahrhundert das faktische Ende des Oströmischen Reiches markierte. Aber die islamischen Eroberungen kosteten die Herrscher von Konstantinopel ungefähr drei Viertel ihrer Einkünfte, was die einstige Weltmacht zu einer regionalen Macht am östlichen Ende des Mittelmeers degradierte. Tatsächlich war das neue Byzantinische Reich(2) – wie man es nach Byzanz, dem alten Namen Konstantinopels,(6) nennt – genauso ein Nachfolgestaat des Römischen Reiches wie die Königreiche im Westen: ein widerwilliger Satellitenstaat der islamischen Welt(2)(2), der nur dann ein wenig expandieren konnte, wenn sein mächtigerer Nachbar von inneren Unruhen erschüttert wurde. Doch sobald dort wieder Einigkeit einkehrte, begann das Byzantinische Reich wieder zu schrumpfen.
Der Zerfall des römischen imperialen Systems zog sich über zweieinhalb Jahrhunderte hin und war – wie schon ein kurzer Abriss verdeutlicht – ein komplexer Vorgang, in dem verschiedene Faktoren zusammenspielten. Deshalb wurden im Laufe der Zeit auch so viele unterschiedliche Erklärungen für den Untergang Roms(31) angeboten. Das moderne westliche Imperium hat dieses Schicksal bislang nicht erlitten, und es wird auch in absehbarer Zeit nicht untergehen. Tatsächlich muss es auch gar nicht auf gleiche Weise zerfallen wie sein antiker Vorgänger. Die römische Wirtschaft war grundsätzlich stationär und agrarisch, was Reichtum und Macht auf höchster Ebene zu einem Nullsummenspiel machte. Nur wenn es Verlierer gab, konnte es auch politische Gewinner geben. Grundlage jeder Form von Macht war daher die Kontrolle über einen mehr oder weniger stabilen Bestand an landwirtschaftlichen Vermögenswerten. Und wenn das System vor ernsthaften Herausforderungen stand, konnte man nicht so ohne weiteres große Mengen an neuem Reichtum generieren und einfach die Anzahl der Gewinner erhöhen, um die Krise zu überstehen. Dies gilt wiederum weit weniger offensichtlich für sein modernes westliches Pendant, dessen Geschichte, wie wir bereits untersucht haben, durch Jahrhunderte exponentiellen Wirtschaftswachstums gekennzeichnet gewesen ist.
Dennoch gibt es allen Grund zu der Annahme, dass der imperiale Lebenszyklus(4) des modernen Westens(30) zumindest einen wichtigen Wendepunkt erreicht hat. Sein Anteil am weltweiten Bruttoinlandsprodukt ist in weniger als zwanzig Jahren um über ein Viertel zurückgegangen, was eindeutig mehr ist als ein kurzzeitiges Phänomen. Vor diesem Hintergrund besitzt der nachhaltige Vergleich mit dem Zerfall des römischen Systems trotz vieler Unterschiede im Kontext und in den genauen Details weiterhin – so unsere These – eine große Erklärungskraft. Aber von hier an muss der Vergleich ein wenig anders angestellt werden, denn der Untergang Roms(32) ist bereits abgeschlossen und die Zukunft des Westens eine Gleichung mit vielen Unbekannten (von der bekannten wie der unbekannten Variante). Es ist daher nicht möglich, mit einem einfachen Eins-zu-eins-Vergleich weiterzumachen. Glücklicherweise zeichnet sich eine Reihe Entwicklungsmuster in der modernen Welt bereits deutlich genug ab, um mit Hilfe der römischen Geschichte aufzuzeigen, dass der Westen derzeit erstens gerade die Anfänge einer sich weiter steigernden und möglicherweise existenzbedrohenden Krise erlebt und zweitens diese Krise die gleichen Kernursachen hat, die sein antikes römisches Pendant zu Fall brachten. Am besten beginnen wir unsere Analyse daher mit einem Überblick über die Schlüsselfaktoren für den Zusammenbruch Roms.(5)
Aufstieg des Nordens

Im Sommer 773 überquerte Karl(1) der Große die Alpen und schloss den Langobardenkönig Desiderius(1) in seiner Hauptstadt Pavia(1) ein. Die Belagerung dauerte bis in den folgenden Sommer, doch Desiderius wurde schließlich in ein geeignetes Kloster geschickt, und Karl, der bereits König der Franken(6) war und bald auch zum König von Italien(12) gekrönt wurde, akzeptierte die Unterwerfung des langobardischen(1) Adels. Das war die Geburtsstunde des Karolingerreichs. Auch wenn es nicht annähernd die Dauerhaftigkeit seines römischen Vorgängers entwickeln konnte, veranschaulicht der Aufstieg eines neuen Zentrums europäischer imperialer Macht in einem Gebiet, das Teil der römischen Peripherie gewesen war, einen der Schlüsselfaktoren für den Zusammenbruch des Römischen Imperiums.
Die wirtschaftliche und demografische Machtbasis Karls(2) des Großen lag im Nordosten des Frankenreichs(1), das sich auf beiden Seiten des Limes erstreckte und Gebiete im heutigen Nordwestfrankreich, der Beneluxstaaten und Westdeutschlands umfasste. Zu Beginn des ersten Jahrtausends war die Bevölkerung dieser Regionen viel zu schwach gewesen, um der römischen Expansion etwas entgegenzusetzen, oder zu unterentwickelt, als dass es sich aus Sicht der Römer gelohnt hätte, sie formell in ihr Imperium einzugliedern (S. 64). Im Gegensatz dazu war Karl der Große in der Lage, die nun viel größeren demografischen und wirtschaftlichen Ressourcen dieser Region zu nutzen, um bedeutende Gebiete im Mittelmeerraum zu erobern. Und auch wenn das Karolingerreich(2) selbst nicht lange Bestand hatte, blieb es kein Einzelfall. Im 10. Jahrhundert nutzten die ottonischen(1) Nachfolger der Karolinger, deren Machtbasis noch weiter östlich zwischen Rhein(13) und Elbe(2) lag, die Ressourcen des Nordens, um erneut einen Großteil Italiens(13) in Besitz zu nehmen. Im Verlauf des ersten Jahrtausends hatten sich die geopolitischen Voraussetzungen, auf denen die Macht Roms(33) basierte – die Nutzung des Reichtums und der Arbeitskraft des Mittelmeerraums zur Eroberung des Nordens – umgekehrt, und das neue auf Karl den Großen zurückgehende Muster hat sich im Großen und Ganzen bewährt. Das nördliche Europa hat seitdem durchgehend über die größeren Bevölkerungen und Volkswirtschaften verfügt und deshalb meistens den mediterranen Süden dominiert.
Die Umkehr der europäischen Kräfteverhältnisse ist recht einfach zu erklären. Für das mediterrane Europa(1) sind sehr fruchtbare, leichtere Böden charakteristisch, die sich in der Antike ohne teures und kompliziertes landwirtschaftliches Gerät einfacher bewirtschaften ließen. Das nördliche Europa(2) verfügt insgesamt über unvergleichlich größere Ressourcen, aber die technologischen Probleme, die damit einhergehen, sowohl seine feuchteren und schwereren Böden als auch seine umfangreichen Meeresressourcen vollständig nutzen zu können, sind komplexer. Zur Zeit Karls(3) des Großen kam die carruca(1), der klassische nordeuropäische schwere Pflug – eine massive eiserne Pflugschar an einem von Gespannen aus bis zu acht Tieren gezogenen vierrädrigen Fahrgestell –, in Gebrauch. Die Produktivität(1) nördlich der Alpen stieg, und das wirtschaftliche und demografische Gleichgewicht in Europa begann, sich zu verschieben.
Diese langfristige strategische Revolution ist eine der bedeutendsten Entwicklungslinien des ersten Jahrtausends. Auch wenn das Römische Reich nicht für alles verantwortlich war, stellt das Reich Karls(4) des Großen den Höhepunkt eines langfristigen Entwicklungsprozesses dar, der durch die 400-jährige Interaktion zwischen dem römischen Zentrum und seinen europäischen Peripherien in Gang gesetzt worden war. In der inneren Peripherie hatten Bevölkerungsdichte und landwirtschaftliche Produktivität(2) bereits in römischer Zeit stark zugenommen (Kapitel 3) und wuchsen auch in der Folgezeit weiter, bis sie im achten Jahrhundert die grundlegende Machtverteilung untergraben hatten, auf der die vom Mittelmeerraum ausgehende Vorherrschaft Roms(34) in Westeurasien beruht hatte.
Einige der politischen Folgen dieses langfristigen Entwicklungsprozesses zeigten sich schon im dritten Jahrhundert in Form großer »barbarischer« Kriegerverbände, die sich auf ehemals imperialen Territorien in Nordbritannien, am Oberrhein(14) und in Transsilvanien(2) ausbreiteten (S. 94–95). Eine noch bedeutendere Rolle spielten politische Einheiten aus der inneren Peripherie beim Zerfall des weströmischen Systems im fünften Jahrhundert. Die angelsächsischen(3) Kriegerverbände, die im ehemaligen römischen Britannien(8) so erfolgreich waren, stammten aus Roms(35) nordwestlicher innerer Peripherie, ebenso wie das fränkische(7) Königreich, das Karl(5) der Große schließlich in ein Großreich(2) verwandelte. Auch wenn dieser fortlaufende Wandel im fünften Jahrhundert noch nicht voll entwickelt war, war er doch schon weit genug fortgeschritten, um die Kräfteverhältnisse zuungunsten eines Fortbestehens von Roms mittelmeerbasierter imperialer Macht zu verschieben.
Wettstreit der Supermächte

Ein Felsrelief bei Bischapur(1) im heutigen Iran(2) zeigt die kriecherische Unterwerfung des gefangenen römischen Kaisers Valerian(1) vor dem persischen(4) Schah-an-Schah (König der Könige) Schapur(1) I. (240–272). In der dreisprachigen Inschrift auf dem zoroastrischen Feuertempel von Naqsch-e Rostam heißt es in Schapurs eigenen Worten:
Gerade als ich die Herrschaft über die Völker antrat, zog Kaiser Gordian(1) … eine Heeresmacht zusammen und marschierte damit … gegen uns … Und Kaiser Gordian wurde getötet und wir vernichteten das Heer der Römer, und die Römer riefen Philippus(1) zum Kaiser aus. Kaiser Philippus kam zu Uns als Bittsteller und zahlte Uns für ihre Seelen ein Lösegeld von 500 000 Denaren und wurde uns gegenüber tributpflichtig. Doch der Kaiser log erneut und tat Armenien(1) Unrecht. Wir zogen gegen das Römische Reich und vernichteten bei Barbalissos ein römisches Heer von 60 000 Mann. In diesem Feldzug [nahmen wir] 37 Städte ein. Bei der dritten Gelegenheit … marschierte Valerian(2) gegen uns, und mit ihm eine Heeresmacht von 70 000 Mann … wir nahmen Kaiser Valerian mit eigenen Händen gefangen … ebenso wie alle anderen Befehlshaber des Heeres. Auf diesem Feldzug eroberten wir 36 Städte.

Der sassanidischen Dynastie – zu der Schapur(2) gehörte – gelang es sehr viel besser, die Ressourcen der Region, die heute den Irak(2) und den Iran(3) bildet, zu mobilisieren als ihren Vorgängern, den Arsakiden(1). Sie bauten ihre Vorherrschaft über den Nahen Osten(3) im Laufe des dritten Jahrhunderts immer weiter aus, wobei bereits Schapurs Vater Ardaschir(1) I. (224–240) Siege über Rom(36) errang. Die Arsakiden waren letztlich durch eine weitere römische Expansionswelle gegen Ende des zweiten Jahrhunderts zu Fall gebracht worden, in deren Verlauf Septimius Severus(1) zwei neue Provinzen(16) auf dem Gebiet des heutigen Syrien(3) und Irak einrichtete, womit er die Reichsgrenze weit nach Süden und Osten vorschob. Diese Niederlage untergrub die Stellung der seit 247 v. Chr. über Persien(5) herrschenden Arsakiden und ermöglichte den Triumph der Sassaniden. Die Entstehung des sassanidischen Persien als gleichrangige, mit Rom konkurrierende Supermacht muss daher – wie die Entstehung der neuen Verbände in den europäischen Peripherien – als eine dynamische, regionale Antwort auf den römischen Imperialismus gesehen werden. Allerdings handelte es sich im Fall der Perser um eine militärische und politische Neuordnung innerhalb einer Welt, die schon seit dem vierten Jahrtausend v. Chr. komplexe Zivilisationen hervorgebracht hatte, und nicht um die Art langfristiger wirtschaftlicher und demografischer Expansion, die das Karolingerreich(3) begründete.
Der Krieg mit Persien(6) sollte schließlich den Ausschlag dafür geben, dass Ostrom im siebten Jahrhundert seinen Status als Supermacht verlor, aber schon ein Faktor für den Zusammenbruch des Westens(31) im fünften Jahrhundert gewesen war. Der Wiederaufstieg Persiens zur Großmacht im dritten Jahrhundert stellte das Römische Reich vor sehr viel größere Herausforderungen als die Besetzung des Dekumatlands durch die Alamannen(7) oder der Verlust des Transsilvanischen(3) Dakien. Denn keiner der neuen Verbände in Europa war stark genug, um Siege in der Größenordnung von Schapur(3) I. zu erringen, der drei komplette römische Heere vernichten konnte.[13] Diese katastrophale Niederlagenserie erzwang eine grundlegende Umstrukturierung des römischen Systems. Konservativen Schätzungen zufolge musste die römische(37) Armee im Laufe des dritten Jahrhunderts um wenigstens 50 Prozent aufgestockt werden – einige Forscher sprechen sogar von einer Verdoppelung. Da der römische Staat jedoch bereits 75 Prozent seiner begrenzten Steuereinnahmen für das Militär aufwendete, verursachte diese enorme Vergrößerung der Truppenstärke gewaltige fiskalische Kopfschmerzen, denn sie erforderte, dass die Steuereinnahmen um über ein Drittel steigen mussten. Wenn man sich vor Augen hält, wie schwer es heutigen Politikern fällt, die Ausgaben für das Gesundheitswesen auch nur um 1 oder 2 Prozent zu erhöhen, obwohl deren Anteil an den Staatsausgaben bei nur etwa 8 Prozent liegt, wird das Ausmaß des durch Persien verursachten systemischen Problems deutlich.
Eine unmittelbare Reaktion auf die Krise bestand darin, auf die verbliebenen Reste der städtischen Steuereinnahmen zurückzugreifen (ein Wandel, der Angehörige der Provinzeliten wie Ausonius(18) schließlich dazu veranlasste, es mit einer Karriere in der kaiserlichen Administration zu versuchen, siehe Kapitel 2). Eine weitere war die andauernde Entwertung des Silberdenars, der traditionellen Soldmünze der Legionäre, und eine fortschreitende Serie von Geldentwertungen lag der berühmten Hyperinflation(4) in der zweiten Hälfte des dritten Jahrhunderts zugrunde (S. 23). Aufgrund des massiven Anstiegs der Truppenzahlen gab es im Reich nicht mehr genügend Metall, um reine Silbermünzen in ausreichender Menge zu prägen. Als sich diese kurzfristigen Maßnahmen jedoch als unwirksam erwiesen, bestand die langfristige strukturelle Antwort in einem strafferen Steuersystem und einer Revolution der Armeebesoldung. Die Soldaten wurden nun statt in Silbergeld mit einer Mischung aus Sachleistungen (Nahrungsmitteln, Ausrüstung und anderen lebenswichtigen Gütern) und gelegentlichen Goldzahlungen entlohnt. In den letzten Jahrzehnten des dritten Jahrhunderts gab es dann aufgrund dieser Maßnahmen akzeptabel entlohnte römische Soldaten in ausreichender Zahl, um zumindest den großspurigsten Ambitionen der Sassaniden einen Riegel vorzuschieben.
Runderneuerte und verstärkte römische Armeen errangen seit den 290er Jahren nun auch wieder bedeutende Siege im Osten, aber das sassanidische Persien(7) blieb eine Supermacht: ein ebenbürtiger Konkurrent des römischen imperialen Systems, das noch niemals mit einer solchen Situation konfrontiert gewesen war. Das bedeutete, dass ein Großteil der verfügbaren finanziellen und militärischen Ressourcen des Reiches dauerhaft auf den Konflikt mit Persien ausgerichtet bleiben musste: zwischen einem Viertel und einem Drittel des gesamten römischen Militärapparats. Sobald ein signifikanter Teil dieser Kräfte anderswo eingesetzt werden musste, nutzten die persischen Herrscher diese Schwächung in der Regel sofort aus.
Wie um die Sache noch schlimmer zu machen, hatte der Aufstieg Persiens(8) wichtige strukturelle Auswirkungen, welche die Arbeitsfähigkeit des römischen Systems noch weiter behinderten. Wegen der langsamen Kommunikation mussten die gegen die persische Aggression an der Ostgrenze stationierten riesigen Kontingente strengstens überwacht werden, weil ihr Befehlshaber leicht in Versuchung geriet, sich selbst den Purpurmantel überzuwerfen. So mancher Kaiser musste diese Lektion im dritten Jahrhundert auf die harte Tour lernen. Andererseits war ein Kaiser, der persönlich die Ostgrenze überwachte, viel zu weit entfernt, um die Rheingrenze, den anderen militärischen Schwerpunkt des Reiches, zu kontrollieren und die westlichen Eliten, deren aktive Mitarbeit das Reichssystem am Laufen hielt, mit Patronage bei Laune zu halten. Seit dem Ende des dritten Jahrhunderts war die Macht daher in der Regel zumeist auf mindestens zwei und gelegentlich auch mehr Kaiser aufgeteilt.
Diese Entwicklung war unvermeidlich, denn wie mehrere gescheiterte Versuche in spätrömischer Zeit verdeutlichen, war diese Aufgabe für einen Herrscher allein einfach nicht mehr zu bewältigen. Andererseits beeinträchtigte die Aufteilung der kaiserlichen Macht den reibungslosen Ablauf des Systems erheblich. Da sich die Herrscher auch die Ressourcen teilen mussten, kam es selbst dann regelmäßig zu Spannungen zwischen den Mitkaisern, wenn sie derselben Familie entstammten. Das führte gelegentlich bis zum Bürgerkrieg. Tatsächlich kamen während des vierten Jahrhunderts mehr römische Soldaten bei diesen periodischen Bürgerkriegen ums Leben als im Kampf gegen europäische Barbaren(7) (wobei die Opferzahlen im anhaltenden Konflikt mit Persien(9) noch höher waren). Alles in allem reduzierte also der Aufstieg Persiens nicht nur die strukturelle Flexibilität hinsichtlich der wirtschaftlichen und demografischen Ressourcen, die dem römischen System verblieben, um andere Probleme anzugehen. Er erschwerte es auch, die Ressourcen einheitlich zu mobilisieren. Die Tragweite beider Entwicklungen sollte sich bald zeigen, als Ende des vierten Jahrhunderts eine völlig neue Bedrohung am Horizont auftauchte.
Exogener Schock

Im Spätsommer des Jahres 376 erschienen zwei große Gruppen barbarischer Goten(2) an den Ufern der Donau(10). Sie baten um Asyl im Gegenzug für ein Militärbündnis. Eine Gruppe, die Terwingen(4), wurde eingelassen, die Greutungen(1) dagegen abgewiesen. Es war ein Versuch der Schadensbegrenzung. Denn Valens(1), der Herrscher des Ostreichs, war zu diesem Zeitpunkt gut 1000 Kilometer weiter östlich in eine große Auseinandersetzung mit Persien(10) verwickelt, und es sollte noch zwei Jahre dauern, bis er seine Feldarmeen aus dem Osten abziehen konnte. Fürs Erste hatte er daher nicht annähernd ausreichend Truppen, um beide Gotenverbände am Eindringen in römisches Territorium zu hindern.
Doch Valens(2)’ Versuch, durch Teilen zu herrschen, scheiterte kläglich. Kaum befanden sich die Terwingen(5) innerhalb der Grenzen, kam es zu Unruhen, weil die Nahrungsmittel knapp wurden. Die Lage wurde dadurch verschärft, dass die Römer in weiser Voraussicht die vorhandenen Vorräte in gut verteidigte Stützpunkte verlegt hatten, die von den Goten(3) nicht so ohne weiteres eingenommen werden konnten. Dann geriet der lokale römische Kommandeur in Panik und verübte einen vergeblichen Anschlag auf die Anführer der Terwingen. Das brachte das Fass schließlich zum Überlaufen und trieb die Terwingen in die Revolte. Ihre Anführer hatten ohnehin Kontakt zu den abgewiesenen Greutungen(2) gehalten, die nun ebenfalls auf römisches Gebiet vordrangen, so dass sich Valens Anfang 377 einem vereinigten Gotenaufstand gegenübersah. Zwei Feldzugssaisons später hatte sich Valens bei den Persern(1) einen Friedensschluss erkauft und war damit endlich in der Lage, seine Feldarmee in den Westen zu verlegen. Der Kaiser rückte mit einer Streitmacht auf den Balkan vor, während der Westkaiser, sein Neffe Gratian(1), gleichzeitig mit einer anderen nach Osten zog, um sich mit ihm zu vereinigen. Doch Gratians Vormarsch verzögerte sich, so dass Valens in seiner Ungeduld allein auf Adrianopel(1) zumarschierte (das moderne Edirne an der türkisch-bulgarischen Grenze). Späher hatten ihm berichtet, dass sich die beiden gotischen Streitmächte wegen der schwierigen Nachschubsituation aufgeteilt hätten, und Valens hoffte darauf, den Terwingen(6) einen Hinterhalt legen zu können. Die Meldungen erwiesen sich als unzutreffend. Als die oströmische Feldarmee sich am Morgen des 9. August 378 in den Kampf stürzte, geriet sie selbst in einen Hinterhalt. Die Greutungen(3) waren ebenfalls anwesend. Es kam zu einem Massaker, bei dem der Kaiser(3) und zwei Drittel seines Heeres niedergemetzelt wurden. Der Ablauf der Ereignisse wirkt wie ein Musterbeispiel für einen Barbareneinfall, was er in gewisser Hinsicht auch war. Aber die Geschichte hat eine noch viel wichtigere Dimension.
Die Goten(4) hatten gar nicht ins Römische Reich einfallen wollen(1). Wie bei modernen Beispielen für Massenmigrationen sollte man nie unterschätzen, mit welch enormen Risiken und Kosten es verbunden ist, die Koffer zu packen und in neue Jagdgründe aufzubrechen. Die Goten, die im Jahr 376 an der Donau(11) ankamen, waren Teil des erweiterten Reichssystems gewesen und hatten seit fast 100 Jahren Regionen der inneren Peripherie bewohnt. Grund für ihre Migration(4) war ein exogener(1) Schock: In ihre Siedlungsgebiete waren die Hunnen(1), eine Gruppe räuberischer Nomadenvölker aus der eurasischen Steppe(2), eingedrungen. Die Greutungen(4) standen an vorderster Front gegen die Hunnen und konnten eine Zeitlang Widerstand leisten, aber sie kamen irgendwann zu dem Schluss, dass ihre Siedlungsgebiete in der heutigen Ukraine(2) nicht zu halten waren. Sie begannen mit einem geordneten Rückzug nach Westen, was wiederum ihre Nachbarn, die Terwingen(7), destabilisierte. Warum die Hunnen ihrerseits aufgebrochen waren, wird in den antiken Quellen nicht überzeugend erklärt. Kürzlich analysierte Eiskernproben deuten jedoch darauf hin, dass ungewöhnliche Wetterbedingungen in den frühen 370er Jahren offenbar zu einer längeren Dürreperiode in der Steppe geführt hatten. Das hätte nomadische Gruppen wie die Hunnen erheblich unter Druck gesetzt, die von diesen sowieso schon kargen Weideflächen abhängig waren, um ihre Herden zu ernähren.[14] Die wahre Ursache für das Gotenproblem von Kaiser Valens(4) lag also nicht in der inneren imperialen Peripherie, sondern in einem menschlichen Tsunami, der in der äußeren Peripherie und jenseits von dieser ausgelöst worden war, was bei näherer Betrachtung völlig logisch ist.
Imperien setzen nicht nur bei ihren unmittelbaren Nachbarn unbeabsichtigt politische Veränderungen in Gang, sondern auch Bevölkerungen, die nur indirekt in das imperiale System eingebunden sind, reagieren aktiv auf die Gefahren und Möglichkeiten, die sich aus dem Entstehen einer benachbarten Supermacht ergeben. Im Fall des Römischen Reiches waren es immer wieder Gruppen aus der äußeren europäischen Peripherie – der Welt der Bernstein(3)- und Sklavenlieferanten Roms(38) in der Nähe der Ostsee(2), und nicht der auf den Agrarexport orientierten grenznahen Bevölkerungen –, die sich gelegentlich neu organisierten, um die Kontrolle über neue Gebiete in den unmittelbaren Randgebieten des Imperiums zu übernehmen. So hatte der Großteil des Geschehens, das die Reichskrise des dritten Jahrhunderts ausmachte – die, wie wir im vorangegangenen Kapitel gesehen haben, zu einer teilweisen Erosion der direkten imperialen Kontrolle über die Rhein(15)-Donau(12)-Grenze führte –, seine Wurzeln in genau diesen Mustern. Goten(5) und Alamannen(8), die beide hierbei Hauptrollen spielten, hatten das dritte Jahrhundert in der äußeren Peripherie begonnen und sich in der Folgezeit neu organisiert, um wesentlich profitablere Besitzungen näher an der Reichsgrenze zu erobern.[15] Was stets die Aufmerksamkeit römischer Kommentatoren auf sich zog, waren die Auswirkungen dieser Bewegungen in Form von grenzüberschreitenden Raubzügen, aber die tieferen Wurzeln der Krise im dritten Jahrhundert lagen viel weiter entfernt. Die an der inneren Peripherie ansässigen Gruppen waren in der Regel wohlhabender und besser organisiert, standen aber auch stärker unter imperialer Kontrolle, was es viel weniger wahrscheinlich machte, dass sie zu einer ernstzunehmenden Gefahr für die Stabilität des Systems werden würden.
Die gleiche Dynamik spielte beim endgültigen Zerfall des westlichen Römischen Imperiums im späten vierten und im fünften Jahrhundert eine wichtige Rolle. In diesem Fall erwiesen sich die Ereignisse der späten 370er Jahre, an denen nicht nur die Goten(6), sondern auch andere Gruppen an der Unteren Donau(13) beteiligt waren, nur als Aufgalopp zu einer sehr viel größeren Krise, die durch die hunnische Expansion aus den westlichen Steppengebieten(3) nach Ost- und schließlich Mitteleuropa ausgelöst wurde. Eine Generation nach 376 zogen die Hunnen(2) in Scharen aus den europäischen Randgebieten in der Ukraine(3) in die Große Ungarische Tiefebene(1) auf der Westseite der Karpaten(2). Ob das aus Notwendigkeit oder Ehrgeiz geschah, ist unklar, aber es löste eine weitere Phase der Instabilität aus, die nun den zentraleuropäischen Sektor der römischen Reichsgrenze an der Mittleren Donau betraf. Im Jahr 405 verließ eine große gemischte Gruppe diese Region und zog durch das heutige Österreich(1) nach Süden, um unter der Führung eines gotischen Königs namens Radagaisus(1) nach Italien(14) durchzubrechen. Aus demselben Gebiet folgte ihnen ein Jahr später ein sehr großes, aber loses Bündnis, das sich aus vier Hauptbestandteilen zusammensetzte: nomadischen Alanen(1) unter mehreren Königen, zwei separaten Vandalengruppen und einer Reihe Sueben. Die Alanen waren in den 370er Jahren die östlichen Nachbarn der Goten in der Ukraine gewesen, in der Zwischenzeit aber nach Westen abgedrängt worden; die anderen Gruppen waren schon seit langem in Mitteleuropa ansässig. Diese zweite Streitmacht nahm einen anderen Weg auf römisches Territorium und überquerte am letzten Tag des Jahres 406 den Oberrhein nach Gallien(4), aber beide Verbände scheinen auf der Flucht vor den Hunnen gewesen zu sein, die sich um 410 wieder in ihren alten Gebieten in der Großen Ungarischen Tiefebene festgesetzt hatten.[16]
Die Krise des späten vierten und frühen fünften Jahrhunderts war also ebenso wie die Reichskrise des dritten Jahrhunderts im Wesentlichen ein exogener(2) Schock, der seine Wurzeln in der äußeren Peripherie des römischen Systems oder sogar jenseits davon hatte, auch wenn es vor allem Gruppen aus der inneren Peripherie waren, die in die direkte Konfrontation mit dem Reich gedrängt wurden. Auch während das römische System bis dahin flexibel genug gewesen war, um frühere Krisen wie diese mit nur geringen Gebietsverlusten zu bewältigen, verursachten die Auswirkungen der hunnischen Expansion wesentlich größere Probleme. Denn zu diesem Zeitpunkt hatte nicht nur der Aufstieg Persiens(11) einen Großteil der freien Kapazitäten der römischen Herrscher ausgehöhlt, vielmehr erlitt das System selbst Störungen in einem nie dagewesenen Ausmaß, nachdem so viele verschiedene Barbarengruppen auf römischen Boden verdrängt worden waren.
Die anfängliche Reaktion(1) der römischen Kaiser auf die Ankunft einer großen Zahl ungebetener Fremder, von denen viele bewaffnet und gut organisiert waren, bestand – wenig überraschend – aus Feindseligkeit und Misstrauen. Wie schon bei Valens(5) und den Goten(7) im Jahr 376 führte das in der Regel zur militärischen Konfrontation, wobei den römischen Bemühungen oft großer Erfolg beschieden war. Obwohl die Goten 376 schließlich bei Adrianopel(2) einen überwältigenden Sieg errangen, hatten sie im Vorfeld erhebliche Verluste erlitten, weil unter anderem zahlreiche zur Nachschubbeschaffung ausgeschickte Untergruppen komplett aufgerieben worden waren. Die Schlacht selbst kostete die Goten viel, ebenso wie die vier Jahre unentschiedener Kriegsführung, die dem Friedensschluss mit dem Reich im Oktober 382 vorausgingen. Auch die Invasion des Radagaisus(2) in Italien(15) im Sommer 406 konnte rasch neutralisiert werden. Viele seiner Gefolgsleute aus der militärischen Elite wurden durch einen Deal mit dem Imperium für die römische Armee gewonnen, der auf Kosten sowohl ihres Anführers ging – der außerhalb von Florenz(2) hingerichtet wurde –, als auch vieler ihrer weniger glücklichen Kollegen von niedrigerem Rang, von denen so viele in die Sklaverei(4) verkauft wurden, dass der Sklavenmarkt in Italien zusammenbrach. Die Eindämmung des Vandalen(6)- und Alaneneinfalls im Jahr 407 dauerte dagegen länger, so dass das Bündnis inzwischen bis ins römische Spanien(9) vorgedrungen war und die dortigen Provinzen(17) unter sich aufgeteilt hatte. Mitte der 410er Jahre setzte eine Reihe vernichtender römischer Gegenangriffe jedoch der Unabhängigkeit der Alanen(2) und einer der beiden vandalischen Gruppen – der Silingen(1) – ein Ende, die ihre kompletten Königsfamilien durch Tod oder Gefangennahme verloren.
So bedeutend diese militärischen Erfolge(2) auch waren, keiner von ihnen reichte aus, um das Gesamtproblem der »barbarischen« Vertriebenengruppen zu lösen, und in einem wichtigen Aspekt verschlimmerten sie es sogar. Angesichts der periodisch wirksamen römischen Gegenangriffe organisierten sich die Überlebenden der ersten Zusammenstöße in größeren und kohärenteren Verbänden: genau das, was sie tun mussten, um gegen die römische Militärmacht zu bestehen. Der ursprüngliche Unterschied zwischen Terwingen(8) und Greutungen(5) verschwand auf römischem Boden. Ab den 380er Jahren sahen sich die Römer einer vereinigten, gemeinhin als Westgoten(2) bezeichneten Streitmacht gegenüber, die unter der Führung eines Königs namens Alarich(2) (ca. 395–411) im Jahr 408 nach Westen zog, um das Chaos auszunutzen, das die beiden Invasionen des Radagaisus(3) und des Rhein(16)verbands verursacht hatten. Dort angekommen, rekrutierte Alarich viele der Überlebenden der Invasion des Radagaisus. Dabei handelte es sich sowohl um diejenigen Angehörigen der Eliten, die ursprünglich in die römische Armee rekrutiert worden waren (und deren Familien seitdem in antibarbarischen Pogromen abgeschlachtet worden waren), als auch um solche, die versklavt worden waren. Die überlebenden Alanen(3) und Silingen(2) vereinigten sich nach den Niederlagen von 416–418 ebenfalls und schlossen sich dem anderen vandalischen(7) Königshaus an, den Asdingen(2) in Südspanien, und bildeten damit wiederum ein größeres, gefestigteres Bündnis. Dieser neue Verband errang im Jahr 422 vor den Mauern Córdobas(1) einen zur Schlacht von Adrianopel(3) äquivalenten Sieg und schlug dabei die römischen Truppen vor allem deshalb, weil ein in der römischen Armee dienendes westgotisches Kontingent – wie zuvor abgesprochen – im entscheidenden Moment die Seiten wechselte. In den frühen 420er Jahren waren damit die übergreifenden Folgen des massiven exogenen(3) Schocks deutlich zutage getreten. Zwei vergrößerte und frisch vereinigte Verbände aus Einwanderern, die erst jüngst ihren Weg aus der inneren Peripherie ins Reich gefunden hatten, hatten sich auf weströmischem Boden etabliert.
Dass diese Verbände(3) in den beiden folgenden Generationen zwei der bedeutendsten Nachfolgestaaten der Westhälfte des Römischen Reiches gründeten, ist kein Zufall; ihre bloße Existenz erschütterte das imperiale System in seinen Grundfesten. Als unmittelbarste Folge kosteten ihre Siege zahlreichen römischen Soldaten das Leben. Allein bei Adrianopel(4) verlor die oströmische Armee 10 000 von 15 000 Mann (extravagantere Schätzungen kommen sogar auf 20 000 von 30 000).[17] Ein kurz nach dem vandalischen(8) Sieg vom Jahr 422 erstelltes weströmisches Heeresverzeichnis verdeutlicht auch das Ausmaß der Verluste, welche die weströmische Armee bis dahin erlitten hatte. Im Vergleich mit dem Jahr 395 waren fast zwei Drittel des weströmischen Feldheers auf den Feldzügen des dazwischenliegenden Vierteljahrhunderts vernichtet worden.
Gut ausgebildete römische Truppen(4) waren teuer, aber auch ganze verlorene Einheiten konnten mit der Zeit ersetzt werden, sofern die dafür notwendigen Ressourcen vorhanden waren. Und im Osten waren sie das. Nach Adrianopel(5) kamen die Goten(8) niemals auch nur in die Nähe der für das Ostreich überlebenswichtigen, Steuereinnahmen generierenden und dicht bevölkerten Gebiete in Ägypten(4), Kleinasien oder dem Fruchtbaren Halbmond(1). Der Westen(32) dagegen stand in seinen letzten Jahrzehnten, nachdem sich die westgotischen und vandalisch(9)-alanischen Verbände in den frühen 420er Jahren auf seinem Territorium festgesetzt hatten, vor wesentlich größeren Herausforderungen.
Die Anwesenheit von zwei großen fremden Verbänden auf römischem Boden bedrohte die zentrale militärisch-finanzielle Achse des Imperiums(5). Vor allem die Gebiete, in denen es regelmäßig zu Auseinandersetzungen mit den Barbaren(8) kam, erlitten schwere Schäden an Feldern, Ernten und Viehbeständen. Noch ein Jahrzehnt nach der Besetzung durch die Westgoten(3) (408–410) erhielten die Provinzen(18) in Mittel- und Süditalien noch einen Steuernachlass von 90 Prozent – offenbar ein Standardwert, der Regionen gewährt wurde, die von schweren Kämpfen betroffen waren. Vergleichende Untersuchungen zeigen, dass es wahrscheinlich etwa zwanzig Jahre dauerte, bis die Schäden an Viehbeständen, Ausrüstung und Gebäuden behoben und die dafür erforderlichen Kredite getilgt waren. Andere Gebiete gingen dem römischen Fiskus dauerhaft verloren, wenn sie nach den Kämpfen von einem der Verbände besetzt wurden. Daher hatte in den frühen 420er Jahre der größte Teil Spaniens(10) seit fast einem Jahrzehnt keine Steuereinnahmen mehr erbracht. Auch Teile Südgalliens(5) sowie Süd- und Mittelitaliens(16) hatten unter ausgedehnten Kampfhandlungen gelitten, und Britannien(9) war – aus Gründen, auf die noch einzugehen sein wird – sogar ganz aus dem imperialen System ausgeschieden. Das addiert sich zu erheblichen Steuerausfällen (25 Prozent und mehr) für das westliche Imperium, und die Folgen zeigen sich in dem bereits erwähnten Heeresverzeichnis aus den frühen 420er Jahren. Während der Osten seine Verluste in der Schlacht von Adrianopel(6) schließlich ausgleichen konnte, konnte sich das westliche Imperium das nicht mehr leisten. Es kompensierte den Großteil der Verluste seiner Feldarmee aus der Zeit zwischen 405 und 422, indem es einfach vorhandene Garnisonstruppen an den Grenzen auf dem Papier auf Feldarmeestatus beförderte(6), und nicht durch »richtige« (d. h. teure) neue Rekrutierungen.[18]
Und es sollte noch schlimmer kommen. Im Jahr 429 überquerten Vandalen(10) und Alanen(4) die Straße von Gibraltar(1) und eroberten sieben Jahre später das Juwel in der Krone des Weströmischen Reiches: seine einkommensstärksten Territorien im heutigen Algerien(3) und Tunesien(1). Das imperiale Zentrum, das schon in den 420er Jahren Schwierigkeiten gehabt hatte, seine Armeen zu unterhalten, wurde durch diesen Verlust noch tiefer in die Krise gestürzt. Es drohte ein Teufelskreis, denn sinkende Einnahmen bedeuteten weniger Truppen und das wiederum noch mehr Gelegenheiten für die barbarischen Verbände, sich weiteres römisches Territorium anzueignen. Der von den Hunnen(3) ausgelöste exogene Schock bedrohte also die grundlegende fiskalisch-militärische Achse, auf die das ganze imperiale System aufgebaut war.
Innere Spaltung

Im Januar 414 fand in der südgallischen Römerstadt Narbonne(1) eine außergewöhnlich prachtvolle Hochzeit statt. Die Braut war keine Geringere als Galla(1) Placidia, die Schwester des weströmischen Kaisers Honorius(2). Daher wurden weder Kosten noch Mühen gescheut. Der römische Senator Priscus(1) Attalus – ein jüngerer Zeitgenosse unseres alten Freundes Symmachus(6), dessen metropolitane Herablassung ihn bei seiner Reise an die Nordwestgrenze in Schwierigkeiten gebracht hatte (S. 53) – wurde beauftragt, das Ereignis mit einem angemessenen klassischen Gedicht zu würdigen: dem epithalamium, das einer Braut traditionell auf dem Weg zum Hochzeitsgemach vorgetragen wurde. Leider ist das Gedicht nicht erhalten geblieben, denn es wäre zweifellos eine faszinierende Lektüre. Nicht nur, dass Narbonne – ungeachtet seiner immer noch wundervollen römischen Überreste – ein ungewöhnlicher Ort für eine kaiserliche Hochzeit war: Der Bräutigam war auch noch ein westgotischer König. Galla war vier Jahre zuvor gefangen genommen worden, als die Westgoten(4) Rom(39) geplündert hatten, und wurde nun die Frau von Alarichs(3) Schwager Athaulf(1).
Diese außergewöhnliche Hochzeit war Teil einer kalkulierten Politik der Annäherung im Gefolge dieses Angriffs. Selbst die Plünderung Roms(40) war nicht ganz das gewesen, was die Bezeichnung suggeriert. Alarichs(4) Truppen hatten achtzehn Monate vor der Stadt ausgeharrt und hätten jederzeit in sie eindringen können. Sie hatten sich zurückgehalten, weil Alarich die Stadt als Faustpfand benutzte, um Gallas(2) Bruder Honorius(3) zu einem langfristigen Abkommen zu bewegen. Alarich ließ seine bereits hungernden Truppen erst auf die Stadt los, als klar wurde, dass der schlecht beratene Kaiser nicht bereit war, in gutem Glauben zu verhandeln. Für Alarich und Athaulf(2) war das westliche Imperium ein fester Bestandteil ihrer politischen Welt, und sie wollten die Goten(9) zu den bestmöglichen Bedingungen in dessen Strukturen einbinden. Athaulfs Heirat mit Galla würde zur Aufnahme seiner gotischen Gefolgsleute in das (schrumpfende) Feldheer des westlichen Imperiums führen und ihnen auf diese Weise ein geregeltes Einkommen(5) bescheren. Aber sie würden weiterhin unter seiner autonomen Führung bleiben, was ihn zu einer wichtigen Figur am Kaiserhof machen würde. Gleichzeitig scheute er – wie Alarich – keinen Konflikt mit dem Reich, wenn es darum ging, seine ehrgeizigen Ziele zu erreichen. Priscus(2) Attalus war schon einmal mit gotischer Unterstützung zum Kaiser proklamiert worden (von Alarich vor Rom), was Athaulf nun wiederholte. Die Hochzeit des Königs mit Galla wurde auch ohne Zustimmung ihres Bruders vollzogen, und als aus der Verbindung schon bald ein Sohn hervorging, erhielt er den vielsagenden Namen Theodosius(1). Der ursprüngliche Theodosius (der Erste) war der kaiserliche Vater des Honorius, der von 379–395 regiert und die kaiserliche Dynastie begründet hatte, die nun sowohl im Osten als auch im Westen herrschte. Und Honorius selbst war kinderlos. Dieses Baby hatte trotz seines gotischen Vaters ernsthafte Ansprüche auf den westlichen Thron.
Der frühe Tod des Jungen machte Athaulf(3) jedoch einen Strich durch die Rechnung. Und als Honorius(4) endlich fähigere Berater fand, stellte sich schnell heraus, dass es im westlichen Imperium noch genügend Streitkräfte gab, um den neuen westgotischen Verband in seine Schranken zu weisen. Nach zwei Jahren wohldurchdachter Wirtschaftsblockaden waren die Goten(10) so geschwächt, dass sie sich mit Siedlungsgebieten im südwestlichen Gallien(6) zufriedengaben, wo sie weit genug vom Zentrum der westlichen Politik in Italien(17) entfernt waren. Athaulf selbst war schon von gotischen Rivalen ermordet worden, nachdem klar wurde, dass seine Strategie der Annäherung fehlgeschlagen war. Das neue Abkommen legte auch fest, dass Galla(3) Placidia zu ihrem Bruder zurückkehren sollte, und es verpflichtete die Goten zum Kampf gegen die Vandalen(11) und Alanen(5) in Spanien(11) (S. 21).
Auch wenn Athaulfs(4) ehrgeizige Pläne letztlich scheiterten, offenbarte seine Herrschaft die ersten Anzeichen für eine schwerwiegende Verwerfung innerhalb der weströmischen Landbesitzerelite, die später eine wichtige Rolle beim weströmischen Zusammenbruch spielen sollte. Galla(4) selbst scheint ihre Ehe mit Athaulf, vielleicht wegen der Aussicht auf eine unerwartet aufregende Zukunft als Kaiserwitwe, freiwillig eingegangen zu sein. Andernfalls hätte man sie wohl in Rom(41) weggesperrt, um zu verhindern, dass jemand anderes potenzielle Thronerben mit ihr zeugte. Auch das Verhalten von Priscus(3) Attalus fällt keineswegs aus dem Rahmen; die Geschichte ist voller Politiker, die so verzweifelt nach Macht gieren, dass sie buchstäblich alles tun, um sie zu erlangen. Viel bemerkenswerter an Athaulfs Manöver ist jedoch, dass offenbar verschiedene Angehörige der Landbesitzereliten in Italien(18) und Gallien(7) bereit waren, sich dem Usurpator Attalus anzudienen, obwohl seine Herrschaft sich ganz und gar auf die gotische und nicht auf eine römisch-imperiale Militärmacht stützte.
Es gibt zwar Hinweise darauf, dass die neuen barbarischen Verbände – Alarichs(5) Westgoten(5) und die Vandalen(12) und Alanen(6) – unzufriedene Elemente aus den römischen Unterschichten rekrutierten, aber die Quellenlage ist hier unklar. Viel besser dokumentiert und auch politisch viel bedeutsamer ist die Bereitschaft von Angehörigen der römischen Landbesitzereliten – Nachkommen von Männern wie Ausonius(19) –, sich den barbarischen Verbänden anzuschließen, die sich nun in ihrer Mitte befanden. Athaulf(5) konnte in den 410er Jahren einige gallo-römische Unterstützer gewinnen, die Vandalen wurden in den 430er Jahren von Angehörigen der hispano-römischen Oberschicht nach Nordafrika(6) begleitet, und romano-britische Provinziale warben in den 420er und 430er Jahren angelsächsische(4) Söldner von jenseits der Nordsee(2) an (vor allem aus Gegenden im heutigen Dänemark(1) und Norddeutschland), um ihre Besitztümer vor Plünderern aus Schottland(2) und Irland(1) zu schützen.
Am besten belegt ist dieses Phänomen jedoch für die politische Generation, die nach 450 aktiv war. Aus dieser Zeit haben wir eine Briefsammlung aus der Feder eines Provinzialadeligen aus der Auvergne namens Sidonius(1) Apollinaris. Seiner Korrespondenz ist zu entnehmen, dass seine gallo-römischen Standesgenossen auf vielfältige Weise mit den Königen der benachbarten Westgoten(6) und Burgunden(3) kooperierten.[19] Sidonius selbst und einige seiner engsten Verbündeten waren gern bereit, sich mit beiden zusammenzutun, solange ihre Führer ihre Militärmacht – wie Alarich(6) und Athaulf(6) – für den Fortbestand eines wie auch immer gearteten westlichen Imperiums einsetzten. So verfasste Sidonius im Jahr 457 ein eindrückliches Porträt des Westgotenkönigs Theoderichs II., in dem er diesen nicht als Barbaren(9), sondern als zivilisierten römischen Herrscher schildert – und zwar zu einem Zeitpunkt, als dieser den (vorübergehend erfolgreichen) Versuch von Sidonius’ Schwiegervater Avitus unterstützte, den vakanten weströmischen Thron zu besteigen. Der Text hebt hervor, dass der König den übermäßigen Genuss von Wein und Speisen – für Römer stets ein Kennzeichen von Barbarei – an seinem Hof nicht duldete. In den späten 460er und den frühen 470er Jahren stellte der engere Kreis um Sidonius jedoch private Streitkräfte auf, um die Eroberungsbestrebungen von Theoderichs jüngerem Bruder Eurich(1) abzuwehren, in dem Versuch, Bestandteil eines weiter schrumpfenden imperialen Kernes zu bleiben. Während Sidonius also nur bis zu einem bestimmten Punkt zur Zusammenarbeit bereit war, sahen andere Mitglieder der gallischen Elite das nicht so. Zum selben Zeitpunkt waren manche seiner anderen Bekannten schon prominente Berater der westgotischen und burgundischen Könige und ermutigten sie sogar, die Grenzen ihrer jungen Königreiche zu erweitern.[20]
Die Bereitschaft lokaler römischer Eliten, sich anderen Herrschern anzuschließen als ihren gekrönten Kaisern, zeigt – auf den ersten Blick vielleicht nicht unmittelbar eingängig – die zunehmende politische Reife der spätrömischen Provinzgesellschaften. Der gleiche Entwicklungsprozess, der Männer wie Ausonius(20) hervorbrachte, hatte gleichzeitig Gruppen von Provinzialaristokraten geschaffen, die in der Lage waren, eine eigene politische Agenda zu formulieren und zu verfolgen. Bereits im dritten Jahrhundert, als der Aufstieg Persiens(12) immer weitere Kaiser veranlasst hatte, sich vermehrt auf den Osten zu konzentrieren, hatte sich dies in den westlichen und insbesondere den gallischen Eliten in einer Bereitschaft manifestiert, usurpierende Kaiser zu unterstützen, die ihren Bedürfnissen Priorität einräumen würden. Ähnlich war es im fünften Jahrhundert: Als sie den Eindruck gewannen, dass das weströmische politische Zentrum im Scheitern begriffen war, waren zumindest einige weströmische provinziale Grundbesitzer bereit, auch radikale Alternativen in Betracht zu ziehen.
Der Untergang Roms(42)

In der Geschichtswissenschaft werden die einzelnen Faktoren, die zum Untergang Roms(43) beitrugen, zwar unterschiedlich gewichtet, aber für die hier erörterte Fragestellung ist nicht von Belang, welche relative Bedeutung genau jeder der beitragenden Faktoren hatte. Der grundlegendere Punkt ist, dass sich alle ernsthaften modernen Diskussionen von Roms Untergang im Wesentlichen auf dieselbe Liste von Faktoren beziehen.
Als das System zerfiel, geriet das Römische Reich in eine Abwärtsspirale(6). Die Rivalität unter den Supermächten und der Geltungsdrang einer sich entwickelnden inneren Peripherie zusammen mit einem beträchtlichen Migrationsstrom aus der äußeren Peripherie und noch ferneren Regionen belasteten das System zusätzlich. Und all das war auf verschiedenen Ebenen mit bisweilen erbitterten innerpolitischen Auseinandersetzungen verwoben. Jede dieser Komponenten hatte ihre eigenen spezifischen Ursachen und Wirkungen, aber bei fast allen (vom ausbleibenden Regen in der eurasischen Steppe(4) einmal abgesehen) handelte es sich um Epiphänomene größerer Wandlungsprozesse, die durch die Funktionsweise des römischen imperialen Systems selbst ausgelöst worden waren. Das Wiedererstarken des persischen Reiches im dritten Jahrhundert war eine direkte Reaktion auf die römische territoriale Expansion. Die neuen vandalisch(13)-alanischen und westgotischen Bündnisse waren einerseits das Ergebnis langfristiger wirtschaftlicher und politischer Veränderungen, die 400 Jahre römischer imperialer Vorherrschaft bei den Nachbarn bewirkt hatten, und andererseits unmittelbare Reaktionen auf römische Gegenangriffe. Und auch der neue Wohlstand(24) der inneren Peripherie war ein Grund dafür, dass Gruppen aus der äußeren Peripherie und darüber hinaus die Bewohner der inneren Peripherie auf römisches Territorium abdrängten und damit Bruchlinien offenlegten, die zwischen Ost und West sowie zwischen zentraler und lokaler Macht innerhalb des römischen Systems bestanden.
Unabhängig davon, wie man die Zusammenhänge von Ursache und Wirkung im Detail rekonstruieren mag, zieht sich ein relativ einfacher roter Faden durch das Narrativ vom römischen imperialen Zusammenbruch. Weil sich in der aufstrebenden Peripherie immer ernstzunehmendere Konkurrenten hervortaten, musste das Reich mehr Ressourcen auf die Abwehr der Perser und den Schutz seiner europäischen Grenzen verwenden. Das machte es anfälliger für exogene Schocks von außerhalb des Systems, die es in früheren Phasen seiner Entwicklung vielleicht leicht verkraftet hätte. Der Aufstieg eines rivalisierenden Großreichs in Persien(13) erzwang auch eine problematische Teilung des Kaisertums. Zusammen mit dem plötzlichen Auftauchen der Hunnen(4) verschoben sich die Machtverhältnisse schließlich zuungunsten des Imperiums. Von da an war die imperiale Zentrale nicht mehr in der Lage, die Interessen aller politisch relevanten Gruppen zu schützen, die ihre Loyalitäten daher teilweise neu ausrichteten.
Die folgenden Kapitel werden darlegen, dass die sich entwickelnde Krise des modernen westlichen Imperiums genau die gleichen Komponenten(7) vereint: exogene Schocks (einschließlich großer Migrationswellen), die ihren Ausgangspunkt in der äußeren Peripherie oder noch weiter entfernten Gebieten haben, eine aufstrebende innere Peripherie, die Konkurrenz zwischen Supermächten und zunehmende innenpolitische Verwerfungen. Wie genau und in welchem Ausmaß das moderne System in den kommenden Jahrzehnten zerfallen wird, hängt selbstverständlich von den kumulativen Auswirkungen der politischen Entscheidungen ab, die als Reaktion auf jedes dieser Probleme getroffen werden. Aber die römische Geschichte ermöglicht es uns nicht nur, all diese Probleme als Folgen der Funktionsweise des imperialen Systems zu erkennen, sondern sie kann uns auch helfen, analytischer über die Art der gegenwärtigen Reaktionen und ihre wahrscheinlichen langfristigen Folgen nachzudenken. Bislang hat der moderne politische Diskurs die römische Vergangenheit nur für eines dieser Probleme – die Migration(5) – in Anspruch genommen, weshalb unsere Analyse mit einer genaueren Betrachtung dieses hochbrisanten aktuellen Debattenthemas beginnen wird.
6. 
Barbareneinfälle(2)

Der einzige Teil des ehemaligen westlichen Imperiums, der einen vollständigen Zusammenbruch der römischen Zivilisation erlebte, war Britannien(10). Alle charakteristischen Merkmale der römischen Kultur – die lateinische Sprache, Villen, klassische Bildung, kodifiziertes Recht, das Christentum(7) – verschwanden ebenso wie alle Anzeichen für einen komplexen wirtschaftlichen Austausch. In den 1980er Jahren glaubte man, dass neue, verfeinerte archäologische Methoden auch Überreste eines bedeutenden nachrömischen Urbanismus ans Licht bringen würden, die bis dahin übersehen worden waren. Vierzig Jahre später stehen lediglich eine reparierte Wasserleitung in St. Albans (Hertfordshire) und ein paar wenig überzeugende Pfostenlöcher in Wroxeter (Shropshire) zu Buche. Bei Überresten angelsächsischer Töpferwaren aus dem neunten Jahrhundert, die unter dem eingestürzten Ziegeldach des Prätoriums von York gefunden wurden, stellte sich heraus, dass sie durch wühlende Kaninchen dorthin bewegt wurden, weshalb sie kein Indiz dafür sind, dass das Legionshauptquartier im Jahr 800 n. Chr. noch stand. Als die Städte nach 400 innerhalb weniger Jahrzehnte aufgegeben wurden, verschwanden auch Handwerk und Manufakturen – an die Stelle großer, spezialisierter Töpferwerkstätten trat eine bescheidene lokale Produktion –, und Münzen kamen ganz außer Gebrauch. Die Lage wurde so verzweifelt, dass es sogar einen Markt für aufgearbeitete Glasscherben gab.
Ab der Mitte des 19. Jahrhunderts konzentrierte sich die Wissenschaft auf eine recht einfache Erklärung für diese Entwicklung: die Ankunft unzivilisierter angelsächsischer Einwanderer. Man war sich schon lange darüber im Klaren, dass das Englische ungeachtet einiger lateinischer Hinzufügungen, die vor allem von den Normannen übernommen wurden, im Grunde eine germanische Sprache ist. Doch in dieser Zeit fanden viktorianische Philologen auch heraus, dass so gut wie jeder englische Ortsname, bis hin zum kleinsten Bach oder Hügel, angelsächsische und nicht keltische oder lateinische Wurzeln hat. Als dann auch noch die archäologische Forschung, die in dieser Zeit ihre erste Blüte erlebte, die ins fünfte Jahrhundert zu datierende Ankunft einer neuen materiellen Kultur nachwies, deren Wurzeln im nichtrömischen nördlichen Europa(3) lagen, schien nur eine Schlussfolgerung möglich. Die römische Zivilisation in Britannien(11) war durch Horden von Angelsachsen(5) von der anderen Seite der Nordsee(3) zerstört worden, welche die romanisierten Kelten(1) umgebracht oder nach Wales(1), Cornwall(1) und in die Bretagne(1) abgedrängt hatten.
Ganz so schlimm wie im nachrömischen Britannien(12) kam es andernorts zwar nicht, aber anscheinend folgte die Entwicklung im größten Teil des ehemaligen westlichen Imperiums am Ende des fünften Jahrhunderts einem ähnlichen Drehbuch. Überall wurde die römische imperiale Herrschaft durch eingewanderte Königshäuser(3) ersetzt, was eine Periode einläutete, die für einen vermeintlichen kulturellen und wirtschaftlichen Niedergang im großen Stil berüchtigt ist: die sogenannten »dunklen Jahrhunderte«.
Der erste Brexit

Neue archäologische und genetische Untersuchungen haben jedoch die These, eine massenhafte angelsächsische Einwanderung habe die römische Zivilisation demografisch überwältigt, grundlegend in Frage gestellt. Zwar wanderten im fünften Jahrhundert prozentual gesehen wahrscheinlich etwas mehr Menschen nach Britannien(13) ein als in andere Gebiete des ehemaligen römischen Westens(33), aber Zahlen waren nicht das eigentliche Problem. Bis in die 1950er Jahre galt die römische Zivilisation in Britannien als eine dünne Schicht auf einer immer noch weitgehend wilden Landschaft mit einer geringen Bevölkerung. Für einen bedeutenden Historiker jener Zeit war die angelsächsische Übernahme weniger ein Kampf zwischen Einwanderern und Einheimischen als vielmehr eine Angelegenheit von »Mann gegen Baum«. Damit konnte man sich viel leichter vorstellen, wie eine kleine, disparate einheimische Bevölkerung von den einfallenden Angelsachsen(6) wortwörtlich an den Rand gedrängt wurde. Die Forschungen der letzten Jahrzehnte haben jedoch gezeigt, dass das auf einer fundamentalen Fehlannahme beruht. Durch immer mehr archäologische Surveys hat sich die Anzahl bekannter Siedlungen aus der Römerzeit exponentiell vermehrt, weshalb man die spätrömische Bevölkerung Britanniens heute auf etwa vier Millionen Menschen schätzt – ein Höchststand, der erst 1000 Jahre später, am Vorabend des Schwarzen Todes im frühen 14. Jahrhundert, wieder erreicht werden sollte. Die Vorstellung, dass so viele Menschen in die westlichen Randgebiete Britanniens(18) vertrieben worden sein könnten, ist absurd.
Zu den Surveyergebnissen gesellten sich außergewöhnliche Fortschritte bei der Genanalyse. Einige Ergebnisse aus diesem Bereich wurden von ultranationalistischen Kreisen begierig aufgegriffen und fehlinterpretiert, um die Behauptung zu stützen, dass es so etwas wie eine genetisch identifizierbare englische Bevölkerung gab (und gibt), die nun durch eine übermäßige Migration(6) bedroht ist. Tatsächlich ist eine bestimmte Mutation des Y-Chromosoms bei modernen englischen Männern weit verbreitet, und zwar bei 40–50 Prozent derjenigen, deren männliche Vorfahren bereits in England(2) lebten, bevor die Industrielle Revolution die Bevölkerungen Großbritanniens(19) und Europas in Bewegung setzte. Sie geht wahrscheinlich auf einen nordeuropäischen Bevölkerungscluster irgendwo auf der anderen Seite der Nordsee(4) zurück. Daraus lässt sich aber keinesfalls schließen, dass die Bevölkerung in angelsächsischer Zeit zur Hälfte durch Einwanderer ersetzt wurde. Denn es lässt sich nicht bestimmen, wann die Mutation zum ersten Mal auftrat. Sie könnte daher von männlichen Kelten(2), Angelsachsen(7) und Wikingern(3) geteilt worden sein, die alle an verschiedenen Migrationswellen aus dem nördlichen Kontinentaleuropa nach Britannien beteiligt waren. Und selbst wenn diese Mutation als spezifisch angelsächsisches Merkmal identifiziert werden könnte (was nicht zu erwarten ist), sagt ihr Auftreten bei englischen Männern des 21. Jahrhunderts nichts über die Situation im fünften und sechsten Jahrhundert aus. Die angelsächsischen Einwanderer wurden in dieser Zeit zur dominierenden Landbesitzergruppe Südbritanniens, was ihnen erhebliche Vorteile beim Zugang zu Nahrungsmitteln und anderen Formen des Wohlstands(25) verschaffte. Wie Modellrechnungen zeigen, muss man diesen Einwanderern nur einen kleinen Vorteil bei der Weitergabe ihrer Gene zugestehen – den sie dank ihrer sozialen Stellung zweifellos hatten –, und der derzeitige Anteil der Mutation ließe sich ohne weiteres mit einer männlichen Einwandererbevölkerung erreichen, die ursprünglich nur 5–10 Prozent der männlichen Gesamtbevölkerung ausmachte. Damit wäre der Anteil an Einwanderern in Britannien(14) zwar immer noch größer als irgendwo sonst auf dem Kontinent (Goten(11) und Vandalen(14) dürften kaum mehr als 1 Prozent der jeweiligen Gesamtbevölkerung in den von ihnen besetzten Mittelmeerregionen ausgemacht haben), aber das ändert nichts am Gesamtbild. So oder so gab es im fünften und sechsten Jahrhundert nur relativ wenige angelsächsische Einwanderer, die mit der einheimischen Masse der romanisierten Briten interagierten. Außerdem hat die Genforschung gezeigt, dass es so etwas wie genetisch definierbare Engländer (oder Franzosen oder Norweger) schlicht nicht gibt.[21]
Die wirkliche Erklärung für den völligen Zusammenbruch der römischen Zivilisation in Britannien(15) liegt nicht im Ausmaß der Einwanderung, sondern im Ausmaß der Aushandlungen zwischen Einheimischen und Migranten. Auf dem Kontinent gerieten – insbesondere nach der gescheiterten gemeinsamen Militärexpedition des Oströmischen und Weströmischen Reiches gegen die Vandalen(15) im Jahr 468 – weite Teile des römischen Territoriums mit einem Schlag unter die Kontrolle der neuen, deutlich vergrößerten Verbände(4). Als Folge davon sahen sich westgotische, vandalische und später auch fränkische(8) und ostgotische Herrscher gezwungen, mit den in den neu erworbenen Gebieten ansässigen römischen Landbesitzereliten zu verhandeln. Und diese hatten, als Gruppe, einiges an Verhandlungsmasse zu bieten: eine eingespielte soziale Kontrolle über eine große Zahl landwirtschaftlicher Produzenten, gebrauchsfertige Machtideologien und Verwaltungsstrukturen, wie man sie nicht zuletzt für die Erhebung von Steuern(2) benötigte. Das alles konnte dabei helfen, die hastig improvisierten neuen Staaten zu stabilisieren. Unter diesen Voraussetzungen handelten alle neuen kontinentalen Monarchien bereitwillig Versionen des gleichen Deals aus, was dazu führte, dass in vielen Gebieten südlich des Ärmelkanals die nachimperiale Gesellschaftsordnung noch zahlreiche römische Grundbesitzer umfasste, die untereinander wesentliche Elemente der römischen Zivilisation bewahrten. Mancherorts blieben sogar – zumindest kurz- bis mittelfristig – römische Rechts- und Steuerstrukturen bestehen. Das Christentum(8) und die lateinische Elitekultur überlebten als dauerhafte, prägende Merkmale aller kontinentalen Nachfolgereiche.
Diese Aushandlungen mit den neuen Machthabern waren für die römischen Grundbesitzer immer mit Kosten verbunden (weshalb man daran zweifeln kann, dass sie wirklich freiwillig erfolgten). Die Könige der Nachfolgestaaten(5) waren alle von ihren militärischen Gefolgschaften an die Macht gebracht worden, deren wichtigere Mitglieder – in allen Königreichen zusammen werden es sicher einige Tausend gewesen sein – erwarteten, für die Kriege, in denen sie die neuen Königreiche gerade erst erkämpft hatten, reich entlohnt zu werden. Und diese militärischen Gefolgsmänner würden nicht zögern, ihre Führer zu ersetzen, wenn der Umfang ihrer Belohnung nicht ihren Erwartungen entsprechen sollte. Da Land die einzige ernstzunehmende Form von verfügbarem Reichtum war, brauchten die Könige der Nachfolgestaaten ein umfangreiches Portfolio an Landgütern, um ihre Gefolgsleute zufriedenzustellen. Es gab zwar öffentliches Land, aber bei weitem nicht genug, um die Dimension der Nachfrage zu befriedigen. Also mussten in jedem Königreich römische Grundherren einen Teil ihres Besitzes abtreten (je kleiner das Königreich, desto größer der Prozentsatz, galt als grundlegende Faustregel). Indem sie auf diese Weise einen Teil ihrer Landgüter opferten, konnten römische Landbesitzer auf dem Kontinent zumindest einen Teil ihres Vermögens bewahren, und gleichzeitig gaben sie einen erheblichen Anteil ihrer Kultur an die barbarischen Eliten weiter, mit denen sie nun Seite an Seite lebten. Selbst die vandalischen Eroberer Nordafrikas(16), deren Name seit dem 18. Jahrhundert als Synonym für sinnlose Gewalt herhalten muss, lernten römische Villen und lateinische Verse schnell zu schätzen. Und ein gut geschulter lateinischer Dichter, der in der zweiten Hälfte des sechsten Jahrhunderts von Norditalien(19) ins Frankenreich(3) übersiedelte, fand mit seinen Versen an den Höfen der Chlodwig-Enkel bei Förderern fränkischer und römischer Abstammung gleichermaßen Anklang. Die Fähigkeit der kontinentalen römischen Grundbesitzer, ihr eigenes Überleben auszuhandeln, stellte zumindest sicher, dass der nachrömische Westen(34) lateinisch und christlich(9) sein würde.
In diesem Punkt unterscheidet sich die Geschichte Britanniens grundlegend von der des übrigen römischen Westens(35). Die »barbarischen« angelsächsischen(8) Migranten(1), die im fünften Jahrhundert in Britannien(16) einwanderten, taten das unter völlig anderen Umständen als ihre Gruppen auf dem Kontinent. Diese hatten sich nicht freiwillig in Bewegung gesetzt, sondern drängten wegen des von den Hunnen(5) verursachten exogenen(4) Schocks auf römischen Boden. Dort mussten sie zudem mit einem weströmischen Staat konkurrieren, der bei ihrer Ankunft in den ersten Jahrzehnten des fünften Jahrhunderts immer noch eine bedeutende Militärmacht darstellte.
Zu diesem Zeitpunkt hatte sich Britannien(17) allerdings bereits teilweise von der römischen Zentralmacht gelöst und während der Störungen, die Radagaisus(4), Vandalen(17) und Alanen(7) sowie Alarichs(7) Westgoten(7) auf dem Kontinent verursachten, seine Unabhängigkeit erklärt (S. 138–139). Diese Rebellion führte schließlich dazu, dass die in den ersten Jahrzehnten des fünften Jahrhunderts noch zahlreich vorhandenen römischen Grundbesitzer Britanniens vollständig vom imperialen System abgeschnitten wurden. Das machte sie extrem verwundbar, doch wiederholte Appelle, zur römischen Zentralmacht zurückzukehren, verhallten ungehört. Sie mussten jetzt ihre Verteidigung gegen die Überfälle von Plünderern aus Schottland(3) und Irland(2), die Britannien als leichte Beute sahen, selbst organisieren und begannen, angelsächsische Krieger(2) von jenseits der Nordsee(5) anzuwerben, um ihre noch verbliebenen Truppen zu verstärken. Die einzige glaubwürdige erzählende Quelle aus dieser Zeit berichtet, die Situation sei dann wirklich den Bach runter gegangen (wahrscheinlich in den frühen 440er Jahren), als diese Söldner erkannten, dass nichts sie daran hinderte, das Land ihrer Auftraggeber selbst in Besitz zu nehmen. Nachdem sich das herumgesprochen hatte, kamen weitere Kriegerverbände vom Kontinent, um sich der Party anzuschließen. Als Folge davon begannen kleine Gruppen angelsächsischer Einwanderer unter unabhängigen Anführern damit, sich Stück für Stück eigene Territorien anzueignen. In diesem Sinne repräsentierten die Angelsachsen(9) eine Ausweitung des Prozesses, der bereits im dritten Jahrhundert die Übernahme kaiserlicher Besitztümer zwischen Rhein(17) und Donau(14) und im Transsilvanischen(4) Dakien durch mächtige Gruppen aus der Peripherie ermöglicht hatte.
Das bedeutete auch, dass es im südlichen Britannien(18) nie die Gelegenheit für groß angelegte Aushandlungen gab, wie sie auf dem Kontinent stattfanden. Und die unabhängigen Führer der angelsächsischen(10) Kriegergruppen(3) hatten keinen Grund, sich unter der Autorität eines Oberkönigs zusammenzuschließen, weil es keine römischen Armeen zu bekämpfen galt. Das setzte einen schleichenden Prozess in Gang, in dem die komplette römische Landbesitzerklasse mitsamt ihrer Kultur Villa für Villa hinweggefegt wurde. Als der letzte Hilferuf das weströmische Zentrum erreichte, hatte dieses gerade Nordafrika(7) an die Vandalen(18) verloren und stand deshalb bereits viel zu sehr unter Druck, um Ressourcen für bedrängte romano-britische Landbesitzer zu finden. Der eigentliche Grund für den Absturz der nachrömischen Zivilisation Britanniens in ganz und gar heidnische und latein-freie dunkle Jahrhunderte(1) war also nicht die barbarische Einwanderung, sondern die freiwillige Abtrennung Britanniens(4) von der römischen Welt: der erste Brexit(2).
Migration und das Ende des Imperiums

Nur im Fall der Angelsachsen(11) stimmen daher die Realitäten der römerzeitlichen Migration(7) mit den traditionellen Erzählungen von der Überwältigung einer großen Zivilisation durch wilde Barbaren(10) zumindest annähernd überein – und selbst das Ergebnis im südlichen Britannien(19) hatte Ursachen, die mit »barbarischer« Gewalt gar nichts zu tun hatten. Andernorts im römischen Westen(36), wo die Migration vor allem die indirekte Folge des von den Hunnen(6) verursachten Chaos war und weniger ein räuberisches Eindringen, war der damit verbundene Prozess alles andere als gewaltfrei. Aber er führte zu verhandelten Lösungen, die wesentliche Merkmale der alten imperialen Kultur in die neue Weltordnung überführten. Auch wenn das nicht den gängigen Vorstellungen von barbarischen Invasionen entspricht, die heute so en vogue sind, können diese Migrationsmuster aus der Epoche des römischen Zusammenbruchs in anderer Weise dafür nutzbar gemacht werden, die aktuellen Migrationsprozesse im Umfeld des modernen Westens zu verstehen.
Zunächst einmal müssen wir uns zwei unausweichliche Wesenszüge menschlicher Migration(8) vergegenwärtigen. Erstens ist sie eine fest in unserer Spezies verankerte Überlebensstrategie. Seitdem Menschen das erste Mal Afrika(6) verlassen und andere Kontinente besiedelt haben, sind sie auf der Suche nach reicheren Jagdgründen oder besserem Ackerland immer weiter gezogen. Auch wenn sie diese nicht immer fanden, ermöglichte eine erweiterte Gehirnkapazität der Menschheit, Kleidung, Werkzeuge und Techniken zur Nahrungsmittelverarbeitung zu nutzen, um die physische evolutionäre Anpassung zu umgehen und in einer Vielzahl unterschiedlicher Umgebungen auf dem gesamten Planeten zu gedeihen. Eine eindeutige Schlussfolgerung aus der vergleichenden Migrationsforschung ist daher, dass es immer Bevölkerungsverschiebungen von ärmeren in reichere Gebiete geben wird, solange Transportmöglichkeiten und Informationen verfügbar sind und politische Strukturen keine zusätzlichen Hindernisse errichten. Aber zweitens ist Migration niemals ein schmerzloser Prozess. Für die meisten Migranten ist es eine große emotionale Belastung, die Familie und Heimat zu verlassen, um in fremde neue Welten aufzubrechen, gar nicht zu reden von den Unsicherheiten und Gefahren, die damit einhergehen. Man denke nur an die getöteten und versklavten Barbaren der spätrömischen Zeit oder die toten Kinder an den europäischen Stränden unserer Tage – Migration war und ist immer mit hohen Risiken und Leid verbunden.
Vor diesem allgemeinen, von Chancen, Notwendigkeiten und Schwierigkeiten geprägten Hintergrund generieren die Lebenszyklen von Imperien in der Regel einige recht spezifische Bewegungsmuster. Wie wir gesehen haben, sorgen sie in ihren Expansionsphasen ganz bewusst für Bedingungen, die Migrationsprozesse zum Vorteil des imperialen Zentrums erleichtern: neue wirtschaftliche Möglichkeiten, ein sicheres Umfeld und Transportwege, ja sogar eine migrationsfördernde Politik. Indem die Migranten ihre eigene Lage verbessern, sichern sie zugleich die Strukturen des Imperiums. Als das Römische Reich entstand, verkaufte Italien(20) viele Menschen ins Ausland, die dabei halfen, die neuen Provinzen(19) des Imperiums zu entwickeln. Aber diese Provinzen zogen auch Arbeitskräfte von jenseits der Grenzen an, sowohl durch freiwillige als auch durch unfreiwillige Mechanismen. Im Fall des modernen Westens(37) war der Export von Kolonisten aus den Kernbereichen während der Expansionsära im Prinzip ähnlich, aber in der Praxis wesentlich dramatischer. Das lag daran, dass das Zeitalter der westlichen imperialen Expansion mit einem außergewöhnlichen demografischen Wandel zusammenfiel, als medizinischer Fortschritt und ernährungstechnische Verbesserungen zu einer rasanten Erhöhung der Geburtenraten in Europa führten, wo nun – für einen singulären historischen Moment – erstaunliche 25 Prozent der Weltbevölkerung lebten (Kapitel 2). In diesem demografischen Kontext war es weniger notwendig, Arbeitskräfte von außerhalb der Grenzen des Systems in die neuen Provinzen des Imperiums zu holen, auch wenn man das noch machte, um weniger begehrte Arbeiten erledigen zu lassen, wie das entsetzliche Phänomen der Sklaverei(5) verdeutlicht.
Seit 1945 hat sich dieses Muster jedoch umgekehrt. Ehemalige Kolonialmächte wie Großbritannien(20), Frankreich(10) und die Niederlande(5) öffneten ihre Tore für Migranten aus ihren früheren Kolonien. Andere Staaten, die keine Imperien besessen oder diese wie Deutschland(7) frühzeitig verloren hatten, holten sich »Gastarbeiter(1)« ins Land, die nach dem Ende ihres Arbeitslebens in ihre Heimatländer (im Fall Deutschlands häufig die Türkei(3)) zurückkehren sollten. Verständlicherweise blieben diese »Gäste« häufig, weil sie mittlerweile Familien hatten, die sich heimisch fühlten, ganz zu schweigen von Fußballnationalmannschaften, die ihre besten Spieler nicht verlieren wollten. Unterdessen mussten Länder wie die Vereinigten Staaten(30), Kanada(5) und Australien(3), die für ihren Arbeitskräftemarkt immer schon auf Zuwanderer angewiesen waren, feststellen, dass ihre traditionellen europäischen Quellen versiegten, und setzten verstärkt auf Immigranten aus Entwicklungsländern.
Auf den ersten Blick und mit dem Bild des Barbareneinfalls(6) der spätrömischen Zeit im Kopf könnte man aufgrund dieser Muster versucht sein, eine Wellenmetapher zu verwenden, um die Beziehung zwischen Imperium und Migration(9) zu beschreiben und zu meinen, dass diese Welle während der Aufstiegsphase eines Imperiums nach außen fließt, bevor sie wieder nach innen schwappt, wenn der Niedergang des Imperiums beginnt. Sichtweisen wie diese sind in rechtsextremen Diskursen einiger westlicher Länder weit verbreitet. Sie kontrastieren die Ausbreitung der europäischen Kultur über den Globus in den Tagen des Imperiums, die sie als eine unproblematische »gute« Sache betrachten, mit angeblichen aktuellen Tendenzen zum »white genocide«, einem angeblichen »Völkermord an den Weißen« in alten Kolonialgebieten wie Südafrika(3) und Rhodesien(1). Sie warnen sogar – in höchst dramatischen Erklärungen – vor einem möglichen »Austausch der Weißen« im Westen(38), wenn die Barbaren(11) von heute den Vormarsch des Westens in seinen ehemaligen Kolonien erst rückgängig gemacht haben und den Kampf dann zunehmend in die alten Kernländer des Imperiums verlagern. Die Parallelen zwischen den brandschatzenden Vandalen(19) und den Trümmern, die der Islamische Staat(1) in weiten Teilen der Wiege der westeurasischen Zivilisation in Syrien(4) und im Irak(3) hinterlassen hat, sind scheinbar unausweichlich. Die Einwanderer von heute gelten als das moderne Äquivalent der Barbaren vor den Toren. Lässt man sie herein, sind Wohlstandseinbußen, der Verlust des kulturellen Zusammenhalts, das Aufflammen von Gewalt und schließlich sogar ein vollständiger Bevölkerungsaustausch unvermeidlich. Aber auch wenn sie an den unzufriedenen Rändern verschiedener westlicher Wählerschaften an Zugkraft gewinnt, so beruht diese Art von Metapher auf einer falschen Gleichung. Selbst wenn man ihre äußerst fragwürdigen Werturteile beiseitelässt, die sich hinter solchen Ansichten verbergen, sind moderne Bevölkerungsströme das Ergebnis einer grundsätzlich anderen Beziehung von Migration und Imperium als beim Untergang des Römischen Reiches.
Mitte des 20. Jahrhunderts neigte sich die europäische Bevölkerungsexplosion ihrem Ende zu. Der wachsende Wohlstand(26) des Westens(39) machte es nach 1945 zunehmend möglich, staatliche Wohlfahrtssysteme mit großzügigen Renten und Krankenversicherungen zu finanzieren. Auch die Menschen wurden deutlich wohlhabender. In dem Vierteljahrhundert nach dem Zweiten Weltkrieg wuchs das Pro-Kopf-Einkommen(6) in den westlichen Ländern durchschnittlich um 4–6 Prozent pro Jahr, was eine Verdoppelung der Einkommen etwa alle zehn Jahre bedeutete. Während die wirtschaftliche Unsicherheit abnahm, schrumpften auch die Familiengrößen entsprechend. Man brauchte nicht mehr möglichst viele Kinder, die sich um einen im Alter kümmerten, wenn der Staat diese Aufgabe genauso gut übernehmen konnte – insbesondere wenn man auch noch mit einer privaten Rentenversicherung vorgesorgt hatte. Man konnte jetzt auch damit rechnen, dass die allermeisten Kinder auch tatsächlich überleben würden. Nach dem Babyboom der Nachkriegszeit, der noch einmal einen kurzfristigen Aufschwung brachte, setzten die Geburtenraten im Westen daher wieder ihren langfristigen Rückgang fort; die zweite Phase des sogenannten »Fertilitätsübergangs(1)« war in vollem Gange. Seit dem Krieg hat sich die durchschnittliche Kinderzahl pro Haushalt in den Vereinigten Staaten(31) halbiert.
In den Industrieländern der OECD werden heute nur noch in Island und Israel genügend Kinder geboren, um das bestehende Bevölkerungsniveau aufrechtzuerhalten (die Ersatzrate liegt in der Regel bei etwa 2,1 Kindern pro Frau). In allen anderen Ländern schrumpft die einheimische Bevölkerung, in Italien(21), Deutschland(8), Ungarn(1) und Japan(4) sogar dramatisch.
Angesichts drastisch sinkender Geburtenraten verloren die meisten europäischen Länder nicht nur ihre frühere Rolle als wichtige Lieferanten von Bevölkerungsüberschüssen für die Weltwirtschaft, sondern hatten zunehmend sogar Mühe, ihren eigenen Bedarf an Arbeitskräften zu decken. Die offensichtliche Quelle für zusätzlichen Nachschub war die sich entwickelnde Welt der alten imperialen Peripherie, wo es in den Jahrzehnten nach 1945 – verursacht durch den gleichen medizinischen und ernährungswissenschaftlichen Fortschritt – schließlich ebenfalls zu der Art von starkem Bevölkerungswachstum gekommen war, die Europa im späten 19. Jahrhundert erlebt hatte. Ab der Mitte des 20. Jahrhunderts gab es nur noch in den Entwicklungsländern ein großes Reservoir an überschüssigen Arbeitskräften, und der Westen(40) reagierte entsprechend. Damit brechen vermeintliche Analogien zwischen modernen Migrationsströmen in den Westen und den sogenannten Barbareneinfällen der spätrömischen Zeit in sich zusammen.
Die Wanderungsbewegungen(7) während des späten vierten und frühen fünften Jahrhunderts wurden durch einen exogenen(5) Schock in Form der Hunnenexpansion ausgelöst. Der Prozess, der sich in der Folge auf römischem Boden abspielte, wurde wesentlich von den Migranten selbst geprägt, die sich zu immer größeren Verbänden zusammenschlossen. Dieser gesamte Migrationsprozess lag – sowohl in seinen Ursprüngen als auch in seiner späteren Entwicklung – außerhalb der römischen Kontrolle. Der Großteil der modernen Migration(10) in den Westen(41) wurde und wird dagegen von aufnehmenden Staaten auf der Suche nach Arbeitskräften kontrolliert. Selbst in den einwanderungsstarken USA machen illegal Zugewanderte weniger als 5 Prozent der Gesamtbevölkerung aus.
Daher beruht ein Großteil des Diskurses rechter Politiker – wenn Nigel Farage(1) auf dem Ärmelkanal nach Booten von Migranten Ausschau hält, Boris Johnson(1) den Untergang des Römischen Reiches als Warnung vor unkontrollierter Zuwanderung in der Gegenwart beschwört oder Pat Buchanan(1) illegal Eingewanderte mit den Goten(12) vergleicht – auf einer falschen Gleichsetzung. Ein in prekären Verhältnissen lebender Einwanderer, der ohne gültige Papiere in den heutigen Vereinigten Staaten(33) schuftet, hat rein gar nichts mit einem Vandalenkrieger(20) gemeinsam, der in Nordafrika(8) das gute römische Leben genoss. Ein amerikanischer »Illegaler« lebt in der ständigen Angst, die Einwanderungsbehörde könnte ihn aufspüren. Die Kinder dieser Menschen sind stigmatisiert und leiden oft unter chronischen Angstzuständen, weil sie fürchten müssen, von ihren abgeschobenen Eltern getrennt zu werden. Obwohl es um den körperlichen und geistigen Gesundheitszustand illegal Eingewanderter und ihrer Familien in aller Regel also sehr viel schlechter bestellt ist, als dies bei den Einheimischen der Fall ist, haben sie nur einen sehr beschränkten Zugang zur Gesundheitsversorgung. Und selbst dort, wo er vorhanden ist, verzichten sie häufig darauf, um nicht geoutet zu werden. So gern man auch über die Barbaren(12) vor den Toren schwadroniert, ähnelt die heutige Situation nicht im Geringsten dem massenhaften Eindringen organisierter Kriegerverbände ins Römische Reich. Nachdem Ungarn(2) kürzlich ein Gesetz verabschiedet hat, das es den Behörden erlaubt, Asylsuchende ohne ordentliches Verfahren über die Grenze abzuschieben, ist die Zahl der Einwanderer um über 75 Prozent gesunken. Das spätrömische Reich hätte nur davon träumen können, die barbarischen Invasionen einfach per Gesetz zu stoppen.
Noch grundlegender ist, dass die Beziehung zwischen Migration(11) und Wohlstand(27) in der Antike und in der Moderne völlig unterschiedlich ist. Die organisierte Masseneinwanderung der spätrömischen Zeit ging zwangsläufig zulasten anderer. Wandernde Goten(13), Vandalen(21), Angelsachsen(12) und andere hatten es auf einen Anteil an der Hauptquelle des Reichtums – Land – abgesehen. Und das konnten sie nur bekommen, wenn sie es seinen bisherigen Besitzern ganz (in Britannien(20)) oder teilweise (auf dem Kontinent) wegnahmen. Dies hatte außerdem zur Folge, dass die Steuerbasis der zentralen Kontrolle so stark entzogen wurde, dass der imperiale Staat zusammenbrach. Moderne Volkswirtschaften hingegen können auf eine Weise wachsen, die in früheren Epochen noch nicht möglich war, so dass der Wohlstand für neue Bürger nicht auf Kosten der alteingesessenen gehen muss. Aus genau diesem Grund haben die westlichen Regierungen nach 1945 Einwanderung ja gefördert. Angesichts des herrschenden Arbeitskräftemangels gelangten sie zu der Überzeugung, dass Einwanderung ihre wirtschaftliche und steuerliche Basis insgesamt erweitern konnte.
Im Großen und Ganzen hat sich diese Einschätzung als richtig erwiesen, auch wenn neuere Forschungen über die wirtschaftlichen Auswirkungen von Einwanderung ein nuancierteres Bild zeichnen und sensibler für die ungleichmäßigen Auswirkungen sind als frühere Lobeshymnen auf die uneingeschränkten Vorteile von Einwanderung. Unter gleichen Bedingungen haben die wohlhabenderen Teile der westlichen Gesellschaft in der Regel tendenziell stärker von der Ankunft der Einwanderer profitiert als die traditionelle Arbeiterklasse. Ein Angebot an zugewanderten Arbeitskräften drückt die Löhne, die auf einem stärker eingeschränkten Arbeitsmarkt steigen würden. Es gibt heute auch ein größeres Bewusstsein für die Art von Maßnahmen – von der Qualifizierung bis zum Sprachunterricht –, die erforderlich sind, um Migranten eine erfolgreiche Teilnahme an der Wirtschaft des Aufnahmelands zu ermöglichen. Aber selbst wenn man all dies berücksichtigt, zeigt die Forschung im Allgemeinen, dass die Einwanderung entgegen der Behauptungen einiger westlicher Politiker einen Nettogewinn für die Gesamtwirtschaft darstellt. Eine Mainstreamstudie des IWF schätzt zum Beispiel, dass jede Zunahme der Einwandererbevölkerung um 1 Prozent im Durchschnitt zu einem langfristigen Anstieg des Bruttoinlandsprodukts um 2 Prozent führt. Und auch wenn einwanderungsfeindliche Politiker ihre Position manchmal mit dem Argument verteidigen, sie seien nicht gegen Einwanderer an sich, sondern nur gegen »schlechte Einwanderer« – womit sie »illegale« oder ungelernte Einwanderer meinen, obschon das häufig aufs Gleiche hinausläuft –, bringen selbst ungelernte Einwanderer mehr wirtschaftlichen Nutzen als Kosten. In den Vereinigten Staaten(34) etwa ist der Anteil illegal Eingewanderter an den Erwerbstätigen höher als bei der Gesamtbevölkerung, was darauf hindeutet, dass eine unverhältnismäßig hohe Zahl von ihnen in produzierenden Betrieben aktiv ist.
Seit 1945 spielen Einwanderer also eine maßgebliche Rolle bei der Aufrechterhaltung dessen, was von der wirtschaftlichen Dynamik des Westens(42) noch übrig geblieben ist. Aber auch damit ist der Beitrag von Zuwanderern zum Leben im sich wandelnden Westen noch immer nicht ausreichend gewürdigt. Auf eine andere, direktere Art und Weise erhalten sie heute die Menschen im Westen am Leben. Um das zu verstehen, müssen wir uns die langfristigen Folgen des gestiegenen Wohlstands(28) im Westen und des Fertilitätsübergangs(2) für die durchschnittliche Familiengröße vergegenwärtigen.
Der beispiellose Wohlstand(29), der den Westen(43) nach 1945 flutete, führte schnell zu einem Paradox. Er beschleunigte den Übergang zu kleineren Familien und verstärkte den Rückgang der Geburtenraten, während gleichzeitig die durchschnittliche Lebenserwartung(2) dramatisch anstieg. Nach dem Krieg wurden Amerikaner im Durchschnitt 67 Jahre alt, heute sind es 79 Jahre. Aber diese Verbesserung verblasst im Vergleich zu Italien,(22) wo die Lebenserwartung im selben Zeitraum von 60 auf 83 anstieg, während der durchschnittliche Japaner seine damalige Lebenserwartung von 52 Jahren um sage und schreibe 32 Jahre erhöhte. All das ist in vielerlei Hinsicht eine wunderbare Leistung. Ein längeres und gesünderes Leben in Wohlstand und mit mehr Freizeit ist sehr zu empfehlen. Der wirtschaftliche Nachteil daran ist allerdings, dass der Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung sinkt.
Im Jahr 1960 war jeder zehnte Japaner ein Rentner. Heute ist es etwa jeder Dritte. In den Vereinigten Staaten(35) und Großbritannien(21) ist der Anstieg nicht ganz so dramatisch – von ebenfalls 10 Prozent auf etwa 15 Prozent bzw. 18 Prozent –, aber immer noch beträchtlich. Dadurch hat sich das Verhältnis zwischen aktiven Arbeitnehmern und wirtschaftlich abhängigen Personen massiv verändert. Im Jahr 1960 unterstützte jeder erwerbstätige Japaner noch eine weitere Person – in der Mehrzahl Kinder, die bald ins Berufsleben eintreten würden. Heute muss jeder Erwerbstätige zwei Personen unterstützen, von denen sich die meisten im Ruhestand befinden. Der Wohlstand(30) und seine Auswirkungen haben im Westen(44) also große Lücken in die Reihen der Erwerbstätigen gerissen, die zumeist durch Zuwanderung geschlossen werden.
In einigen Wirtschaftsbereichen ist diese Abhängigkeit besonders groß geworden. Mit der längeren Lebenserwartung(3) hat sich auch die Häufigkeit chronischer Alterskrankheiten wie Diabetes, Arthritis, Parkinson oder Demenz erhöht. In Großbritannien(22) hat Nigel Farage(2) mit der Behauptung Karriere gemacht, die steigenden Kosten des Nationalen Gesundheitsdiensts NHS seien auf eine Überbeanspruchung durch Einwanderer zurückzuführen. Er hat insofern recht, als die britischen Krankenhäuser tatsächlich voller Ausländer sind – nur handelt es sich bei den meisten von ihnen um medizinisches Fachpersonal! Über ein Drittel der Ärzte des NHS kommt aus dem Ausland, was etwa dem OECD-Durchschnitt entspricht. Den Preis dafür zahlen wieder einmal die Entwicklungsländer: Ein Fünftel der Ärzte, die ihren Abschluss an afrikanischen Universitäten machen, arbeitet schließlich im westlichen Ausland.
Es ist nicht die Zuwanderung von Ausländern, die den westlichen Wohlfahrtsstaat(1) gefährdet, sondern die Folgen des eigenen Wohlstands, der die Lebenserwartung(4) und den Abhängigenquotienten(1) massiv erhöht hat. Ärzte und Krankenschwestern aus dem Ausland haben nicht nur viele öffentliche Gesundheitssysteme, wie etwa in Australien(4) und Kanada(6), vor dem Zusammenbruch bewahrt, sondern auch einen Großteil der Ausbildungskosten für medizinisches Personal in andere Länder verlagert. Damit sparen westliche Steuerzahler gewaltige Summen, denn die Ausbildung jedes einzelnen Arztes kostest über 300 000 Dollar. Nimmt man noch die Kurzzeit- und Langzeitmigranten hinzu, die in verschiedensten Bereichen der Wirtschaft unabkömmlich sind, von der Obsternte bis hin zur Leitung von Unternehmen, kann man kaum überschätzen, welche wirtschaftliche Bedeutung der Migration(12) dabei zukommt, den Lebensstil aufrechtzuerhalten, an den wir uns im Westen(45) gewöhnt haben. Daher stehen die westlichen Regierungen – aktuell und in absehbarer Zukunft – in Bezug auf die Migration vor einer völlig anderen Kosten-Nutzen-Rechnung als ihre spätrömischen Vorgänger.
Baut eine Mauer!

Zahlreiche westliche Wähler stehen der Zuwanderung mittlerweile ablehnend gegenüber. Sie sorgen sich um ihre Arbeitsplätze, ihr Einkommen(7) und ihren kulturellen Zusammenhalt, und diese Ängste werden geschürt durch chaotische Zustände in den Flüchtlingslagern an den Grenzen und gelegentliche islamistische Terroranschläge in westlichen Städten. Diese Antipathie hat sich als stark genug erwiesen, um einige bemerkenswerte Wahlerfolge zu erzielen: den Brexit(3), den von Donald Trump(2) und der rechtsextremen AfD(1) in Deutschland(9), von Viktor Orbán(1) und anderen. Deshalb beginnen selbst gemäßigte Politiker nach Wegen zu suchen, die Abhängigkeit ihrer Länder von ausländischen Arbeitern zu verringern. In einer Zeit der Überalterung der Bevölkerung und des Anstiegs des Abhängigenquotienten(2) wird allerdings jede wesentliche Verringerung der Zuwanderung zwangsläufig Folgen für den wirtschaftlichen Wohlstand(31) haben. Nachdem der Brexit die Migration(13) aus Europa eingeschränkt hatte, erlebte Großbritannien(23) einen chronischen Arbeitskräftemangel, der zu höheren Kosten und einem schlechteren Waren- und Dienstleistungsangebot führte, wie viele Menschen, die ihr Haus renovieren wollten oder am Flughafen auf ihr Gepäck warteten, nur allzu schnell feststellen mussten.
An einem Ende des Spektrums möglicher politischer Entscheidungen könnten westliche Länder schlicht beschließen, der Zuwanderung einen Riegel vorzuschieben, um den soziopolitischen und kulturellen Status quo zu erhalten. Das moderne Japan(5) ist im Wesentlichen diesen Weg gegangen und hat der Einwanderung enge Grenzen gesetzt, indem es Arbeitsmigranten sehr schwer macht, einen langfristigen Aufenthaltsstatus zu erhalten oder ihre Familien nach Japan zu holen. Doch der Preis dafür ist hoch. Japans Wirtschaftswachstum kam Anfang der 1990er Jahre weitgehend zum Erliegen und ist seither nicht wieder in Schwung gekommen, während die Bevölkerung altert und die Anforderungen an die öffentlichen Dienstleistungen immer größer werden. Die äußerst restriktive Einwanderungspolitik ist einer der Hauptgründe dafür, dass die Zahl der japanischen Rentner, die von der erwerbstätigen Bevölkerung unterstützt werden, weit über das in anderen Industrieländern übliche Maß hinaus gestiegen ist, so dass heute – bei einem Anteil von 30 Prozent der Bevölkerung im Ruhestand – mehr als die Hälfte jedes Yen, der durch Steuern(3) eingenommen wird, für Sozialausgaben verbraucht wird. Dies erfordert, dass die Regierung hohe Kredite aufnimmt, um alles andere zu bezahlen, von den Gehältern der Lehrer bis zur Müllabfuhr. Ein absoluter Migrationsstopp scheint also ein Patentrezept für den absoluten wirtschaftlichen Niedergang zu sein (ebenso wie Experimente, bei denen die Altenpflege von Robotern übernommen wird). Japans(6) berühmter sozialer Zusammenhalt und die niedrige Kriminalitätsrate zeigen, dass dieses Modell auch Vorteile hat, aber es hat einen hohen Preis. Sogar Japan hat vor kurzem damit begonnen, Arbeitskräfte für seine Pflegeheime ins Land zu holen und rechtliche Möglichkeiten zu schaffen, mit denen Einwanderer eine dauerhafte Aufenthaltsgenehmigung erhalten können.
Eine zweite, gewöhnlich häufiger bevorzugte politische Option besteht deshalb darin, die Zuwanderung in einem größeren, aber immer noch engen Rahmen zu erlauben und dabei, wenn möglich, Herkunftsländer mit einem ähnlichen ethnischen und kulturellen Profil wie das aufnehmende Land zu bevorzugen: Daher rührt Donald Trumps(3) berüchtigte Bevorzugung von Migranten aus Norwegen(1) gegenüber solchen aus afrikanischen »Dreckslochländern«. Auf eine nennenswerte Migration(14) aus anderen Industrieländern zu setzen, ist jedoch unrealistisch, da praktisch alle OECD-Länder mit dem gleichen Fertilitätsübergang(3) zu tun haben. Und die Unterschiede in den ökonomischen Perspektiven sind ohnehin nicht mehr groß genug, um Migranten in großer Zahl dazu zu bewegen, die kulturellen und persönlichen Kosten einer Auswanderung auf sich zu nehmen. Realistisch betrachtet kann Migration in nennenswertem Umfang nur aus solchen Teilen der Peripherie erfolgen, die sich noch in der ersten Phase des Fertilitätsübergangs befinden, in der die Kindersterblichkeit zwar schon gesunken ist, die Familiengrößen sich aber noch nicht nach unten angepasst haben.
Ein anderer Lösungsansatz konzentriert sich auf sogenannte »bedarfsorientierte« Migrationsregelungen, bei denen die Industrieländer nur sorgfältig geprüfte Einwanderer zulassen, um dem Fachkräftemangel in bestimmten Bereichen entgegenzuwirken: ein politischer Schritt, der (angeblich) weder die Löhne drückt noch die Sozialsysteme belastet. Einige nationalistische Politiker nutzen diese Idee, um die Zuwanderung generell zu reduzieren, aber jede pragmatisch angewandte Version dieser Politik würde die Gesamtmigration überhaupt nicht reduzieren. Würde Großbritannien(24) ein System wie das kanadische oder australische anwenden, das auf wirtschaftlichem Pragmatismus beruht, müsste es sogar mehr Einwanderer aufnehmen. Kanada(1), das eine ziemlich selektive Einwanderungspolitik betreibt, lässt jährlich etwa 1 Prozent seiner Gesamtbevölkerung ins Land. Übertragen auf Großbritannien mit seiner doppelt so hohen Bevölkerungszahl würde das 650 000 Einwanderer pro Jahr bedeuten. Außerdem hat der Fokus auf »systemrelevante(1)« Beschäftigte, deren allgemeine Bedeutung während der Covid(1)krise so deutlich wurde, gezeigt, dass viele unverzichtbare Arbeitskräfte gar nicht hoch qualifiziert sind und dennoch aus dem Ausland kommen. Eine selektive Einwanderungspolitik, die auf einer rationalen Bewertung und nicht auf dem Schüren von Wahlängsten beruht, muss daher auch einen möglichen Mangel an ungelernten Arbeitskräften angemessen berücksichtigen. Dieser Punkt wurde kürzlich durch die Tatsache unterstrichen, dass die britische Regierung nach jahrelanger Verteufelung osteuropäischer Migranten dazu gezwungen war, um deren Rückkehr zu betteln, nachdem sie auf dem Höhepunkt der Coronavirus(1)pandemie alle nach Hause gegangen waren und die britische Ernte auf den Feldern verfault war. Der Versuch, den Arbeitskräftemangel und ungünstige Abhängigenquotienten(3) auf »vernünftige« Weise zu lösen, dürfte daher nicht das Ergebnis haben, das viele Brexit(4)-Befürworter im Sinn hatten, als sie für die »Rückkehr zur Selbstbestimmung« votierten. Der Austritt aus der EU mag die Zuwanderung aus Mittel- und Osteuropa verlangsamen, aber diese dürfte zu gegebener Zeit durch gleichwertige oder größere Ströme aus weniger entwickelten Teilen Afrikas, Asiens oder Südamerikas(1) ersetzt werden.
Auch wenn die großen »Barbareneinfälle« der spätrömischen Zeit nicht als Analogie für die gegenwärtige Einwanderung in den modernen Westen(46) taugen, können sie dennoch als Kontrast herangezogen werden, um zu verstehen, warum sie damit nicht vergleichbar sind. Im spätrömischen Kaiserreich kam es zu einer besonderen Form der Migration(15), die sich schnell zu einem bewaffneten Kampf um die Kontrolle über einen bestimmten Bestand an Grundbesitz ausweitete. In krassem Gegensatz dazu hat die Einwanderung in den Westen seit 1945 den aufnehmenden Ländern wirtschaftlich wesentlich mehr Gewinne als Verluste gebracht, und der Gesamtnutzen hat sich mit der Alterung der einheimischen westlichen Bevölkerung und dem Anstieg der Abhängigenquotienten(4) noch erhöht. Wie Japan(7) können sich Länder aus kulturellen und politischen Gründen dennoch für eine restriktive Einwanderungspolitik entscheiden, aber strenge Einwanderungskontrollen werden vor dem Hintergrund einer alternden Bevölkerung und einer stagnierenden Produktivität(3) längerfristig zu einer Senkung des allgemeinen Lebensstandards führen. Migration hat ihren Preis, sowohl für die Einwanderer, die aufnehmenden Gesellschaften und die Herkunftsländer. Aber zumindest Politiker müssen sehr viel ehrlicher werden, was die Kosten-Nutzen-Rechnungen der verschiedenen Migrationspolitiken betrifft. Und dabei könnte es nicht schaden, zumindest ab und zu einen Blick auf die größte Migrationsgeschichte der Moderne zu werfen.
Seit den letzten 100 Jahren findet tatsächlich auf dem Planeten die größte Massenmigration aller Zeiten statt, aber nur ein kleiner Teil davon ging in den Westen(47). Die Bürger der Entwicklungsländer haben ihre ländlichen Siedlungsgebiete in unfassbar großen Zahlen verlassen, die selbst die größten »Barbareneinfälle« der Antike im Ausmaß weit übertreffen, aber die überwältigende Mehrheit hat es dabei in nahe gelegene Städte an Küsten und Flüssen verschlagen. Dadurch haben sich ehemalige koloniale Außenposten wie Shenzhen(1), São Paolo(1), Lagos(1), Mumbai(1) und hunderte andere Städte innerhalb weniger Jahrzehnte in gigantische Metropolen verwandelt. Diese von den Grenzen des Westens tausende Kilometer weit entfernten Wanderungsbewegungen – und nicht die Ankunft einiger dringend benötigter Arbeitskräfte im alternden Westen – stellen die wirkliche migrationsbedingte Herausforderung für den Wohlstand(32) und den globalen Einfluss des Westens dar.
7. 
Macht und Peripherie

Nach seiner triumphalen Rede zur Lage der Nation und dem Freispruch im Amtsenthebungsverfahren deutete alles darauf hin, dass 1999 ein großartiges Jahr für Bill Clinton(4) werden würde. Die Wirtschaft boomte, der Aktienmarkt florierte und er selbst befand sich in einem Umfragehoch. Den passenden Abschluss sollte die Ende November beginnende Welthandelskonferenz(1) in Seattle(1) bilden, wo er als Gastgeber den weltweiten Erfolg des westlichen Staats- und Wirtschaftsmodells feiern konnte.
Nach 1945 hatten westliche Regierungen auf der Grundlage des Bretton-Woods(3)-Systems ein halbes Jahrhundert lang die Abläufe des Welthandels bestimmt. Üblicherweise lief es so, dass eine Handvoll reicher Länder innerhalb des GATT und seiner Nachfolgeorganisation WTO eine Vereinbarung aushandelte und anschließend alle anderen vor vollendete Tatsachen stellte. 1999 forderten die Entwicklungsländer schon lange mehr Mitspracherechte und die Möglichkeit, auch Themen zur Sprache zu bringen, denen sich die Vereinigten Staaten(36) verweigerten – an erster Stelle die pauschale Weigerung der Industrieländer, ihre Agrarmärkte(1) zu öffnen. Zu Clintons(5) Pech lief genau auf diesem Gipfel die Sache aus dem Ruder. Am Eröffnungstag legten schwere Proteste, an denen sich Gewerkschaften, Umweltschützer und andere Aktivistengruppen beteiligten, Seattle(2) lahm. Gleichzeitig stellte sich eine Allianz aus Entwicklungsländern unter der Führung einiger Schwergewichte wie Indien(12) und Mexiko(1) gegen Clintons Versuche, ein Abkommen durchzudrücken, das ihre Forderungen wieder einmal ignorierte. Viele dieser Länder litten noch unter den Sparmaßnahmen, die ihnen Amerika(15) als Bedingung für seine Hilfe während der Finanzkrise von 1997/98 auferlegt hatte. Während die Proteste wüteten, verhängte die Polizei den Ausnahmezustand, die Nationalgarde rückte in die Stadt ein und die Diskussionen in den Konferenzsälen kamen zum Erliegen. Der Gipfel endete, ohne dass eine Einigung erzielt werden konnte.
Statt eine Invasion zu starten, hatte die moderne Peripherie die Diplomatie genutzt, um dem amerikanisch geführten westlichen Imperium einen Warnschuss vor den Bug zu setzen. Zum ersten Mal in der fünfzigjährigen Geschichte der Handelsgespräche(2) war das imperiale Zentrum ausgebremst worden. Was hatte sich geändert?
Globalisierung

Auch wenn der weltweite Wirtschaftsaufschwung nach dem Zweiten Weltkrieg in erster Linie dem Lebensstandard der westlichen Länder zugutekam, steigerte er auch die Nachfrage nach Rohstoffen und Grundprodukten, die in weniger entwickelten Volkswirtschaften der alten europäischen Kolonien produziert wurden. Das daraus resultierende Wirtschaftswachstum verhinderte nicht, dass die meisten Länder der Dritten Welt(1) relativ gesehen noch weiter hinter den Westen(48) zurückfielen, weil die meisten der neuen Staaten protektionistische, nach innen gerichtete Entwicklungsstrategien übernahmen, die darauf abzielten, durch lokale Produktion die westlichen Industriegüter zu ersetzen, die in der Kolonialzeit importiert worden waren. Diese Strategien, mit denen die politische durch die wirtschaftliche Unabhängigkeit gestärkt werden sollte, hatten den paradoxen Effekt, dass sie die Unterentwicklung in der postkolonialen Peripherie zementierten. Weil die lokalen Industrien weiterhin auf westliche Technologien und Maschinen angewiesen waren, schrieb diese Strategie ungewollt die gleichen alten Wirtschaftsmuster fest: den Export von Primärgütern – von Lebensmitteln bis hin zu Rohstoffen, die in westlichen Fabriken verwendet werden – und die Verwendung der Einnahmen zum Kauf von Industriegütern aus dem Westen.
In den 1970er Jahren lief die Nachkriegsordnung langsam auf Grund. Die boomende Nachfrage nach ihren Rohstoffen und der Aufbau eigener Industrien führten in den neu entstehenden Staaten oftmals zu einem rasanten Wirtschaftswachstum. Doch irgendwann stieß das Modell der importsubstituierenden(1) Industrialisierung auf seine natürlichen Grenzen. Nachdem die einheimischen Märkte gesättigt waren, blieb den neuen Industrien nichts anderes übrig, als es dem Primärgütersektor gleichzutun und sich ebenfalls auf den Export zu verlegen. Aber viele Fabriken verfügten nur über gebrauchte oder veraltete Maschinen aus dem Westen(49) und mussten deshalb um ihre Konkurrenzfähigkeit auf den Weltmärkten kämpfen, ohne dass sie über neue Technologien und frisches Kapital verfügten, um diese erwerben zu können.
Auch im Westen(50) ließ der Nachkriegsboom nach. Ende der 1960er Jahre stieg die seit 1945 ruhende Inflation an, bevor sie im Zuge der beiden Ölkrisen in den 1970er Jahren auf erschreckend hohe zweistellige Werte anstieg. Die erdölexportierenden Länder der Peripherie hatten sich angesichts sinkender Ölpreise in der OPEC zusammengeschlossen, um Fördermengen und Preise zu kontrollieren, was 1973 zu einer Vervierfachung des Ölpreises führte und viel mehr Geld aus den westlichen Staaten abfließen ließ. Gleichzeitig begannen im Westen das Wachstum der Produktivitätsraten(1) und der relative Erwerbstätigenanteil zu sinken (S. 168). Beide Entwicklungen resultierten in einem Aufwärtsdruck auf die Arbeitskosten. Das Ergebnis war eine Stagflation(1), ein Albtraumszenario aus geringem Wachstum und hoher Inflation, das führende westliche Politiker der 1970er wie Premierminister James Callaghan(1) und Präsident Jimmy Carter(1) um den Schlaf brachte. Anfang der 1980er Jahre rutschten die westlichen Volkswirtschaften sogar in die Rezession. Die Preise stiegen monatlich und die Hypothekenzinsen kletterten auf annähernd 20 Prozent: Die Menschen im Westen verdienten weniger, mussten aber mehr ausgeben, was es ihren Regierungen immer schwerer machte, die Wohlfahrtsprogramme zu finanzieren.
Nach einer Reihe gescheiterter Initiativen, staatlicher Subventionen und unwirksamer Verstaatlichungen tastete sich eine kritische Masse westlicher Politiker an eine radikalere Lösung heran, die ein sich abzeichnender Konsens unter sogenannten neoliberalen Ökonomen wie Milton Friedman(1) und Friedrich Hayek(1) anbot. Sie schlugen vor, das vorherrschende keynesianische Wirtschaftsmodell aufzugeben und die öffentlichen Ausgaben zu kürzen. An seine Stelle sollte ein hypermarktwirtschaftlicher Ansatz treten, der Unternehmen ermutigen sollte, die Welt zu übernehmen. Der technologische Fortschritt seit dem Krieg hatte die Produktion buchstäblich erleichtert und die Auswirkungen langer Handelswege auf die Preise minimiert. In früheren Industrieepochen waren Fabriken zumeist in der Nähe ihrer Hauptrohstoffquellen und ihrer wichtigsten Märkte angesiedelt, um Transportkosten zu reduzieren. Doch mit der Miniaturisierung von Bauteilen und dem Aufkommen von Kunststoffen konnte man viel mehr Wert in eine einzige Sendung packen (man denke nur an die Fernsehgeräte aus der Mitte des Jahrhunderts, Ungetüme aus Holz, Metall und Glas). Auch die Versandkosten fielen dank der Erfindung des Containers(1). Die großen Stahlkisten wurden am Ursprungsort gefüllt und blieben bis zur Ankunft am Bestimmungsort versiegelt. Deshalb hatte man nicht nur weniger »Schwund« (da die Waren nicht von Hand umgeschlagen wurden, konnte nichts »vom Wagen fallen«), es waren auch sehr viel weniger Arbeitskräfte in den Prozess eingebunden. Wo zuvor eine Heerschar von Schauerleuten eingesetzt wurde, die Lkws, Züge und Schiffe be- und entladen hatten, genügte nun ein einziger Kranführer, um die Container von einem Transportmittel auf das nächste zu hieven. Schließlich machten es neue Kommunikationstechnologien – angefangen beim Faxgerät bis hin zum Internet – möglich, die Arbeit ausländischer Lieferanten in Echtzeit zu überwachen, was es den Unternehmen erlaubte, immer mehr Tätigkeiten an immer weiter entfernte Standorte zu verlagern.
Bevor die Unternehmen diese neuen technologischen Möglichkeiten in vollem Umfang nutzen konnten, mussten sie zunächst eine Reihe von Hindernissen und Regeln beseitigen, die ihre Auslandsgeschäfte erschwerten. Ab Ende der 1970er Jahre, beginnend mit den Amtsantritten von Margaret Thatcher(1) und Ronald Reagan(1), fingen westliche Regierungen an, Kapitalverkehrskontrollen abzuschaffen, die den grenzüberschreitenden Geldfluss regulierten, und die Steuern(4) zu senken. Gleichzeitig übten sie diplomatischen und finanziellen Druck auf die Entwicklungsländer aus, ihre Märkte für den Außenhandel und ausländische Investitionen zu öffnen. Die Unterstützungsprogramme der Weltbank(5) und des IWF wurden nun an sogenannte »Konditionalitätsklauseln« geknüpft. Um Finanzhilfen zu erhalten, mussten die Regierungen der Empfängerländer Handelsschranken abbauen, staatliche Unternehmen privatisieren oder Marktregulierungen aufheben und ihre Volkswirtschaften ausländischen Unternehmen und Investoren zugänglich machen.
Damit rannte der Westen(51) offene Türen ein. In der globalen Peripherie suchten Regierungen nach neuen Wegen, um den Bedarf ihrer wachsenden Bevölkerungen an Arbeitsplätzen, Wohnungen und Dienstleistungen zu decken, nachdem die Möglichkeiten der Importsubstitution(2) an ihre Grenzen gestoßen waren. Mittlerweile war auch das Selbstbewusstsein einer einheimischen Unternehmerklasse gewachsen, die sich zu Anfang noch darauf verlassen hatte, von ihren Regierungen vor ausländischer Konkurrenz geschützt zu werden. Familien wie Indiens(13) Tatas(10), die ihre Unternehmen in den 1950er und 1960er Jahren im Schutz des Staates aufgebaut hatten, waren nun bereit, sich auf der Weltbühne zu behaupten. Sie wollten vor allem an Devisen gelangen, mit günstigeren Lieferanten ins Geschäft kommen und neue Märkte erschließen, was alles einen Abbau öffentlicher Kontrollen erforderte. Die Wirtschaftselite fand Verbündete für diese Neuausrichtung in den Korridoren der Macht unter Politikern, die neue Anhänger gewinnen wollten, und unter Beamten, die scharf darauf waren, die Dinge auf den Kopf zu stellen. Von Mexiko(2) bis Mosambik(1) hatte eine Generation der Unabhängigkeit eine professionalisierte und technokratische Beamtenelite hervorgebracht, die oftmals an westlichen Universitäten ausgebildet und bereit war, mit neuen Methoden des Wirtschaftsmanagements zu experimentieren, die eine deutlich weniger direkte staatliche Kontrolle über die Allokation von Ressourcen vorsahen.
Sie hatten auch ein beeindruckendes Vorbild. Angesichts der sowjetischen(8) Bedrohung und eines nach der kommunistischen Übernahme Kontinentalchinas(2) im Jahr 1949 aufstrebenden kommunistischen Blocks, hatte der Westen(52) unter Führung Amerikas(16) nach dem Krieg versucht, ein regionales Gegengewicht zu schaffen. Dazu nutze man die Handelspolitik, um das Wirtschaftswachstum Japans(8) und der vier »Tigerstaaten(1)« Südkorea(1), Taiwan(2), Singapur(1) und Hongkong(2) – damals eine von China(11) an Großbritannien(25) verpachtete Kronkolonie – zu fördern. Aus politischen Gründen wurde diesen Staaten gestattet, »unfaire« Handelspraktiken anzuwenden, so dass sie ihre eigenen Industrien vor der Konkurrenz westlicher Importe schützen konnten, während man ihnen gleichzeitig einen vergleichsweise ungehinderten Zugang zu den westlichen Märkten gewährte. Diese Staaten lehnten das Modell einer importsubstituierenden(3) Industrialisierung ab und verfolgten als sogenannte Entwicklungsstaaten einen Wachstumsansatz. Sie förderten einige wichtige Exportindustrien wie den Automobilbau und die Elektronikbranche, öffneten aber auch andere Bereiche ihrer Volkswirtschaften für Importe. Die Ergebnisse waren spektakulär. Streckenweise verdoppelte sich das Volumen der südkoreanischen Wirtschaft alle sechs Jahre (man vergisst leicht, dass der kommunistische Norden(1) bis Anfang der 1970er Jahre der reichere der beiden koreanischen Staaten war). Dies machte die westlichen Länder glücklich, da sie über wachsende Absatzmärkte verfügten, ganz zu schweigen von befreundeten Bevölkerungen, die sich über den neu gewonnenen Wohlstand(33) freuten.
Der Boden für ein freundliches Einvernehmen war bereitet. Die westlichen Regierungen waren willens, ihr Kapital auf die Welt loszulassen, und ihre Pendants in den Entwicklungsländern waren bereit, es ausländischen, häufig westlichen Unternehmen zu erleichtern, ihre Arbeitskräfte für die Endmontage von importierten Einzelteilen für den Reexport zu nutzen. Das geschah entweder durch die Gründung von Tochtergesellschaften vor Ort oder durch die Vergabe von Aufträgen an einheimische Unternehmer wie die Tatas(11). Die letzte Zutat für die darauffolgende wirtschaftliche Explosion war das Phänomen, mit dem wir das vorhergehende Kapitel abgeschlossen haben: die größte Völkerwanderung, welche die Welt je gesehen hat.
In den Jahrzehnten nach 1945 hatten sich viele Großstädte in der Peripherie mit einer Flut von Landflüchtlingen gefüllt, die auf der Suche nach den Verheißungen der Unabhängigkeit waren. In einem Ausmaß, das den entsprechenden Migrationsstrom in den Westen(53) völlig in den Schatten stellte, waren daher bereits viele der Städte der sich entwickelnden Welt, vor allem an den Küsten, schon mit Migranten aus ländlichen Regionen überschwemmt, als die Wellen der Globalisierung(2) anrollten. Sie hatten nach Arbeit in den aufstrebenden Industriesektoren ihrer Länder gesucht, aber weil die importsubstituierende(4) Industrialisierung nur in begrenztem Maße Arbeitsplätze geschaffen hatte, waren nur wenige erfolgreich gewesen. Allerdings erhielten die Neuankömmlinge – oder zumindest ihre Kinder – in aller Regel eine elementare Ausbildung, denn die postkolonialen Regierungen investierten massiv in die Einrichtung von Schulen und Universitäten. Als der Westen deregulierte, gab es für seine Firmen in den Entwicklungsländern nicht nur einen riesigen Pool an Arbeitskräften, die Lesen und Schreiben konnten und über Basiskenntnisse in vielen Bereichen verfügten, sie arbeiteten auch für einen Bruchteil dessen, was ihre westlichen Kollegen verlangten: Die gleiche Arbeit wurde manchmal für ein Fünfzigstel der Lohnkosten im Westen erledigt.
Die neoliberale(1) Globalisierung(3) der Reagan(2)-Thatcher(2)-Ära öffnete diesen Arbeitsmarkt für westliche Unternehmen. Diese begannen, arbeitsintensive Tätigkeiten wie die Herstellung von Textilien oder Autoteilen in die Dritte Welt(2) zu verlagern, während die höher qualifizierten Arbeitsplätze für Designer, Ingenieure und Manager im eigenen Land blieben. Mit der Zeit wurde die neoliberale Weltanschauung auch über ihre ursprünglichen Anhänger in den konservativen Parteien des Westens(54) hinaus interessant und fand auch große Akzeptanz in der Linken. Sei es in Form von Bill Clintons(6) und Tony Blairs(2) »Drittem Weg« oder Gerhard Schröders »Neuer Mitte« der Hartz(1)-Reformen (die Arbeitssuchende zu Beginn des 21. Jahrhunderts durch Leistungskürzungen zur Annahme von Beschäftigungen »ermutigen« sollten) oder in der jüngeren Vergangenheit in Form von Emmanuel Macrons Reformprogramm mit seinen Steuersenkungen und Änderungen im Arbeitsrecht: Der Keynesianismus wurde als dominierende Wirtschaftsdoktrin des Westens verdrängt. Anstelle des wohlwollenden Staates, der mit seiner lenkenden Wirtschaftspolitik für prosperierende Unternehmen und Bürgerschaften sorgt, sollte alles dem freien Markt überlassen werden, bei dem »aufgeklärtes Selbstinteresse« zu sozialverträglichen Ergebnissen führen würde. Ein Schlüsselelement des neoliberalen Modells war ein erneuerter Fokus auf das Bildungswesen, denn wer im Westen durch den Niedergang alter Industriezweige arbeitslos geworden war, sollte einfach neue Fähigkeiten erwerben, die auf dem Arbeitsmarkt nun eher gefragt waren: das Klischee vom Bergmann, der zum Programmierer umschult. Und da sich die meisten Entwicklungsländer bis Anfang der 1990er Jahre geöffnet hatten, war der gesamte industrielle Prozess, der die Vorherrschaft des Westens begründet hatte, einem rasanten Wandel auf globaler Ebene unterworfen. Weil private westliche Investoren, darunter auch große institutionelle Akteure wie die riesigen, in der Nachkriegszeit entstandenen Pensionsfonds(1), dringend höhere Renditen brauchten, damit sie die Versprechen an ihre Kunden einlösen konnten, stellten sie eifrig das nötige Kapital zur Verfügung, um den Prozess voranzutreiben.
Kurzfristig hatten diese revolutionären Maßnahmen den gewünschten Effekt, denn die Unternehmensgewinne im Westen(55) stiegen wieder und damit auch die Aktienwerte und Steuereinnahmen. Das wiederum gestattete es westlichen Regierungen, das Niveau ihrer Sozialausgaben beizubehalten und es sogar zu erhöhen, wenn sie dies wollten. Die Liberalisierung des Handels und die Auslagerung der Produktion ermöglichten es Politikern, die um Lohnerhöhungen kämpften, zumindest die Inflation niedrig zu halten, da nun jeder billige asiatische Importe anstelle von teuren einheimischen Produkten kaufen konnte. Die den modernen globalen Handelsmustern zugrunde liegenden wirtschaftlichen Berechnungen hatten sich zum Spiegelbild ihrer antiken römischen Vorgänger entwickelt. In der römischen Welt waren Transportkosten alles und Arbeitskräfte billig, so dass Waren so nah wie möglich am Ort ihres Verbrauchs hergestellt wurden. Im Zeitalter der Globalisierung(4) dagegen spielten Transportkosten nur noch eine untergeordnete Rolle – wegen der riesigen, computergesteuerten Containerschiffe mit ihren winzigen Besatzungen. Dafür waren die Arbeitskosten alles, so dass Waren dort hergestellt wurden, wo Arbeitskräfte billig waren, um anschließend in den Rest der Welt verschifft zu werden. In ihren frühen Jahren, und besonders in den 1990ern, schienen alle von dieser neuen internationalen Ordnung zu profitieren. Die Dritte Welt(3) blühte auf, und die westlichen Aktienmärkte erreichten Rekordhöhen.
Nicht alle Gesellschaften in der Peripherie profitierten von dieser Entwicklung. In manchen Fällen setzte sich die Gier der Politiker durch. Der Reichtum von Zaire (heute die Demokratische Republik Kongo(2)) wurde über dreißig Jahre lang von seinem diktatorisch regierenden Präsidenten Mobutu Sese Seko(2) ausgeplündert. Und Venezuela(1) unter Nicolas Maduro(1) liefert der Welt ein Lehrstück dafür, wie man Wirtschaftspolitik nicht machen sollte: Indem man das Wachstum dämpft und die Inflation in die Höhe treibt, was zu chronischen Engpässen führt. Selbst in den Ländern, die unter besserer Führung standen, traten an die Stelle des für die Epoche der importsubstituierenden(5) Industrialisierung typischen Paternalismus rasch wettbewerbsorientiertere Sozialsysteme, in denen die Menschen zunehmend selbst sehen mussten, wo sie blieben. Dennoch kam es dort, wo Entwicklungsländer positiv auf die neuen Möglichkeiten reagierten, in der Regel zu einem beschleunigten Wirtschaftswachstum, das neue Geschäftsfelder und Arbeitsplätze erschuf. Während man lange Zeit davon ausgegangen war, dass das langsamere Wachstum der Peripherie ein chronischer Zustand sei und dass diese Gesellschaften für immer ärmer bleiben würden als die ihrer alten imperialen Herren, zeichnete sich nun ein neues Bild ab. Wie sich herausstellte, war das Wachstum der Peripherie nur deshalb langsamer gewesen, weil es dort erst später einsetzte. In den 1980er und 1990er Jahren wurde das Außenhandelsvolumen vieler Entwicklungsländer immer größer (in Ländern wie Südkorea(2) und Indien(14) war der Anstieg dramatisch), und in den am schnellsten wachsenden Gesellschaften waren die Gewinne ausreichend breit verteilt, um eine neue Mittelschicht aus globalen Verbrauchern entstehen zu lassen.
Unter der Oberfläche veränderte allerdings der zunehmende Wohlstand(34) der Peripherie schon den Kurs der Dominanz des Westens(56) in ganz ähnlicher Weise, wie das langfristige Wirtschafts- und Bevölkerungswachstum im nördlichen Europa(4) das alte Machtgleichgewicht untergraben hatte, das dem Aufstieg Roms(44) zugrunde lag. In den ersten Jahrhunderten vor und nach Christi Geburt reichten die Ressourcen des Mittelmeerraums den Römern noch, um große Gebiete im nördlichen Europa zu erobern. Die sich entwickelnden Ressourcen des Nordens ermöglichten es der imperialen Peripherie jedoch, sich zunächst gegen die Vorherrschaft des Zentrums zu wehren und dann von einem neuen Standort aus den Mittelmeerraum selbst zu beherrschen. In ähnlicher Weise war das Bretton-Woods-System – auch wenn es mit dem viel schnelleren Tempo der industriellen statt der landwirtschaftlichen Entwicklung arbeitete –, das den westlichen Interessen nach 1945 so gut gedient hatte, in einer Zeit beispielloser amerikanischer Stärke geschaffen worden. Doch nach 1980 begann das neue wirtschaftliche Gewicht der Peripherie das bestehende Machtgleichgewicht auf subtile, aber bedeutende Weise zu verändern. Mehrere Entwicklungsländer, darunter Indien(15), Brasilien(1), Pakistan(1) und Mexiko(3), fingen an, sich effektiver zu positionieren, um auf internationalen Treffen mehr Einfluss auszuüben, und Allianzen zu bilden. Sie waren nicht nur fähiger und engagierter, bessere Bedingungen für sich und andere Entwicklungsländer zu erreichen, sondern verfügten nun auch in zunehmendem Maße über wichtige Verhandlungsmasse: den Zugang zu ihren Märkten, den die westlichen Länder so heiß begehrten.
Angesichts dieser Entwicklungen war es nur eine Frage der Zeit, bis die Regierungen der Entwicklungsländer ihre wachsende Wirtschaftskraft und Regierungserfahrung in mehr Einfluss ummünzten. An jenem Herbstnachmittag 1999 versammelten sich in den Straßen von Seattle(3) zahlreiche westliche Gruppierungen, um gegen die ihrer Meinung nach bestehenden Ungerechtigkeiten und Ungleichheiten der neoliberalen Globalisierung(5) in ihren eigenen Gesellschaften zu protestieren. Das eigentliche Geschehen fand jedoch drinnen statt, im Konferenzzentrum. Während draußen Tränengasschwaden durch die Straßen zogen, brachte drinnen ein von den Hinterzimmerdeals der Amerikaner verprelltes Bündnis aus Entwicklungsländern den WTO-Gipfel zum Platzen, indem es weitere Verhandlungen verweigerte. Als der Gipfel zwei Jahre später in Doha wieder aufgenommen wurde, setzte dasselbe Bündnis eine ganz andere Tagesordnung durch, die den Problemen der Entwicklungsländer weit mehr Aufmerksamkeit schenkte. Die Weltordnung, die 1945 geschaffen worden war, um die westliche Vorherrschaft in einem Zeitalter der formalen Dekolonialisierung zu bewahren, hatte einen tödlichen Schlag erlitten.
Doch wie schon im alten Rom(45) war eine aufmüpfige innere Peripherie gar nicht das größte Problem des Westens(57). In der Vergangenheit veränderte der Aufstieg des Nordens im ersten Jahrtausend die Machtverhältnisse in Europa irreversibel und sorgte dafür, dass ein mittelmeerbasiertes Imperium auf lange Sicht lebensfähig war. Das Eindringen der Angelsachsen(13) im südlichen Britannien(21) und die Ausbreitung der Franken(9) westlich des Rheins(18) waren, wie wir gesehen haben, nur Teilaspekte beim letztendlichen Zusammenbruch des Römischen Reiches. Wesentlich wichtiger war der Druck der Hunnen(7) aus der äußeren Peripherie, der zur Entstehung neuer Bündnisse auf römischem Boden führte. In ähnlicher Weise untergrub die Globalisierung(6) zwar die in Bretton Woods(4) geschaffene Nachkriegsordnung, aber eine geostrategische Revolution war sie nicht. Während die Globalisierung die Volkswirtschaften der inneren Peripherie umgestaltete, entstand jedoch eine sehr viel größere Bedrohung für die Vorherrschaft des Westens in Gebieten, die bisher immer zur äußeren Peripherie des westlichen imperialen Systems gehört hatten.
Das China(12)-Syndrom

Seit Beginn der Geschichtsschreibung lebte durchschnittlich jeder vierte Mensch des Planeten in China(13), das deshalb bis zum Aufstieg des Westens(58) und seinem eigenen Niedergang nach 1800 stets die größte Volkswirtschaft der Welt gewesen war. Von westlichen Mächten immer wieder gedemütigt, versank das Kaiserreich in inneren Unruhen. Alle Versuche, es im späten 19. Jahrhundert nach dem Vorbild Japans(9) zu reformieren und zu modernisieren, scheiterten an der Korruption mächtiger Interessengruppen. Infolgedessen hatte China die schmerzhafte Sonderrolle, dass seine Wirtschaft in dieser Zeit nicht nur im Vergleich zum aufstrebenden Westen zurückfiel, sondern insgesamt schrumpfte, so dass weite Teile der Bevölkerung verarmten. Als 1949 die kommunistische Revolution(3) triumphierte, war das Reich der Mitte nur noch ein Schatten seines früheren Selbst. Durch Mao(1) Zedongs folgende Versuche, eine in sich geschlossene, autarke Wirtschaft aufzubauen, geriet das Land nur noch weiter ins Hintertreffen. Bei seinem Tod im Jahr 1976 lag das chinesische Pro-Kopf-Einkommen(8) bei etwa 200 US-Dollar pro Jahr, weniger als ein Vierzigstel des amerikanischen. In den vorhergehenden Jahrzehnten hatte China weitgehend unabhängig vom westlichen Wirtschaftsimperium der Nachkriegszeit agiert und war nur geringfügig in dessen ökonomische Strukturen eingebunden gewesen, so dass weniger als 10 Prozent des chinesischen Bruttoinlandsprodukts auf den Außenhandel entfiel.
Nach Maos(2) Tod kam es zu dramatischen Veränderungen, auch wenn der Wandel zunächst kaum spürbar war. Nach einigen hektischen Wochen übernahm eine neue Gruppe von Reformern unter der Führung von Deng(1) Xiaoping die Macht und verdrängte die sogenannte Viererbande, eine einflussreiche Gruppe vom linken Flügel der kommunistischen Partei(4), der auch Maos Witwe Jiang Qing angehörte. Offiziell blieb China(14) auf dem von Mao vorgegebenen Kurs, und sein Konterfei prangt bis heute auf dem Platz des Himmlischen Friedens. Inoffiziell leitete Deng – wenn auch behutsam – eine Revolution ein, die 1978 mit Agrarreformen begann und immer mehr an Fahrt aufnahm, als die Regierung schrittweise den Industrie- und Handelssektor liberalisierte. In den 1990er Jahren hatte sich das Land auf der Weltbühne zurückgemeldet, und der Anteil des Außenhandels an seiner Wirtschaftsleistung hatte sich in nur fünfzehn Jahren vervierfacht. Die chinesische Wirtschaft boomte und konnte sich mit den Glanzleistungen der vier Tigerstaaten(2) messen. Im Jahr 2016 war der durchschnittliche Chinese 25-mal so reich wie vierzig Jahre zuvor, und das chinesische Pro-Kopf-Einkommen(9) betrug mittlerweile über ein Viertel des amerikanischen (Tendenz steigend). Der 1976 noch vernachlässigenswerte Anteil Chinas an der weltweiten Industrieproduktion stieg kontinuierlich auf fast ein Viertel an, und heute ist das Land die größte Volkswirtschaft der Welt – oder wird es bald sein, je nachdem, welchen Maßstab man anlegt.
Die weltgeschichtliche Bedeutung dieser außergewöhnlichen Zeitenwende ist kaum zu überschätzen. Die Folgen sind in ihrer Gänze noch gar nicht absehbar, aber eine so revolutionäre Verschiebung im Ranking der Wirtschaftsmächte wird zwangsläufig parallel auch politische Konsequenzen haben. Zum ersten Mal hat es das moderne westliche Imperium mit einer wirklich gleichrangig konkurrierenden Supermacht zu tun. Die alte Sowjetunion(9) verfügte nie über eine wirtschaftliche Schlagkraft, die ihren militärischen Ambitionen entsprochen hätte, und war nicht in der Lage, ihren weltweiten Einfluss durch die wirtschaftliche Unterstützung von mehr als einer Handvoll überseeischer Klienten auszuweiten (S. 117). Und trotz seiner aufgewärmten Rhetorik aus dem Kalten Krieg(2) haben daran auch Wladimir Putins(1) Versuche, Russlands(2) alte Größe wiederherzustellen, viel geändert. Die russische Wirtschaft basiert nach wie vor weitgehend auf dem Verkauf von Öl und Gas, was sowieso schon auf lange Sicht riskant war, wenn die Welt sich sukzessive von fossilen Brennstoffen abwendet. Die wirtschaftliche Implosion, die durch die Verhängung westlicher Sanktionen nach Putins Invasion in der Ukraine(4) im Jahr 2022 ausgelöst wurde, hat deutlich gemacht, wie fragil und begrenzt die russische Wirtschaftsbasis ist. Die zum Teil beeindruckenden Erfolge des Landes bei der Unterminierung westlicher Demokratien hängen unterdessen zu einem Großteil von der Kooperationsbereitschaft westlicher Handlanger ab – ganz gleich, ob es um die Veröffentlichung von E-Mails, die Finanzierung von politischen Destabilisierungskampagnen oder die Verbreitung von Fake News geht. Selbst Russlands viel gepriesene Militärmaschinerie entpuppte sich im Krieg gegen die viel kleinere Armee der Ukraine als schwerfällig, veraltet und oftmals unfähig.
China(15) bietet ein völlig anderes Bild. Sein Militär hat sich zwar noch nicht in größeren Konflikten beweisen müssen, aber der chinesische Anteil am Bruttoweltprodukt liegt derzeit bei 16 Prozent (im Vergleich zu 2 Prozent für Russland(3)). Seiner autoritären Regierung ist es außerdem gelungen, sowohl den privaten Konsum als auch die öffentlichen Ausgaben zum Beispiel im Sozialsektor so weit einzuschränken, dass sie fast die Hälfte der Wirtschaftsleistung für Neuinvestitionen aufwenden kann. Das ist ein ganz erstaunlicher Wert, der etwa doppelt, sogar dreimal – im Falle eines Schlusslichts wie Großbritannien(26) – so hoch ist wie bei den meisten westlichen Staaten. Selbst die sparsamen Schweizer(1) erreichen kaum ein Drittel. Das bedeutet auch, dass China viel Kapital übrighat, um seine globale Machtbasis auszubauen.
Bislang hat sich Chinas(16) erneuerter Status als Supermacht, verflochten mit der wirtschaftlichen Dynamik in weiten Teilen der sich entwickelnden Welt, meistens auf Gebieten der »Soft Power« ausgedrückt. Das globale Finanzsystem wird zwar immer noch vom Westen(59) dominiert, hängt aber zunehmend von Finanzströmen aus den Entwicklungsländern ab. Dabei haben sich Hongkong(3), Singapur(2), Shanghai(1) und Dubai(1) zu Bankenzentren entwickelt, die es mit den alten Finanzmetropolen London(5), New York(4) und Zürich aufnehmen können. Und während der Westen seine Entwicklungshilfebudgets(1) kürzte, hat China dieses Vakuum gefüllt, indem es seine Auslandshilfen aufstockte, um viele neue Verbündete zu gewinnen. Man muss sich nur einmal die neuen Bürotürme, Einkaufszentren und Straßen ansehen, die mit chinesischer Hilfe in Städten wie Addis Abeba(1) oder Lusaka(1) entstanden sind, um zu erkennen, mit welcher Geschwindigkeit China seine Präsenz besonders auf dem afrikanischen Kontinent ausbaut. Als Folge davon hat eine Regierung nach der anderen Taiwan(3), die abtrünnige Provinz(20), in die sich die nationalistische Regierung unter Chiang(1) Kai-shek zur Zeit der kommunistischen Revolution zurückgezogen hatte, aufgegeben und Peking(1) und nicht Taipeh als die einzig wahre chinesische Regierung anerkannt.
In jüngerer Zeit wird jedoch deutlich, dass China(17) künftig wohl auch nicht vor einer härteren Gangart zurückschrecken dürfte. An die Stelle der alten Volksarmee aus Maos(3) Zeit sind kleinere, spezialisierte und mit modernster Technik ausgestattete Streitkräfte getreten. In den letzten Jahren hat China zwei Flugzeugträger gebaut (vier weitere sind in Planung), mehrere militärische künstliche Inseln vor der eigenen Küste angelegt und eine Reihe von Militärstützpunkten in Asien und im Indischen Ozean errichtet. Parallel zu vermehrten Militärübungen vor Taiwan(4) und einer verschärften Kontrolle über Hongkong(4) nutzt China sein militärisches Potenzial, um seine Ansprüche in der Region zu unterstreichen. Das beunruhigt Chinas asiatische Nachbarländer und die Vereinigten Staaten(37), die ihren eigenen Einfluss in der Region schwinden sehen. Genau wie sein römischer Vorgänger im dritten Jahrhundert sieht sich das moderne westliche Imperium mit einer konkurrierenden Supermacht konfrontiert. Und auch wenn der Aufstieg Chinas den Supermachtstatus des Westens(60) nicht wie das sassanidische Persien(14) direkt untergräbt, stellt es diesen doch vor eine Reihe direkter und indirekter Herausforderungen, denen er sich früher oder später stellen muss.
Nach dem Ende der Geschichte?

Im Jahr 1992 proklamierte der Politikwissenschaftler Francis Fukuyama(1) unter dem Eindruck des Berliner(1) Mauerfalls das »Ende der Geschichte«. Die ideologische Evolution der Menschheit, so seine These, habe angesichts der weltweiten Vorherrschaft des westlichen Modells liberaler Demokratie(1) ihren natürlichen Abschluss gefunden. Bald würden wir alle in liberal-demokratischen kapitalistischen Staaten leben. Schon damals klang das anmaßend. Heute wirkt es wie eine Wahnvorstellung. Die erstaunliche wirtschaftliche Entwicklung großer Teile der alten inneren Peripherie vor dem Hintergrund der dramatischen Binnenmigration der letzten Jahrzehnte und der kometenhafte Aufstieg Chinas(18) von der äußeren Peripherie auf die Weltbühne machen deutlich, dass die globale Vorherrschaft des Westens(61) vielleicht noch nicht umgestoßen, aber zum ersten Mal ernsthaft herausgefordert ist. Und es gibt nicht die geringste Chance, dass es sich dabei um kurzlebige Entwicklungen handelt. Auf der Liste der Superreichen tauchen inzwischen immer mehr Milliardäre aus dem globalen Süden auf, und das ist kein Zufall, denn viele Volkswirtschaften der Peripherie sind längst nicht mehr die ewigen Nachzügler von früher, sondern entwickeln sich mit einer Dynamik, die ihresgleichen sucht. Tatsächlich finden sich alle am schnellsten wachsenden Volkswirtschaften der Welt allesamt in der ehemaligen Peripherie. Die Rückkehr Chinas an die Spitze der Weltwirtschaft ist ein Phänomen von allergrößter Bedeutung, aber die umfassende Herausforderung für den Westen ist viel mehr als eine chinesische Geschichte. In den letzten Jahren hat das lange Zeit als träge verschriene Wirtschaftswachstum Indiens(16) das chinesische überholt, und sechs der fünfzehn am schnellsten wachsenden Volkswirtschaften der Welt liegen in Afrika(7). Afrika beschwört im Westen immer stereotype Bilder von Hunger und Krankheit, aber eine neue Ära des wirtschaftlichen Zusammenwachsens steht bevor.
Die augenfällige Dynamik der Volkswirtschaften in China(19) und vielen Entwicklungsländern löste, gerade im Vergleich mit rückläufigen Wachstumsraten(2) im Westen(62), in letzter Zeit ernsthafte Diskussionen über die Schwächen der Demokratie(3) und die vermeintliche Überlegenheit autoritärer Systeme aus. Auch wenn Autokraten ihre Nachteile haben mögen, so eine Denkrichtung, bringen sie doch etwas zustande. Und die unbeholfenen Reaktionen einiger westlicher Regierungen auf die Corona(2)pandemie haben solche Meinungen nur noch bestärkt. Der größte Teil des neuen Reichtums wurde außerhalb des alten imperialen Kerns erwirtschaftet, so dass westliche Werte selbst bei manchen im Westen an Glanz verlieren. Tatsächlich ist der Westen aber immer noch für den Löwenanteil des Bruttoweltprodukts verantwortlich, und in Ostasien haben gerade Demokratien wie Südkorea(3) und Taiwan(5) am erfolgreichsten auf die Herausforderungen der Coronapandemie reagiert. Anstatt weiter Fukuyamas(2) wenig überzeugendem Triumphalismus anzuhängen oder der aktuellen (ebenso unkritischen) Mode für Autokratien zu folgen, bietet uns die römische Geschichte einen alternativen Weg, darüber nachzudenken, was als Nächstes geschehen könnte.
Betrachtet man die verschiedenen Phasen der Beziehungen des Römischen Reiches zu seiner Umwelt, so ist man zunächst versucht zu glauben, dass das moderne westliche Imperium sich aktuell bis zum dem Stand entwickelt hat, den sein antikes Gegenstück im späteren dritten und im vierten Jahrhundert erreicht hatte. Es war die Zeit, als Persien(15) wieder zu einer konkurrierenden Supermacht aufgestiegen war und die europäischen Peripherien auf dem Vormarsch waren. Das allein wäre schon herausfordernd genug, doch bei näherer Betrachtung ähnelt die heutige Lage sogar eher der noch prekäreren Situation in den 420er Jahren, als sich die neuen Verbände bereits auf römischem Boden festgesetzt hatten. Das liegt nicht daran, dass »barbarische« Einwanderer(8) in steigender Zahl in den modernen Westen(63) kämen. Heutige Einwanderer stützen im Allgemeinen eher die Volkswirtschaften und Gesellschaften der entwickelten Welt, als dass sie diese bedrohen würden (Kapitel 6). Die eigentliche Parallele liegt darin, dass wir uns noch einmal vor Augen führen, warum diese barbarischen, von Vertriebenen aus der inneren Peripherie geschaffenen Enklaven des fünften Jahrhunderts für das antike Rom(46) ein solches Problem darstellten. Landwirtschaftliche Nutzflächen waren damals das wichtigste Mittel, um Wohlstand(35) zu generieren. Die »barbarischen« Königreiche untergruben das imperiale System unmittelbar, indem sie einen erheblichen Prozentsatz am Gesamtbestand vermögenserzeugender Ressourcen seiner Kontrolle entzogen, so dass der römische Zentralstaat versuchen musste, seine Verpflichtungen gegenüber den Bürgern mit stark reduzierten Einkünften zu erfüllen.
In der heutigen Situation hat die ehemals koloniale Peripherie gar keinen Grund, in die westlichen Kernländer einzufallen, weil der gleiche Gesamteffekt bereits dadurch erzeugt wird, dass die Kontrolle über einen erheblichen Teil der vermögenserzeugenden Ressourcen der modernen Welt auf die Peripherie übertragen wurde: in diesem Fall industrielle Produktionsmittel anstelle von agrarisch nutzbarem Land. Statt Armeen zu organisieren, haben die Staaten der modernen Peripherie Heerscharen von Arbeitern organisiert. In beiden Fällen erfolgten die Ressourcentransfers als Reaktion auf schwere Krisen. Aber gerade kurzfristige Antworten auf unmittelbar drängende Krisen haben häufig langfristige und unvorhergesehene Folgen.
Im Fall von Rom(47) waren die ersten Ansiedlungen in Spanien(12) und Gallien(8) während der 410er Jahre eine Möglichkeit, mit den Migranten umzugehen, die vom Aufstieg der Hunnen(8) verdrängt worden waren. Die Ansiedlungen schufen machtvolle periphere Einheiten auf römischem Boden, aber zu diesem Zeitpunkt blieb der kaiserliche Herrschaftsapparat noch die mit Abstand stärkste Macht innerhalb des westlichen Imperiums. Als sich derartige Ansiedlungen in den 430er Jahren nach Nordafrika(9) ausbreiteten, verschob sich das wirtschaftliche und damit das politische Kräfteverhältnis erheblich weiter zuungunsten des Zentrums. Dieser Prozess setzte sich fort bis nach dem Scheitern des letzten Versuchs Konstantinopels(7), den Westen(64) im Jahr 468 durch die Zerstörung des Vandalenreichs in Nordafrika zu retten, und aufstrebende Peripherien (mit den Westgoten(8), Vandalen(22) und Burgunden(4) an der Spitze) konnten die letzten Reste des Einflusses der Zentrale schnell überrennen, indem sie die Kontrolle über die letzten der ihr noch verbliebenen vermögenserzeugenden landwirtschaftlichen Nutzflächen übernahmen. Droht dem modernen Westen das gleiche Schicksal: zu verschwinden, weil er die Kontrolle über eine kritische Masse seiner Produktionsmittel verloren hat?
Der relative Niedergang des modernen Westens(65) und die Bedrohung durch das wiedererstarkte China(20) haben bereits zu zwei weitreichenden Reaktionen seitens westlicher Regierungen geführt, denen es schwerfällt, sich nicht nach dem Status quo ante oder zumindest etwas Ähnlichem zu sehnen. Die Trump(4)-Administration versuchte, die wachsende Soft-Power Chinas zu untergraben, indem sie dem Land die wirtschaftlichen Flügel stutzte – eine Strategie, die sich in ihren Bemühungen um härtere Handelsabkommen offenbarte. Außerdem haben mehrere westliche Regierungen ihre militärische Präsenz verstärkt, um die aus ihrer Sicht zunehmende Abenteurerlust der Chinesen einzuhegen. Der britische Verteidigungsminister kündigte 2019 an, den neuen Flugzeugträger des Landes ins Südchinesische Meer zu entsenden. Chinas wachsende Präsenz in seiner unmittelbaren Nachbarschaft rückt das Reich der Mitte gefährlich nahe an die amerikanische Einflusssphäre im Pazifik heran, was die Spannungen zwischen den Supermächten verschärfen wird. Pessimistische Stimmen haben sogar schon vor einer drohenden »Thukydides-Falle(1)« gewarnt. Nach dieser vermeintlichen Regel kommt es irgendwann zum Krieg, wenn eine im Niedergang befindliche Hegemonialmacht von einer aufstrebenden Macht verdrängt wird.
So reizvoll diese Art von Säbelrasseln für einen Teil der westlichen Öffentlichkeit auch sein mag, gebracht hat es bislang kaum etwas. Die chinesische Regierung begegnete dem waghalsigen Vorstoß des britischen Verteidigungsministers mit dem unmissverständlichen Hinweis, dass man sich nicht mehr im 19. Jahrhundert befinde. Damals predigte Großbritannien(27) das Evangelium des Freihandels, gerade weil es die Kanonenboote hatte, mit denen es die Öffnung des chinesischen Marktes für britische Industrieprodukte und indisches Opium(3) erzwingen konnte. Heute braucht Großbritannien die Erlaubnis Pekings(2), um auf die chinesischen Märkte zu gelangen. Und ihr Bestreben, nach dem Brexit(5) ein Handelsabkommen mit China(21) abzuschließen, veranlasste die britische Regierung schnell dazu, einen Rückzieher zu machen und auf die »starken und konstruktiven Beziehungen« zwischen den beiden Ländern anzustoßen – und klarzustellen, dass der Flugzeugträger wenigstens in den nächsten Jahren nirgendwo hinfahren würde.
Obwohl die Vereinigten Staaten(38) viel mehr Gewicht haben als Großbritannien(28), ist nicht klar, was sie gewinnen könnten, wenn sie China herausforderten. Donald Trump(5) versprach zwar, dass es »gut und einfach« sein werde, einen Handelskrieg mit China(22) zu gewinnen, doch am Ende schadete die Auseinandersetzung mehr den USA. Der Präsident behauptete, dass die 2018 verhängten Zölle, mit denen China zurück an den Verhandlungstisch gezwungen werden sollte, von chinesischen Unternehmen beglichen werden würden. Tatsächlich blieben die Amerikaner auf der Rechnung sitzen, die sie in Form von höheren Preisen, geringeren Exporten und schätzungsweise 300 000 Arbeitsplätzen bezahlten, die durch den Handelsstreit verloren gingen. Und während die amerikanische Industrieproduktion in dieser Zeit zurückging, ersetzte China die verminderten US-Exporte einfach durch Ausfuhren in andere Länder. Angesichts der engen Verflechtungen zwischen der amerikanischen und chinesischen Wirtschaft, die sich in den letzten Jahrzehnten herausgebildet haben, würde jeder wirtschaftliche Schaden, den die USA ihrem Rivalen zufügen können, unweigerlich entsprechende Kollateralschäden im eigenen Land erzeugen.
Die wichtigste Lektion, die die römische Geschichte zu bieten hat, ist hier, dass eine offene Konfrontation mit einer konkurrierenden Supermacht kein guter Weg ist, um die Reste der eigenen Vormachtstellung in einer Zeit zu bewahren, in der andere Entwicklungen den Erhalt der eigenen globalen Macht bedrohen. Rom(48) und Persien(16) waren sich niemals grün. Man stritt sich um Grenzen, Handelsrouten und die Kontrolle über Klientelstaaten; und auch ihre Ideologien konkurrierten miteinander. Beide beanspruchten für sich, von jeweils unterschiedlichen allmächtigen Gottheiten unterstützt zu werden, was zu unvereinbaren Weltanschauungen führte. Nachdem jedoch gegen Ende des dritten Jahrhunderts klar geworden war, dass keiner von beiden stark genug war, um den anderen niederzuringen, beschränkten sich die Konflikte in der Regel auf eine Reihe von kurzen Auseinandersetzungen, die das Funktionieren beider Systeme nicht beeinträchtigten. Und als beide im späten vierten und im fünften Jahrhundert gleichzeitig von eindringenden Steppennomaden bedroht wurden, rauften sie sich sogar für eine Weile zusammen und agierten als »Zwillingslichter am Firmament«, wie es ein römischer Kaiser ausdrückte. All das, worüber man zuvor gestritten hatte, war in dieser Zeit kein Thema.
Als die Nomadengefahr um das Jahr 500 wieder nachließ, kehrten Rom(49) und Persien(17) bald wieder zu ihren alten Konfrontationsmustern zurück. Der römische Kaiser Justinian(2) (527–565) zeigte während einer Regierungszeit, die auch sonst von einem Hang zum militärischen Abenteurertum geprägt war, eine besondere Neigung zur Aggression. Er war sogar leidlich erfolgreich (er errang trotz erheblicher Verluste genügend Siege, um behaupten zu können, Gott stehe ihm zur Seite), aber langfristig setzte er damit eine Gewaltspirale in Gang, in der beide Reiche ihre frühere Zurückhaltung aufgaben und stattdessen höhere Ziele anstrebten. Das gipfelte in einem 25-jährigen verheerenden Krieg zu Beginn des siebten Jahrhunderts (603–627), der schließlich in einem Patt und mit dem Bankrott beider Reiche endete. Das entstandene Machtvakuum nutzte die neu vereinte islamische arabische Welt sofort aus, um das politische Gesicht des Mittelmeerraums und des Nahen Osten(4)s für immer zu verändern. Das Perserreich wurde Anfang der 650er Jahre vollständig ausgelöscht, und gewaltige Gebietsverluste degradierten das Oströmische Reich(2) zur Regionalmacht.
Die Erkenntnis hieraus ist einfach, aber heilsam. Die Macht Chinas(23) wird sich nicht einfach in Luft auflösen, und eine direkte Konfrontation, sei sie nun wirtschaftlicher oder politischer Natur, wäre sicher kontraproduktiv. Aufgrund der modernen Waffentechnik könnte ein Konflikt zwischen Supermächten nicht nur die Protagonisten, sondern den gesamten Planeten zerstören. Und selbst sehr viel begrenztere Formen anhaltender Konfrontation würden wahrscheinlich jede Möglichkeit der Zusammenarbeit angesichts einer Reihe dringender globaler Probleme untergraben, die ganz offensichtlich einen kooperativen Ansatz erfordern: nicht zuletzt Umweltverschmutzung, Bevölkerungswachstum, Seuchen und Klimawandel(1). Westliche Regierungen sollten deshalb genau überlegen, welche Schlachten sich wirklich lohnen, und Peking(3) nur dort entgegentreten, wo das chinesische Verhalten westliche Grundwerte oder eine stabile Weltordnung massiv bedroht, wie bei der Behandlung ethnischer Minderheiten, Verstößen gegen das Völkerrecht oder internationalen Verträgen – Hongkong(5) spielt in dieser Diskussion eine große Rolle – oder der zunehmenden Feindseligkeit gegenüber Taiwan(6). Und selbst dann sind harte Verhandlungen zu erwarten, da die Differenzen zwischen den beiden Seiten in einigen dieser Fragen für die Chinesen existenziell sind.
Auch die Chinesen werden eine ihrer strategischsten Ressourcen nutzen müssen, die sie mit ihrem Verhalten vor kurzem eher untergraben haben: ihre Bündnisse. Während die meisten westlichen Länder mächtigen militärischen und politischen Bündnissen angehören, handelt China(24) allein. Länder mit unterschiedlichen Interessen diplomatisch zu koordinieren, ist niemals einfach, wird aber sicher mehr Früchte tragen als die Alleingänge, die in letzter Zeit in Trumps(6) Amerika(17) oder in Großbritannien(29) nach dem Brexit(6) bevorzugt wurden. Großbritanniens Austritt aus der EU zum Beispiel bedeutete, dass sich seine »Strategie« (in Ermangelung eines besseren Wortes) zur Modernisierung seiner Kommunikationsinfrastruktur mit billiger chinesischer Technologie als unvereinbar mit dem ebenso dringlichen Vorhaben erwies, sich bei einer US-(39)Regierung lieb Kind zu machen, mit der es ein Handelsabkommen abschließen wollte. Kleine und mittelgroße Mächte schwächen sich durch Alleingänge in der Regel selbst gegenüber denen mit der wirklichen Macht. Sehr viel effektiver ist die Art der gemeinsamen westlichen Antwort auf Putins(2) Einmarsch in die Ukraine(5), als sich die westlichen Verbündeten schnell auf gemeinsame Standpunkte einigten, die zu umfangreicher Militärhilfe und anderer Art von Unterstützung für die Ukraine und zur Verhängung verheerender Sanktionen für die russische Wirtschaft führten.
Angesichts der wirtschaftlichen und politischen Macht, die sich in den letzten Jahrzehnten in der alten imperialen Peripherie aufgebaut hat, liegt es außerdem nahe zu versuchen, die bestehenden westlichen Bündnissysteme zu erweitern, indem man die vielen Entwicklungsländer, die zumindest nominell die demokratischen und freiheitlichen Strukturen des Westens(66) teilen, wie Indien(17), Südafrika(4) und Brasilien(2), einbezieht und auf diese Weise eine größere Koalition gleichberechtigter Staaten bildet. Manche dieser Staaten (vor allem Indien) haben ohnehin ihre eigenen Gründe, sich gegen eine ungebremste Expansion der chinesischen Macht abzusichern. Damit würde man zwar akzeptieren, die traditionelle westliche Vorherrschaft ein wenig zu beschneiden, aber dieser Ansatz bietet eine bessere Chance, die besten der westlichen Werte in einer postimperialen Welt zu bewahren.
Der große Vorteil eines solchen Ansatzes bestünde heute darin, in internationalen Verhandlungen ein wirksameres Gegengewicht zu China(25) aufzubauen. Wenn diese Strategie erfolgreich sein soll, erfordert sie allerdings mehr und nicht weniger Offenheit seitens der westlichen Länder und wahrscheinlich auch mehr Hilfsleistungen, um diese diplomatischen Vorhaben zu unterfüttern. Einer der Gründe, warum China sich so viele günstige Handelsabkommen und Investitionsmöglichkeiten in den Entwicklungsländern sichern konnte, liegt darin, dass das Land sich viel bereitwilliger zeigt, großzügig zu sein, als viele westliche Länder. Für ein erfolgversprechendes Engagement in der alten Peripherie müsste der Westen(67) einen Weg beschreiten, der dem aktuellen politischen Diskurs zuwiderliefe. Derzeit neigt man eher zur Kürzung von Entwicklungshilfebudgets(2), um die Mittel im eigenen Land zu investieren oder eigene Exporteure zu begünstigen. Im Jahr 2020 beschloss die britische Regierung, sein Entwicklungshilfeministerium, das allseits als eines der effektivsten weltweit bewundert wurde, zu schließen und es dem chronisch überlasteten Außenministerium anzugliedern. Gleichzeitig hielt man am Weiterbau eines Flugzeugträgers fest. Die Entscheidung brachte wahrscheinlich ein paar Wählerstimmen für die Tories, aber global gesehen verzichtete Großbritannien(30) damit auf eines seiner wirkungsvollsten Soft-Power-Instrumente, um eine Hard-Power zu demonstrieren, die sich als Papiertiger entpuppte. Da man selbst nicht über geeignete Flugzeuge verfügte, wurde das Flugdeck des Trägers an die Amerikaner ausgeliehen.
Es ist nicht nur eine Frage des Geldes. Angesichts der zunehmend autoritären Tendenzen in vielen Demokratien der Dritten Welt(4) werden westliche Politiker, die ihre Außenbeziehungen auf eine engagiertere Weise neu ausrichten wollen, wahrscheinlich vor einer weiteren Herausforderung stehen. Alle potenziellen Ziele für solche Annäherungsversuche haben gute historische Gründe – mehrere Jahrhunderte ausbeuterischer Vorherrschaft – dafür, den Motiven des Westens zu misstrauen. Zu Beginn des Ukraine(6)kriegs wurde in den westlichen Hauptstädten die Isolation Russlands(4) in der Welt beschworen. Tatsächlich wird mehr als die Hälfte der Menschheit von Regierungen vertreten, die sich bei der Hauptabstimmung der UN-Vollversammlung zur Verurteilung Russlands enthalten haben. In Afrika(8) sahen viele Menschen und Regierungen wenig Sinn darin, in einem Konflikt gegen ein Land Partei zu ergreifen, mit dem sie nicht in Streit liegen und das sie (als die frühere Sowjetunion(10)) bei ihren Unabhängigkeitsbestrebungen gegen ebenjene Länder unterstützt hatte, die nun ihre Solidarität einforderten.
Der gleiche historische Hintergrund erklärt zumindest zum Teil den Erfolg, den China(26) beim Aufbau herzlicher Beziehungen zu vielen Entwicklungsländern hatte. Während China oft dafür kritisiert wird, dass es die Augen vor Menschenrechtsverletzungen in den Ländern verschließt, denen es Hilfe leistet, kommt sein erklärtes Bekenntnis zum Grundsatz der Nichteinmischung in vielen Entwicklungsländern, die sich noch an die koloniale Alternative des Westens(68) erinnern, gut an. Dies gilt insbesondere, solange der Westen noch Staatsoberhäupter hervorbringt, die atemberaubende – um nicht zu sagen historisch völlig unwissende – Aussagen machen wie »Afrika(9) mag ein Schandfleck sein, aber es ist kein Schandfleck auf unserem Gewissen« –, womit ein zukünftiger britischer Premierminister im Jahr 2002 offenbar andeuten wollte, das Hauptproblem des Kontinents bestehe darin, dass Großbritannien(31) nicht mehr über ihn herrsche. Die meisten Afrikaner dagegen haben nicht vergessen, dass ihrer Unabhängigkeit Jahrhunderte der wirtschaftlichen Ausbeutung und politischen Unterdrückung seitens des Westens vorausgingen. Das hilft zu erklären, warum das westliche Bündnis im Jahr 2022 bei seinen Bemühungen um die Isolierung Russlands(5) in Afrika auf wenig Begeisterung stieß. Wo war die entsprechende Unterstützung, konnten sie zu Recht fragen, als wir versucht haben, das südafrikanische Apartheidsregime zu isolieren?
Wenn die Länder des Westens(69) die chinesische Expansion in der globalen Peripherie eindämmen wollen, muss sich das westliche Narrativ ändern, weg von der impliziten Entschlossenheit, die westliche Größe notfalls auch auf Kosten der Entwicklungsländer zu bewahren, hin zur Unterstützung dieser Länder bei der Verbesserung ihres allgemeinen Wohlstands(36) und der Stärkung ihrer sozialen und staatlichen Strukturen. Das würde bedeuten, den kleinen Club des alten imperialen Kerns zu erweitern, um ein breiteres Spektrum von Stimmen in internationalen Organisationen und Verhandlungen einzubeziehen, und zwar zu wesentlich gleichberechtigteren Bedingungen als denen, die Clinton(7) auf dem Gipfel von Seattle(4) 1999 implizit angeboten hat (in der Tat könnten einige der Führer der Gipfelrebellen gute Kandidaten für eine Mitgliedschaft sein).
Als Anführer und Koordinator dieses erweiterten – und nicht mehr allein auf den Westen(70) ausgerichteten – Clubs demokratischer und rechtsstaatlicher Länder kommen nach wie vor nur die Vereinigten Staaten(40) in Frage. Um eine derartige Rolle effektiv ausfüllen zu können, müssten sie allerdings ihre isolationistischen Tendenzen überwinden und sich den weitaus größeren Vorteilen einer internationalen Zusammenarbeit öffnen. Damit das geschehen und den amerikanischen Wählern schmackhaft gemacht werden kann, müssen sich natürlich auch die anderen Regierungen des alten westlichen Imperiums in angemessener Weise an diesem Projekt beteiligen. Wie die jüngsten Erfahrungen mit der NATO und der Europäischen Union(5) zeigen, ganz zu schweigen von den kontroversen WTO-Verhandlungen seit dem Gipfel von Seattle(5), ist die Wahrung des Zusammenhalts im Zuge einer Erweiterung eine Herausforderung, die ein hohes Maß an Diplomatie erfordert, da die Diskussion eine größere Anzahl von oft widerstreitenden Stimmen einbeziehen muss. Aber die Alternative, dass jeder Staat einen Alleingang unternimmt, würde die Entscheidungsfindung für jedes einzelne Land zwar leichter machen, aber auch bedeuten, dass diese Entscheidungen kaum Gewicht haben.
Eine stärkere Beteiligung an einem breiteren internationalen Block, der offen dafür ist, die Bedürfnisse seiner erweiterten Mitglieder unter gleichberechtigteren Bedingungen zu erörtern, würde auch ein geeignetes Instrumentarium bieten, um einige der besseren Errungenschaften der modernen westlichen Zivilisation fest in der neuen globalen Ordnung zu verankern. Auch wenn der Westen(71) den Reichtum anderer genutzt hat, um ihre Entwicklung zu finanzieren, sind Konzepte wie Rechtsstaatlichkeit(1), relativ unparteiische und effiziente öffentliche Institutionen(1), eine relativ freie Presse(1) und angemessen rechenschaftspflichtige Politiker dazu geeignet, die allgemeine Lebensqualität in jedem Land enorm zu verbessern. Darum stören sich einige der schärfsten Kritiker des Westens nicht an Werten wie individueller Freiheit oder Demokratie(4), sondern daran, dass er oftmals nicht das praktiziert hat, was er dem Rest der Welt predigt. Eine nüchterne Konzentration auf solche soliden Werte bei gleichzeitiger Offenheit für die Legitimität nichtwestlicher Anliegen wird bei den Bürgern der aufstrebenden Peripherie weitaus mehr Anklang finden als die Nostalgie für den einstigen vermeintlichen Ruhm der westlichen Weltherrschaft, die bei bestimmten Teilen der westlichen Wählerschaft gut ankommt.
Wie wir in Kapitel 5 gesehen haben, war der Fortbestand der römischen Zivilisation nur durch Aushandlungen möglich. Auf dem Kontinent führten die Aushandlungen zwischen den Provinzeliten und den aufstrebenden Dynasten dazu, dass die neue Ordnung des nachrömischen Westens(72) einige charakteristische römische Elemente übernahm, wie die lateinische Schriftsprache, das Christentum(10) und das kodifizierte Recht. Es ist wichtig, die Bedeutung dieser Kulturformen nicht zu idealisieren. Sie waren in erster Linie für die römischen Eliten von Belang, und sie überlebten, weil sie sich für die entstehenden nichtrömischen Eliten als ebenso attraktiv erwiesen. Der Kontrast zu den Ergebnissen nördlich des Ärmelkanals jedoch könnte nicht größer sein, denn dort fanden keine Mitglieder der römischen Grundbesitzerelite den Weg in die neue Ordnung, und alle charakteristischen Merkmale des römischen Lebens verschwanden. Schließlich wurden einige davon (das Christentum, das kodifizierte Recht und die lateinische Schriftsprache) ab dem Ende des sechsten Jahrhunderts im angelsächsischen(14) England(3) wieder eingeführt, als dessen Könige, die unaufhaltsam von den sich entwickelnden wirtschaftlichen Netzen des benachbarten europäischen Mutterlands angezogen wurden, erkannten, dass kulturelle Assimilation der beste Weg war, um die besten Geschäfte zu machen. Dies wäre jedoch nicht geschehen, wenn die alten römischen Werte nicht bereits im übrigen nachrömischen Westen fest etabliert gewesen wären.
Wenn westliche Staaten heute erfolgreich verhandeln wollen, ist es unerlässlich, China(27) gegenüber eine differenziertere Haltung einzunehmen. Sie müssen den Teil der chinesischen Politik, der die besten der westlichen Traditionen bedroht, vom legitimen Wunsch des Landes trennen, seinen angestammten Platz im Reigen der Großmächte wieder zu beanspruchen. Und sie müssen einige der verbliebenen Überreste des arroganten westlichen Imperialismus über Bord werfen. Obschon periodische Konfrontationen sicherlich zu den Merkmalen der Beziehungen gehören werden, wäre ein Rückfall in eine einheitlich feindselige Rhetorik wie im Kalten Krieg(1) selbstzerstörerisch. Auch die wirtschaftliche, politische und kulturelle Zusammenarbeit muss ein fester Bestandteil eines erfolgreichen Politikmixes sein. Trotz seiner wachsenden Selbstsicherheit reicht Chinas Säbelrasseln noch nicht weit über seine unmittelbare Nachbarschaft hinaus. Bevor sie großspurige Ankündigungen machen, sollten sich westliche Verteidigungsminister vielleicht fragen, was sie dabei empfinden würden, wenn China die Entsendung eines Flugzeugträgers in den Ärmelkanal oder die Karibik(3) ankündigen würde. China ist von unfreundlichen Rivalen umringt, von der amerikanischen Pazifikflotte bis zu Ländern wie Indien(18) oder Vietnam(2) vor seiner Haustür, mit denen man in der jüngeren Vergangenheit Kriege geführt hat. Daher ist zu erwarten, dass das Land die Notwendigkeit verspürt, seinen wachsenden wirtschaftlichen Wohlstand(37) mit einem stärkeren Verteidigungsperimeter zu schützen.
Bisher zumindest spricht vieles dafür, dass Chinas(28) wachsender militärischer Fußabdruck seinen wachsenden wirtschaftlichen Fußabdruck widerspiegelt, und das Bild der chinesischen Aggression wird manchmal durch die Tatsache verkompliziert, dass es mit Nachbarn konfrontiert ist, deren eigenes Verhalten manchmal alles andere als harmlose Absichten vermuten lässt. Je nach Blickwinkel konnte man Chinas Grenzgefechte mit Indien(19) im Jahr 2020 entweder als offensiven Akt oder als Präventivmaßnahme gegen eine zunehmend streitsüchtige und chauvinistisch agierende Regierung in Neu-Delhi(1) deuten. Die außergewöhnliche Rolle als Weltpolizist, die Amerika(18) nach dem Zweiten Weltkrieg einnehmen konnte, spiegelt im Grunde nur ein kurzes historisches, dem Machtvakuum in Asien geschuldetes Intermezzo wider. Durch die Rückkehr Chinas an seinen angestammten Platz wird sich jetzt zwangsläufig der militärische Fußabdruck Amerikas proportional verringern. Aber die USA werden keineswegs aufhören, eine Stütze für anhaltenden Frieden und Stabilität zu sein, vor allem, wenn es gelingt, ein Netzwerk aus Allianzen zu knüpfen, das ein Gegengewicht zu China bildet, ohne dessen Position direkt zu bedrohen.
Die schiere Größe Chinas(29) und sein wachsender wirtschaftlicher und diplomatischer Einfluss in den Entwicklungsländern legen nahe, dass es trotz der unbestreitbaren institutionellen und ideologischen Differenzen unmöglich sein wird, China nicht in eine Strategie des Übergangs zu einer neuen globalen politischen Architektur einzubinden. So demütigend dies für westliche Länder sein mag, die noch vor gar nicht langer Zeit China sagen konnten, was es zu tun hatte, legt die Geschichte nahe, dass die Alternative weitaus schlimmer wäre. Die gegenwärtige Weltlage bietet sehr viel größere und bedrohlichere Herausforderungen als die Nomaden, die Rom(50) und Persien(18) zur Zusammenarbeit zwangen. Ein erweitertes Bündnis unter amerikanischer Führung täte gut daran, sich in seiner Haltung gegenüber China, dem Zwillingslicht am modernen globalen Firmament, als grundsätzlich kooperativ darzustellen, auch wenn es zweifellos zu Konflikten und Spannungen kommen wird. Die potenziellen Vorteile eines solchen Ansatzes gehen weit über wirtschaftliche Aspekte hinaus. Es ist schwer vorstellbar, wie der Klimawandel(2) und die weiteren Folgen der demografischen Revolution ohne einen breit angelegten globalen Ansatz wirksam angegangen werden können. Tragödien wie die in Libyen(1), Afghanistan(1) oder Syrien(5), als die dortigen fragilen Regierungen kollabierten, ließen sich in einem auf Kooperation anstatt auf Konfrontation setzenden politischen Klima ebenfalls sehr viel leichter verhindern. Europa hat bereits gezeigt, dass es aus seinen Fehlern bei der Flüchtlingskrise von 2015 gelernt hat, als jeder Staat auf eigene Faust handelte: Die ukrainische Flüchtlingswelle im Jahr 2022 ging man gemeinsam und äußerst effektiv an.
Zu Beginn des dritten Jahrzehnts des dritten Jahrtausends sehen sich die westlichen Länder daher mit zahlreichen Herausforderungen konfrontiert, während sie über die neue Weltordnung nachdenken, die um sie herum entsteht. Ähnlich wie Rom(51) sich vor vielen Jahrhunderten Persien(19) und Verbänden an seinen Grenzen gegenübersah, bedeutet der Aufstieg Chinas(30), dass der Block der westlichen Nationen sich sowohl zum ersten Mal mit einer rivalisierenden Supermacht als auch mit irreversiblen Prozessen in der ehemaligen imperialen Peripherie auseinandersetzen muss. Diese haben wichtige neue Stimmen geschaffen, die über genügend wirtschaftlichen und politischen Gewicht verfügen, um sich Gehör zu verschaffen. Die allereinfachste Antwort, die man dem heimischen, noch in der Kolonialgeschichte geschulten Publikum verkaufen kann, ist Konfrontation in wirtschaftlicher und wahrscheinlich auch in politischer Hinsicht. Dies wäre jedoch mit erheblichen, potenziell ruinösen Kosten verbunden, verglichen mit dem realistischeren, aber weniger populären Ansatz, die Unvermeidbarkeit des Aufstiegs der Peripherie zu akzeptieren und zu versuchen, sich mit ihr zu arrangieren.
Die kurze Antwort auf die eingangs gestellte Frage ist deshalb ganz einfach. Nein, der Westen(73) kann nicht wieder zu alter Größe gelangen. Die tektonischen Platten der wirtschaftlichen Organisation, auf denen diese politischen Strukturen ruhten, haben sich entscheidend verschoben, und nichts wird sie zurückbewegen. Das müssen die westlichen Politiker ihren Bürgern klarmachen und endlich die Schaffung einer neuen, weniger selbstverherrlichenden Weltordnung in Angriff nehmen, die tatsächlich ihre Interessen (und die aller anderen) wirksamer verteidigen würde.
Wenn sie dies nicht tun und der Konfrontation den Vorrang geben, um die globale Position der westlichen Welt kurzfristig zu stützen, sind die längerfristigen Folgen wahrscheinlich katastrophal. Denn während die geostrategischen Folgen der Globalisierung(7) schon herausfordernd genug sind, wird die zweite fundamentale Bedrohung für die westlichen Werte in den nächsten Jahrzehnten wahrscheinlich viel näher der Heimat entstehen.
8. 
Tod der Nation?

Am 23. Juni 2016 stimmten 72,2 Prozent der britischen Wahlberechtigten mit einer knappen Mehrheit von 51,9 zu 48,1 Prozent für den Austritt aus der Europäischen Union(6). Zuallererst war dies ein Sieg für die Brexit(7)-Kampagne, die von konservativen Politikern und der Interessengruppe »Vote Leave« ins Leben gerufen worden war, aber das Ergebnis offenbart auch eine tiefe Spaltung der britischen Wählerschaft. Es gibt eine »Mitte«, die mit keiner der beiden Positionen besonders eng verbunden ist, aber sie liegt zwischen Gegnern und Befürwortern, die sich weiterhin unversöhnlich gegenüberstehen. Ein halbes Jahrzehnt politischer Manöver hat die Kluft noch tiefer werden lassen. Und Großbritannien(32) ist nicht das einzige Land, in dem der aktuelle politische Diskurs durch einen eklatanten Mangel an Konsens gekennzeichnet ist. In den Vereinigten Staaten(41) quittierten Trump(7)-Anhänger bei Wahlkundgebungen im Jahr 2016 die Erwähnung seiner Gegnerin Hillary Clinton(1) mit dem Ruf »Sperrt sie ein«, und seine Wählerschaft reagierte mit Begeisterung auf die spalterischen Tiraden des späteren Präsidenten. Im Winter 2018/19 wurden die Großstädte Frankreichs(11) monatelang von den gewalttätigen Protesten der gillets jaunes (Gelbwesten(1)) erschüttert, die sich an der geplanten Erhöhung der Mineralölsteuer entzündeten, sich aber rasch zu einer Rebellion gegen die als abgehoben und unnahbar empfundenen Regierungseliten entwickelten.
Schon im fünften Jahrhundert wurde die gleiche Art von interner Spaltung zu einem charakteristischen Merkmal des politischen Diskurses in den verbliebenen Territorien des westlichen Imperiums. Angesichts eines im Niedergang begriffenen imperialen Zentrums, steigender Steuern(5) und des wachsenden Einflusses barbarischer Verbände waren die Eliten uneins darüber, wie man den sozialen und wirtschaftlichen Status quo am besten bewahren könnte. Manche hielten eine neue politische Ordnung mit unabhängigen Königreichen für den besten Weg, während andere, wie Sidonius(2) (S. 146–147), unbedingt römisch bleiben wollten. Solche Spaltungen spielten eine wesentliche Rolle in der Endphase des Zusammenbruchs des Römischen Imperiums. Die erbitterten Proteste und Spaltungstendenzen im modernen Westen(74) speisen sich aus zahlreichen Ressentiments. Aber wie den politischen Spaltungen, die Rom(52) im fünften Jahrhundert plagten, liegt ihnen nur ein einziger Auslöser zugrunde, und ihre generellen Auswirkungen könnten eine existenzielle Bedrohung für die Nationalstaaten(2) der modernen westlichen Welt darstellen.
Heimat für Helden

Auf politischem Konsens basierende Staaten benötigen eine Art fiskalischen Gesellschaftsvertrag(1): eine Reihe grundlegender Gründe, warum Steuerzahler bereit sind, die Struktur, in der sie leben, zu finanzieren. Das Römische Reich funktionierte, wie die meisten vormodernen Staaten, mit einer extrem vereinfachten Version dieses Vertrags. Seine staatlichen Strukturen beschränkten sich im Wesentlichen auf Landesverteidigung und Rechtsprechung sowie ein begrenztes Maß an Patronage, letztere vor allem für die zahlenmäßig kleine politisch relevante Gruppe der Grundbesitzer. Etwa drei Viertel des Steueraufkommens wurden für den Unterhalt einer Berufsarmee aufgewendet, welche die Interessen dieser Grundbesitzerklasse gegen Bedrohungen von innen und außen schützte. Im Gegenzug mussten die Grundbesitzer einen bestimmten Prozentsatz ihrer landwirtschaftlichen Überschüsse abführen und die notwendigen Verwaltungsfunktionen ausüben. Die zweite wesentliche zentralisierte Struktur des Reiches war das Rechtssystem, das ebenfalls in erster Linie den Interessen der Grundbesitzer diente, indem es das Privateigentum definierte und schützte und eine Reihe von Instrumenten festlegte, die seine Nutzung und Weitergabe (durch Vererbung, Heirat und Verkauf) ermöglichten. Die überwiegende Mehrheit der Bevölkerung blieb bei den politischen Prozessen außen vor und hatte weder Einfluss auf die Höhe der erhobenen Steuern(6) noch auf deren Verwendung. Die staatliche Unterstützung beschränkte sich in ihrem Fall weitgehend auf Brot und Spiele, die in einigen größeren Städten für Ruhe und Ordnung sorgen sollten. Die Masse der ländlichen Bevölkerung hatte im Grunde so gut wie keine Möglichkeiten, nachhaltig Einfluss auf das politische Gebilde zu nehmen, in dem sie lebte.
Aufstände in größerem Maßstab(1) waren dennoch kein charakteristisches Merkmal der römischen Geschichte, und unzufriedene Landbewohner konnten nur in Form von Gesetzlosigkeit und Räuberwesen auf niedrigem Niveau Widerstand leisten. Das heißt nicht, dass die Geschichte des Imperiums reibungslos ablief: alles andere als das. Während der ganzen Zeit seines Bestehens konnte es nach militärischen Rückschlägen zu Bürgerkriegen kommen, vor allem dann, wenn sich die Grundbesitzereliten unbeachtet oder unzureichend geschützt fühlten. Aber bei diesen Kämpfen ging es nicht um einen völligen Bruch mit dem System, sondern um dessen Kontrolle zum Vorteil bestimmter Interessengruppen. Einzelne Grundbesitzer wollten immer weniger Steuern(7) zahlen und stritten auf lokaler Ebene darum, ihren Anteil an der Abgabenlast zu minimieren, aber im Großen und Ganzen waren sie mit der Übereinkunft zufrieden. Erst als die Invasionen und Annexionen im fünften Jahrhundert die Fähigkeit des Imperiums untergruben, die Landbesitzer zu schützen, änderte sich die Situation. Zu diesem Zeitpunkt waren die Grundbesitzer in den Provinzen(21) nolens volens dazu gezwungen, mit Eindringlingen neue Vereinbarungen auszuhandeln, wenn sie zumindest ein gewisses Maß an Kontrolle über ihre Ländereien behalten wollten. Sobald das Imperium seinen Teil der Vereinbarung nicht mehr erfüllen konnte, brach der fiskalische Gesellschaftsvertrag(2) schnell in sich zusammen. Die endgültige Auflösung der imperialen Strukturen dauerte dann weniger als eine Generation, als Grundbesitzer, wo immer sie konnten, neue Vereinbarungen mit dem jeweils am ehesten in Frage kommenden barbarischen Oberherrn in ihrem Interessengebiet aushandelten (S. 147).
Moderne westliche Staaten dagegen stützen sich auf eine sehr viel breitere politische Basis, die einen deutlich größeren Prozentsatz der Bevölkerung miteinbezieht, und arbeiten mit einem wesentlich ausgefeilteren fiskalischen Gesellschaftsvertrag(3). Von der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts an entwickelten sich im gesamten Westen(75) staatliche Strukturen, die ihren Bürgern (in unterschiedlichen Kombinationen) eine breite Palette an Dienstleistungen boten, von der Gesundheitsfürsorge über das Bildungswesen und Einkommensbeihilfen bis hin zur Gefahrenabwehr. Ermöglicht wurden diese Ausgaben durch die unvergleichlich höheren Einnahmenüberschüsse, die dank der Industrialisierung in die Staatskassen gespült wurden, kombiniert mit der Schaffung der dafür notwendigen Verwaltungskapazitäten. Für diese erstaunliche Revolution bedurfte es allerdings großer ideologischer Verschiebungen im Verständnis davon, was eine Regierung tun sollte. Die Ausweitung öffentlicher Dienstleistungen war teilweise eine Folge der höheren Anforderungen, die moderne Staaten an ihre Bürger zu stellen begannen. Der zeitliche Ablauf dieser miteinander verbundenen Entwicklungen liegt auf der Hand. Am Anfang standen Massenrekrutierungen und globale Konflikte, als Großbritannien(33) und Frankreich(12) im 18. Jahrhundert und in der Zeit der Napoleonischen Kriege um die Weltherrschaft rangen. Daraus ergab sich die Forderung nach staatlichen Strukturen, die sich um Bürger kümmerten, denen solche Opfer abverlangt wurden.
Aber das Aufkommen dieser Frühformen des »Wohlfahrtsstaats« war auch eine Folge davon, wie die moderne Industrie das Machtgleichgewicht zwischen den Gesellschaftsklassen grundlegend veränderte. Die zunehmende Verstädterung und der wachsende Organisationsgrad in der Arbeitswelt bescherten der Arbeiterschaft einen dauerhaften politischen Einfluss, von dem ihre ländlichen Vorfahren noch nicht einmal zu träumen gewagt hätten. Die mittelalterliche Bauernschaft(2) konnte kurzzeitig zur Bedrohung für die herrschende Gesellschaftsordnung werden, wie der englische König Richard II.(1) 1381 erfahren musste. In diesem Jahr versammelte sich eine große Menge an Landarbeitern aus den an London(6) angrenzenden Grafschaften und stürmte die Stadt in einem Massenaufstand, bei dem der Schatzkanzler und der Erzbischof von Canterbury ihr Leben verloren. Um die Proteste zu beenden, war der König gezwungen, ihnen urkundlich die Abschaffung der Leibeigenschaft und anderes mehr zu gewähren. Doch schließlich mussten die Aufständischen abziehen, weil ihnen der Proviant ausging. Kaum waren sie fort, zerriss der König nicht nur die Urkunden, sondern er konnte auch kleine Gruppen von Bewaffneten in die Grafschaften entsenden, um einzeln mit den Rädelsführern(3) abzurechnen.
Anders als die Bauern kamen Industriearbeiter massenhaft in die Städte und blieben dort dauerhaft. Es entstanden soziale Bewegungen, die sich vehement für die Rechte dieser neuen Gesellschaftsgruppe einsetzten. Um einen offenen Klassenkampf zu verhindern, senkten die Regierungen die Spannungen, indem sie einen Teil der Industrialisierungsgewinne darauf verwendeten, sukzessive die konsensfähigeren Gesellschaftsformen des modernen Westens(76) zu erschaffen: Sie weiteten das Wahlrecht aus, verbesserten die Arbeitsbedingungen, verkürzten die Arbeitszeiten, erhöhten die Löhne und verbesserten das öffentliche Gesundheitswesen. Der deutsche Reichskanzler Otto von Bismarck(1) war kein Sozialliberaler, aber er wusste, wie sich den ihm verhassten Sozialdemokraten am besten der Wind aus den Segeln nehmen ließ, und führte das weltweit erste gesetzliche Kranken- und Rentenversicherungssystem ein. Auf diese Weise entwickelte sich Schritt für Schritt eine neue Beziehung zwischen Staat und Volk, die im Prinzip der Staatsbürgerschaft verankert war, das Arm und Reich denselben Rechtsstatus garantierte (wenn auch nicht immer die Mittel, ihn durchzusetzen). Ihren Höhepunkt erreichte diese Entwicklung in den Jahrzehnten nach 1945. Es begann eine lange Phase relativer politischer Harmonie, denn man war allgemein der Überzeugung, dass der Staat ein »Land für Helden« erschaffen solle, dessen Bürger von der Wiege bis zur Bahre von staatlicher Fürsorge profitieren – und dass Staaten zur Finanzierung dieser Maßnahmen vernünftigerweise Steuern(8) auf dem dafür nötigen höheren Niveau erheben durften. In Großbritannien(34) traten bei den Wahlen 1945 Labour und Konservative gleichermaßen für die Schaffung eines Wohlfahrtsstaats ein. Und die damit verbundenen Ideen verbreiteten sich in unterschiedlicher Zusammensetzung und unterschiedlichem Ausmaß zu dieser Zeit in der gesamten westlichen Welt. Die politischen Auseinandersetzungen beschränkten sich weitgehend auf die Frage, wer genau wie viel Steuern zahlen und wie genau diese ausgegeben werden sollten. Grundsätzlich ablehnend stand niemand dem System gegenüber.
Dieses goldene Zeitalter von Harmonie und Sozialreformen wird oft verklärt, um von den verbleibenden sozialen Spannungen abzulenken (wie der Rassendiskriminierung, vor allem in Amerika(19)), und einer soliden politischen Führung und einer fortschrittlichen, vor allem keynesianischen Wirtschaftspolitik zugeschrieben. Beides spielte sicherlich eine Rolle, aber das Gleiche gilt eben auch für die anhaltende Vormachtstellung der westlichen Welt im globalen Wirtschaftssystem. Dank der Nettozuflüsse an Wohlstand(38) aus den Kolonialgebieten konnten die europäischen Regierungen im 19. Jahrhundert den Lebensstandard der Arbeiterklasse anheben, ohne die Reichen allzu stark belasten zu müssen. Fabriken in Manchester(1) waren darauf angewiesen, Produkte nach Indien(20) zu verkaufen und von dort billige Baumwolle(7) zu beziehen, wodurch die Löhne nominell und in der Kaufkraft steigen konnten, ohne die Gewinne zu schmälern. Im Endeffekt wurde der soziale Frieden daheim durch die Ausbeutung der Kolonien erkauft. In den »Provinzen(22)«, einschließlich der nun unabhängigen Vereinigten Staaten(42), wurde ein ähnlicher Effekt durch die Erschließung neuer Gebiete für europäische Kolonisierung und Ausbeutung erreicht. Unruhen wegen der grassierenden Arbeitslosigkeit und Armut, die sich nach dem Bürgerkrieg mit dem Ausbau der Eisenbahnen in Städten wie New York(5) oder Baltimore(1) ausbreiteten, konnten dadurch entschärft werden, dass man junge Männer ermutigte, in den Westen(77) zu gehen und dort ein neues Leben zu beginnen. Ähnliche Vorgänge spielten sich in Australien(5) und Kanada(7) ab. Und selbst westliche Länder, die keine eigenen Imperien besaßen, profitierten vom Aufstieg der Kolonialreiche in dem Maße, in dem sie in den Wirtschaftsraum des entstehenden Westreichs exportieren konnten.
Nach dem Zweiten Weltkrieg trat das westliche Imperium in sein postkoloniales, konföderiertes Stadium ein und der Wohlstand(39) erreichte seinen Höhepunkt. In dieser Zeit entstanden nie dagewesene staatliche Wohlfahrtsstrukturen wie der britische National Health Service(2) (NHS). Hierbei spielten politische und ideologische Entwicklungen innerhalb des Westens(78) eine zentrale Rolle. Aber es ist von entscheidender Bedeutung zu verstehen, dass dieses außerordentliche Konstrukt auf den Wohlstandsströmen aus der weniger entwickelten Welt in den Westen basierte, die einen Großteil der dafür notwendigen Einkünfte lieferten. All dies hilft dabei zu erklären, warum die relative soziale und politische Harmonie der Nachkriegszeit heute so unter Druck geraten ist.
Gewinner und Verlierer

Die neoliberale(2) Globalisierung(8) der 1980er und 1990er Jahre offenbarte eine grundlegende Schwäche des relativen Konsenses der Nachkriegszeit. Anstatt die breitgefächerte wirtschaftliche Dynamik der Jahrzehnte nach 1945 wiederzubeleben, bescherte der Neoliberalismus bestimmten Gruppen innerhalb der westlichen Gesellschaften unverhältnismäßig viel Wohlstand(40). Die Wohlstandsströme aus der Peripherie waren bis dahin so ziemlich allen Menschen im Westen(79) auf die eine oder andere Weise zugutegekommen. Jetzt erhöhte die neue durch die Globalisierung entstandene Wirtschaftsordnung den Wohlstandsfluss vor allem für bestimmte Untergruppen der westlichen Gesellschaft, während sie die produktiven Existenzgrundlagen vieler anderer untergrub. Dadurch entstand insgesamt eine Situation, in der Gewinner und Verlierer der jüngsten Iteration der Weltwirtschaftsordnung nun nebeneinander im selben Land lebten, anstatt dass die meisten Verlierer wie vorher in sicherer Entfernung in Übersee verortet waren. Damit kehrten Ausbeutung und Entbehrungen, die im 19. und frühen 20. Jahrhundert ausgelagert worden waren, nun wieder in den Westen zurück.
Die offensichtlichsten wirtschaftlichen Nutznießer waren die Eigentümer und Aktionäre jener Unternehmen, die ihre Produktion ins Ausland verlagert hatten. Aber angesichts der zunehmenden Bedeutung von Ideen und Kreativität in der modernen Ökonomie gehörten auch diejenigen zu den Gewinnern, die glücklich genug waren, über die entsprechende Ausbildung und die Fähigkeiten – das »Wissenskapital(1)« im Wirtschaftsjargon – zu verfügen, um die im Westen(80) weitgehend erhalten gebliebenen Arbeitsplätze für Höherqualifizierte zu besetzen. Die wiederhergestellte Rentabilität der globalisierten Unternehmen trieb die Aktienkurse in die Höhe und ließ die Einkommen(10) der urbanen Fachkräfte – etwa für Design, Technik oder Marketing – steigen, die in den Büros dieser Unternehmen arbeiteten oder die hoch technisierte Endfertigung überwachten. Da die Kosten durch die Verlagerung der Produktion in die Peripherie gesenkt wurden, fiel außerdem die Inflation (der Albtraum der 1970er Jahre). Die Folge waren sinkende Zinsen und günstige Hauskredite, was die Immobilienpreise(1) in die Höhe trieb. Das führte zu einer Boomphase, insbesondere für die obere Mittelschicht – also grob gerechnet die oberen 10 Prozent der westlichen Gesellschaft oder fast alle derjenigen, die zu Beginn des 21. Jahrhunderts über 70 000 Dollar im Jahr verdienten.[22] Und nicht nur das Durchschnittseinkommen dieser Gruppe stieg. Weil sie häufig auch Immobilien besaßen und Ansprüche auf großzügige Pensionen aus Vorsorgeplänen erwarben, die ebenfalls vom Boom bei Anlagewerten – besonders bei Aktien und Immobilien – profitierten, verbesserte sich ihr Lebensstandard erheblich. Diese Gewinne gingen jedoch auf Kosten von weniger qualifizierten und ungelernten Arbeitskräften, die dabei zusehen mussten, wie sich ihr Anteil an der Schaffung von Wohlstand(41) ins Ausland verlagerte, und bemerkten, dass sie zunehmend um Dienstleistungsjobs konkurrieren mussten, und das in einem wirtschaftlichen Umfeld, das ihre Reallöhne drückte. Dieser Trend war zwar überall im Westen zu beobachten, aber in den Vereinigten Staaten(43) wegen ihres weniger entwickelten Wohlfahrtssystems besonders stark ausgeprägt. In den vier Jahrzehnten nach der Wahl Ronald Reagans(3) stagnierten die Reallöhne der unteren Einkommenshälfte mehr oder weniger, während die obere einen Zuwachs erlebte – am stärksten stieg das Einkommen der oberen 10 Prozent, die ein Drittel mehr verdienten.[23]
Obwohl sich diese Trends an den Wirtschaftsdaten immer klarer ablesen ließen, beruhigte sich der öffentliche Diskurs im späten 20. Jahrhundert damit, dass ein »neues Paradigma« von endlosem Wachstums bei niedriger Inflation schon dafür sorgen würde, dass letztlich alle vom Wirtschaftswachstum profitieren würden, auch wenn linksgerichtete Regierungen gelegentlich nicht ganz so optimistisch waren. In Großbritannien(35) gab sich Tony Blair(3) durchaus Mühe, das Problem der sogenannten sink estates(1) anzugehen – jener zunehmend abgehängten Problemviertel, die vom neuen Wohlstand(42) der 1980er und 1990er Jahre ausgeschlossen blieben. Seine Regierung investierte ein kleines Vermögen an öffentlichen Geldern in das Bildungswesen, um mehr Menschen Zugang zu den besseren Jobs am oberen Ende der rapide wachsenden globalisierten Wirtschaft zu ermöglichen. Finanziert wurde das Ganze größtenteils durch Schulden(3), die man mit erwarteten höheren Steuereinnahmen rechtfertigte.
Auch einige spezifische politische Entscheidungen trugen dazu bei, die weitere Bedeutung dieser Trends zu verschleiern. Obwohl die Reallöhne in weiten Teilen der westlichen Welt in den 1980er und 1990er Jahren kaum stiegen – in den Vereinigten Staaten(44) zum Beispiel liegt der reale Stundenlohn derzeit auf dem Niveau der mittleren 1970er Jahre –, hielt eine sinkende Inflationsrate die Preise niedrig, was den Verlust an Kaufkraft teilweise verdeckte. Das war auch der Zeitpunkt, als China(31) begann, die westlichen Märkte mit Billigprodukten zu überschwemmen (S. 190). In dieser Situation ergriffen viele westliche Regierungen Maßnahmen, um auch weniger Wohlhabenden den Zugang zu Krediten zu erleichtern. In Amerika(20) nutzte die Regierung in Washington ihren Einfluss auf die großen Anbieter von Hypothekenkrediten und senkte die Schwellenwerte für die Absicherung von Krediten.[24] Das führte zu einem Immobilienboom, der sich zu einer sich selbst erfüllenden Prophezeiung auswuchs. Je mehr Menschen sich ein Haus kauften, desto höher wurden die Immobilienpreise(2). Das gab den neuen Hausbesitzern das Gefühl, tatsächlich an der globalen Entwicklung teilzuhaben – und veranlasste gleichzeitig noch mehr Menschen dazu, sich ebenfalls ein Haus zu kaufen.
Ende der 1990er Jahre gingen die westlichen Märkte dann durch die Decke. Das war ein Dominoeffekt der strengen Sparmaßnahmen, welche die US-(45)Regierung in der Finanzkrise von 1997/98 als Bedingung für ihre Hilfe vielen Ländern der Peripherie auferlegt hatte – insbesondere Thailand(1) und Indonesien(2), die im südostasiatischen Epizentrum der Krise lagen. Viele Ökonomen führten die Krise auf die neoliberale(3) Öffnung der Kapitalmärkte zurück, zu der die Entwicklungsländer von den westlichen Regierungen gedrängt worden waren. Denn der daraus resultierende Kapitalansturm auf die Peripherie hatte die Immobilienmärkte(3) in schwindelnde Höhen getrieben, bevor sie schließlich zusammenbrachen. Daher plädierten einige Ökonomen nicht für Sparmaßnahmen, sondern für großzügige Ausgaben, um den Zusammenbruch der Wirtschaft abzuwenden. Die Clinton(8)-Regierung sah das jedoch anders und verlangte von hilfesuchenden Regierungen, ihre Ausgaben zu kürzen und ihre Märkte für westliche Importe zu öffnen. Die daraus resultierenden Sparmaßnahmen stürzten die Entwicklungsländer in eine verheerende Rezession, erwiesen sich jedoch für die westlichen Volkswirtschaften als äußerst vorteilhaft. Reiche Investoren aus der Peripherie deponierten ihr Geld angesichts der unsicheren Lage in ihren eigenen Ländern lieber auf westlichen Bankkonten, von wo aus es wieder in Umlauf gelangte. Ende des Jahrtausends schwelgten westliche Investoren und Verbraucher daher in günstigen Krediten, mit denen sie Aktien und Häuser erwarben oder ihren Winterurlaub bezahlten. Politiker und Entscheidungsträger konnten derweil immer noch darauf bestehen, dass alles in Ordnung sei, weil der Wert der Investition in Immobilien, Aktien und Anleihen schneller stieg als die dafür gemachten Schulden(4) und weil dadurch alle immer reicher wurden. In diesem Gesamtkontext spielten stagnierende Durchschnittslöhne keine Rolle. Denn die neoliberale Welle aus preiswerten Krediten schien allen zu größerem Wohlstand(43) zu verhelfen.
Wenn man bereit war hinzusehen, waren die Risiken immer offensichtlich. Tatsächlich handelte es sich um ein gigantisches Schneeballsystem. Sollte der Strom neuer Gelder, der den Aktien- und Immobilienmarkt befeuerte, aus irgendeinem Grund versiegen oder sollten die Kurse – schlimmer noch – fallen, würden viele Menschen im Westen(81) einen gewaltigen Schuldenberg vor sich herschieben und nicht mehr in der Lage sein, ihn abzutragen. Oder wie es Warren Buffett(1) ausdrückte, würden wir erst sehen, wer nackt badet, wenn die Ebbe kommt.
Und es dauerte nicht lange, bis die Ebbe kam. Sobald um die Jahrtausendwende die schlimmsten Auswirkungen der Asienkrise von 1997/98 überstanden waren, begannen reiche Investoren aus den Entwicklungsländern, Gelder von westlichen Konten abzuziehen und in ihre Heimatländer zu retransferieren. Zufällig, aber symbolgewaltig kehrte sich die Fließrichtung der globalen Kapitalströme gerade zu dem Zeitpunkt um, als die Entwicklungsländer auf dem WTO-Gipfel in Seattle(6) 1999 gegen die westlichen Hegemonieansprüche rebellierten (S. 176–177). Das neoliberale(4) Modell steuerte auf eine Krise zu, der die US-(46)Notenbank(1) mit Zinssenkungen begegnete, was die Immobilienblase(4) im Westen(82) noch weiter aufblähte. Als diese Blase schließlich 2007/08 platzte, stand die Welt vor einer Wirtschaftskrise.
Alle hektischen Bemühungen der westlichen Regierungen, die Löcher im Deich zu stopfen, führten zu noch höherer Verschuldung(5) und verstärkten die globalisierungsbedingten Risse in den Gesellschaften erheblich. Einmal mehr druckten die Zentralbanken, angeführt von der US Federal Reserve, Billionen neuer Dollars, Euros und Pfund, die sie den Banken praktisch zinslos liehen. Die Hoffnung war, dass diese das Geld an Unternehmen und einfache Leute weiterverleihen würden. Die Unternehmen würden dann nach dieser Logik investieren, expandieren und neue Arbeitsplätze schaffen und damit die Wirtschaft wieder in Schwung bringen. Gleichzeitig würden die niedrigen Hypotheken- und Kreditkartenzinsen das Konsumverhalten der einfachen Leute stimulieren. Tatsächlich konnten diese Maßnahmen eine Wirtschaftskrise kurzfristig abwenden, aber unglücklicherweise traten die gesellschaftspolitischen Gräben, die der Kreditboom der vorangegangenen Jahre nur kaschiert hatte, nun umso deutlicher zutage. Die Aktienmärkte blühten wieder auf, und der Dow-Jones-Index(1) stieg nur ein Jahr nach seinem Absturz um 18 Prozent. Aber die Investitionsbereitschaft in den produktiven Sektor blieb lau. Anstatt neue Mitarbeiter einzustellen, verwendeten die Unternehmen das meiste Geld dazu, die Gehälter ihrer Führungskräfte zu erhöhen und ihre eigenen Aktien zurückzukaufen, was den Aktienwert der Firmen weiter in die Höhe trieb – und damit auch die Prämien der Manager. Im Jahrzehnt nach dem Crash stiegen die amerikanischen Investitionen in neue Produktionsmittel (alles von Maschinen bis Software) nur um etwa die Hälfte, während sich die Aktienrückkäufe vervierfachten. Es wurden zwar wieder Arbeitskräfte eingestellt, aber die etablierten Muster der Globalisierung(9) blieben bestehen. Neue Arbeitsplätze entstanden vor allem im Dienstleistungssektor und waren vergleichsweise schlecht bezahlt. Insgesamt wurden die Reichen immer reicher, und alle anderen kamen gerade so über die Runden.
Der zeitgenössische politische Diskurs begann, das vorherrschende Gefühl der Spaltung entlang mehrerer Achsen zum Ausdruck zu bringen. »Alt gegen Jung« zeigte sich überdeutlich im Ergebnis des Brexit(8)-Referendums. Andere Debatten spielten Akademiker gegen Arbeiter aus und Großstädte gegen Kleinstadt und Land. Oder sie beschuldigten »Eliten« der »Metropolen« und »Küstenregionen«, sich von den einfachen Menschen im Landesinneren abgewendet zu haben. Auch der Gegensatz zwischen Einheimischen und Einwanderern, die angeblich Arbeitsplätze wegnahmen und Löhne drückten, wurde ausgiebig thematisiert. Einige dieser Risse waren nicht neu – Fremdenfeindlichkeit (selbst im Römischen Reich keine Unbekannte) hat es schon immer gegeben –, aber in den aktuellen Spaltungen spiegelte sich eine tiefgreifendere Art strukturellen Wandels wider, der seinen Ausdruck in neuen politischen Zugehörigkeitsmustern fand. Vor allem auf der politischen Rechten instrumentalisierte eine neue Generation populistischer Politiker die wachsende Unzufriedenheit für eine vermeintliche Anti-Establishment-Politik, die sich an die »Abgehängten« und »Bedauernswerten« wandte: jene Menschen, die von den etablierten Politikern ignoriert oder sogar verhöhnt würden. Mit diesem Ansatz schafften sie es, das traditionelle Links-Rechts-Schema umzukehren, und brachten viele Arbeiter dazu, sich von sozialistischen oder liberalen Parteien abzuwenden und sich den neuen rechten Bewegungen anzuschließen. Dieser Effekt spielte sowohl beim Brexit-Referendum als auch beim Aufstieg Donald Trumps(8) eine nicht unerhebliche Rolle. Die extreme Rechte kam auch in Österreich(2) an die Macht und hat die politischen Landschaften in Deutschland(10), Frankreich(13), Italien(23) und Spanien(13) grundlegend verändert.
Hinter allen diesen Spaltungslabeln verbirgt sich die Unterscheidung zwischen Gewinnern und Verlierern der Umgestaltung der Weltwirtschaft nach den neuen Mustern der Globalisierung(10). Die Kluft zwischen den Generationen ist größer geworden, weil viele junge Menschen, die mit Studienkrediten(1) zu kämpfen haben und sich wegen überhöhter Mieten kaum eine Unterkunft leisten können, mit Neid auf den Wohlstand(44) blicken, den sich viele der Älteren in den westlichen Gesellschaften durch Immobilienbesitz und Pensionsfonds(2) aufbauen konnten. Der Wert dieser beiden Vermögensarten ist in den letzten vierzig Jahren astronomisch gestiegen. Wer Anfang der 1960er Jahre in Großbritannien(36) ein Haus gekauft hat, konnte in der Zwischenzeit im Schnitt eine hundertfache Rendite erzielen. In London(7) konnte man selbst vom Verkauf eines kleinen Reihenhauses ein relativ luxuriöses Leben finanzieren. Ähnlich verhält es sich bei den Pensionsfonds. Zwischen 20 und 30 Prozent des Gesamtvermögens der westlichen Welt werden heute von solchen Fonds gehalten. Und sie steigerten ihre Renditen, indem sie die Vorteile des billigen Geldes nutzten und ihre Anlageportfolios zunehmend in die globale Peripherie verlagerten. Die Bedeutung dieses doppelten Wandels kann man gar nicht hoch genug einschätzen. Im 19. und 20. Jahrhundert folgte das Wachstum des Wohlstands in westlichen Gesellschaften dem Wachstum der Einkommen(11). Je mehr die Menschen verdienten, desto mehr legten sie in Form von Ersparnissen und Investitionen auf die hohe Kante. In der letzten Generation haben sich diese beiden Entwicklungen jedoch entkoppelt. Die Vermögen wachsen sehr viel schneller als die Einkommen, obwohl sich die Sparquoten kaum geändert haben oder sogar gesunken sind. Dennoch finden Regierungen es politisch immer noch einfacher, Einkommen zu besteuern als Vermögen.
In der Spaltung zwischen Akademikern und Arbeiterschaft spiegelt sich auch die grundlegende Kluft in den Bildungswegen beider Gruppen wider: Während die einen das Glück hatten, die erforderlichen Fähigkeiten erworben zu haben, um auf dem Arbeitsmarkt einen der gut bezahlten Posten zu ergattern oder zu behalten, die im Westen(83) verblieben waren, wurden die Arbeitsplätze in der Produktion ausgelagert. Und die Art von Ausbildung – das »Wissenskapital(2)« –, die man normalerweise braucht, um einen dieser attraktiven Jobs zu erlangen, hängt häufig davon ab, Eltern zu haben, die wohlhabend genug sind, um kräftig in die Erziehung ihrer Kinder investieren zu können. Weiteres Spaltungspotenzial ergibt sich aus dem Umstand, dass wohlhabendere Familien in der Regel auch über Immobilien und andere Vermögenswerte verfügen, aus denen sie ihr Einkommen ganz oder teilweise beziehen. Das entfremdet sie natürlich von denjenigen, die ihren Lebensunterhalt allein durch Arbeit verdienen müssen. Mit anderen Worten, die Aufstiegsmöglichkeiten und die soziale Mobilität(1), die für die westlichen Gesellschaften während eines Großteils des 20. Jahrhunderts charakteristisch waren, verschwinden immer mehr.
In der römischen Welt sahen sich die römischen Grundbesitzer in den Provinzen(23) mit dem Problem konfrontiert, dass die Zentralmacht ihre Privilegien immer weniger garantieren konnte. Daher begannen sie häufig, mit dem jeweils benachbarten Barbarenkönig zu verhandeln, um ihren Grundbesitz zu bewahren. Die modernen Eliten, die von den Früchten der Globalisierung(11) profitieren, haben in ähnlicher Weise einen erheblichen Teil ihres Anlagevermögens in die Outsourcing-Zentren der Peripherie verlagert. Sie mögen zwar immer noch teure Häuser in den aufgeblähten Immobilienmärkten des Westens(84) besitzen, aber viele ihrer Vermögenswerte sind nun direkt (von ihnen selbst) oder indirekt (von den Pensionsfonds(3)) in der Peripherie angelegt. Insgesamt hat die wirtschaftliche Umstrukturierung der letzten vierzig Jahre dazu geführt, dass sich in den meisten westlichen Gesellschaften zwei politische Wählerschichten mit völlig unterschiedlichen wirtschaftlichen Interessen herausgebildet haben. Diese Entwicklung hat nicht nur bereits viele westliche Gesellschaften gespalten, sondern sie stellt langfristig eine große Herausforderung für die nationalstaatlichen Strukturen dar, die seit dem 19. Jahrhundert ein prägendes Merkmal des modernen Westens sind.
Die Arbeitsstrukturen des Römischen Reiches wurden durch den Aufstieg barbarischer Stammesverbände auf römischem Boden in ähnlicher Weise beschädigt. Die imperiale Zentralmacht verlor zunehmend die Kontrolle über die Provinzen(24) und damit auch einen Großteil der Steuereinnahmen, die für den Unterhalt der Streitkräfte benötigt wurden. Ihre Reaktion war, die Steuersätze in den verbliebenen Gebieten zu erhöhen, aber das erhöhte nur den Anreiz, mit einem Wechsel ins barbarische Lager zu liebäugeln; und es reichte auch nicht einmal ansatzweise aus, um die entstandenen Einnahmelücken zu schließen. Am Ende blieb selbst jemandem wie Sidonius(3), der unbedingt in einer römischen politischen Sphäre hatte bleiben wollen, keine andere Wahl, als sich mit dem Gotenkönig Eurich(2) zu versöhnen, und Schritte wie dieser markierten das eigentliche Ende des Imperiums im römischen Westen(85).
Heute verursacht die Globalisierung(12) für den Nationalstaat(3) die gleiche Art von Einnahmekrise, die es auch dem römischen Westen(86) unmöglich machte, seinen fiskalischen Gesellschaftsvertrag(4) zu erfüllen. Die Verlagerung von Kapital ins Ausland hat dazu geführt, dass die Regierungen der Peripherie einen immer größeren Anteil des globalen Einkommens für sich beanspruchen konnten, während die westlichen Regierungen um Investitionen konkurrieren mussten, so dass sie Einsparungen vornahmen, um ihre Steuersätze niedrig zu halten. Außerdem erleichterte die Liberalisierung der Finanzmärkte nicht nur das Outsourcing, sondern sie ermöglichte der globalen Oberschicht auch den Transfer riesiger Geldmengen in Steueroasen(1), wo inzwischen rund ein Zehntel des Weltvermögens – über sieben Billionen Dollar – dem Zugriff der Steuerbehörden entzogen ist.[25]
Als das Spaltungspotenzial der Globalisierung(13) Ende des 20. Jahrhunderts in den westlichen Gesellschaften offensichtlich wurde, wurde der Fluss der Steuereinnahmen, die ihren Politikern zur Aufrechterhaltung des westlichen Lebensstandards zur Verfügung standen, bereits eingeschränkt. Das Weströmische Reich reagierte auf die Erosion seiner Steuerbasis, indem es die Steuersätze auf das erhöhte, was noch übrig war. Die Anführer des heutigen Westens(87) konnten jedoch auf ein anderes Mittel zurückgreifen – eine der Wundererfindungen der modernen Welt: Staatsschulden. Aber das ist vielleicht nicht mehr als eine clevere Art, das Problem auf die lange Bank zu schieben.
Schulden(6) und Seuchen

Schulden(7), also die Idee, heute Kosten anfallen zu lassen, aber erst später zu bezahlen, sind so alt wie der Handel(11). Allerdings revolutionierte in der Neuzeit das Aufkommen des Zentralbankwesens – die holländische, schwedische und englische Zentralbank entstanden im 17. Jahrhundert – die Staatspolitik: Nun wurde es möglich, Zahlungen nicht nur in die nahe Zukunft, sondern durch dreißigjährige Hypotheken und hundertjährige Staatsanleihen(1) bis in viele Jahrzehnte zu verschieben. Tatsächlich ist die Geschichte des Nationalstaats untrennbar mit dem Phänomen der Staatsverschuldung(2) verbunden. Und inmitten des raschen sozialen und technologischen Wandels, der im 20. Jahrhundert die Produktivität(4) der Arbeit revolutionierte, waren die Volkswirtschaften dazu in der Lage, ihr Wachstum anzukurbeln, indem sie Anleihen auf zukünftige Erträge beschleunigen, die letztlich aus produktiven Investitionen resultierten.
Es ist allerdings nicht immer leicht, die Kreditaufnahme für produktive Investitionen von der Kreditaufnahme zur Deckung anstehender Ausgaben zu unterscheiden. Regierungen tätigen oft Investitionen, um Arbeitsplätze zu sichern oder anderen unmittelbaren Nutzen zu erzielen – das war der Fall bei den Verstaatlichungen im Stil der 1970er Jahre, Tony Blairs(4) Ausweitung der Sozialausgaben auf der Grundlage von Einkommenssteigerungen (die sich dann nicht einstellten) und Boris Johnsons(2) Plänen, vernachlässigte Gebiete im Norden und in den Midlands von Großbritannien(37) auf Vordermann zu bringen; Pläne, die sich vielleicht auszahlen werden, oder wahrscheinlich eher nicht. Selbst offenbar altmodische Infrastrukturprojekte(1) sind im modernen Westen(88) nicht immer das, was sie zu sein scheinen. Im Jahr 2020 kündigte Johnson etwas an, das er als »Roosevelt’sches« Investitionsprogramm bezeichnete. Proportional gesehen hatte es etwa ein Dreißigstel des Umfangs des New Deal, was die Financial Times zu der Bemerkung veranlasste, dass Roosevelt den Hoover-Damm gebaut habe, während Johnson eine Brücke in den Midlands reparieren lasse.[26] Der Vergleich ist sehr aufschlussreich. Der Bau einer neuen Brücke eröffnet neue Handelswege, verringert Transportkosten und Reisezeiten und generiert auf diese Weise neue wirtschaftliche Aktivitäten. Die Reparatur einer alten Brücke hält lediglich die bereits bestehenden Wege offen und sichert bereits existierende Aktivitäten (selbstverständlich nach mehreren Jahren mit längeren Reisezeiten, solange die Arbeiten dauern). Im Jahr 2017 versuchten es die Vereinigten Staaten(47) alternativ mit umfangreichen Steuersenkungen, von denen Präsident Trump(9) sich einen »Raketentreibstoff« für die Wirtschaft versprach. Der zündete jedoch nicht. Das Wachstum stieg im darauffolgenden Jahr um gerade einmal 0,7 Prozent, sank danach aber gleich wieder auf die ursprüngliche Rate (knapp 2 Prozent pro Jahr, Tendenz fallend). Die Unternehmensinvestitionen bewegten sich kaum, und auch der versprochene Beschäftigungsboom stellte sich nicht ein, da das Beschäftigungswachstum weiter seiner bisherigen Kurve folgte. Letztendlich verwendeten die Unternehmen die eingesparten Steuergelder nach bewährtem Muster vor allem für Dividenden und Aktienrückkäufe. Das trieb die Aktienkurse in die Höhe und machte die kleine Minderheit der allerreichsten Amerikaner noch reicher, brachte der Wirtschaft im Allgemeinen aber nur wenig.
Tatsächlich leben wir in einer Welt, in der sich die großen Gewinne, die sich durch Infrastrukturprojekte(2) und andere Formen direkter staatlicher Anreize erzielen lassen, immer mehr aus dem Westen(89) verlagert haben. Einige Ökonomen bestehen weiterhin darauf, dass sich dies ändern werde, dass eine weitere Produktivitätsrevolution, deren Auswirkungen man mit früheren Revolutionen wie der Verbreitung von Dampfkraft oder Elektrizität vergleichen könne, kommen werde, um die alten Wachstumsraten(3) wiederherzustellen. Der übliche Verdächtige für die künftige Revolution ist dabei die Informationstechnologie. Aber darauf warten wir jetzt schon lange. Robert Solow(1) sagte bereits 1987, dass sich das Computerzeitalter überall finde, außer in den Produktivitätsstatistiken. Und das scheint immer noch der Fall zu sein.
Stattdessen wächst die Produktivität(5) – also der Geldwert dessen, was ein Arbeiter in einer Arbeitsstunde produziert – in den meisten westlichen Ländern schon seit geraumer Zeit immer langsamer. Nach einem historischen Boom in der Mitte des 20. Jahrhunderts, als der jährliche Produktivitätszuwachs pro Stunde bei fast 3 Prozent lag, ist er seit den 1970er Jahren wieder auf dem Weg zu seinem Normalwert (der während eines Großteils der Wirtschaftsgeschichte nahe 0 Prozent lag) und bewegt sich aktuell auf circa 1 Prozent zu. Dort, wo ein starker Anstieg der Arbeitsleistung zu beobachten ist, ist er gewöhnlich hoch konzentriert. Die dynamischsten und produktivsten Wirtschaftssektoren, in denen der Westen(90) nach wie vor einen Vorsprung hat, erzeugen eine zweigliedrige Nachfrage nach Arbeitskräften. In der Hochtechnologiebranche ist ein relativ kleiner Prozentsatz der Beschäftigten hochproduktiv. Die 60 000 Mitarbeiter von Facebook erwirtschafteten im Jahr 2020 einen Umsatz von fast neunzig Milliarden Dollar, also jeder von ihnen durchschnittlich 1,5 Millionen Dollar. Unterstützt wurden sie dabei von einer Heerschar weniger spezialisierter Arbeitskräfte, wie Reinigungskräften, Kindermädchen und Baristas. Mit anderen Worten, für die effektiven Produktivitätszuwächse in den westlichen Gesellschaften sind heutzutage nur wenige verantwortlich, und sie haben wahrscheinlich eine revolutionäre Wirkung auf die Produktivität der Masse der westlichen Arbeitskräfte. Daher waren Schulden(8) zwar einstmals eine Möglichkeit, durch heute ausgegebenes Geld die Einkommen(12) von morgen zu steigern, aber inzwischen sind sie für die meisten Menschen im Westen zu einem Mittel geworden, sich heute etwas zu leisten, das sie erst morgen bezahlen müssen.
Weil der alte Mechanismus von Investition und Expansion zusammengebrochen ist, haben sich westliche Regierungen und Gesellschaften angewöhnt, neue Schulden(9) nicht mehr so sehr für die Schaffung künftigen Wohlstands(45), sondern vor allem für die Aufrechterhaltung des gegenwärtigen Lebensstandards zu verwenden. Als sich mit dem Produktivitätswachstum auch das generelle Wachstum der Einkommen(13) verlangsamte, verschuldeten sich Haushalte und Unternehmen immer mehr, um ihren Status quo zu bewahren. Lange Zeit versicherten ihnen die Regierungen, sie seien damit auf der sicheren Seite, indem sie wiederholt erklärten, dass die nächste Produktivitätsrevolution die Schulden schon tilgen werde. Und durch Maßnahmen wie Zinssenkungen und den Abbau von Hindernissen für die Kreditvergabe machten sie es noch leichter, sich Geld zu leihen.
Das alles ist neu. Obwohl Schulden(10) in den westlichen Gesellschaften allgegenwärtig geworden sind, vergisst man leicht, dass es die Kreditkarte(1), dieses unverzichtbare Instrument des modernen Lebens, erst seit der Mitte des 20. Jahrhunderts gibt. Davor beschränkte sich Verschuldung in der Regel auf Investitionen, wenn Unternehmen Fabriken bauten oder Familien Häuser kauften. Und die Staatsverschuldung(3), die während des Krieges in die Höhe geschnellt war, sank danach wieder. In den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg lag das Verhältnis von privater(1) und öffentlicher Gesamtverschuldung zum Bruttoinlandsprodukt in den Vereinigten Staaten(48) bei etwa 100 Prozent – ein Trend, wie er auch in anderen westlichen Gesellschaften zu beobachten war. Richtig los ging es jedoch im Zeitalter der Globalisierung(14), als Schulden von Regierungen und Privatleuten genutzt wurden, um sinkende Einnahmen und wachsende Ungleichheiten zu kaschieren – oder bloß, um die Erwartung aufrechtzuerhalten, dass der Wohlstand(46) auch weiterhin wachsen werde.
Das Ergebnis war der kolossale Schuldenberg, der sich im Westen(91) bis zum Ende des zweiten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts aufgehäuft hat. Durch Trumps(10) Steuersenkungen stieg die Staatsverschuldung(4) der Vereinigten Staaten(49) im Jahr 2019 auf über 100 Prozent des Bruttoinlandsprodukts(1). Rechnet man die Privatschulden hinzu, liegt die Gesamtschuldenquote des Landes derzeit bei über 300 Prozent, dreimal so hoch wie in den Boomjahren der Nachkriegszeit. In Großbritannien(38) ist das Verhältnis ähnlich, in Italien(24) noch schlimmer, aber die Goldene Himbeere für finanzpolitische Unvernunft gebührt Japan(10), dessen Gesamtverschuldung inzwischen fast das Fünffache des Bruttoinlandsprodukts erreicht hat. In den anderen Ländern der westlichen Welt sieht es nicht viel besser aus. Selbst Länder, die sich für sparsam halten, wie Dänemark(2) und die Niederlande,(6) haben eine Gesamtverschuldung von deutlich über 300 Prozent, und sogar das knausrigste, Deutschland(11), liegt mit weit über 200 Prozent nur knapp dahinter.
Anstatt der erhofften Produktivitätsrevolution, die diese Schuldenquoten wieder senken würde, bekam der Westen(92) jedoch einen unvorhergesehenen exogenen(6) Schock – nicht in Form von Hunnenhorden, sondern in Gestalt eines Mikroorganismus. Zu Beginn des Jahres 2020 wurde aus China(32) berichtet, dass in der Stadt Wuhan(1) ein neuartiger Stamm eines Coronavirus(3) aufgetreten sei. Innerhalb weniger Wochen breitete er sich über den gesamten Globus aus. Die erste Reaktion der westlichen Regierungen blieb im Großen und Ganzen verhalten. Doch als die Weltgesundheitsorganisation den Ausbruch im März zur Pandemie erklärte, brach Panik aus. Die Staaten verhängten Lockdowns und begannen, ihre Grenzen für den internationalen Reiseverkehr zu schließen. In Rekordzeit schnürten die meisten westlichen Regierungen Rettungspakete für die Wirtschaft. Wieder einmal öffneten die Zentralbanken den Geldhahn und generierten riesige Mengen an neuem Geld, mit dem sie Staats- und Unternehmensanleihen aufkauften. Damit stellten sie die Mittel zur Verfügung, mit denen Regierungen untätige Unternehmen über Wasser halten konnten. Eine unmittelbare Wirtschaftskrise konnte auf diese Weise zwar verhindert werden, aber wieder einmal vertieften sich die Gräben in den westlichen Gesellschaften. Die Zentralbanken drückten die Zinssätze(2) in den Keller, in manchen Ländern sogar bis ins Minus – das heißt: Wer dem Staat Geld lieh, musste nun für dieses Privileg zahlen. Das ermutigte nicht nur Unternehmen, sich große Summen zu leihen, um ihre Kassen aufzufüllen. Es brachte auch Anleger, die von den grauenvoll niedrigen Renditen aus dem Anleihemarkt gedrängt wurden, dazu, sich anderweitig umzusehen und in Aktien, Immobilien oder neuartige Erfindungen wie Kryptowährungen zu investieren. Nach starken Einbrüchen zu Jahresbeginn erholten sich die Aktienmärkte wieder und glichen ihre Verluste bis zum Sommer aus. Aber im Rest der Gesellschaft stagnierten ungeachtet aller Rettungspakete die Reallöhne, und viele kleinere Unternehmen gerieten in Schieflage.
Die neuen Schulden(11) wurden nur zum geringsten Teil für die Art von Investitionen verwendet, die Hoffnung auf ein neues Wirtschaftswachstum gemacht hätten. Auf beiden Seiten des Atlantiks, ganz besonders in Amerika(21), wurde so viel Geld in die Aktienmärkte gepumpt, dass sogar die Werte technisch bankrotter »Zombieunternehmen« in die Höhe schossen. Innerhalb weniger Monate wuchs die Schuldenlast der westlichen Regierungen um bis zu 25 Prozent. Insgesamt nahmen die westlichen Länder zur Bewältigung der Pandemie bis zum Jahresende neue Schulden in Höhe von etwa siebzehn Billionen Dollar auf (die Staatsverschuldung(5) der westlichen Länder erhöhte sich im Allgemeinen um 10–20 Prozent)(2). Die Antwort des Westens(93) auf die Covid(2)krise hat damit die Schlüsselfragen, die schon unter der Oberfläche der Globalisierung(15) lauerten, mit erneuerter Dringlichkeit ins Zentrum der Debatte gerückt: Wer soll die exorbitanten Schulden des Westens bezahlen? Wie kann das geschehen? Und wie werden die westlichen Gesellschaften danach aussehen?
Man kann gar nicht überschätzen, wie viel hier auf dem Spiel steht. Die westliche Hälfte des Römischen Reiches kollabierte, als die Zentrale nicht mehr über genügend Mittel verfügte, um ihren fiskalischen Gesellschaftsvertrag(5) zu erfüllen und die Interessen ihrer Steuern(9) zahlenden und einnehmenden Eliten zu schützen. Die stattliche Einnahmenkrise, die sich im modernen Westen(94) entwickelt, hat zwar andere Wurzeln, aber man muss nicht lange überlegen, um zu erkennen, dass sie eine Bedrohung für das darstellt, was die charakteristische Staatsform des modernen Westens geworden ist; eine Bedrohung, die potenziell ebenso existenziell ist, wie diejenige, die den römischen Westen im fünften Jahrhundert untergrub.
Das Zentrum hält nicht stand?

Dies ist nicht das erste Mal, dass sich westliche Regierungen hoch verschuldet haben. Nach dem Zweiten Weltkrieg erreichten die Schulden(12) Rekordhöhen. Aktuell sind einige Analysten – insbesondere die Anhänger der modernen Geldtheorie[27] – der Ansicht, dass sich heute die Schulden wie damals durch weiteres Wirtschaftswachstum relativ schmerzlos tilgen lassen würden. Sie argumentieren, dass jeder investierte Schuldendollar letztlich ein Vielfaches an Mehrleistung einbringen werde, so dass der Westen(95) seine aktuelle Schuldenlast, ähnlich wie nach 1945, innerhalb weniger Jahrzehnte abbauen könne.
Die heutige Situation unterscheidet sich jedoch in wesentlichen Punkten von der Nachkriegszeit. Zunächst einmal waren 1945 nur etwa 5 Prozent der Bevölkerung im Ruhestand, das große Produktivitätswachstum stand noch bevor, und die Schulden(13) dienten der Finanzierung des Wiederaufbaus, der zu einer sofortigen wirtschaftlichen Expansion führte. Es ist unwahrscheinlich, dass Investitionsrenditen im modernen Westen(96) auch nur annähernd das damalige Niveau erreichen werden, nicht zuletzt weil die in jüngster Zeit angehäuften Schulden – einschließlich fast allem, was in der Pandemie hinzukam – nur den Zusammenbruch der Volkswirtschaften verhindern sollten. Diese Schulden zielten nicht einmal darauf ab, die Produktion zu steigern. Da sie lediglich in der Hoffnung aufgenommen wurden, das Vorhandene vor dem Verschwinden zu bewahren, werden sie sich kaum selbst zurückzahlen.
Als Zweites kommt hinzu, dass die Anforderungen an die Staatsausgaben wahrscheinlich nur noch weiter steigen werden. Angesichts einer alternden Bevölkerung mit wachsendem Bedarf an medizinischer Betreuung, Rentenzahlungen und staatlichen Dienstleistungen – Sektoren, die in Ländern wie Japan(11) bereits bis zu einem Drittel der öffentlichen Ausgaben beanspruchen – werden Regierungen mit einer ständigen Belastung ihrer Haushalte konfrontiert sein. Gegenwärtig sind in den meisten westlichen Ländern 15–20 Prozent der Gesamtbevölkerung im Ruhestand, und dieser Anteil wird weiter ansteigen – bis zur Mitte des 21. Jahrhunderts voraussichtlich auf etwa 25–30 Prozent. Ungefähr die Hälfte dieser Rentner wird weiterhin über 75 Jahre alt sein, von wo an die Pro-Kopf-Ausgaben für die Gesundheit in der Regel drastisch ansteigen. Die westlichen Staatsfinanzen sind mittlerweile traurigerweise an einem Punkt angelangt, an dem eine sinkende Lebenserwartung(5) eine gute Nachricht wäre. Das wird darin greifbar, dass das britische Finanzministerium im Jahr 2022 einen kleinen Gewinn vermeldete, weil sich die Lebenserwartung durch die Pandemie verkürzt hatte.
Ein dritter Unterschied zur Zeit nach 1945 sind die aktuell extrem niedrigen Zinssätze(1)(3) auf Staatsanleihen(2). Die zehnjährige US-(50)Anleihe zum Beispiel, die als Referenzwert für die Zinssätze in der gesamten amerikanischen Wirtschaft dient, war 1980 mit fast 16 Prozent verzinst. Danach begann ein langer Zinsverfall, bis der Satz im Jahr 2020 nahe 0 Prozent lag – eine Entwicklung, die sich ähnlich auch in den meisten anderen entwickelten Volkswirtschaften findet. Dennoch musste Großbritannien(39) im Februar 2022 die größte Zinszahlung seiner Geschichte auf aufgelaufene Staatsschulden leisten. Als 2022 die Zinssätze in den westlichen Gesellschaften wieder zu steigen begannen, sahen sich die Regierungen vor einem neuen Problem – dass die Zinslasten die ihnen für Ausgaben verfügbaren Budgets noch weiter einschränken würden. Dazu kommt ein Element, das nach dem Krieg so gut wie nicht vorhanden war – nämlich die private Verschuldung(2)(14), die, wie wir gesehen haben, in den letzten Jahrzehnten ebenfalls stark angestiegen ist.
Wenn die Schuldenlast nicht einfach verschwinden, sondern ebenso wie die darauf fälligen Zinszahlungen sogar noch weiter steigen wird, welche Optionen haben dann westliche Regierungen, von ihren Bürgern ganz zu schweigen, um dieses immer dringender werdende Finanzproblem in den Griff zu bekommen?
Die Zentralbanken könnten die »Finanzrepression« unbegrenzt verlängern, indem sie die Zinssätze(4) über längere Zeiträume unterhalb der Inflationsrate belassen. Das war eine weitere Dimension der Nachkriegspolitik, als man die staatlichen Kreditkosten unter der Inflationsrate hielt, so dass der Schuldenwert im Laufe der Zeit durch die Inflation aufgezehrt wurde. Das wäre gut für die Regierungen, denn während die Steuereinnahmen mit der Inflation steigen, tun die Schulden(15) dies nicht. Wenn die westlichen Zentralbanken etwa den Realzins – also die Differenz zwischen den Zinssätzen und der aktuellen Inflationsrate – bei minus 3 Prozent hielten (im Jahr 2022 war es das Doppelte), würde sich der Wert der Erträge aus einer Staatsanleihe in etwa 25 Jahren effektiv halbieren. Aber auch wenn das wie eine clevere Methode erscheinen könnte, die Lösung des Problems so lange aufzuschieben, bis es schließlich verschwindet, würde es zu gravierenden sozialen Verwerfungen führen. Nehmen wir nur die Wählergruppe der Rentner, die sich in demokratischen Gesellschaften nicht nur schon deshalb als bedeutende politische Kraft erwiesen haben, weil sie immer mehr werden, sondern weil sie zu denen gehören, die am ehesten zur Wahl gehen. Die Pensionsfonds(4) haben vom Boom der Anlagewerte im neoliberalen Zeitalter profitiert, werden angesichts ihrer alternden Klientel jedoch zunehmend in Staatsanleihen(3) investieren müssen, die genau den stetigen Einkommensfluss bieten, den jemand erwartet, der monatliche Zahlungen erhält.[28] Die Finanzrepression würde also den Wert dieses Einkommens allmählich aufzehren. Politiker könnten vielleicht darauf hoffen, dass das niemand mitkriegt, aber Pensionäre, die den Gürtel Jahr für Jahr ein wenig enger schnallen müssen, würden vermutlich von der Sache Wind bekommen und wahrscheinlich beim nächsten Urnengang entsprechend reagieren.(2)
Stattdessen könnten es die Regierungen mit der altbewährten Kombination aus Ausgabenkürzungen und Steuererhöhungen versuchen. Aber auch dieses Vorgehen stößt auf zwei große Hindernisse. Zunächst einmal treiben die im bestehenden westlichen fiskalischen Gesellschaftsvertrag(6) verankerten Kosten die Ausgaben nur in die Höhe. Schon bevor die Pandemie offenlegte, wie marode der Nationale Gesundheitsdienst Großbritanniens(40) nach einem Jahrzehnt der Einsparungen geworden war, ging man allgemein davon aus, dass die Gesundheitsausgaben jährlich um 4 Prozent steigen müssten, um die wachsende Nachfrage und zusätzlichen Kosten der wachsenden technologischen Möglichkeiten bedienen zu können. Der britische Premierminister räumte ein, dass eine Erhöhung von 1 oder 2 Prozent im Jahr 2022 nicht ausreichen würde, um den NHS langfristig zu finanzieren. Es ist eine Sache, von den Bürgern höhere Steuern(10) für bessere Dienstleistungen zu verlangen; so etwas werden sie häufig akzeptieren. Es ist aber etwas ganz anderes, von ihnen zu verlangen, Steuern zu bezahlen, um die Kosten für bereits erbrachte – in der Vergangenheit mit Schulden(16) finanzierte – Leistungen zu decken – vor allem, wenn es sich dabei um Leistungen handelt, von denen sie selbst möglicherweise niemals profitieren werden.
Den Großteil ihrer Einnahmen beziehen westliche Staaten gegenwärtig aus Steuern(11) auf Einkommen(14) und Verbrauch. Verbrauchsteuern, wie Umsatz- und Mehrwertsteuern, sorgen für höhere Preise, während Einkommensteuern Arbeitnehmer direkt belasten. So wie die Dinge mit der von Jahr zu Jahr zunehmenden Überalterung der Bevölkerung in den westlichen Ländern stehen, teilt sich der durchschnittliche Arbeitnehmer bereits heute die Last der Unterstützung eines Rentners mit einem anderen aktiven Mitglied der Erwerbsbevölkerung. Bis zur Mitte des 21. Jahrhunderts wird sich dieses Verhältnis unaufhaltsam auf ein Verhältnis von eins zu eins zubewegen. Mit anderen Worten, die steuerliche Belastung der jüngeren erwerbstätigen Bevölkerung wird ohnehin steigen müssen. Wenn man ihr darüber hinaus auch noch die Schulden(17) der Globalisierung(16) und der Coronapandemie aufbürdet, würde das eine exorbitante Erhöhung bedeuten. In Großbritannien(41) beispielsweise müssen ins Berufsleben eintretende Hochschulabsolventen schon jetzt damit rechnen, etwa die Hälfte ihres monatlichen Einkommens durch Besteuerung zu verlieren. Das führt uns zum zweiten Problem bei der Bekämpfung der Schuldenkrise mit Steuererhöhungen. Wenn die Steuern steigen, ohne dass die öffentlichen Dienstleistungen damit Schritt halten, könnte das als Bruch des fiskalischen Gesellschaftsvertrags empfunden werden. Und was in diesem Fall passieren kann, verdeutlicht das Schicksal des Römischen Reiches.
Selbst die am wenigsten problematische Maßnahmenkombination zur Lösung der Schuldenproblematik des Westens(97) wird kein Spaziergang werden. Wahrscheinlich wird sie darin bestehen, die Zinssätze(5) – zumindest in den Volkswirtschaften, die damit durchkommen – weiter zu senken, kombiniert mit verschiedenen Mischungen aus Steuererhöhungen und Einsparungen. Jeder Versuch, diese finanziellen Zwänge zu ignorieren, wird zu katastrophalen wirtschaftlichen Folgen durch steigende Zinsen führen, wie das gescheiterte britische »Mini-Budget« vom Herbst 2022 gezeigt hat. Angesichts alternder Bevölkerungen und sinkender Wachstumsraten(4) wird es nicht leicht werden, die richtige Mischung aus Steuererhöhungen und Einsparungen zu finden. Eine zu starke Einschränkung der öffentlichen Dienstleistungen wird größere soziale Unruhen nach sich ziehen und könnte die zentralen Funktionen des Staates untergraben. Im späten 20. Jahrhundert sahen sich einige Entwicklungsländer ähnlichen Schuldenproblemen gegenüber, weshalb sie in erheblichem Umfang Steuern(12) erhöhen und Ausgaben kürzen mussten – das Mitleid des Westens hielt sich seinerzeit oft in Grenzen. Die Sparauflagen der Clinton(9)-Regierung nach der Asienkrise stürzte einige Länder ausgerechnet in dem Moment in die Krise, als der Westen sein Wohlstandsmaximum feierte. Die Erfahrungen in vielen dieser Länder zeigen, welche potenziellen Schwierigkeiten auch dem Westen blühen könnten: In vielen Fällen entzog sich ein großer Teil der arbeitenden Bevölkerung praktisch dem Steuersystem. Am unteren Ende des Spektrums wickelten Kleinunternehmer alle ihre Geschäfte in bar ab, Importeure bestachen unterbezahlte Zollbeamte, um ihre Einfuhren nicht versteuern zu müssen, und die Ultrareichen versteckten ihr Vermögen auf Schweizer Bankkonten(1). Die Folge war eine brutale Abwärtsspirale: Sinkende Staatseinnahmen erzwangen weitere Kürzungen im Bereich der öffentlichen Dienstleistungen.
In den am schlimmsten betroffenen Ländern stellten die Sparpakete des späten 20. Jahrhunderts einen Bruch des existierenden fiskalischen Gesellschaftsvertrags dar. Die Bürger am oberen und unteren Ende der Gesellschaft verabschiedeten sich aus den politischen Strukturen, und es kam zu einer Umverteilung der Macht, die nicht selten in unwillkommenen Händen landete. Wo Drogenbanden die Innenstädte Jamaikas und Brasiliens(3), Kartelle ganze Regionen Mexikos(4) beherrschten oder Taliban im pakistanischen Grenzgebiet und weiten Teilen Afghanistans(2) aktiv waren, entstanden Staaten im Staate. Das alles scheint vielleicht sehr weit weg und uns nicht zu betreffen, doch es gibt bereits erste Anzeichen für ähnliche Entwicklungen im Westen(98). Gemeint ist hier nicht nur der Umstand, dass manche benachteiligten Quartiere in vielen westlichen Großstädten zu Lehnsgütern krimineller Banden geworden sind, sondern auch die zunehmende Unfähigkeit des Staates, seinen Teil der Abmachung zu erfüllen. In Großbritannien(42) etwa haben Kürzungen bei Polizei und Gerichten dazu geführt, dass nur noch jede hundertste Vergewaltigung geahndet wird, was einer verkappten Entkriminalisierung dieses Delikts gleichkommt. Wenn die Menschen höhere Steuern(13) zahlen müssen, um alte Schulden(18) zu begleichen, während der Staat im Gegenzug immer weniger zu bieten hat, dürfte irgendwann der Punkt erreicht sein, an dem sich die Bürger fragen, was sie als Gegenleistung für ihre Steuerehrlichkeit eigentlich bekommen. Und nicht nur die »Steuermoral(1)« – also die Überzeugung, etwas für seine Steuern zu bekommen, die Menschen dazu bringt, bereitwillig ihre Einkünfte zu melden und ehrlich ihre Steuern zu bezahlen – hat erhebliche Auswirkungen auf die Steuereinnahmen. Das Gleiche gilt auch für die nachlassende Effizienz von Steuerbehörden, die häufig selbst Ziel der Einsparungen pfennigfuchsender Regierungen sind. Daher ist es nicht abwegig, sich eine Zukunft vorzustellen, in der immer mehr Menschen – wie die Provinzeliten Roms(53) im fünften Jahrhundert – durch die breiter werdenden Maschen des Steuernetzes schlüpfen, bis schließlich das gesamte System zusammenbricht.
Eine solche Zukunft – geprägt von politischer und gesellschaftlicher Spaltung, wachsender Instabilität, Demokratieverlust, Missachtung von Gesetzen und Menschenrechten, erodierenden öffentlichen Dienstleistungen und sinkenden Lebensstandards – könnte dem Westen(99) bevorstehen. Aber dazu muss es nicht kommen.
Schluss: 
Tod des Imperiums?

Als der Sommer des Jahres 468 n. Chr. anbrach, wurde Konstantinopel(8) einmal mehr zur Verteidigerin des römischen Westens(100). Anthemius(1), der regierende weströmische Kaiser, war vom Ostreich eingesetzt worden und im Jahr zuvor mit dem Versprechen auf weitreichende militärische Unterstützung aus Konstantinopel gekommen. Und der oströmische Kaiser Leo(1) I. hielt sein Wort. Er schickte eine riesige Armada aus 1100 Schiffen und eine Streitmacht von 50 000 Soldaten und Seeleuten, die ihn über 120 000 Pfund(4) in Gold kostete. Ziel der Expedition war das nordafrikanische Reich des Bündnisses von Vandalen(23) und Alanen(8). Ihr Zweck war, einen der neuen Verbände, die von den Hunnen(9) unbeabsichtigt auf Rom(54) losgelassen worden waren, zu vernichten und die reichsten Provinzen(25) des Westens wieder ins Reich einzugliedern.
Ein erfolgreicher Ausgang des Feldzugs hätte dem weströmischen Zentrum nicht nur wichtige Einnahmen beschert und es dadurch gestärkt, sondern auch einem anderen gefährlichen Phänomen zumindest vorübergehend Einhalt geboten: der zunehmenden Tendenz, dass römische Grundbesitzer in den Provinzen(26) sich vom imperialen Zentrum abwandten und ins Lager der neuen barbarischen Königreiche in ihrer unmittelbaren Nachbarschaft überwechselten. Schon vor 468 hatte sich Anthemius(2) mit einer Charmeoffensive nördlich der Alpen um die Loyalität der gallischen Eliten bemüht, die mit den Königen der Westgoten(9) und Burgunden(5) Vereinbarungen getroffen hatten. Ein Sieg in Nordafrika(10), der die Staatseinnahmen beträchtlich erhöhen und damit die weströmische Militärmacht stärken würde, sollte es Anthemius noch leichter machen, die zaudernden westlichen Eliten davon zu überzeugen, dass es auf absehbare Zeit das Beste für sie war, Rom(55) die Treue zu halten.
Für Anthemius(3) endete der Feldzug unglücklicherweise in einer Katastrophe. Als widrige Winde die römischen Schiffe an eine felsige Küste drückten, konnten die Vandalen(24) eine Reihe verheerender Angriffe mit Feuerschiffen starten, und damit hatte sich die Sache erledigt. Aber einer späteren oströmischen Expedition gelang es, das Vandalenreich im Jahr 533/34 zu zerstören, auch wenn es zu diesem Zeitpunkt zu spät war, das (nicht mehr existente) westliche Imperium wiederzubeleben. Die Aufgabenstellung war also nicht von vornherein unlösbar, und hätte ihr früheres Pendant mehr Glück gehabt, hätte es eine reelle Chance gegeben, den Westen(101) vor dem Abgrund zu retten. Es wäre nicht mehr das westliche Imperium von einst gewesen. Auch nach einer Vernichtung der Vandalen und Alanen(9) hätte es immer noch zwei mächtige barbarische Verbände gegeben, die sich auf wesentlichen Teilen der früheren Steuerbasis des Reiches festgesetzt hatten. Britannien(22) war verloren, und über den Rhein(19) drangen fränkische(10) Gruppen ein. Aber Westgoten(10) und Burgunden(6) wären gezwungen gewesen, sich der Hegemonie eines imperialen Zentrums zu beugen, dessen Status als mächtigste militärische und politische Kraft in ihrem geografischen Umfeld nachhaltig wiederhergestellt worden wäre. Und auch die schwankenden Provinzeliten hätten sich (mehr oder weniger bereitwillig) wieder zu ihren alten Loyalitäten bekannt. Das Ergebnis wäre vielleicht mehr eine Art Föderation unter römischer imperialer Führung gewesen als ein Imperium im eigentlichen Sinne, und die sich daraus ergebenden politischen Verhältnisse wären komplex gewesen. Dennoch gab es selbst noch im Jahr 468 eine reale Chance, das Weströmische Reich in abgewandelter Form wiederzubeleben.
Der moderne Westen(102) steht gegenwärtig noch nicht an dem Punkt, an dem sich der römische Westen Ende der 460er Jahre befand(8). Die Nationen des modernen westlichen Imperiums verfügen nach wie vor über erhebliche Einkünfte, auch wenn diese relativ gesehen seit ihrem Höhepunkt am Ende des 20. Jahrhunderts erheblich zurückgegangen sind. Dennoch macht unser Vergleich mit dem Aufstieg und Fall des Römischen Reiches zwei Punkte ganz deutlich. Erstens befindet sich das moderne westliche Imperium wie das alte Rom(56) in einer selbst verursachten Krise. Seine eigenen Strukturen haben (schließlich) den Aufstieg einer echten konkurrierenden Supermacht und selbstbewusster neuer Mächte in der ehemaligen imperialen Peripherie des Westens gefördert. Der Aufstieg dieser neuen Akteure, der dem Geschehen im vierten und fünften Jahrhundert ähnelt, hat wiederum auf zwei Ebenen zu ernsthaften Verwerfungen innerhalb des westlichen imperialen Systems geführt. Derzeit streiten rivalisierende westliche Führer darüber, wie man am besten auf diese neue postimperiale Weltordnung reagieren soll, in welcher der beispiellose Reichtum von wenigen von der Erosion des Lebensstandards vieler anderer abhängt.
Aber obschon der Westen(103) aktuell noch nicht vor einem Scheideweg wie in den späteren 460er Jahren steht, ähnelt die gegenwärtige Situation dennoch derjenigen, der sich die römischen Führer einige Jahrzehnte zuvor, im frühen fünften Jahrhundert, gegenübersahen. Wie Rom(57) steht der Westen vor finanziellen Problemen, die gravierend genug sind, um den fiskalischen Gesellschaftsvertrag(7), die Grundlage der bestehenden Ordnung, ernsthaft zu bedrohen. Anders als Rom wird der Westen nicht die Option haben, einige fremde Kornkammern zu rekolonialisieren, um seine Ressourcenbasis wieder aufzufüllen. Ein mit dem Verlust Nordafrikas vergleichbarer Einbruch der Staatseinkünfte ist noch nicht eingetreten, was aber zu einem gewissen Grad an einem Werkzeug liegt, das den römischen Herrschern in dieser Form noch nicht zur Verfügung stand. Die Verschuldung(19) hat es Regierungen und Bürgern ermöglicht, Kredite als Vorschuss auf künftige Einnahmen aufzunehmen, was aber nur heißt, dass die bevorstehende Einnahmenkrise aufgeschoben wurde. Und der Aufstieg einer gleichrangigen konkurrierenden Supermacht in Gestalt Chinas(33) ist ebenso unabänderlich wie die Entstehung einer Reihe neuer mächtiger Akteure in der alten imperialen Peripherie. Wenn der völlige imperiale Zusammenbruch für das antike Rom selbst in einem späteren Stadium noch gerade so umkehrbar gewesen wäre, ist der aktuelle Kurs auf einen potenziellen Zusammenbruch für den modernen Westen daher ebenfalls umkehrbar, solange er akzeptiert, dass er nicht versuchen kann (und auch nicht versuchen sollte), die alte koloniale Weltordnung wiederherzustellen.
In positiver Weise auf das Ende dieser alten Ordnung zu reagieren, um das bestmögliche Ergebnis zu erzielen, wird allerdings eine Reihe schwieriger Anpassungen erfordern, die über die bereits vorgenommenen hinausgehen. Zuhause wird es eine sehr viel ehrlichere Debatte über die Notwendigkeit von Zuwanderung geben müssen, angesichts einer weiter fortschreitenden Überalterung der westlichen Gesellschaften und von Geburtenraten, die keine Anzeichen machen, wieder anzusteigen, was zu einem stetig wachsenden Grad sozialer Abhängigkeit führt. Und außenpolitisch wird es nötig sein, die neuen aufstrebenden Mächte, die ein bedeutendes kulturelles und institutionelles Erbe mit den alten Westmächten teilen, sehr viel verständnisvoller und gleichberechtigter zu behandeln, wenn es eine echte Chance auf eine neue Koalition geben soll, die mächtig genug ist, um China(34) auf Augenhöhe zu begegnen. Diese Botschaften lassen sich den westlichen Wählern nicht so leicht verkaufen wie etwa die Unterstellung »Einwanderer nehmen uns die Arbeitsplätze weg« oder die nachweislich unrealistische Behauptung, einzelne westliche Nationen könnten im Alleingang bessere Handelsbedingungen mit China oder Indien(21) aushandeln, indem sie sich Amerika(22), Großbritannien(43) oder Polen(2) »zuerst« auf die Fahnen schreiben.
Wenn eine neue Generation westlicher Politiker und ihre Wähler es schaffen, sich diesen Herausforderungen zu stellen, und aktuelle Versuche, das koloniale Erbe im eigenen Land zu überwinden, konsequent weiterverfolgen, und es ihnen gleichzeitig gelingt, die Chancen für den Aufbau breiterer, inklusiverer internationaler Allianzen zu ergreifen, wie sie sich in der jüngsten Reaktionen auf die russische Invasion in der Ukraine(7) manifestiert haben (S. 202), kann das unvermeidliche Ende des alten westlichen Imperiums immer noch eine Reihe äußerst positiver Ergebnisse hervorbringen – und das nicht nur im Westen(104). Überarbeitet für eine wirklich postkoloniale Epoche, bieten die fundamentalen Institutionen des sozialen integrierten westlichen Nationalstaats(4) – ein die Interessen aller schützender Rechtsstaat, eine freie Presse(2), rechenschaftspflichtige politische Eliten, effiziente, unparteiische öffentliche Institutionen – eine bessere Lebensqualität für eine viel größere Zahl an Bürgern als jede konkurrierende Staatsform. Institutionen existieren jedoch weder im luftleeren Raum, noch lassen sie sich künstlich am Leben erhalten. Selbst wenn ihr grundsätzlicher Wert allgemein anerkannt wird, beruhen sie immer noch auf einem ökonomischen und wirtschaftlichen Machtgleichgewicht. Gelingt es dem Westen nicht, richtig auf die Verschuldung(20) zu reagieren und den Gesellschaftsvertrag(8) auf eine Weise weiterzuentwickeln, die genügend Menschen bei der Stange hält, könnte er bald mit dem Tod der Nation konfrontiert sein und damit, dass diese durch weit weniger integrative politische Strukturen ersetzt wird.
Wenn in der Vergangenheit die innere Stabilität bedroht war, konnten Regierungen in westlichen Gesellschaften den gesellschaftlichen Druck vermindern, indem sie die Ausbeutung in die Peripherie verlagerten. Diese Option steht ihnen heute nicht mehr zur Verfügung: Sie können nur noch ihre eigenen Bürger ausbeuten. Wenn die Länder im Westen(105) ihre inneren Spannungen reduzieren sollen, scheint es unausweichlich, dass die wohlhabenden Bürger – insbesondere die oberen 10 Prozent, die in den letzten Jahrzehnten von der Globalisierung(17) am meisten profitiert haben – mehr Ressourcen für den Aufbau eines neuen, funktionierenden Gesellschaftsmodells bereitstellen müssen, weil es heute keinen großen Zustrom an Wohlstand(47) von außen mehr gibt. Die Coronapandemie, die allen Menschen Opfer zum Wohle der verwundbarsten Minderheiten der Gesellschaft abverlangte und eine verstärkte Anerkennung der sozialen und wirtschaftlichen Leistung schlecht bezahlter »systemrelevanter(2)« Arbeitskräfte erzeugte, hat eine lebhafte Debatte darüber ausgelöst, durch welche Art von Maßnahmen der soziale Zusammenhalt im Westen wiederhergestellt werden kann. Damit daraus etwas wird, müssen die westlichen Gesellschaften jedoch viel mehr tun, als nur auf die Straße zu gehen und zu klatschen. Mögliche Elemente eines neuen fiskalischen Gesellschaftsvertrags(9) beinhalten Schuldenerlasse (vor allem für Studienkredite(2)), dazu ein bedingungsloses Grundeinkommen, das jedem ein großzügiger bemessenes Existenzminimum garantiert, Maßnahmen zur Förderung des Wohnungsbaus, um den Zugang zu bezahlbarem Wohnraum zu erweitern, und vielleicht eine Verlagerung hin zu einer höheren Besteuerung(14) von Vermögen anstelle von Einkommen(15). Auch dies wäre nicht einfach, nicht zuletzt, weil die Wohlhabenden im politischen System sehr viel Einfluss haben. Aber abgesehen von der Tatsache, dass Vermögenssteuern diejenigen treffen, die es sich am ehesten leisten können, könnten sie auch dazu beitragen, die Wirtschaft anzukurbeln: Indem sie diejenigen belohnen, die in die Schaffung neuen Einkommens investieren, und jene bestrafen, die bloß ihren Reichtum vermehren wollen, sei es in Form von Immobilienspekulationen oder Superyachten, können Vermögenssteuern Geld in Richtung einer produktiveren Verwendung lenken. Solche Veränderungen sollten – zumindest in einigen Ländern – mit Maßnahmen verbunden sein, die prekäre Arbeitsverhältnisse durch eine Verschärfung laxer Arbeitsgesetze reduzieren. So erlaubte es die aktuelle Gesetzeslage einem britischen Fährunternehmer im Jahr 2022, seine Belegschaft durch billigere Mitarbeiter zu ersetzen, indem er einfach die maximale Geldstrafe für die illegalen fristlosen Kündigungen zahlte und das dann als Geschäftskosten von der Steuer absetzte. Zusammen mit sicheren Arbeitsplätzen, angemessenen Löhnen, einer gebührenfreien Bildung und großzügigeren Umschulungsprogrammen, die Arbeitslosen ein anständiges Einkommen ermöglichen, während sie sich für einen wandelnden Arbeitsmarkt neu qualifizieren, würde das nicht nur einen größeren sozialen Zusammenhalt erzeugen, sondern wahrscheinlich auch die Unternehmen produktiver machen (ein Modell, das dem existierenden skandinavischen nicht unähnlich ist).
Den fiskalischen Gesellschaftsvertrag(10) neu auszutarieren, um den gegenwärtigen Trend zu mehr sozialer Spaltung zu verringern, wird auch mehr (und nicht weniger) internationale Zusammenarbeit erfordern. Ein guter Anfang wären internationale Steuerabkommen, um Steueroasen(2) trockenzulegen, in denen vermutlich über sieben Billionen Dollar versteckt werden. Ein weiteres Ziel muss sein, die »Steuerarbitrage« zu reduzieren, durch die multinationale Konzerne oder Reiche ausgeklügelte Firmengeflechte schaffen oder Länder mit niedriger Besteuerung(15) suchen, in denen sie ihr Vermögen und ihre Einkünfte verstecken, so dass es für ihre Heimatländer schwierig ist, diese aufzuspüren und zu besteuern. Einiges davon geschieht bereits. Schätzungen zufolge könnte allein die internationale Erklärung der OECD aus dem Jahr 2021, in der sich 130 Länder auf eine Mindeststeuer für Großkonzerne von 15 Prozent geeinigt haben, den Regierungen der Welt jährlich zusätzliche Einnahmen in Höhe von 150 Milliarden Dollar bescheren.
Internationale Verträge zur Reduzierung von Treibhausgasen(1) und ein »Green New Deal(1)« könnten auch einen Unterbietungswettbewerb bei Kohlendioxidemissonen verhindern und so jüngeren Generationen eine lebenswerte Zukunft sichern. Sie könnten mit einem globalen System von CO2-Abgaben(1) kombiniert werden, vor allem, wenn sie mit einem Dividendensystem verbunden wären, das die Einnahmen aus einer derartigen CO2-Steuer an die breite Bevölkerung verteilt. Das könnte zu mehr Unterstützung auch bei denjenigen führen, die sich oft als Verlierer von Umweltschutzmaßnahmen betrachten: der Arbeiterklasse. Indem es einerseits die Kosten denjenigen auferlegt, die den Großteil der Umweltverschmutzung verursachen, und andererseits die Dividenden gleichmäßig verteilt, würde ein solches System die Menschen am unteren Ende der globalen Einkommensskala angemessen belohnen. Schließlich werden die westlichen Länder sicher ihre Rentensysteme reformieren müssen, um deren langfristige Zukunftsfähigkeit wiederherzustellen. Eine Möglichkeit wäre die Anhebung des Renteneintrittsalters als Alternative zur Reduzierung des Rentenniveaus. Denn als die Systeme geschaffen wurden, hat niemand mit einer Zeit gerechnet, in der die Menschen ebenso viel Zeit im Ruhestand verbringen würden wie im Arbeitsleben.
Keine dieser notwendigen Entscheidungen wird einfach zu treffen sein. Doch was auch geschieht, zu alter Größe im Sinne des 19. und 20. Jahrhunderts wird der Westen(106) niemals wieder gelangen. Die grundlegenden Strukturen der Weltwirtschaft haben sich auf zu tiefgreifende Weise verschoben, als dass dies jemals wieder möglich sein könnte. Und gewisse politische Anführer müssen aufhören, so zu tun, als ob dies anders sein könnte. Und mit auch nur einem bisschen Ehrlichkeit, was das Ausmaß an Gewalt und Ausbeutung angeht, auf dem das moderne westliche Imperium ursprünglich aufgebaut war, sollte auch niemand seinen Abgang betrauern. Die Bürger der aufstrebenden Peripherie wären wahrscheinlich sehr viel eher bereit, sich in eine neue Weltordnung einzubringen, wenn ihr materieller Fortschritt nicht mehr als Bedrohung angesehen, sondern begrüßt und gefördert würde. Die schändlicheren Aspekte der kolonialen Vergangenheit würden dann weniger den Blick darauf verstellen, dass die westliche Gesellschaft schließlich durch innere Konflikte ihren Weg zu einem konsensualen Modell soziopolitischer Organisation gefunden hat, das mehr – und das für eine größere Zahl seiner Bürger –, bietet als jedes rivalisierende System. Und das nicht nur im Hinblick auf den wirtschaftlichen Wohlstand(48), sondern auch was die individuellen Freiheiten und die politischen und gesetzlichen Rechte anbelangt, die leicht für selbstverständlich genommen werden, aber im größten Teil der Menschheitsgeschichte so selten gegeben waren.
Wenn die Bürger der westlichen Länder imstande sind, die vor ihnen liegenden Schlüsselaufgaben zu begreifen und unvermeidlich spaltende Meinungsverschiedenheiten demokratisch zu lösen, und das in einer Weise, die der breiten Bevölkerung ein Gefühl der Einbeziehung und Fairness vermittelt, und insbesondere, wenn sie das in einer Weise tun können, die den Bürgern der aufstrebenden Peripheriestaaten das Gefühl vermittelt, dass auch ihnen ein Anteil an einer gleichberechtigteren Zukunft innerhalb eines umfassenderen Systems angeboten wird, das auf denselben gemeinsamen Werten beruht, sind die Gewinne potenziell kolossal. Dann hätte es der westliche Nationalstaat – ursprünglich errichtet auf umgelenkten Wohlstandsströmen aus der übrigen Welt – nicht nur geschafft, eine potenziell existenzielle Krise zu überwinden, sondern er hätte auch ein postkoloniales Erbe echter Größe hervorgebracht, auf das seine Bürger zu Recht stolz sein dürften.
ANHANG


Anmerkungen

[1]
Am äußersten Rand dieses Teiles des politischen Spektrums gab es Versuche, eine »dunkle Verschwörung« zu erkennen, die darauf abzielt, die Bevölkerung des Westens(107) durch Einwanderer aus der Peripherie zu ersetzen. Der »Große Austausch«, wie diese Theorie sich nennt, lehnt sich an Jean Raspails(1) dystopischen Roman Le camp des saints (Das Heerlager der Heiligen) von 1973 an, bedient sich aber auch bei Enoch Powells »Ströme-von-Blut«-Rede von 1968. Zunächst nur von obskuren politischen Randgruppen propagiert – die zu einigen Terroranschlägen animierten –, hat diese Theorie inzwischen teilweise Eingang in den Mainstream gefunden. Der Ungar Viktor Orbán(2) und der Italiener Matteo Salvini(1) thematisierten sie in ihren Reden, und auch in Frankreichs(14) Gelbwesten(2)-Bewegung (gilets jaunes) fand sie Anklang.


[2]
Flavius Stilicho(2) wurde auf römischem Gebiet geboren, aber sein Vater war ein vandalischer(25) Einwanderer. Als sich neun Jahre später die Gelegenheit ergab, inszenierten seine Rivalen einen blutigen Staatsstreich, im Zuge dessen Stilicho mit seinen Kindern hingerichtet wurde.


[3]
Für einen bestimmten Typus moderner Intellektueller, der gern die römische Geschichte heranzieht, um seine These zu stützen, liberale Regime brächten dynamischere Wirtschaftssysteme hervor, steht der Acemoglu(2)-Robinson(2)-These die unbequeme Tatsache entgegen, dass das Römische Reich prosperierte, nachdem es den Republikanismus aufgegeben hatte.


[4]
Auch heute noch bedient der größte Teil der US-(51)Wirtschaftsleistung die Binnennachfrage, während die Hälfte des Außenhandels auf Kanada(8) und Mexiko(5) entfällt. In den Zeiten britischer, französischer oder niederländischer Vorherrschaft sah es nicht viel anders aus.


[5]
Zu diesem Zeitpunkt war Konstantinopel(9) das Hauptziel für ähnliche Exporte aus Ägypten(5) und den römischen Provinzen(27) im Nahen Osten(5).


[6]
Eine ähnliche Art von Geschichten könnte auch von vielen Angehörigen der Eliten aus der Osthälfte des Imperiums erzählt werden. Ihre höhere Bildung fand zwar auf Griechisch statt, vermittelte aber dieselben ideologischen Botschaften und bereitete sie in ähnlicher Weise darauf vor, in den imperialen Strukturen des vierten Jahrhunderts ihren Weg zu machen.


[7]
Lateinamerika(2) nahm eine Sonderstellung im modernen westlichen imperialen System ein. Einige der spanischen und portugiesischen Kolonien wurden zwar in großem Umfang von Europäern besiedelt, erlangten aber im Gegensatz zu den White Dominions(2) der Briten selbst nach der Unabhängigkeit zu Beginn des 19. Jahrhunderts niemals den Status einer vollwertigen Provinz(28) innerhalb des sich entwickelnden westlichen imperialen Systems. Wie Spanien(14) und Portugal(4) selbst wurden auch diese Kolonien vom landwirtschaftlich erzeugten Reichtum einer Gutsherrenklasse dominiert. Diese lokalen Grundbesitzer führten die Unabhängigkeitsbewegungen an, und sie hatten anschließend nur wenig Interesse daran, das Wirtschaftsmodell zu stürzen, das ihre Vormachtstellung begründet hatte. Infolgedessen blieben die lateinamerikanischen Eliten außerhalb der sich herausbildenden Kultur des westlichen Kapitalismus mit seiner zunehmenden Ausrichtung auf Märkte, individuelle Freiheit(2) und Demokratie(5), und die von ihnen beherrschten Territorien agierten bestenfalls in der inneren Peripherie des entstehenden imperialen Systems.


[8]
»$22,020,700,446 Gold Held by Treasury; About 80% of Monetary Stock of World in This Country«, New York(6) Times, 7. Januar 1941 (https://www.nytimes.com/1941/01/07/archives/22020700446-gold-held-by-treasury-about-80-of-monetary-stock-of.html).


[9]
Mehrere lateinamerikanische Länder und wenige unabhängige Staaten der Peripherie, wie Irak(4) und China(35), nahmen an der Konferenz teil, hatten aber nur begrenzten Einfluss auf die getroffenen Vereinbarungen.


[10]
Das Pfund(5) war bis 1945 die wichtigste Reservewährung der Welt, wurde aber in den folgenden Jahrzehnten immer mehr vom US-Dollar(9) abgelöst, so dass heute etwa 60 Prozent der weltweiten Devisenreserven in den USA angelegt sind: Barry Eichengreen, Livia Chiţu und Arnaud Mehl, Stability or Upheaval? The Currency Composition of International Reserves in the Long Run, European Central Bank Working Paper Series #1715, August 2014 (https://www.ecb.europa.eu/pub/pdf/scpwps/ecbwp1715.pdf).


[11]
Genau genommen produzierte das Schatzamt kein physisches Geld. Die Banken wurden nur angewiesen, dem Konto eines Kunden Dollarbeträge gutzuschreiben, die theoretisch gegen Gold eingetauscht werden konnten.


[12]
Das CIA-Dokument aus dem Jahr 1974, das die sowjetische(11) Unterstützung für Allende(8) analysiert, ist in seiner Offenheit vernichtend; sein Titel lautet schlicht: »Die Sowjets geben Allende auf« (https://www.cia.gov/library/readingroom/docs/DOC_0000307740.pdf).


[13]
Europäischen Barbaren(13) gelang es zwar, den nur wenige Jahre regierenden Kaiser Decius(1) zu besiegen und zu töten, aber dieser verfügte nur über einen kleinen Teil der Reichsressourcen, und seine Niederlage hatte nicht das Ausmaß der regelmäßigen Niederlagen gegen die Perser.


[14]
Eine andere grundlegende Möglichkeit ist, dass die Ankunft der Hunnen(10) durch eine laufende politische Revolution in der Steppenwelt(5) hin zu größeren Imperien angetrieben wurde; die beiden Erklärungslinien schließen sich nicht gegenseitig aus.


[15]
Die sogenannten Markomannenkriege(1) im zweiten Jahrhundert, die irgendwann zu den Siegen führten, die Marcus Aurelius(1) auf seiner Siegessäule in Rom(58) verewigte, hatten ähnliche Ursprünge.


[16]
Dass eindringende Nomaden zunächst Gebiete nördlich des Schwarzen Meeres besetzen und dann in einem zweiten Schritt nach Westen in die Große Ungarische Tiefebene(2) ziehen, ist ein wiederkehrendes Muster im Mittelalter, das sich auch bei den Awaren(1) im sechsten und den Magyaren(1) im neunten Jahrhundert beobachten lässt.


[17]
Die Auswirkungen werden in der Notitia Dignitatum(1) deutlich, die auch eine oströmische Heeresliste aus dem Jahr 395 enthält, in der sechzehn Einheiten der schweren Infanterie als »fehlend« gekennzeichnet sind. Das bedeutet, dass sie in den dazwischenliegenden beiden Jahrzehnten nicht wieder neu aufgestellt worden waren.


[18]
Archäologische Funde deuten darauf hin, dass die dadurch entstandenen Lücken an der Grenze insofern ausgeglichen wurden, als man barbarische Hilfstruppen aus der Peripherie anheuerte.


[19]
Die Burgunden(7) waren nach einer Niederlage gegen die Hunnen(11) in den späten 430er Jahren auf römischem Territorium angesiedelt worden; sie waren eindeutig nicht so mächtig wie der westgotische Verband.


[20]
Syagrius und Leo(2) von Narbonne(2) berieten die Könige der Burgunden(8) bzw. Westgoten(11). Der Prätorianerpräfekt von Gallien(9) Arvandus und ein stellvertretender Präfekt (vicarius) namens Seronatus wurden wegen Hochverrats verurteilt, weil sie benachbarte Könige ermutigt hatten, ihr Herrschaftsgebiet in Gallien auszuweiten.


[21]
Genetisch gesehen ist jeder Europäer (wenn regional auch in leicht unterschiedlichem Verhältnis) das Produkt einer Mischung von drei verschiedenen Bevölkerungsgruppen aus der fernen Vergangenheit: von Jägern und Sammlern, die Europa nach der letzten Eiszeit zuerst wieder besiedelten; von eingewanderten Bauern aus dem Nahen Osten(6), die sich seit ca. 4000 v. Chr. in der Landschaft ausbreiteten; und von einem weiteren Bevölkerungsschub aus der eurasischen Steppe(6), der tausend Jahre später eintraf.


[22]
Menschen, die sich selbst der Mittelschicht oder sogar der Arbeiterklasse zurechnen (was bei manchen gewerkschaftlich organisierten Fachkräften der Fall ist), sind häufig überrascht zu erfahren, dass sie zum reichsten 1 Prozent der Weltbevölkerung gehören, weil die meisten Menschen, die sie kennen, wie sie sind. Aber das offenbart unsere (bewussten oder unbewussten) Neigungen, nach denen wir unser soziales Umfeld aussuchen. Man spricht in diesem Zusammenhang von assortativer Mischung. Früher wurde dieser Effekt durch klassenübergreifende Eheschließungen abgemildert, doch in den letzten Jahrzehnten hat die Tendenz zur assortativen Paarung unter den Reichen zugenommen, wodurch sich das obere Zehntel offenbar noch weiter vom Rest der Gesellschaft entfernt hat.


[23]
https://ourworldindata.org/grapher/disposable-household-income-by-income-decile-absolute?time=1979..latest&country=~USA.


[24]
Die Federal National Mortgage Association (FNMA) und die Federal Home Loan Mortgage Corporation (FHLMC), gemeinhin bekannt als Fannie Mae bzw. Freddie Mac.


[25]
https://www.project-syndicate.org/commentary/western-sanctions-russia-oligarch-dark-money-by-daron-acemoglu-2022-03.


[26]
George Parker und Chris Giles, »Johnson seeks to channel FDR in push for UK revival«, 29. Juni 2020 (https://www.ft.com/content/f708ac9b-7efe-4b54-a119-ca898ad71bfa).


[27]
Zugegeben, einige Ökonomen fragen sich, was daran so modern sein soll, weil sie finden, dass es dem altmodischen Keynesianismus sehr ähnelt und noch tiefere Wurzeln in deutschen »chartalistischen« Geldtheorien des frühen 20. Jahrhunderts hat.


[28]
Wenn sich die Einzahler in einen Pensionsfonds(5) dem Rentenalter nähern, müssen die Fondsmanager einen größeren Teil ihres Portfolios in sichere Anlagen wie Staatsanleihen(4) umschichten: Sie können es sich nicht erlauben, in potenziell lukrative, aber riskante Geschäfte zu investieren, denn ein Scheitern kann zwar langfristig ausgeglichen werden, aber das ist keine Option, wenn Kunden regelmäßige Monatszahlungen erwarten.




Karten
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Literaturhinweise

Einleitung

Edward Gibbons Meisterwerk, Verfall und Untergang des Römischen Imperiums, ist in deutscher Übersetzung zuletzt bei dtv, München 2003, erschienen. Peter Heathers Überlegungen zum ersten Jahrtausend sind in Empires & Barbarians. Migration, Development and the Creation of Europe, London 2009 (dt. Invasion der Barbaren. Die Entstehung Europas im ersten Jahrtausend nach Christus, Stuttgart 2011) mit wissenschaftlichem Apparat dargelegt. John Rapley hat sich in Globalization and Inequality. Neoliberalism’s Downward Spiral, Boulder 2004, nicht nur mit der Globalisierung(18) befasst, sondern auch mit den Zyklen des Aufstiegs und Niedergangs von Ordnungen. Es war der Beginn des Meinungsaustauschs mit Peter Heather über die Parallelen zwischen Antike und Moderne.
1. Feiern wie im Jahr 399

Alle Gedichte Claudians(4) können in englischer Übersetzung (mit nebenstehendem lateinischem Text, sofern man daran interessiert ist) nachgelesen werden bei Maurice Platnauer, The Works of Claudian, Loeb, London 1922 (eine neue deutsche Übersetzung der besprochenen Rede findet sich bei Philipp Weiß und Claudia Wiener, Claudius Claudianus. Band 1. Politische Gedichte, Berlin 2020). Der kaiserliche Hof, an dem er wirkte, wird in brillanter Weise von Alan Cameron in Claudian. Poetry and Propaganda at the Court of Honorius, Oxford 1970, heraufbeschworen. Eine klassische Darstellung der traditionellen Lehren über den wirtschaftlichen Zusammenbruch in spätrömischer Zeit findet sich bei M. Rostovtzeff, The Social and Economic History of the Roman Empire, 2. Aufl., überarb. von P. Fraser, Oxford 1957 (dt. Gesellschaft und Wirtschaft im römischen Kaiserreich, 2 Bände, Leipzig 1929).
Die spätrömischen Dörfer in Syrien(6) wurden von G. T. Chalenko, Villages antiques de la Syrie du Nord, Paris 1953–1958, behandelt. Bryan Ward Perkins, The Fall of Rome and the End of Civilization, Oxford 2005 (dt. Der Untergang des Römischen Reiches und das Ende der Zivilisation, Stuttgart 2007), fasst alle Belege für die wirtschaftliche Blüte in spätrömischer Zeit eloquent zusammen. Die zahlreichen Werke von Peter Brown – siehe vor allem The Rise of Western Christendom, 3. überarb. Aufl., Oxford 2013 – bieten tiefe Einsichten in die kulturelle Blütezeit dieser Epoche und darüber hinaus. Eine Darstellung der spätrömischen Verwaltungsstrukturen aus Sicht eines ehemaligen britischen Verwaltungsbeamten findet sich bei A. H. M. Jones, The Later Roman Empire. A Social Economic and Administrative Survey, 3 Bände, Oxford 1964.
Vergleiche mit Rom(59) haben bei Historikern, die sich mit der Moderne befassen, eine lange Tradition. Zu den immer noch beliebten Klassikern dieses Genres gehören Arnold Toynbees A Study of History (dt. als Studie zur Weltgeschichte oder Der Gang der Weltgeschichte) und Oswald Spenglers Der Untergang des Abendlandes. Zeitgenössische Kommentatoren der politischen Rechten, vor allem Amerikaner und Europäer, sind von der Idee des zivilisatorischen Zusammenbruchs und des Barbarenansturms geradezu besessen, auch wenn viele Publikationen in dieser Richtung einfach nur sensationslüstern oder schlecht recherchiert sind. Ein bahnbrechender Aufsatz, der das außenpolitische Denken der letzten Jahre – im Guten wie im Schlechten – beeinflusst hat, war Robert Kaplans(2) »The Coming Anarchy«. Der ursprünglich 1994 als Aufsatz im Atlantic erschienene Titel wurde später auch als Buch veröffentlicht (New York 2000).
Die Angaben über die modernen Volkswirtschaften stammen aus der Datenbank der World Development Indicators der Weltbank(6) (WDI), einer der zuverlässigsten Quellen zu diesem Thema. Die Standardquelle für historische Schätzungen von Bruttoinlandsprodukten und Pro-Kopf-Einkommen ist die von Angus Maddison zusammengestellte Datenbank, die unter https://www.rug.nl/ggdc/historicaldevelopment/maddison/releases/maddison-project-database-2020?lang=de abrufbar ist.
2. Reich und Reichtum

Die Mosella(5) des Ausonius(21) wurde ins Englische übersetzt (auch hier mit nebenstehendem lateinischem Text) von H. G. Evelyn White, The Works of Ausonius, Loeb, Bd. 2, London(8) 1961, der praktischerweise auch gleich den bissigen Antwortbrief des Symmachus(7) anfügt (beides deutsch in den Bändchen von O. Schönberger, D. Magnus Ausonius. Mosella, Stuttgart 2014). Den kulturellen Hintergrund der beiden beleuchtet auf brillante Weise die Kombination von G. Woolf, Becoming Roman. The Origins of Provincial Civilization in Gallia, Cambridge 1988, und R. A. Kaster, Guardians of Language. The Grammarian and Society in Late Antiquity, Berkeley 1988. Tiefe Einsichten in die höfische Welt dieser Epoche liefert J. F. Matthews, Western Aristocracies and Imperial Court A. D. 364–425, Oxford 1975. Die Ergebnisse der archäologischen Untersuchungen des späten 20. Jahrhunderts werden unter anderem von T. Lewitt, Agricultural Production in the Roman Economy A. D. 200–400, Oxford 1991, zusammengefasst. Lesenswert sind aber auch die Überlegungen von C. Wickham, Framing the Early Middle Ages. Europe and the Mediterranean 400–800, Oxford 2005. Die Kommentare aus dem vierten Jahrhundert über die politische Bedeutungslosigkeit Roms stammen aus der vierten Rede des Themistius(1) (für den oströmischen Kaiser Constantius II.(1)). Eine vollständige englische Übersetzung findet sich bei P. J. Heather und D. Moncur, Politics, Philosophy, and Empire in the Fourth Century. Select Orations of Themistius, Translated Texts for Historians, Liverpool 2001 (dt. bei Peter Wirth, Themistios. Staatsreden, Stuttgart 1998).
Die Ursprünge des modernen Kapitalismus sind nach wie vor umstritten. Besonders rätselhaft mutet der Umstand an, dass er – soweit wir wissen – ausgerechnet in Europa entstanden ist. In Guns, Germs and Steel. The Fates of Human Societies, New York 1997 (dt. Arm und reich. Die Schicksale menschlicher Gesellschaften, Frankfurt 2000), führt Jared Diamond Ursprünge und Ausbreitung des Kapitalismus auf Umweltfaktoren zurück. Dem fügte Eric Jones in The European Miracle. Environments, Economies and Geopolitics in the History of Europe and Asia, Cambridge 1981 (dt. Das Wunder Europa. Umwelt, Wirtschaft und Geopolitik in der Geschichte Europas und Asiens, Tübingen 1991), noch politische Faktoren hinzu. Ergänzend dazu ist die Lektüre von Justin Yifu Lins Erörterung der Frage zu empfehlen, warum der Kapitalismus nicht im kaiserlichen China(36) entstanden ist. In »The Needham Puzzle: Why the Industrial Revolution Did Not Originate in China«, Economic Development and Cultural Change, Bd. 43, Nr. 2 (Januar 1995), S. 269–292, erläutert er, dass das chinesische Beamtenprüfungssystem ehrgeizige junge Männer aus der Wirtschaft in die Bürokratie trieb. Die wohl einflussreichste Synthese über die Ursprünge des Kapitalismus bleibt jedoch das Werk von Daron Acemoglu und James Robinson, Why Nations Fail, New York 2012 (dt. Warum Nationen scheitern. Die Ursprünge von Macht, Wohlstand und Armut, Frankfurt 2013). Eine interessante Fallstudie über den frühen italienischen Kapitalismus(2) liefert Frederic C. Lane in Venice. A Maritime Republic, Baltimore 1973 (dt. Seerepublik Venedig, München 1980). Die Geschichte der Familie Vanderbilt(9) lässt sich mit Hilfe der Datenbank https://longislandsurnames.com rekonstruieren. Eine lesenswerte Darstellung über die große europäische Migration um die Wende zum 20. Jahrhundert bietet Tara Zahra, The Great Departure. Mass Migration from Eastern Europe and the Making of the Free World, New York 2016.
3. Östlich des Rheins(20), nördlich der Donau(15)

Zur Etablierung der römischen Reichsgrenze und den wirtschaftlichen Entwicklungen in der nichtrömischen Welt siehe besonders Kap. 2 bei Heather, Invasion der Barbaren(14). Die Grundlage seiner Ausführungen bilden zahlreiche archäologische Forschungen, darunter nicht zuletzt Lotte Hedeager, Iron-Age Societies. From Tribe to State in Northern Europe, 500 BC to AD 700, Oxford 1992. Ein Überblick über die vom Aufstieg (und Fall) Roms(60) unberührt gebliebenen Randgebiete Europas findet sich bei P. M. Dolukhanov, The Early Slavs. Eastern Europe from the initial Settlement to the Kievan Rus, Harlow 1996. Die archäologischen Belege für die Terwingen(9) im vierten Jahrhundert sind zusammengestellt in Kap. 2 von P. J. Heather und J. F. Matthews, The Goths in the Fourth Century, Translated Texts for Historians, Liverpool, 1991. Zum Bernsteinhandel in der Antike siehe zum Beispiel A. Spekke, The Ancient Amber Routes and the Geographical Discovery of the Eastern Baltic, Chicago 1976.
Die Lebensgeschichte Jamshedji(9) Tatas lässt sich nachlesen bei F. R. Harris, Jamsetji Nusserwanji Tata. A Chronicle of His Life, Bombay 1958. Ergänzend dazu ist S. M. Rutnagars Studie The Bombay Cotton Mills. A Review of the Progress of the Textile Industry in Bombay from 1850 to 1926 and the Present Constitution, Management and Financial Position of the Spinning and Weaving Factories, Bombay 1927, zu empfehlen, aus der man viel über die damalige Geschäftswelt in Bombay erfährt. Die Entwicklung der gegenwärtigen globalen Peripherie wird besprochen in John Rapley, Understanding Development. Theory and Practice in the Third World, 3. Aufl., Boulder 2006. In Ivoirien Capitalism. African Entrepreneurs in Côte d’Ivoire, Boulder 1993, beleuchtet derselbe Autor die Entwicklung des kolonialen Kapitalismus im Detail. Faszinierende Einblicke in die nur oberflächliche Kolonialisierung der äußeren Peripherie liefern die Tagebücher des französischen Kolonialbeamten Robert Delavignette, Freedom and Authority in French West Africa, London 1950. Ähnlich verhält es sich mit Indien: In Class Structure and Economic Growth. India and Pakistan since the Moghuls, London 1971, zeigt Angus Maddison, wie sehr sich die britische Verwaltung auf einheimische Kräfte stützte.
4. Die Macht des Geldes

Über Chnodomar(3) und Makrian(4) berichtet der römische Historiker Ammianus Marcellinus(1), vollständig übersetzt (mit nebenstehendem lateinischem Text) von J. C. Rolfe, Ammianus Marcellinus, Loeb, London(9) 1935–1939 (dt. W. Seyfarth, Ammianus Marcellinus. Römische Geschichte, Berlin 1968–1971). John Drinkwater, The Alamanni and Rome 213–496, Oxford 2007, ist absolut lesenswert, sieht man einmal davon ab, dass der Autor den Alamannen(9) ungeachtet zahlreicher anderslautender Belege jegliches Bedrohungspotenzial abspricht. Anders P. J. Heather, »The Gallic War of Julian(3) Caesar«, in Hans-Ulrich Wiemer und Stefan Rebenich (Hg.), A Companion to Julian the Apostate, Leiden 2020. Zu den gotischen Terwingen(10) siehe P. J. Heather, Goths and Romans 332–489, Oxford 1991. Dennis Green, Language and History in the Early Germanic World, Cambridge 1998, erörtert die sprachlichen Belege für die Militarisierung der germanischen Eliten, Lotte Hedeager (siehe die Literaturhinweise zu Kapitel 3) die erstaunlichen Waffenfunde aus spätrömischer Zeit.
Das politische Erwachen der indischen(22) Unternehmerklasse und ihre allmähliche Annäherung an die nationalistische Bewegung behandelt Claude Markovits, Indian Business and Nationalist Politics, 1931–1939, Cambridge 1985, S. 32. Die Dekolonisation und das Entstehen der »Dritten Welt« werden ausführlich thematisiert bei John Rapley, Understanding Development. In The Battle of Bretton Woods. John Maynard Keynes, Harry Dexter White, and the Making of a New World Order, Princeton 2013, wirft Benn Steil einen unterhaltsamen Blick auf das Bretton-Woods-System und die Debatten zwischen seinen beiden großen Protagonisten. Eine ausführliche Darstellung des Themas findet sich auch in Kapitel 12 von John Rapley, Twilight of the Money Gods, London 2017. Die anschließende Ablösung des Pfunds(6) als Leitwährung durch den Dollar(10) wird ausführlich besprochen in Barry Eichengreen, Livia Chiţu und Arnaud Mehl, Stability or Upheaval? The Currency Composition of International Reserves in the Long Run, European Central Bank Working Paper Series Nr. 1715, August 2014. Wenn man sich für den Staatsstreich in Chile(4) interessiert, gibt es keinen besseren Ausgangspunkt als das CIA-Memorandum mit dem prägnanten Titel »The Soviets Abandon Allende«. Es kann unter https://www.cia.gov/library/readingroom/docs/DOC_0000307740.pdf abgerufen werden.
5. Alles fällt auseinander

Seine Ansichten über das Ende des weströmischen Kaisertums erläutert Peter Heather in Der Untergang des Römischen Weltreichs, Stuttgart 2007. Andere Darstellungen messen dem barbarischen Element eine geringere Bedeutung bei, so etwa Walter Goffart, »Rome, Constantinople, and the Barbarians in Late Antiquity«, in: American Historical Review 76 (1981), S. 275–306, Guy Halsall, Barbarian Migrations and the Roman West 376–568, Cambridge 2007, und Michael Kulikowski, Imperial Tragedy. From Constantine’s Empire to the Destruction of Roman Italy (AD 363–568), London 2019. Zu den geostrategischen Verwerfungen, die mit der Verlagerung des imperialen Machtzentrums nach Norden einhergingen, siehe Peter Heather, Invasion der Barbaren, mit Chris Wickham, Framing the Early Middle Ages: Europe and the Mediterranean 400–800, Oxford 2005. Die derzeit beste Darstellung über das Ringen Roms mit den Sassaniden und den Aufstieg des Islam, der das Oströmische Reich auf Byzanz reduzierte, findet sich bei James Howard-Johnston, The Last Great War of Antiquity, Oxford 2021, mit Mark Whittow, The Making of Orthodox Byzantium, 600–1025, London 1996, und John Haldon, Byzantium in the Seventh Century. The Transformation of a Culture, Cambridge 1990. Die Briefe des Sidonius(4) Apollinaris können in englischer Übersetzung gelesen werden bei W. B. Anderson, Sidonius Apollinaris. Poems & Letters, Loeb, London 1936–1965 (dt. bei Helga Köhler, C. Sollius Appolinaris Sidonius. Die Briefe, Stuttgart 2014).
6. Barbareneinfälle

Eine glänzende Einführung in die angelsächsische(15) Übernahme Südbritanniens und die Gründe, weshalb die älteren Ansichten darüber revidiert werden müssen, ist immer noch Simon Esmonde-Cleary, The Ending of Roman Britain, London(10) 1989. Eine umfassende Darstellung des Themas findet sich darüber hinaus in Kapitel 6 von Peter Heathers Invasion der Barbaren(15). Zur Verarmung der nachrömischen materiellen Kultur Südbritanniens siehe Bryan Ward Perkins, The Fall of Rome and the End of Civilization, Oxford 2005 (dt. Der Untergang es Römischen Reiches und das Ende der Zivilisation, Stuttgart 2007) und Ellen Swift, The End of the Western Roman Empire. An Archaeological Investigation, Stroud 2000. Die Aufsätze in P. Porena und Y. Rivière (Hg.), Expropriations et confiscations dans les royaumes barbares. Une approche régionale, Rom 2012, bilden ein wichtiges Korrektiv zu den rosaroten Ansichten über die Realitäten der barbarischen Landnahme, die Walter Goffart in Barbarians and Romans AD 418–584. The Techniques of Accommodation, Princeton 1980, vertritt.
Die Verschwörungstheorie des »großen Austauschs«, die bei Rechtsextremen so großen Anklang findet, geht auf das Buch Le Grand Remplacement (dt.: Revolte gegen den großen Austausch) des Franzosen Renaud Camus aus dem Jahr 2011 zurück, wurde aber durch einen dystopischen Roman des Franzosen Jean Raspail aus dem Jahr 1973 inspiriert, der auf Deutsch 1985 unter dem Titel Das Heerlager der Heiligen erschienen ist. Daten zur aktuellen demografischen Lage in den OECD-Ländern finden sich unter https://www.oecd.org/els/family/47710686.pdf. Es existiert eine umfangreiche Literatur über die wirtschaftlichen Auswirkungen der legalen und illegalen Einwanderung auf die westlichen Gesellschaften. Hilfreiche Einblicke in das Thema bieten Florence Jaumotte, Ksenia Koloskova und Sweta C. Saxena, Impact of Migration on Income Levels in Advanced Economies, Washington DC 2016, Gordon H. Hanson, The Economic Logic of Illegal Immigration, New York 2007, und David K. Androff et al., »Fear vs. Facts. Examining the Economic Impact of Undocumented Immigrants in the U. S.«, in: Journal of Sociology and Social Welfare 39, 4 (Dezember 2012). Unter den zahlreichen Titeln über den Rückgang der Arbeitsproduktivität in westlichen Gesellschaften ist wahrscheinlich der maßgeblichste Robert J. Gordon, The Rise and Fall of American Growth, Princeton 2016 (auch wenn sich die Arbeit auf die USA fokussiert). Eine nützliche knappe Begleitlektüre ist Tyler Cowen, The Great Stagnation, New York 2011.
7. Macht und Peripherie

Wie sich die fortschreitenden territorialen Verluste und die schrumpfende Steuerbasis auf das weströmische Reichssystem auswirken, wird in Kapitel 4 und folgende von Heather, Der Untergang des Römischen Weltreichs, untersucht. Zum selbstzerstörerischen Weltkrieg zwischen Ostrom und den Sassaniden siehe Howard-Johnston, The Last Great War. Überaus informativ ist (neben vielen anderen Möglichkeiten) auch Hugh Kennedy, The Great Arab Conquests. How the Spread of Islam Changed the World We Live In, London 2007, zur Epoche der islamischen Expansion, der dieser Konflikt den Weg bereitete. Peter Brown, The Rise of Western Christendom, schildert anschaulich, wie klassisch-römische Kulturelemente in den nachrömischen Westen hinübergerettet wurden.
Aufstieg und Ausbreitung des Neoliberalismus(5) werden in Rapley, Globalization and Inequality, und die Auswirkungen des Neoliberalismus auf die Entwicklungsländer in Rapley, Understanding Development, behandelt. Francis Fukuyamas(3) ursprünglich in einem Essay formulierte These vom Ende der Geschichte erschien 1992 als Buch mit dem Titel The End of History and the Last Man (dt. Das Ende der Geschichte, 2022). Die These von der Thukydides-Falle(2) stammt von Graham Allison, der sie erstmals 2012 als Essay in der Financial Times veröffentlichte. Im Jahr 2017 erschien sie dann unter dem Titel Destined for War. Can America and China Escape Thucydides’s Trap?, auch zwischen Buchdeckeln. Boris Johnsons(3) Artikel »Africa is a Mess« schließlich, der sich seinen Platz in den Annalen der Schande redlich verdient hat, wurde 2002 in The Spectator veröffentlicht und ist nach wie vor auf der Website des Magazins abrufbar.
8. Tod der Nation?

Peter Heathers Ansichten zum fiskalischen Gesellschaftsvertrag(11), der dem römischen Reichssystem zugrunde lag, und zur politischen Integration und dem Widerspruch innerhalb dieses Systems werden ausführlicher untersucht in Rome Resurgent. War and Society in the Age of Justinian, Oxford 2017 (dt. Die letzte Blüte Roms. Das Zeitalter Justinians, Darmstadt 2019). Unter den vielen wundervollen Schilderungen des englischen Bauernaufstands bietet die brillante Arbeit von Rodney Hilton, Bond Men Made Free. Medieval Peasant Movements and the English Rising of 1381, London 1988, einen hervorragenden Einstieg.
In Twilight of the Money Gods untersucht John Rapley, welche Auswirkungen der Aufstieg der modernen Peripherie auf die Umkehr der Ressourcenströme hat, denen der Westen einen großen Teil seines Reichtums verdankt. Wie eine geschwächte Staatsmacht durch informelle Formen der Regierungsführung ersetzt wird, beschreibt John Rapley in »The New Middle Ages«, in: Foreign Affairs (2016). Wenn es um das globale 1 Prozent und die Zusammensetzung der obersten 10 Prozent geht, kommt man nicht an Branko Milanovic vorbei, der mehrere Bücher zum Thema globale Ungleichheit verfasst hat, darunter Haves and Have Nots, New York 2007. Eine nützliche Quelle ist allerdings auch der jährlich von der Credit Suisse herausgegebene Global Wealth Report, denn er hilft interessierten Lesern, ihren persönlichen Platz im Ranking der globalen Oligarchie zu finden.
Schluss

Die Bedeutung der byzantinischen Armada von 468 wird in Kapitel 8 und 9 von Heather, Der Untergang des Römischen Weltreichs, ausführlich behandelt. Dass die Expedition nicht hätte scheitern müssen, verdeutlicht der triumphale Erfolg des Feldzugs unter Justinian im Jahr 532; siehe Heather, Die letzte Blüte Roms, Kapitel 5.
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